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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

Vo r s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter Bundesministerium für Unterridlt und Kunst 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Kranzlmayr, Kammerhofer, Dr. Kotzina 
und Tödling. 

E n t  s c h u I d i g t haben sich die Abgeord
neten Ing. Sallinger und Dr. Schleinzer. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 1 Minute -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Präsident: Wir kommen zur 1. Anfrage, zu 
einer Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Radinger (SPO) ,an den ,BundJesm:ilrubsber für 
Unt,eTricht 'Und Kl\Nl!St. 

148/M 

Nachdem im Juli 1971 vom Bundesministe
rium für Unterricht und Kunst die Durch
führung von Schiwettkämpfen für die Schüler
(innen) der 3. und 4. Klasse Volksschule sowie 
der 1 .  und 2. Klasse Hauptschule und ARS 
empfohlen wurde, frage ich, wie viele Mann
schaften und wie viele Schüler sich für diese 
Schülerwettkämpfe gemeldet haben. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 
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Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Abgeordneter! Für die 
SchiwetJtkämpJle der 3. UJIld 4. KLaJSS€1Il der 
VolkissmuLen sow�e der 1 .  und 2. KLassen 
der Haupt'schull€in rund AHS haben ,sidl ins
gesamt 1115 Mannschaften zu je 10 Sdlüle
rinnen oder Schülern gemeldet. An den Wett
kämpf;en weIden daher mehr lal,s 1 1 .000 Schüler 
tedlnehmen. Ich glal\l!be, das tilst wtI1kl<ich ei'Il'e 
,g·eJhr beachtliche Zahl. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Radinger: Herr Bundes
ministerl Darf ich f'I1agen, welche KosOOn. diese 
Schi wettkämpf;e v,eruI1samen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Dafür sind, 
Herr Abgeordneter, 500.000 S veranschlagt. 
Die Bedeckung ist im Budget 1972 vorgesehen. 

Präsident: Eine weitere Anfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Radinger: Herr Minister! Darf 
;ich frag:en, ob dafür VODsorge gebroffen i'Slt, 
daß di'e 'besten Schif,ahrer 'aus diJeSieI Tetil
nehmergruppe die Möglichkeit zum Training 
'bekommen und dami,t ,eilIlie geWÜlsse FÖI1derung 
von Ihr,er Sei,te enhalten? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Diese Wett
kämpfe gehen so vor sich, daß in allen 
Bundesländern Viererligen geschaffen werden, 
wobei jede Schule gegen jede andere Mann
smaft antritt. Zuletzt werden auf Landesebene 
die besten Smulen ermittelt. Innerhalb der 
Ligen und der Mannsmaften werden auch die 
besten Einzelläufer ermittelt, sodaß die Mög
lichkeit besteht, für die Nachwuchspflege auf 
dem Gebiete des Sdlilaufes auch die Reserven 
auszuschöpfen. 

Es ist weiters vorgesehen, auf Landesebene 
jeweils mit dem Landesschiverband Kontakt 
aufzunehmen, auf die besonders begabten 
Schiläufer hinzuweisen, sodaß die Pflege die
ser Begabungen gesichert ersmeint. Wir 
planen, für die nächsten Jahre innerhalb des 
schulischen Bereiches auch Trainingsmöglich
keiten und Trainingsvoraussetzungen zu 
schaffen. 

Präsident: 2. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Gruber (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht und Kunst. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter Dr. Gruber! Im habe vor, die Novelle 
zum Pr.ivamschulgeSietz mJöglichst bald dem 
P,arLament vorZ'Uh�g,en. (Abg. Dr. B a u  e r: Das 
ist sehr genau!) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundes
minister! Dals, was Sie mir ges:agt haben, ilSt 
�ein sehr präZliJse'I Zeitpunkt. Der Ausdruck 
"bald" dJst ,sebr dehnbar. Im hätte dom gerne 
eine etwas präzisere Auskunft. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter Dr. Gruberl Sie lerlauben mir die 
Festst,ellung, daß "möglJi:chst bald" imme'l'h1n 
etwas ist, was -iJn tder nächsten Zukunft liegt. 
(Heiterkeit bei der OVP.) Meine Herren I Ich 
bitte Z'll beachlten, ,daß I(}li,e ItegiJeru.ng zwWschen 
1966 und 1970 Vli,er Jiahre VieIlS!treidllOO. Heß 
undauJ mesern Gehilet überhaupt n:i<htts getan 
hat. (Lebhafte Zustimmung bei der SPO.) 

Abgeordneter Dr. Gruber: Herr Bundes
minister! Ich habe S'ile nidllt über diJe AkbiiV'ität 
der UVP-ltegilerung' gefI1ayt, sondem dm h�be 
Sie nach dem Termin ,g,efr-,agt, W,alIlll Sie dileses 
Privatsmulg,esetz dem NaJt:ioDlalr,at vofilegen 
wollen. Si,e, Her,r BUllldesmillliisher, h.alben vor 
kurnem line:iner RIede von ,einer Verzögerung 
g,espromen. Die V,erzöQ'eIU'IliQ lag 'eindeUJtilg 
bei deT de'rZleHig,en RleQ'ie:rillliQlSpcumei. Es i:st 
daher ,e1ne beremUgte Fr,ag,e, wenn wir jetzt 
von Ihnen 'W1issen wollen, Iwann diles'es P rlivat
sdlul'gesetz dem NatJiOlIllalr.M :rugeleitet wi'Id. 
Sile hahen ,a,lso a'1lf di;ese VViei,se bewi,rkt, daß 
ich meillle zwei ZusatzfrClJgen benötige, um von 
Ihnen lemen Termin. zu lerfiahnen, Iden ich 
bemits durch meine lerste PfiagestellUillig wrlssren 
wollte. (Abg. Dr. Z i t t m  a Y I: Das ist eine 
Gemeinheit!) Ich gl,aube, eine Isolche Art der 
Frl�ebeantwol"rung k.cmn von UniS nicht zur 
Kenntnis genommen werden. (Beifall bei deI 
OVP.) Ich hätte mich Ibegnügt, wenn Sie gesa,gt 
hätten, es wi'r.d noch lin der HelTblSltSiesslion sein 
oder e,s willd leISt ,in der Früh ja:hI1S1selslsion se1illl, 
aber eine soldle Antwort ist für mich völlig 
unhefriedi'QIend. 

Im darf meine zweilbe Zusatzfr.age VÜiel1eicht 
noch dahin gehend stellen: Herr Bundesmini
.sberl SliJe ha'ben ,auch von lei!l1Jer mö.gLichlen 
poHtilschen Lösung :in Id�els'er Fl"ClJge 'Q'esprochen. 
Wte sieht Ihrer Meinillil1tg ,ruach .diles'e mögliche 
poUtLsche Lösunga.us? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 
162JM 

Wann legen Sie einen Entwurf zum Privat-
Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge-

schulgesetz vor? ordneter ! W,enn ich ,slage, daß kh mög,Lichst 
ba1d iCliLe Nov.eHe Z'UIIl Pciv,atJschulg.esletz ein-

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. b:r.i'llgen möchte, 'daTIJll meine ich damit natür-
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Bundesminister Dr. Sinowatz 

�ich leine Frilst, di,e i!ß[l,erha�b des le'l'Isbe!Il halb<etn 
Jaihms Lie'gt. 

Zu Ihrer zwei,ten Fl1a'ge möchte lich Isagren: 
D1ese Nov,elLe zum PrliViaJtschJulgesetz Iso11 so 
be,schaUelll seilll, d.aß sile dem Geilst u.nd -dem 
Inhalt ,dels ZUJsatzvr8lfitl1C1Jgeis entsppicM, -deI!' 
zwilschen der RJepublik Ost'erreich ,einer,s€ibs 
und dem Heiligen Stuhl 'aIlldel1e'fStei1ls abg'e
schloss,en wurde. Und es Isol,1 ,eiIlJe poli1liJsche 
Lösung insofern sein, daß alle Mitglieder 
dels Hohen Hooses ,dJileser NOVielLe zustimmen 

lich. Der Landesschulrat hat den Bericht dieser 
Disziplinarkommission erst im November 
erhalten, und die Zeugnisse sind erst am 
2. Dezember ausgefolgt worden. 

Ich möchte allerdings bemerken, daß die 
Schüler wohl aufgestiegen sind und die 
nächste, also die 8. Klasse machen. Aber ich 
bin auch der Meinung, daß dieses Vorgehen 
nicht in Ordnung ist, und werde mir einen 
sehr in die Einzelheiten gehenden Bericht über 
diese Angelegenheit vorlegen lassen. 

könIl!en. Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Ich bitte, 
Präsident: Wir kommen zur 3. Anfrage : Herr Abgeordneter. 

Herr Abgeordneter Ströer (SPO) ,alll den Herrn 
BundesmiIl!tster für Unter,nicht :UlIld Kunst. 

151/1\1 

Entspricht es den Tatsachen, daß einem Teil 
der Schüler der nunmehrigen 8 a·Klasse des 
Bundesgymnasiums Ried bis Ende September 
1971  wegen ihrer Mitarbeit an einer Schüler
zeitung kein Zeugnis ausgestellt wurde ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr Abge
ordneter Ströer ! Es lS'timmt : DI'ei Schüler ,des 
BUIlldesgymnasiums im RiJed haben nach dem 
Schul}ahr 1 97 1/12 ihre Jahreszeugnisse nicht 
bekommen, und zwar deswegen, weil, wie 
man mir in einem Bericht mitgeteilt hat, am 
30. Juni des Vorjahres eine Schülerzeitung 
erschienen ist, die - so heißt es in diesem 
Bericht -einige Passagen enthielt, die gegen 
die Sittlichkeit verstoßen haben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab
geordneter Ströer. 

Abgeordneter Ströer: Herr Bundesminister! 
Abgesehen davon, ,daß ;ich tdJilels,es Vorgehen 
für u.ngesetzljch haUe, Wlei,l der Schmer elinen 
Ansproch auf 'ein Zeugnüs hat, habe lieh den 
Frall deishalb ,auf.g,e'gr.iffien, wle!i;l ,e+ini,ge di,eser 
Schüler um ein Stipendium angesucht haben 
u!Ild von IihIlJen ein ZoogMs Vier1cmgt wurde. 
WeH !sie :das ZeugIlliJs micht vorlegen kOIllllt'elll, 
be'�amen ISsile ,auch klein Stip,endimn. 

Ich frage Sie daher, Her,r BundeSID!iIllLste'f, 
ob Süe mit mi� ,einer M,eilllltLIlJg sind, daß ein 

solches VOligehen doch ,aLs mehr ,als llIDge
wöhnHch zu be�elici1Il!eIIl. äst. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Ich kann zur 
näheren Erläuterung auch mitteilen, daß der 
Landesschulrat Oberösterreich als Begründung 
für die Nichtausfolgung der Zeugnisse nach 
dem Schuljahr angeführt hat, daß vom 28. Juni 
bis zum 8. Juli die Reifeprüfung angedauert 
hat und daher angeblich keine Möglichkeit 
bestanden hat, die Disziplinarkommission ein
zuberufen; das war erst am 15. Oktober mög-

Abgeordneter Ströer: Herr Bundesminister!  
Wlenaen Si'e dafür SOligle t[;Cl!gen, ,daß dJi!es18ls 
Vorg,ehen nicht SchuLe macht? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Ich werde 
mich bemühen, daß solche Vorkommnisse nicht 
mehr geschehen. 

Präsident: Die 4. Anfrage : Herr Abgeord
neter Dr. Karasek (OVP) ,an den Herm Bundes
illImister für UIIlJbeI1I'icht und KUllJst. 

163/1\1 

Wie weit sind die Baupläne zur Errichtung _ 
eines Kulturinstitutes in Budapest gediehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge-
ordneter Dr. Karasekl Die Pläne zur Er.nichrtung 
'eines KuHul1institu1ls in Budap,Mt hämJgen sehr 
eng mit dem AbtscMuß leillles KarufvertITages 
für e�n 'entsprechendes Gnmdstück. zus,annmen. 
Di'e abschLießenden Gespräche -eis W,CIJliell1 
sehJr Lcmge VierhandlluD.tgen - ßandJen .am 12. 
und 13. Jänn,er ,in BudapeSst ,sltatt, 1.l.iIlJd es 
wurden von ung,ar.i+Scher Seilte noch ein.mal 
Bedring:ung,en rin futan:z:ilellter und barugestallte
rilscher HinsichJt gesbeUt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Herr Bundes
minister ! Sie ·stimmen filirt: miJr w.ahDschJerillllic:h 
übeDed.n, -daß es notw'endi'9 tlst, tin UIllsere'T 
A'llIsI,andskulturpolitik ,ei.n Iffiode'rnles Orster
reichbild zu vermitteln und zu vertreten. Ich 
finde nun, bei der ErnichJt'UlIlig e,inJe's Krultur
instliltuts lin BudapelSt rhä,ttelll wlir d!iJe ,eilllIDal+iJge 
Chance, ,er:stmals in den lletzten 25 Jahl1en. 
einen Neubau zu lerrkhoon und ISOZI\liSlaglen. 
Zledtgenöss:iJschren österI1eichJ1schten Architektelll 
dJi'e Möglichrk!eH zu ,geben, ,an SlbeUe .einres 
übHchen ROiUtinebCl'ues 'etwlClJs w!il1klliJch Moder
Ilies zu .el1richiten, drus ,eill1ie künSstlteI1ische 
VUJSitenkarrte Osterr.eichls ,s'em rkön11lte. 

Ich frarg.e 81e: ,Sind Stile an ,sich pl'inzupiJell 
bepeU t, ie li[))elllBro j,ek1lswett hewe'r b a'lllsZ'llJschrtffi-
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Dr. Karasek 

bre, der w,irklich in bl'leibelll Kreilselll östeTIJeli
chälsmen ArchJiltiekben dd,e Möglichk,eit 'gibt, sich 
daTan Z'U beteiHg,en und VOI'lschläge einzu
reichen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr Abge
ordneter! Sie ;wüssen, Idaß 1chISchon lauf Grund 
meiner Herkunft ,ge:r,ade fan ,eiillJelIIl �ul tur
dIDiSlt,iJtu;t ,in Budapest Isehr ,in'teres,sileTt bin. Ich 
bin .auch übeT7leug;t davon, daß ,es sich hier 
um e,itIlle 'echte öst,er�eichJiJsch!e Auf,g:abe haIl!delt, 
und ich kiail1n Ihnen miibetiloo, daß dJi,e Absicht 
Jbesteht, einen Ardübek:.tenwettbew.erb zu ver
anstalten. Auf der Gnmdl,ag.e des Er,gelbni:StSeS 
dilese,s Wettbewerbs IsolLen dann dJie Ba'lipläne 
ersteHt werden. 

Präsident: Eine weitere Anfrage. Herr Ab
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Im Prinzip be
friedigt mich diese Antwort sehr, Herr Bundes
minister. Ich würde nur noch sehr gerne 
wissen, ob Sie daran denken, allenfalls in 
diesem Jahr eine solche Projektsausschreihung 
vorzunehmen. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneterl Wenn dale Verha'IlJdhmgen mut Buda
pest endgülbi'g ,abgreschlOlSIsen slirnd - u!Iltd ,es 
IiISit zu,91elsagt, ,daß mit 1. F,elbru,alr des hteuri,g,en 
Jahl1es bei 'linSe'fler Bortschaf.t die Antwort der 
Budap,elster Seite 'einlaJ:l!gen soll -, :ist vor
.ges'ehen, daß innerhalb lelinels J,ahfiels 'ein Bau
pTojoetkt im Verhälm1s von 1 zu 200 den iunga
ofIilscben SteHen über,g,eben w.ilfd und daß noch 
einmal über ,eHe Baufühtrung und über di,e 
Finan2literung 'gesondertJe Vefletinbarung,en ge
traUen werden. Ich möchte dazu "s'a'g,en, daß 
ich natürllich diese Angel'eglenihJeit Isehr ralSch 
verfol,gt ,sehen möchte. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: Wir kommen zur 5. Anfrage. Es 
ist die des Herrn Abgeordneten Zeillinger 
(FPO) an den He,r:m Bun.dJe,sminilsrreil' für Vie'f
klehr. 

145/M 

Warum wurden die Briefträger am 23. De
zember des Vorjahres durch eine Weisung dazu 
angehalten, die Poststücke - aufgegliedert nach 
den einzelnen Arten der Sendungen - zu 
zählen, obwohl dies gerade unmittelbar vor 
Weihnachten eUrre kaumn zumutbare �ehr
belastung bedeutet hat? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Es i,st k,ein'e 
gene!Delle W,eilsUing an aUe POIstZUJSbeUe'r er-

gangen, ZählWlJg,en am 23. DeZiember vorzu
nehmen. :& w,(lIr wes oSpe:zJifioSch nur für Salz
burg für das Postamt 5020 ,abg,esHmmt, um 
dor,t für dCllS Gener,alkcmz,ept, das joetz't le�a["bteli
t,et wird, und für aile Plaml'l1!gen für cld,e 
Betri:e'bsgrun,dl,age des UmibaJUJe,s des Postamtes 
odCllS 'entspI1echeill!de ZifiernmCllteI1iJal ZlU 'bekom
men. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab
geordneter. 

Abgeordneter Zeillinger: Darf ich Sie, Herr 
Minister, und zwar als Praktiker, fragen: 
Halten Sie anges'ichts der Tatsache, daß in den 
Weihnachtsfeiertagen die Briefträger dieses 
Postamtes 5020 im Gewicht von 40 bis 70 kg 
Post zuzustellen hatten und diese Post auf 
Anweisung in Normalpost, Drucksachenpost 
und eingeschriebene Post aufgliedern mußten, 
zählen mußten, wieder zusammenwerfen muß
ten und dann nach ihrem Rayon aufgliedern 
mußten - eine Arbeit, die stundenlang ge
dauert hätte -, halten Sie eine Statistik, die 
auf Grund einer solchen Anordnung dann 
durchgeführt wird, für eine brauchbare Unter
lage? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Da diese Erhe
bung im Einvernehmen mit der Personalver
tretung und nach Befragung auch der Betroffe
nen zustandegekommen ist und man für die 
künftige Betriebsplanung nicht nur Durch
schnittswerte, sondern auch Spitzenwerte mit 
einbeziehen muß, glaube ich, daß diese Werte 
schon eine Aussagekraft bekommen. 

Präsident: Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich möchte nicht 
über Sinn oder Unsinn einer Maßnahme dis
kutieren, ob sie besser oder weniger gut wird, 
wenn sie im Einvernehmen mit der Personal
vertretung erfolgt. Im Einvernehmen mit den 
Betroffenen kann es sicher nicht geschehen 
sein, weil die Betroffenen ja dann zu mir 

gekommen sind, um sich darüber zu beschwe
ren, und offen gesagt haben, daß sie dazu 
nicht in der Lage waren. Sie standen vor der 
Alternative, entweder zu zählen oder die Post 
zuzustellen. 

Daher darf ich Sie also fragen, Herr Mini
ster: Werden Sie in Zukunft Vorsorge treffen, 
daß Anordnungen nur in de r Form erfolgen, 
daß die Postzustellung an Empfänger wichtiger 
ist als die Ausarbeitung einer zweifelhaften 
Statistik? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord
neter! Ich ,glaube Il!icht, daß diJe POSotzUisteUunrg 
daJl1Uofite'r g,elättJen ha1. Ich bin ,aber 'gerne bereit, 
wi,e 'Ich schon 'eingangrs '81rwähirut habe, wiegen 
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Bundesminister Frühbauer 

der bek,annt,en Schw.ieI'ligkied-ten dla'rrauf erl.nzu
w.irkoen, daß bei solchen Unbersuchu!IlJgen, die 
für ,die Planung ,staltJilSitilsdl nobwe'llJdJig sind, 
eben ·auf diese Umstäooe ,auch Bedadü genom
men wlrd. 

Präsident: Die 6. Anfrage fällt wegen Er
krankung des Anfragestellers aus. 

Die 7. Anfrage: Herr Abgeordneter Doktor 
Lanner (OVP) ,an den He'firn B'llnIaesmdniJsbeT 
für Verke:hr. 

122/1\1 

Welche konkreten Maßnahmen wurden von 
Ihrem Ministerium bisher gesetzt, um ent
sprechend der sehr allgemein gehaltenen For
mulierung des Fernmeldeinvestitionsgesetzes die 
Telephonanschlußgemeinschaften im ländlichen 
Raum im Interesse einer möglichst gleichen 
Behandlung aller Anschlußbewerber zu fördern ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord
neterl Ich nahe schon 'sei!IlJeueit daffiUlf ruin-
9-eWli-e'Slen, daß -im Z.usammenhang mi,t dem 
FernmeldetmtV1esbi,tion1S.ges-ertz von mir de,r Auf
tr'ClIg erteiH W1UI1de, dii'9 Kabelköpfe mögl:icbJst 
weit in dLe SrloIletliSliledhl'Illgen 'zu den einreinen 
A1lJschlußwlerbeLn hi6lian�uführ,eill ulllld dadurch 
die KOISten für den 'eiillZlebl!en ne'IiabzuSle'tZien. 

Darüber biillaIUJS föroefit dli,e Post- !U1lJd Tele
gf'aphenverwaLtung dile Ansdllußg,erneilIlischaf
ten. DLe Vorbelle'ibmgen für das Jahr 1972 

z,edgen in :bezug ·auf d,i'e P_Lanung, daß diese 
UbeTlegungen ISleh.r zweckmäßtg w,aIfen und 
daß diLe ländLiche Bevölkiernmg ilIl leinem 
großen Bereich von ,wleser lli61l1en Mögldchkeirt 
'bel'leUrts Gebrauch macht. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Lanner: Herr Bundesmini
ster! Wilr wiSisen >clIUe 'llIIl dJile 'Bedeutung der 
V1erbesser:ben MögHchkiei.ten des TeLephon
,cmschluSises 'im länJdlichen Ra'UllIl, und zwar für 
·aUe Bevölkerungsschichten: für IWe Wirtschaft. 
für delIl Fl1emdenv,erkehr. für den Handel, für 
das Gewerbe, für d�e Landwi'rtschaft und für 
jleden RfliVlaten. 

SLe wiJssen. daß das Ig·roße ProMem -rule 
Ailischlußkosten srnd, die, wenn dch a.n daJS 
Beilspiel Wilen rlenk-e - u!IlJd !ich fl"eue mich 
darüber -, bei le·tw,a 500 S -gehalten werden 
können, lim lälndHchJen Ber-eich aher oft bi,s zu 
10.000. 20.000, ja 30.000 'Und mehr SchJiUing 
pro Anschluß g,enen. 

Nun habe ich mich !SIehr ,gef<l1eUit, ,als .fiIir im 
September 1971 'eine Hroschül1e mit dem Titel 
zuging: "Für ·ein .rnodel'llies o'SlberI1eich" -
von ·der Soz'1aHsb1smen P.a-I1tei -, .in der fol
-g-ende Feststellrung ,getroftien wur-de: 

"Der Telephcmausbau �m länd.llimen Geoo·et 
W1i.rd llunmehr nach den 'bereits erg'aJ1geneill 
W,eilS11Ungen" - .dar;Cl>uf bitte dd.� Betonung I -
,Jso voryenommen, daß ,es hinsichtLich .der 
Kosten ik!eiflle w.esentlimen UIlIber.schiede zWli
,schen Stadt rund La'IlId gibt." 

Ich fIlage SiJe nun, Herr Bundesmi'Illi!ster: 
Wann - ulIld, hi1lte, ,der Mona1 würde m�r 
g.enügen - ILst konkr-et diJeJse Weisung epg·an
'91en, di'e ,etwa gleiche Anschlußkostoo in Stadt 
U1lJd Land :nach :sich 7JLehen würde? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Die Weisung, 
daß es nach Möglichkeit zu verhältnismäßig 
gleichen Anschlußkosten kommen soll, ist un
mittelbar nach dem Tag der Beschlußfassung 
des FMIG ergangen. 

Man kann natürlich nicht erwarten, daß bei 
Extremlagen gleidle Anschlußkosten entsteh
hen. Aber Sie mögen aus dem Umstande, daß 
allein im heurigen Jahr für Anschlußgemein
schaften im Raum Oberösterr·eich und Salzburg 
30 Millionen Schilling eingesetzt werden, daß 
für einen verstärkten Ortsnetzausbau im länd
lichen Raum 65 Millionen in diesen bei den 
Bundesländern eingesetzt werden, daß in der 
Steiermark dafür 50 Millionen zur Verfügung 
stehen, in Kärnten 30 Millionen, in Tirol und 
Vorarlberg 50 Millionen. ersehen, daß sich die 
Post- und Telegraphenverwaltung echt be
müht, diesem angestrebten Ziel näherzukom
men. Darüber hinaus gibt es auch noch andere 
Förderungsmaßnahmen, um einen Ausgleich 
herbeizuführen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Lanner: Herr Bundesmini
sterl Ich 'res.pektLere Ihre Bemüh'lWgen. und 
ich h·ahe voUes VeI1ständndJs für ,die SchWliIe'l'1i'g
keHlen. M:i·r geht ,es ledigLich darum, zu wl�ssen, 
ob dieser Plan "Für ,ein modemes Oste>r'reäch" 
auf Wahrheilben oder Unw:a>llrheJi.1:en illClls'1ert. 
Hiler steht von "nach Möghichkeit" n'ich1:iS, Mer 
geht es konkret "nach den beIieits ergangIenen 
Wei,sungen" un.d um "keine wesentldchen 
Untersch,iede" . 

Meine Fr-ag,e ·an Sile: Ist odalS so, j,st das walhr 
oder >jISt es anders? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Es ist eindeutig 
wahr, daß es "keine wesentlichen Unter
schiede" geben soll, weil die Post- und Tele
graphenverwaltung sich bemüht. durch das 
Hineinführen der Kabelköpfe die Anschluß
kosten zu reduzieren. 

Darüber hinaus besteht im Bergbauern
Sonderprogramm des Landwirtschaftsministers 
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Bundesminister Frühbauer 

die Möglichkeit, dort, wo rein technisch diese 
Möglichkeit nicht besteht, Zuschüsse anzu
sprechen und damit diese Gleichheit herzu
stellen. 

Präsident: Wir kommen zur 8. Anfrage: 
Herr Abgeordneter Steinhuber (SPO) an den 
Herrn Bundesmiini'st,er füT VieI1klehr. 

l03/M 

Sind Sie gewillt, die von Ihrem Vorgänger, 
Minister Dr. Weiß, eingeführte Schreibgebühr 
von 5 S beim Übergang von der 2. in die l. Klasse 
abzuschaffen ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord
neterl Es bestehen k,eine Absichten, dte �!m 
T,a'I'if vorg,esehene;n Schneibgebühr;en ,abzu
schaffen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Steinhuber : Herr Bundesmini
sterl w,eIlJIl nicht die Absicht bestelht, ,diese 
5 S-Schr,eibgebÜlhr 'a:bzuschaffen, dann bestra
fen Si,e den .nicbt ,gut Iinformi'eT,ten F.ahr,g'(!Jst. 
Es ,s.t'eHt ,sich nämlich in der Pnax!i's he,r,ClIUls, daß 
bei vollbesetzber 2. K1Cl1S1se oft Meilischien fnei
w.ill:1g in di'e 1. KlaJss,e ,g,enen. Di'e müSisen dann 
den Schnellzugz'Uschl,ag bezahlen, ,die 5 S
SdlIlei'bgebÜihr unJd di�e Aufzahlung auJ 
1. Klasse. Der <gurt: '�nformie'fte Fahr,g'(!Jst läßt 
'Sich .bei vollbesetzt,er 2. Klasse vom Schaffner 
in düe 1. K1asse ,einweiSlen, bezahlt dann weder 
5 S Schreibgebühr noch den Aufschlag auf die 
erste Klasse. Deshalb gI.aJUbe 'ich, <daß es not
wendig li,st, daß hLer GeiiechtJigkeM waltet. 

Si,nd Sie bereU, Herr BundJesmi'Illister, Me,r 
eilIlJen A'llIsgl'e'ich zu :schaffien bezi,ehungswei.se 
dile Sdmelihgebiihr abzuschaffl€!ll? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bestimmungen der Eisenbahnverkehrsordnung 
nicht kennt und sich bei Uberfüllung des Zuges 
in der 2. Klasse nicht in die 1. Klasse ein
weisen läßt, sondern selbst sich in die 
1. Klasse setzt, dadurch insofern gegenüber 
einem anderen Reisenden Schaden erleidet, 
der eben beim Schaffner die Einweisung ver
langt. Es würde aber eine Möglichkeit be
stehen, durch Aufklärung die einzelnen Rei
senden doch auf diese Möglichkeit der Eisen
bahnverkehrsordnung aufmerksam zu machen. 

Präsident: Ein zweite Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Steinhuber: Darf ich Ihre 
Antwort, Herr Bundesminister, so verstehen, 
daß eine Aufklärungsarbeit diesbezüglich 
durchgeführt wird (Heiterkeit), odamdt 'eben 
auch ,der nicht gut ,informi,erte Fahr,glast di'ese 
MögllidiketiJt 'in Anspruch nehmen kann? 

Aber ein w,eiJtJe,Iies u'nnechrt besteht dari1n, 
daß ein Fahrgast, der - angenommen - von 
L'ei1oflli'tz nach Wien fährt, bis Graz den Per
,sonenzug henüt�t :und lin Gr.az auf den Schnell
zug uffistei,gt, den SdlJllIeHzugzUischla'g 1.LIlJd dli'e 
Schreibgebühr bezahlen muß, der Fahrgast, 
doer von Köf1am, ,aLso ([licht mit der Bundes
bahn, bis Gr,az fähnt UIIlid rurnstel1gt, keine 
Schrieibgebühr zu bezahLen br,aucht. Dami1 
bestr,aft dte OBB ;e'i:gentllich den Reisenden, 
der di'e ganze ZeLt milt die'r OBB g,ef,ahnen d,st. 
Ich g}.aJUbe, daß das ein Grund wäJI1e, hieT 
wenigstens Klarhei't zu ,schaffien. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Ein Reisender, 
der von Leibnitz mit dem Personenzug nach 
Graz fährt, in der Absicht, dort einen Schnell
zug weiter nach Wien zu benutzen, könnte 
sich den Schnellzugzuschlag auch schon bei 
Fahrtantritt in Leibnitz lösen. 

Bundesminister Frühbauer: Die Sdueibge- Präsident: Wir kommen zur 9. Anfrage: 
bühr hat einen zweifachen Zweck. Sie soll Herr Abgeordneter Staudinger (OVP) an den 
einerseits dafür Sorge tragen, daß es nicht zu Herrn Bundesminister für Vie'rkiehT. 
einer Umlenkung der Fahrkartenbeschaffung 
von den zuständigen Fahrkartenschaltern bei 
den Bahnhöfen vor Reiseantritt zur Ausstel
lung im Zug kommt. Denn wenn die Aus
stellung im Zug nichts kostet, würde natürlich 
jeder aus Bequemlichkeit sich darauf ver
lassen, beim Schaffner eine Karte zu be
kommen. Dabei würde aber zum zweiten der 
Schaffner behindert werden, seine Kontroll
tätigkeit im Zug auszuüben, weil er eben 
durch das Ausstellen von Fahrkarten zeit
mäßig so belastet wäre. Aus diesem Grund 
wäre es nicht sinnvoll, diese Schreibgebühr 
aufzuheben. 

Ich will nicht bestreiten, daß es unter Um
ständen möglich ist, daß ein Reisender, der die 

174/M 

Wieso ist es trotz mehrmaligen gegenteiligen 
Behauptungen der Bundesregierung bis heute 
noch zu keiner Einigung über den Strompreis 
zwischen dem Aluminiumwerk Ranshofen und 
den Verbundgesellschaften gekommen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord
neter! Wie ich Ihnen 'be:reitJs lin dei" Beant
wortung 'eLner Anfr,ag,e vom 18. Juni 1971 

mit'geteilt habe, tst les zu ,einer 9'l'IUIlIdsältzldchen 
Ei:n:i,gu.n.g Mns:ichrtlich <der StrompreilSf,esUegung 
für di,e V'erei.n!tgtJen 'Metallwerke Rcmshofen 
nach ,der Aussprache ,im Mi1Il1iJstJeTkomi1lee ,ge
kommen. Jetm IgJbt ,es ,einigle AuU,asS'Uugs-
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Bundesminister Frübbauer 
unter:sdüede 'in der Formru:li'eI'UnJg dies Ver- Ich we,i'5,e noch ·einmal ,auf die Äuße'f'UIl1Ig des 
trClJgstextes. llie Bespredwngen tsind zrurzelit Herrn BundeskJanz1e.rts lim J,allme 1970 hin. 
aher aus ander,e'Il Gründen nicht fO'rc1erba'f. Hatbe der Her,r Bundesk<anzlter von IhIlIen als 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Staudinger: Herr Bundesmini
ster! D1ese 'grund'sätzllicbJe EinJigung, die Laut 
Ihrer AntI1aJg'elbeantwortung tim März 1971 zu
,stJandegekommen :iSlt, muß dom her,eilts vi'el 
früher :�ll'standegtekommen tsein, derulldler Heri' 
BundeskalJ1zloer lliteß sich in Br,aunau ,schon im 
Ja1lu€ 1970 für die F,eststJellulltg Beiftbll ISpen
den, daß das Problem der StrompI1e�sfle,gtelung 
zwilschen R:ansholfte,n 'Und VterlbundgelslelLschaoft 
gereg,el;t ,sei. 

Stite haben mit! im Juni 1971 ,gesagt, di,e 
grunidsättzLicbJe Reg,elung lS:eU .gtetroffen, 'es ,seoitelIl. 
noch Fr,agen, di'e Glleit!klalUJsell betI1eftteiJlJd, offen. 
NIUIll 'h'e-ißt dats, ,daß, WtelIliIl dJi,e konkrete Ftrage 
der GleitklaUtstel ndcht beantwoooet dJs,t, ,eigent
lich überhaupt keine Regelung getroffen ist. 
NU1ll1st seit Ihr,e,r Anfr·ag·ebemntwortung mehr 
als tenn halbes Jahr verglaiIlJgen, ISletiJt di'eSier 
'grundsätzLichen R,eg'el'llng älst 'IlIa'h:eZfll ,ein Jahr 
v,ergangen, un,d sielit der Erklärung des Herrn 

BundeskaJIlzLers, d.as Problem Is'e,i 'geTegelt, iJSt 
noch vlitel mehr Z'ei,t Vl8J1gangen. Und lich muß 
Ihre,r Anfrag,ebeantworrtung entnehmeiIl, daß 
.aas Pl"oblem noch immer nicht g,elÖlSIt IÜSt. 

Nun war aber doch vorgesehen , daß ·dJile 
ELektroly,se 1974 in Ransho�en im Bet,nieb g,e
nommen wenden soll. HaUen Stile 'es für denk
bar, Her·r B'UJIlldesminiJste,r, daß tei,ne Rleg,e,lung 
so rechtz·e:itig zlllStmdekommt, daß die Inbe
tI1ilelbntahme der El'ektroly,se in RalllJshofen pe,r 
1974 überhaupt noch mögHch liSlt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Da weder mir 
noch der Bundesregierung von den Verhand
lungspartnern offiziell mitgeteilt wurde, daß 
es zu keiner Einigung kommt, war es der 
Regierung selbst und auch mir nicht möglich, 
in diese Frage einzugreifen. Es ist das eine 
Haltung zwischen zwei Vertragspartnern in 
der Textierung des Vertrages. 

Darüber hinaus glaube ich, daß es möglich 
sein kann, bis 1974 die Elektrolyse unter der 
Voraussetzung in Betrieb zu nehmen, daß die 
Studie, die jetzt von den Vereinigten Metall
werken in Auftrag gegeben worden ist, ein 
positives Ergebnis bringt. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage� 

Abgeordneter Staudinger: Herr Bundesmini
ster! I1hl"e AntwoI1t drängt eig,enHich, 'ich 
möchte ,sa'g,en, ·an dJi'e 100 ZlUJslatzfI1agen wuf. 
Da mir ,aber nur mehr leme teiin.z'1ge Z'Uls.aJtzfr.ag,e 
gestatt1e1; 1st, möchte !im Sie fo.lg'eIl!des f.r,agen: 

dem res'SortzUJStänd1ilgen Mmst,er eill'e Infor
maHon, di'e 'vhn VleIlaJIllasSien korunt,e, zu erklä
ren, das Problem Strompreis für Ranshofen sei 
geregelt, oder hatte er diese Information nicht? 
Oder ,anaens Ig.eflI1ag.t: Haben Sie, Herr Bundes
minitst'er, dem Herrn Bundesk·anzlier eine 
falsche Information gegebelIl, odler hat der 
Heu Bu'llldeskanzlier :in BfiaJUnau der Bevölke
rung etwas FaLsches g,€Sagt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord
neter! Si,e kÖtIl.nen steher sein, wenn der Herr 
Bundes'klanzler lin de-r Offientlichkeirt: tei'Ille Er
klärllJIlig abgibt, daß dilese stimmt (lebhafte 
Heiterkeit bei der OYP) und daß ,er .aJUch eine 
dti'esbezügliche InfoTmaJt:ion von miT hat. (Bei
fall bei der SPO. - Widerspruch bei der 
OVP.) 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: Wir kommen nun zur 10. An
frage: Herr Abgeordneter Babanitz (SPO) 'aJIl 
den Helr,m Bundesmirutstelr für nautben Ullid 
Technik. 

98/M 

Wie weit hat die 1970 vom BWldesmini
sterium für Bauten und Technik herausgegebene 
Broschüre "Den Winter nützen - im Winter 
bauen" zum Abbau der Winterarbeitslosigkeit 
in der Bauwirtschaft beigetragen? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundesmini
ster. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Abgeordneter! Es ist natürlidt 
nicht möglich, genau festzustellen, wieweit 
dli,ese BroschüI1e dazu beilgetr,agen that, die 
W;i[l't,e,ra'r1be�tslosigroei\t tabzuhauen. 

Mtitt dliletSle,r BflCllg,e bat 'sich ,auch dei' Beirat 
für BaJUwi'Dusdtaft ,in sedlIlJer �ehnten Sitzung 
hef,aßt u!l1d I�St zu .dem SchLuß gekommoo, daß 
sowohl d�e ,günsbitg.e Witterung, dIi'e gulte Auf
trCligSisituabion, aber ,auch Idie ,oominJistToCiil::iven 
und tdlite Werbemaßnahmen - damit me'i'Illte 
er tdtiletste Broschür.e - das IhDe dazu bedge
tr'aJg",en haben, daß die Wi:n:terarbedtlSlosilgkeit 
im Jlahr,e 1971 erfreulich!erweise den lti,efisten 
Stmd senit dem JaJme 1950 ,er.re,ichtt bat, näm
lich nur 27.483, wähIlend ISie ,im J.a'hr'e 1969 

da,s Dopp,e}te und !im J.ahre 1968 rund 53.000 

be,tr,wge!Il hat. Der Beli:rat �a'll1 zu ,der Auf
f,atSlSung, daß etwa ,ein DI1i1lte1 dilelsels Absdn
k,ens auf d1e Werbewir�ung �ll'rückZlUführen 
wär,e. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab
geordneter. 
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Abgeordneter Babanitz: Herr Bundesmini
sterl Ich gla'ube, damüt list be:stät1g:t, w,ats dJi,e 
BauWlirbschaft, und ZWlatr beÜide InteTleSlseIIlV'er

tretl\lllligen, sowohl diJe der Ba'U'll[);t'eI'IlJehmung,en 
als auch die der Bauarbeiter, im Einvernehmen 
mit den bei den Ministerien als Versuch im 
vergangenen Jahr unternommen haben. Im 

glaube, allein die Tatsache, daß sich diese 
beiden Interessenvertretungen an der Heraus
gabe finanziell beteiligt haben, zeigt, daß der 
Versuch geglückt ist. Sicherlich wird diese 
Broschüre allein nicht die Winterarbeitslosig
keit heruntersetzen. 

Me:in,e Fr,age ,geht lIl;un dahin: Besteht die 
.A!bsicht oder dÜJe Mö,glichikleit, ,auch weibe,rhin 
in dieser Form die Bauwirtschaft, das heißt 
Bauun:tern,ehmungen unld Bauar1J.ei�e'r, laufzu
klären bez,i,ehung,sweiJse besteht di,e Absicht, 
direSie BroschüI1e etw.ClJS zu erwed:bem? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Man wird :zur 'gegebenen Zeit - den heurigen 
WlilIlter 'ha'be ich nicht ,aLs den nichti,gen Zei't
punkrt lan1genommen, zwei J,ahiie hint'ereinaTI
de'r dats ,gI,eiche zu It'UIl - wieder ,auf eine 
solche We'r1J.ung �urückkommeill. Ich g,1aube 
aber, und ,das wird ,auch ,im ,seir,at derzetit 
besprochen, daß ,es IsillIDvoll wäIle, zu der 
Frage "Wann plan'eIl - wann bauen?" Stel
lung zu nehmen, um sich darüber klarzu
welf(}en, welche Möglichk,ei'ten, zleHmäßi'g ge
seihen, d.n ddoes,en bettden Beg,rriffen Nlegen. Mit 
diesem Thema !beschäftdig.t ISlich auch der ße,irr,at, 
um auf ,einJelffi 'aIlldeiien Gebi,e,te oe�ne KooTldi
nation alle,r d,ar.an Bet,elilii,gtJen ifierbetizuführ'eIl 
und ,dil6 MÖlgldchkeirben ,aufzuz,e'ig,en, dile die 
AUlsnützung gerade der Wlint,er�ei:t bieten 
kann. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Babanitz: Herr Bundesmini
ster! Ich habe dann nur d:Le Biltlte oez,i,ernmgls
welilSIe tdiüe FoIiatg,e : W'eDden Si'e ,allres V O.flSolflgen, 
damJit di'elSle Brosch'Ül1e ode� ,einIe !solche Art 
der A.ufklärunJg :rech!t�elirttg, ,allSo nach meineT 
Meinun,g späJbestenJs 'irrn September, OktobeT 
des J,a!hIDes, für dats 'S]9 bestiJmmt ist, ihelfla'lllS
kommt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Ich bin gerne bereit, 
dazu beizutragen, daß eine solche Aufklärung 
über diese Möglichkeiten so zeitgerecht er
scheint, daß sie auch wirksam wir.d. 

Präsident: 11. Anfrage :  Herr Abgeordneter 

120jM 

Sind Sie, Herr Minister, bereit, einen Straßen
baufonds, der mit einer Bundeshaftung aus
gestattet ist und dem alle für den Straßenbau 
zweckgebundenen Einnahmen zufließen, zu 
errichten ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich möcht,e edngaDJgs zu IhDer Frr'Clige sa,gen, daß 
,ieh natül1lich ,aUe,in auf Grund der dem Bunoos
minister für Bauten und T,edmi'k eringeräuffi't'en 
Bef:ugDJilslSe IlJicht imstoode bin, emen SbDaßen
baJUfonds zu €Drichrtan, 1S00000ern daß .dile Er
richtung 'eines ,solchen Fonds selbstvleIlStänd

lim dem Hohen Hafl1s vorbehalten ,s'ein muß. 
Ich habe ,aber in delr Vergangenhrelit, auch 
anläßlich der BudgeMehattle" e'fkläI1t, ,daß dats 
Bautenmi!IlJisbe'I1ium an dem Entwurf leines 501-
men Bundesges,etzes beibrefiend die 'Errrichtung 
!eilIlJeIS Straßen:baufonJds 'arbeli'bet, daß ,al1eroillrgls 
die ler,slten Eß'twüde nach mleiiner Uberzefugung 
zuweniJg beinhaltet haben ; w'e wrelilte'ren 
Arbei,ten in meLnem R,eISiSOI1t isind }eltzt :so 
weit gedi,ehen, daß ,ich ihofie, lin Kürze dire 
natürllich 'auch notw€1m:l!i'glen VerhanJdlun1geI1 
m1t dem Finan7Jll1linister;ium ,arufIlJehrrnen zu 
können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Ing. Helbich: Glauben Sie, 
Herr Minister, daß es möglich sein wird, bei 
Verhandlungen mit dem Finanzminister einen 
Rahmen von einer Milliarde Schilling Bundes
haftung zu erhalten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Ich kann das nicht 
voraussagen ; denn der Sinn dieses Fonds als 
eigene Rechtspersönlichkeit liegt meiner Mei
nung nach darin, daß dieser Fonds bei ge
wissen Uberbrüc:kungsschwierigkeiten im
stande wäre, allenfalls auch selber auf den 
Kapitalmarkt zu gehen und gewisse andere 
Maßnahmen zu setzen, die im Rahmen des 
Schemas und der j etzigen Konstruktion nicht 
möglich erscheinen. Ob aber das Finanzmini
sterium einer ständigen - wie Sie offenbar 
meinen - Bundeshaftung von einer Milliarde 
a priori zustimmen kann, vermag ich derzeit 
nicht zu sagen. 

Präsident: Eine weitere Anfrage. Herr Ab
geordneter. 

Abgeordneter Ing. Helbich: Werden Sie bei 
den Verhandlungen dafür eintreten, daß Sie 
eine Bundeshaftung von einer Milliarde be
kommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Ing. Helbich (O VP) ,an den Herrn Bundes- Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
mirniJster für BaU/ten 'und 11echnilk. Im steHe mir di'e Konst'l'Uktion eines Isolchen 
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Bundesminister Moser 

Fonds ,etwla ISO vor, daß sie 'sich in Tieil

bel"leimen an 'Seiller2Jei!f!ige bewährte Bundes
fonds, wie 'etwa den WdhrrhaJUs-Wii,ooerauf
haufonds oder ,den Burrdes-Wolm.- 'lmd Si'ed
lUlIlgisfonds, anlehnt. Abe'r ,auch in ,d!jleselIl Ge
S€,tZeIIl waT nicht eine da'Ulemde Ha'ftuDigIS
übernahme des Fillllan:mnimistel"liums vor,g,e
s'ehen, scmdem joeWleilis tim EilIlz.ellflall d'i,e 
Haftungsüber,nahme füor ,ei,nen besotimmten not
we,ndi'gletn Betr,ag. Ich IglCl111be, daß 'Cliuch d1eg,er 

W'eg 'g,eg,ang,en werden 'solltte, wobeli lin einem 
Entwurf hilntsichtHch der Mibbelaufbri'lllg'UDig 
natürlich ,eine gener,eUe FieststellulIlg 'enthalten 
seli\ll müßte, daß ,auch der Brtmd Hraf,tUJnJge!ll 
übernehmen kann. 

Präsident: 1 2. Anfrage : Herr Abgeordneter 

Abgeordneter Samwald: Herr Bundesmini
ster! WieJidJen .aber aJUch gleichz.eitiog mi,t dem 
Bau ,dies Autobal1Il'kilieli2Jes lim RaJUm NaJtsch
ham-Loip,ensbach djle V,erbindungsstell:en füT 
dJi;e E 6, für dJi,e Semmel1i'Illg-SclmeUstr,aße, in 
Angfliff ,g'enommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter ! 
Bei der Planullig diles'es Bauloses oder des 
91e,samten Stückes 1st natür:1d<ch darauf Rück
sicht ,g,enommen worden, .daß ,auf Grund ,d·es 
Bundtessrtrtaßeng'eset2Jes 1911  tdite, SemffileJiing
Schnel1stl1aße , dIi'e E 6, ;ilIl di,ese:m ,ßel'leich ,00} 
d'i,e SÜJdautOlba'hn angebunden w,endJen wird. 

Samwald (SPO) an dien Herrn BIllndJesmin1sber Präsident: Wir kommen zur 1 3. Anfrage : 

für Bauben 'UIld T'edmik. Herr Abgeordneter lng. Hobl {SPOJ ,an den 

99/M 

Wann wird mit dem weiteren Ausbau der 
Autobahn Richtung Wiener Neustadt-Seeben
stein begonnen ? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Mit ,dem weilteren AUlSbau :der Auto!bahn RJich
f:ung Wi'ener Neustadt-See'benste'in Wlird im 
heulli'gen J,ahr 'begornlien we'rden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Herr Abgeord
neter, bitte. 

Abgeordneter Samwald: Wo wird mit dem 
Ausbau begonnen werden, beziehungsweise 
wie hoch werden die finanziellen Mittel des 
Bundes sein, die im Jahre 1912 noch verbaut 
werden können, beziehungsweise mit welcher 
Bauzeit ist für die Teiletappe Wiener Neu
stadt-Seebenstein zu rechnen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
DCllS ganze Stück. Wiener Nel1'stadt----Seeben
stein wird über 1 3  km lang \SI€Iin. Es wh'd in 

dnei Baulose ;:ru unterteilen ,se�i!ll, urul zw.ar 
,in eoilIl Baulos "K!no�ell Wtiener Neustadt' " ,  ein 
Baulos "Schwarzau' "  und ein Baulos "Knoten 
Seeherustein' " .  Es wind lim hoofli'g'en Jahr miif 
den Erdba!Uarbeit'€'Il in Iden BCliulO8'en 
"SchWlarz.a'U" und "KnotelIl SeebelIlJSteli.,u' " be
gonnen wel1dJen. Mit den HrückienbaJUJten in 
alLen drei Baulosen w:Lrd he'Uler begOIl!lllell wer
den. Im Iheurilg1en Jahr sfJelh'ffil für dliesen Bau
,abschnitt insgesamt 100 Milllionen Schtming 
im Budget zur Ve,rfügung, wovon auf den 
Erdhau etwa 3S MilltiOlllJe\Il und auf eLen. 
BrückenbCliu etwa 6S ,Milld'cmen Sch:illing ent
f.allen. WfJJS di,e Ba'uda'uer d'1e'ses StückeIS an
l,OO},gt, lSo I'lechne :ich -mit eimer BaJUzeit von 
e!twa ,dJr,ei Jahren. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter, bitte. 

He'Iiffi Burulesminllisrer für Baut'ffil rund Technik. 

lOO/M 

In welcher Weise werden die Mietzinse von 
Tankstellen an Autobahnen verwendet ? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Es war b�sher 'so, daß dile MiletZliiruSletingängle 
von T,an'k!sroelle!ll ,an AiUtobalmen ,als EilIlnah
men aus dem. ordentLichtelIl HaJUlSlhJalt vellrechnet 
wIUJI1d!oo und für den BUIIldesstr,aße'l1baru nicht 
zur Verfügung IStatIlden. NunmehT abeT - ,erst
mallS <im HuidJget ,des J,ahres 1912 - 's1nd diese 
EilImahmen zweck.g,ehundten für den Sh1aß'en
bau aUlsg,ewi'esen. D1e redllHicfre. Grundla.ge 
,daJfü,r tilSt, daß ,es lim R!ahmen des B'llIIlIdres
stnaßengesetzes 1911 flulIlmehr eine Bes,tim
mlUlllg ,gibt, daß lauch dile Eimllahmen ,aus diesen 
Verpachtungen zweckgebunden dem Straßen
bau zurufühl1ell ,sind. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Herr Abgeord
neter, bitte. 

Abgeordneter lng. Hobl: Herr Bundesmini
ster ! W1e beurteilen ISve ,dIi'e Entwlick,lung 
dilelser BiImahmen? 1st ldJamvt �u ,redmen, daß 
diese m dien nächsten Jlahnen ISiooi1gen werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich bin der Meinung, daß dtil€Jse ErutwiddUJIlJg 
eine positive 'ist. Abgesehen von der Stei'g,e
I"UIlg d'es Benzinv,erbr,auChes im .aUg,eme:illleIl, 
de,r 'sich natürlich auch auf dlite Tank:sbeUen 
an delll Auto'bahnen ausw:irkit, kommt dazu, 

daß wir im Rahmen unseiies WleiJberen AusbaJU
programms lJUsätzHch neue notwendige Tank
stelLen - und Raststätbeneilnrichtulllg!en 'an 
UIlIseren .Alutobalnl'en p1cmeIl 'UIlld bauen, Isodaß 
sich daraus ,a'Ultomatisch lauch leilIle Aufwärts
entwicklung der Einnahmen ·a/UJS diesem 1'i1·el 
,erg,elben wil1d. 
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Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Ing. Hobl: Herr Bundesmini
ster l  W'erlden die so v,el1enD.'llla!hmten Mittel 

nur für den Autobahnbau Vel1WendUJng fi,nden 
ader werden ,sie ,aUglemein für ,den BUIIlIdes
straßenbau verwendet? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter I 
In dem von mir a;ng,ezog,enen Gesetz ist k'eine 
Be,stimm'Uing 'enthaltoen, die die Einnahmen IIlIUr 
fü,r einen bestimmten Sektor ·des Bundes
straßenha'ues bilThden würde. SLe fLLeßen ,aLs 
E1rmahmen in den ,g,esamten Topf dies Bundes
straßenboobudg,ets ein, und dLeses Baf\llmdget 
wi1rd 'nach Maßg,abe der Notw,eiIlidigkeiitJen .des 
A'Uisba'li!es von Arutobahnen, BU'Il:deISlsch!nell
straßen 'UiIlld BundeS'S'tna&en allj ährLich prak
t�sch ,in zwei T'eHe geileilt, Isod,a·ß man nicht 
im e-inz,elnen Isagen ka[1Il, welch'em Sektor 
d1esre Einnahmen letztlrich zUig,el1emnet we'l1den. 

Bundesministerlum für landesverteidigung 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Herr Abgeord
neter, bitte . 

Abgeordneter Dr. Prader: Herr Bundesmini
ster! Ihre InterpI1etation der Antwort, di'e SiJe 
mir ,geg·e'ben haben, 'ist sehr ,e1genWliUilg. Im 
möchte Si'e ,aher dazu f.Iiagen : 

Welchen Be,tra'g :haben Si,e anl äßlim der 
Verhandlung,elll über di,e BUldg,ete.r,sbellulIlJg Me
für be:im Fiina:n2)mJinLsterium 'angefor,dert und 
erhalten? Oder müssen mm di,e f.ür diiJe Er
höhung des Tag'g,eldes zusätzLiChen Aufwen
dung,en wieder von den olmedi,es 'sehr unzu
länglichen Aufwa'l1dsknediJt,e'Il ,ahgezw:ic:kt we,r
den? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister lütgendorf: Es wird j ener 
Betrag mit der notwendigen Gesetzesnovellie
rung zusätzlich zu dem Personalaufwand des 
Jahres 1 972 gegeben. Das macht eine Summe 
von rund 30 Millionen Schilling aus . 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter. 

Präsident: Wir kommen zur 1 4 . Anfrage. Abgeordneter Dr. Prader: Herr Bundesmini-
Es ist dies die Anfrage des Herrn Abgeord- sterl Di'e Antwort liJst IUnruI1eiche'lld. Ich habe 
neten Dr. Prader (OVP) 'aJIl den Herm B'Ulndes- Sie 'g,efl1agt, ob Sile ,einen Betr,ag bei ,der Er-
minLster f.ür Landesv,eil1teLdli,gung. <stellung des Budgets lbecmtI1aJgt haben. 

175{M 

Anläßlich meines vor wenigen Wochen bei 
den Budgetberatungen von Ihnen, Herr Mi
nister, abgelehnten Antrages, das Taggeld für 
die Präsenzdiener ab 1 .  Juli 1972 zu erhöhen, 
frage ich Sie, welche Umstände für Ihre Sinnes
änderung maßgebend waren, derzufolge das 
Taggeld nun doch ab 1 .  Juli 1972 erhöht werden 
soll. 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
lütgendorf: Sehr geehrter Herr Abgeordneterl 
Anläßlkh der Ber,ahmg'en über Idas Kiapliit'el 40 
des Entwurfes des BIll'IlldJesfinanzgetseitZ'es für 
dCllS J,abr 1972 1ha'be ,ich irrn F:i!Illanz- und Budge't
aUISschuß am 29. NOVlember 191 1  ,auf Ihre 
Fr.age, ob angesichts Ide'r l.a'llftenden Teuerung 
an 'eilIlJe Erhöhtmg des 'f,ag,geldes .für die 
Bräsenzdi,eIlle,r ,g,edacht .sei, 1geam:twoxmet, daß 
ei,ne deI1artige M,aßnahlIl1e nach dem vorliteglen
den Budgetentwurf im Jahre 1 792 nicht VOf
tg,ooehen sei . Ich halbe ,in meiner Antwort abe'r 
aum festg,estellt, daß hilnsichtLich Idtileser Frage 
weiter,e Ubedegung·en ang,eSiteUt werden. 

WenlIl dalher nunmehr beahSlicbtigt liJst, das 
TICliggeld mi,t Wirkung vom 1 .  Juli 1 972 von 
12 .s auf 20 S .zu .enh!öhen, ISO 'ils,t di,es kieines
wegs \in €liner Silnnesändle!flU1lJg meiIIller Pler,son 
begründet, tSondem ledi'glich 'aLs eiine Konse
quenz meiner di,esbezügllichen Ausführun.gen 
vor dem Rinanz- 'und Budg,e·tauStSmuß �u ver
stehen. 

Die Fak!ten ,siml mID folgende : 

1 .  Si,e halben ,einen Betr'ag bei der ,Budget
eIlsteIlung hilefür nicht beantJr'agt ; das muß 
ich aus Ihrer Antwort ,entnelhmen. 

2. J.m BUidgetaiUlSischuß haben Sie erklärt, 

daß Sie eine solme Erhöhung des Taggeldes 
nicht in Aussicht ,genommen haben. 

3. Der Antr.ag der Osteriieidrischen Volkis
partei im Derember lilll .d1esem Hause auf Er
höhung des T,aggeldes der PräseIIl:zidile\Il!er 
wUllde von den SozLall]S!ten IlI1edel1giesbimmt. 
Im Jänner nam dler iBeschl'Ußf,assung über das 
Budget - 'Wi'r ,smd !UJIliS joa daruber eiIllig, 
daß es Isich mer um ,eilIbe Isehr budg,etWli'rkisame 
Maßnahme handeLt - :erkläIlen SiJe plötzlich 
der Pr,eS/s'e ,g,eglenüber, daß Sd,e beabsiCh'tigen, 
da's TaggleLd Zf\l ,erhöhen . (Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

Ich mlUß Si,e f'l1agen, Herr BundesminlistJer: 
WiJe lang noch woUen Sä,e l(}oiIese PolliJtik der 
BTÜSki,erulllg der A'bg,eordneben uoo der Irl1e
führung der Opposition fortsetzen? >(Zustim
mung bei der OVP. - Neuerliche Zwischen
rute bei der SPO.) 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister lütgendorf: Wir haben an
läßlich der Sitzung des Budgetausschusses 
über diese Frage gespromen, Herr Abgeord
neter. Ich darf nom einmal wiederholen, daß 
im Bundesfinanzgesetz 1 972 nicht vorgesehen 
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Bundesminister Lütgendorf 

war, eine Taggelderhöhung mit zu prälimi
nieren, daß diesbezüglich aber Dberlegungen 
angestellt werden. (Widerspruch bei der OVP.) 
Von ed!Iller BrÜJskJ1erung IdIe'r .A!bg,eordneten des 
Hohen Hauses meiIlieI1Se1ts .k.aml doch g,aJI 
keine Rtede Isein. (Zustimmung bei der SPO.) 

Präsident: 1 5. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) an den Herrn Bun
desminister für Landesverteidigung. 

146/1\1 

Haben Sie sichergestellt, daß den Jung
männern in. allen Kasernen gut ausgestattete 
Freizeiträume zur Verfügung stehen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendorf: Im Rahmen der 
Bemühungen, den Jungmännern eine sinnvolle 
Freizeitgestaltung zu ermöglichen, wurden be
reits in den meisten Kasernen Freizeiträume 
eingerichtet und entsprechend den finanziellen 
Möglichkeiten ausgestattet. Raummangel und 
beschränkte Budgetmittel ließen es jedoch 
bisher leider nicht zu, den Jungmännern in 
a 1 1  e n Kasernen solche Freizeiträume zur 
Verfügung zu stellen. Es ist daher mein Be
streben, nach Möglichkeit für jede Einheit 
einen Freizeitraum, zumindest aber in jeder 
Kaserne einen solchen vorzusehen. Die Reali
sierung dieses Vorhabens kann allerdings nur 
im Zusammenhang mit der beabsichtigten 
organisatorischen Umgliederung des Bundes
heeres erfolgen. 

Gegenwärtig stehen den Soldaten insge
samt mehr als 200 Freizeiträume in den 
Kasernen des Bundesheeres zur Verfügung. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab
geordneter. 

Abgeordneter Dipl.�Ing. Hanreich: Herr 
Bunde'smmilSteT ! Lst den PräsenzdlilenJeifiIl die 
MögLich'kJet1t g,egetben, ,auch nach Di1ensbschluß 
d�e SportanlaJg'en, sowe1t tsolche vorhanden 
'SIi'l1Jd, zu benutzen, und hesteht dife Auss:icht, 
daß, sow,eit nacht a'UJS'fteidlJenJde Sporbantlagen 
vorhanden ,sind, Isolche für id�e, Pifäste\rl.zdJiJen'er 
vOlig,e1sehen werden ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendori: Die Benützung 
der Sportanlagen in den Kasernen ist den 
in diesen Kasernen dislozierten Soldaten in 
der dienstfreien Zeit in der Regel gestattet. 
Es gibt hier allerdings Ausnahmen, wenn es 
sich um besondere Anlagen handelt, die eine 
dauernde BeaufsichUgung erfordern. 

Zum zweiten Teil Ihrer Anfrage, Herr Ab
geordneter, darf ich sagen, daß das Sport
stättenprogramm, ein Zehnjahresprogramm, 
das bereits im Jahre 1966 erstellt wurde, 
weiter fortgeführt wird, sodaß wir bis Ende 

1973 alle vorgesehenen noch zu errichtenden 
Sportanlagen werden in Betrieb nehmen kön
nen. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Herr 
Bundesministerl Beabsoichtigelll Sie, Vorkeh
rungen zu tr'effen, daß durch 1dJi.,e BetilSlteUu!Il,g 
eIDer Aufsicht den JUiIlJgIIllännern auch nach 
der Di'eTIStzeit odite 'Mö·gLichkeiit gegeben ist, 
ebwas ,aufwendtgere und einer A'll�Stichrt be
dürfende Spor;taJIlla.gen ZIU belIlJUt�e!ll.? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Lütgendori: Das ist insofern 
vorgesehen, als wir im Zuge der Umgliede
rung der Truppen bei den Bataillonen Sport
unteroffiziere systemisieren werden, denen es 
mit zur Aufgabe gehört, auch die Körperaus
bildung und den Sport in der dienstfreien 
Zeit zu leiten und zu beaufsichtigen. 

Präsident: Wir kommen zur 16 .  Anfrage : 
Herr Abgeordneter Müller (SPO) ,an dien 
Hel1rn B'll'llJaelsmin:ils'ter für LandleISVtentedrli'g'Ung. 

157/1\1 

Nach welchen Richtlinien vergibt das Bundes
heer Lieferungen und Leistungen an Gewerbe
treibende ? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Zunächst darf 
ich bemerken, daß es mir angesichts des Um
fanges und der Vielfalt der einzelnen Vor
schriften für die Vergabe von Lieferungen 
und Leistungen an Gewerbetreibende nicht 
möglich ist, in der gebotenen Kürze detail
lierte Auskünfte über diese Richtlinien zu 
geben. 

Ich kann Ihnen, sehr geehrter Herr Abge
ordneter, aber mitteilen, daß Lieferungen und 
Leistungen - soweit es sich nicht um die 
Versorgung der Truppenkörper mit Tagesver
pflegung oder um die Vergabe der Reinigung 
von Bekleidungs- und Wäsche sorten han
delt - durch mein Ressort nach den Richt
linien der ONORM A 2050 vergeben werden. 
Im Sinne dieser Richtlinien erfolgt die Ver
gabe im Wege der öffentlichen oder be
schränkten Ausschreibung, im Einzelfall der 
freihändigen Vergebung. 

Die Vergabe der Lieferungen von Tages
verpflegung, wie Fleisch und Fleischwaren, 
Brot und Gebäck, Milch und Molkereiprodukte 
und andere Lebensmittel, durch die Wirt
schaftsstellen und die Vergabe der Reinigung 
von Bekleidungs- und Wäsche sorten durch 
die Verwaltungsstellen erfolgt jeweils nach 
einem Ausschreibungsverfahren auf Grund des 
Erlasses des Bundesministeriums für Landes-
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Bundesminister Lütgendorf 

verteidigung vom 30. Juni 1 969, Zl. 523.000-
WiZentr/69. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab
geordneter. 

Abgeordneter Müller: Herr Minister ! Es ist 
eine Erfahrungstatsache, daß jene Gewerbe
treibenden, die Lieferungen und Leistungen 
an das Bundesheer erbringen, auch weiterhin 
Aufträge erhalten, obwohl selbstverständlich 
auch andere Gewerbetreibende vorhanden 
sind, die ein Interesse daran hätten, mit dem 
Bundesheer ins Geschäft zu kommen. 

Ich darf Sie fragen, Herr Bundesminister: 
Sind Sie bereit, Geeignetes zu veranlassen, 
daß bei der Vergabe von Lieferungen und 
Leistungen an das Bundesheer ein gewisser 
Wechsel der Gewerbetreibenden vorgenom
men werden wird? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte . 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Wie ich jetzt schon in 
der ersten Beantwortung Ihrer Frage zum 
Ausdruck brachte, werden Lieferungen durch 
die in dem Fall örtlichen Wirtschafts stellen 
öffentlich ausgeschrieben. Nun steht es jedem 
Gewerbetreibenden frei, sich an dieser Aus
schreibung zu beteiligen. 

Wir müssen natürlich bei der Beurteilung 
gleicher Qualität auch auf das günstigste An
bot eingehen. Es wird daher möglich sein, 
daß vielleicht durch einen längeren Zeitraum 
hindurch derselbe Lieferant die gleiche 
Truppenküche oder Kaserne beliefern wird, da 
keiner der anderen Bewerber entsprechend 
preisgünstige Anbote stellt. 

1 643 vermindert. Diesem Absinken des Stan
des an zeitverpflichteten Soldaten stehen 
gegenwärtig 1 762 Soldaten gegenüber, welche 
freiwillig länger als sechs Monate dienen. 
Diese Längerdienenden sind nach der refor
mierten Struktur des Bundesheeres sowohl 
hinsichtlich der Dauer der Dienstleistung als 
auch hinsichtlich ihrer Verwendungsmöglich
keiten mit zeitverpflichteten Soldaten in der 
Regel durchaus vergleichbar. 

Der Gesamtpersonalstand ohne Berücksichti
gung der den neunmonatigen Präsenzdienst 
beziehungsweise den sechsmonatigen Grund
wehrdienst leistenden Wehrpflichtigen sowie 
der Einjährig-Freiwilligen betrug am 1. März 
1 970 21 .869 und beträgt jetzt 2 1 .615.  

Im Zeitraum vom 1.  März 1970 bis 1 .  Februar 
1 972 wurden 108 zeitverpflichtete Soldaten in 
den Stand der Offiziere übergeleitet, und 778 
zeitverpflichtete Soldaten wurden Beamte und 
Vertragsbedienstete in UO-Funktion bezie
hungsweise in den Zivilpersonalstand über
stellt. 

Im gleichen Zeitraum sind 98 Offiziere, 
440 Unteroffiziere vorwiegend durch Ver
setzung in den dauernden Ruhestand ausge
schieden sowie 1 1 47 zeitverpflichtete Soldaten 
durch Zeitablauf ihrer Verpflichtung aus dem 
Dienst getreten. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab
geordneter. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser: Herr Mini
ster! Ich bin natürlich nicht in der Lage, jetzt 
sofort diese Zuzählungen und Abzählungen 
zu den eigentlichen Ständen durchzuführen. 
Sie haben nur eine einzige Endzahl genannt, 

Präsident: Wir kommen zur 1 7. Anfrage : nämlich die Zahl 2 1 .6 1 5  als Gesamtstand an 
Herr Abgeordneter Marwan-Schlosser (OVP) Längerdienenden beziehungsweise freiwillig 
an den Herrn Bundesminister für Landesver- Längerdienenden zusammen. 
teidigung. 

176/M 

Wie gestaltet sich die Entwicklung der 
Personallage im österreichischen Bundesheer 
seit März 1970 ? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Entwicklung der 
Personallage im österreichischen Bundesheer 
seit März 1970 gestaltete sich nicht in allen 
Bereichen einheitlich. 

Die Bundesheer-Reformkommission hat als 
Ergebnis ihrer Beratung seinerzeit aufgestellt, 
daß der Kader einen Minimalstand von 20.900 
benötigen wird, daß an verlängerten ordent
lichen Präsenzdienern - nach dem neuen Be
griff ist das j etzt die Grundwehrdienstzeit -
1 1 .500 benötigt werden, also insgesamt 
32 .000 Mann. Sie sagen, der Stand ist nur 
21 .615.  Wir wissen, daß vor allem jene, die 
sich freiwillig verlängern lassen sollten, um 
für die Bereitschaftstruppe zu gelten, sich nicht 
in ausreichendem Maße melden. 

Der Stand an Offizieren sowie an Beamten Da diese Stände bei weitem nicht erreicht 
und Vertragsbediensteten in Unteroffiziers- wurden, frage ich Sie, Herr Minister : Haben 
funktion liegt mit Stichtag 1 .  Februar 1 972 Sie eine gezielte Schwerpunktbildung für die 
um 58 beziehungsweise 250 höher als am Zuteilung der Freiwilligen zu bestimmten 
1. März 1970. Die Zahl der zeitverpflichteten Truppenkörpern angeordnet? Wenn j a, welche 
Soldaten hat sich in der Zeit zwischen dem Grundsätze haben Sie verfügt, und welche 
1 .  März 1970 und dem 1. Februar 1972 um Waffengattungen oder Truppenkörper haben 
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Marwan-SdlIosser 

Sie für eine solche Schwerpunktbildung be
stimmt? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister UUgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl  Erstens einmal möchte ich 
feststellen, daß die Bundesheer-Reformkom
mission in ihren Zielvorstellungen von einer 
anderen Struktur ausgegangen ist, als sie 
nunmehr die vorliegende Heeresgliederung 
1 972 vorsieht. Daher kann man diese damali
gen Zahlenvergleiche in keiner Weise j etzt 
in Anwendung bringen. 

Zum zweiten möchte ich feststellen, daß 
eine Zuteilung von freiwillig längerdienenden 
Soldaten zu bestimmten Truppenkörpern in 
keiner Weise vorgesehen ist, denn das würde 
ja einer Versetzung der sich freiwillig Mel
denden gleichkommen. 

Zum dritten haben wir bewußt manchen 
Truppenkörpern sowohl im Einberufungs
turnus 1 .  10.  1 91 1  als auch 1 .  2. 1 972 ein 
höheres Kontingent an Wehrpflichtigen zuge
wiesen, damit bei diesen Truppenkörpern die 
Kommandanten die Möglichkeit haben, mehr 
sich für einen freiwilligen längeren Grund
wehrdienst Meldende in ihre Einheiten ein
gliedern zu können. Diese bilden damit aber 
in erster Linie die Basis für die zu bildenden 
Verbände der Bereitschaftstruppe. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Marwan-Smlosser: Ich habe 
die Schwerpunktbildungsfrage deswegen ge
stellt, weil Herr Minister doch mehrfach be
reits erklärt haben, daß derzeit in Osterreich 
kein einziger Verband ohne Teilmobilmachung 
oder Mobilmachung einsatzbereit gemacht 
werden kann. 

Ich hätte mir erwartet, daß Herr Minister 
hier eine sehr konstruktive weisunggebende 
Anordnung getroffen haben, um wenigstens 
mit den sich freiwillig Meldenden einsatz
bereite Truppen zu machen. Die Zuteilung 
eines stärkeren Kontingents von Grundwehr
dienern bedeutet ja weiter gar nichts, als 
daß dort eben mehr Personal vorhanden ist, 
unausgebildete und nach sechs Monaten noch 
lange nicht ausgebildete Soldaten, sodaß die 
Einsatzbereitschaft dieser Truppen nicht ge
geben ist. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Lütgendorf: Der Herr Briga
dier Scharf hat zum Teil mit seiner im Fern
sehen geäußerten Meinung recht, j edoch habe 
ich die Anordnung getroffen, daß in erster 
Linie sich freiwillig meldende Reservisten des 
UNO-Bataillons in das vorgesehene Kontin
gent einzuteilen wären. 

Die Meldungen, die wir bisher bekommen 
haben, übertreffen alle unsere Erwartungen, 
sodaß es zu keiner irgendwie, sagen wir, 
wesentlichen Schwächung der örtlichen Kader
personalstände durch den Abgang eines der
artigen Kontingentes kommen würde. 

Präsident: Die für die Fragestunde vorge
sehene Zeit ist abgelaufen ;  und somit ist die 
Fragestunde beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich ersuche nun den Schrift
führer, Frau Abgeordnete Herta Winkler, um 
die Verlesung des Einlaufes. 

Schriftführerin Herta Winkter: Vom Bundes
kanzleramt ist folgendes Schreiben eingelangt: 

"An den Präsidenten des Nationalrates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent
schließung vom 2. Februar 1 972, Zl. 909172, 
den Bundesminister ohne Portefeuille Primaria 
Dr. Ingrid Leodolter gemäß Artikel 74 Abs. 3 
d es Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas
sung von 1 929 von seinem Amte enthoben und 
ihn gleichzeitig gemäß Artikel 70 Abs. 1 des 
zi tierten Gesetzes zum Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz ernannt. 

Hievon beehre iCh mich Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Die vom Schriftführer in der letzten Sitzung 
als eingebracht bekanntgegebenen Regierungs
vorlagen weise ich zu wie folgt : 

dem Verfassungsausschuß : 

Internationales Ubereinkommen über die 
Beseitigung aller Formen rassischer Diskrimi
nierung samt Erklärungen der Republik 
Osterreich (35 der Beilagen), und 

Aber, Herr Minister, eine zweite Zusatz-
frage : Im Fernsehen hat vor kurzem der Bundesverfassungsge�etz über ÄndeTung�n 

Brigadier Scharf erwähnt, daß bei einer a11- �er St�atsgrenze zWls�en
. 

der �epubhk 

fälligen Entsendung des UNO-Bataillons nach Osterreich und 
.
?er S�w��zens�e� Eldgenos

Zypern das Kaderpersonal stark geschwächt sen�cha�t und uber dI� �sterrelchls�he
. 
Dele

würde. Welche Ansichten vertreten Sie, Herr 

I 
gabon m �er . Osterreldllsch

.
-Schwe

.
lzenschen 

Minister, und welche Voraussetzungen wären GrenzkommlsslOn ( 1 47 der BeIlagen) , 

Ihren Uberlegungen nach erforderlich? dem Zollausschuß : 
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Präsident 
Protokoll über den Beitritt Rumäniens zum milderung eine Debatte abzuführen. Das be

Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen deutet, diese Anfrage als dringlich zu be-
samt Anlagen (1 1 7  der Beilagen), handeln. 

Zollabkommen über die vorübergehende Da dieser Dringlirnkeitsantrag von 20 Abge-
Einfuhr von Lehrmaterial samt Anlage (158 der ordneten unterstützt ist, ist ihm ohne weiteres 
Beilagen), stattzugeben. 

Bundesgesetz über die zollfreie oder zoll
ermäßigte Einfuhr von handwerklich herge
stellten Waren zur Förderung der Handels
beziehungen mit Entwicklungsländern ( 1 59 der 
Beilagen), und 

Bundesgesetz über die Gewährung von 
Vorzugszöllen (Präferenzzollgesetz) samt An
lagen (160 der Beilagen) ; 

dem Bautenausschuß : 

Bundesgesetz betreffend die Assanierung 
von Wohngebieten sowie die Besrnaffung von 
Grundflächen für die Errichtung von Häusern , 
mit Klein- oder Mittelwohnungen oder von 
Heimen (Assanierungs- und Bodenbeschaf
fungsgesetz) (135 der Beilagen) i 

dem Finanz- und Budgetausschuß : 

Abkommen zwischen der Republik Oster
reich und dem Königreich Belgien zur Ver
meidung der Doppelbesteuerung und zur 
Regelung bestimmter anderer Fragen auf dem 

Ich werde die Behandlung dieser dringlirnen 
Anfrage an den Schluß der Sitzung, j edoch 
nicht über die fünfte Narnmittagsstunde hin
aus verlegen. 

1. Punkt: Beridd des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage 
(36 der Beilagen) : Abkommen zwischen der 
Republik Osterreich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord
irland über Soziale Sicherheit (171 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gehen nun in die Tages
ordnung ein und gelangen zum 1 .  Punkt : Ab
kommen mit dem Vereinigten Königreim von 
Großbritannien und Nordirland über Soziale 
Sicherheit. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hellwagner. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Gebiete der Steuern vom Einkommen und Berichterstatter Hellwagner : Herr Präsident! 
vom Vermögen einschließlich der Gewerbe- Hohes Haus ! Das vorliegende Abkommen 
steuern und der Grundsteuern ( 1 57 der Bei- wurde am 1 8. Juni 1 97 1  in Wien unter
lagen) ; zeidmet. Es entspricht im Aufbau sowie hin-

dern Ausschuß für wirtschaftliche Integra- sichtlich seiner materiellrechtlichen Regelung 
tion: im allgemeinen den bisher von Osterreich ab

Vereinbarung zur Durdlführung einer euro
päischen konzertierten Aktion auf dem Gebiet 
der Metallurgie zum Thema "Werkstoffe für 
Gasturbinen" samt Anhang ( 1 6 1  der Beilagen), 

Vereinbarung über die Durchführung einer 
europäischen konzertierten Aktion auf dem 
Gebiet der Metallurgie zum Thema "Werk
stoffe für Meerwasserentsalzungsanlagen" 
samt Anhang ( 1 62 der Beilagen), und 

Vereinbarung über die Durchführung einer 
europäischen Aktion auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes zum Thema "Forschungs
arbeiten über das physikalisch-chemische Ver
halten von Schwefeldioxyd in der Atmo
sphäre" samt Anhang ( 1 63 der Beilagen) . 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

geschlossenen Abkommen über Soziale Sirner
heit. 

Die Durchführung des gegenständlichen Ab
kommens obliegt den autonomen österreichi
schen Versirnerungsträgern, sodaß dem Bund 
hieraus weder Mehrausgaben noch eine Ver
mehrung des Personalstandes erwachsen wer
den. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
das vorliegende Abkommen in seiner Sitzung 
am 27. Jänner 1972 der Vorberatung unter
zogen. 

Vom Berirnterstatter wurde zum Abkommen 
folgende Druckfehlerberichtigung vorgebracht: 
Im Artikel 13 Abs.  1 7.  Zeile hat es statt 
"Betragsgutschrift" richtig "Beitragsgutschrift" 
zu lauten. 

Präsident: Es ist mir der Vorsmlag zuge- Nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
kommen, gemäß § 73 Geschäftsordnungs- Melter, Herta Winkler und Wedenig sowie 
gesetz über die in der heutigen Sitzung einge- des Vizekanzlers und Bundesministers für 
brachte Anfrage der Abgeordneten Dr. Koren soziale Verwaltung Ing. Häuser wurde ein
und Genossen an den Bundesminister für stimmig beschlossen, dem Hohen Haus die 
Finanzen betreffend Lohn- und Einkommen- Genehmigung des vorliegenden Abkommens 
steuerreform beziehungsweise Progressions- samt Protokoll über Sachleistungen unter Be-
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Hellwagner 

rücksichtigung der oberwähnten Druckfehler
berichtigung zu empfehlen. 

Gleichzeitig gab der Ausschuß für soziale 
Verwaltung seiner Meinung Ausdruck, daß 
in diesem Falle die Erlassung eines Bundes
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
B-VG in der geltenden Fassung - zur Er
füllung dieses Abkommens nicht notwendig 
ist. 

Der Aussdluß für soziale Verwaltung stellt 
somit durch mich den A n  t r a g, der National
rat wolle dem Abkommen zwischen der 
Republik Osterreidl und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord
irland über Soziale Sidlerheit samt Protokoll 
über Sachleistungen (36 der Beilagen) unter 
Berücksichtigung der oberwähnten Druck
fehlerberichtigung die verfassungsmäßige Ge
nehmigung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. Gibt 
es einen Einwand? - Ein Einwand hiegegen 
wird nicht erhoben. General- und Spezial
debatte werden daher unter einem vorgenom
men. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete 
Treichl. Idl erteile es ihm. 

Abgeordneter Treichl (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus I Meine sehr verehrten Damen 
und Herrenl Im Hohen Hause stehen heute 
unter anderem zwei Sozialversicherungs
abkommen zur Behandlung: das Allgemeine 
Abkommen zwischen der Republik Osterreidl 
und der Französisdlen Republik über Soziale 
Sicherheit und das Abkommen zwischen der 
Republik Osterreich und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nord
irland übe r  Soziale Sicherheit. 

Man könnte nun der Meinung sein, daß es 
nidlt unbedingt notwendig ist, zu Sozialver
sicherungsabkommen im allgemeinen und zu 
diesen beiden Abkommen im besonderen zu 

beimißt, denn zu Sozialversidlerungsabkom
men gibt es grundsätzlich eine ganze Menge 
zu sagen, und zwar sowohl in politischer, 
sozialpolitischer Hinsicht als audl hinsichtlich 
einiger aktueller Probleme ; ich meine damit 
beispielsweise multilaterale Abkommen an
stelle von bilateralen Abkommen und das 
Problem der Verfahrensdauer. 

Es ist sehr erfreulich, daß es nun endlich 
gelungen ist, diese beiden Sozialversicherungs
abkommen als Regierungsvorlagen in das 
Hohe Haus zu bringen, dies vor allem dann, 
wenn man bedenkt, daß über das Abkommen 
mit Großbritannien von 1 953 bis jetzt, also 
19 Jahre lang, und über das Abkommen mit 
Frankreich von 1 948 bis heute, also 24 Jahre 
lang, verhandelt wurde. 

Diese bei den Abkommen konnten deshalb 
nicht zu einem früheren Zeitpunkt in Kraft 
treten beziehungsweise es konnten die Ver
handlungen deswegen nicht zu Ende geführt 
werden, weil maßgebende Interessenvertre
tungen immer wieder Bedenken gegen diese 
Abkommen vorgebracht haben. 

Die Osterreichische Volkspartei hat vom 
Ende der fünfziger Jahre bis zum Ende der 
sechziger Jahre, also bis kurz vor den Neu
wahlen, den Abschluß von Sozialversiche
rungsabkommen erfolgreich verhindert, aller
dings mit Ausnahme jener Abkommen, die 
sich auf Staaten bezogen haben, aus denen 
wir Gastarbeiter in Osterreich hatten, also : 
die Türkei, Spanien und Jugoslawien. Nur 
in diesen Fällen war die Osterreichische 
Volkspartei mit Abkommen über soziale 
Sicherheit einverstanden, nicht etwa wegen 
der sozialen Sicherheit, sondern allein des
wegen, weil sich die Wirtschaft Vorteile durdl 
die Gastarbeiter erhoffte. 

Die Osterreichische Volkspartei konnte 
allerdings kaum dazu bewogen werden, ande
ren Abkommen ihre Zustimmung zu geben, 
weil da wieder vor allen Oingen die Bundes
wirtschaftskammer der Meinung war - sie 
hat diese ihre Meinung auch nachdrücklich 
vertreten -, daß man die Abwanderung von 
österreichischen Arbeitskräften in das Aus-

sprechen, denn es wurden j a  schon viele land fördert, wenn man diesen Osterreichern 
Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen, audl im Ausland soziale Sidlerheit bietet oder 
und heute wird eben den Abkommen mit ihnen Sozialversicherungsansprüche zusichert. 
Frankreich und mit Großbritannien und Nord
irland die Genehmigung erteilt. 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht 
meine Absicht, über die einzelnen Absdlnitte 
oder Artikel dieser Abkommen zu spredlen. 
Ich mödlte j edoch feststellen: Würde man 
sich dieser Ansidlt anschließen, dann würde 
das bedeuten, daß man solchen Abkommen 
über Soziale Sicherheit zuwenig Bedeutung 

Mit dieser Vorgangsweise wurde aber 
Tausenden Osterreichern zum Teil ein sehr 
schwerer Schaden zugefügt, allen jenen, die 
erst jetzt durch diese Abkommen eine Lei
stung erhalten. 

Erst Ende 1969 wurden sicherlich nicht zu
letzt im Hinblick. auf die kommenden 
Nationalratswahlen - man wollte j a  kurz 
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vor diesen Wahlen auf sozialpolitischem Ge- aus drei Staaten beziehungsweise aus ver
biet noch etwas tun, nachdem man in den sdliedenen Staaten Teilleistungen anfallen, 
vier Jahren vorher praktisch überhaupt nichts wobei die einzelnen Sozialversicherungsab
getan hatte - die Verhandlungen mit Groß- kommen dieser Staaten aber grundsätzlich 
britannien und Frankreich neuerlich wieder- verschieden sind, sodaß man sich nur mit 
aufgenommen. Diese Verhandlungen konnten Hilfskonstruktionen aus der Affäre ziehen 
197 1  endlich zu Ende geführt werden. kann. 

Hohes Haus! Daß diese bis Ende der Die Betroffenen oder die Leidtragenden sind 
sechziger Jahre verfolgte Politik der Oster- schlußendlich die Rentenwerber. Ich möchte 
reichischen Volkspartei falsch war, bewei- aber darauf hinweisen, daß das auch Oster
sen nachstehende Zahlen: Ende 1 97 1  sind reicher sein können, und es sind auch Oster
auf Grund bestehender Sozialversicherungs- reicher, die in Deutschland, in der Schweiz, 
abkommen rund 49.000 Pensionen und Renten in Liechtenstein, in Italien oder wo immer 
aus der österreichischen Pensionsversicherung Versicherungszeiten erworben haben, Person
und Unfallversidlerung in das Ausland bezahlt nen, die dann letztlich j ahrelang auf eine 
worden, rund 47.000 Leistungen aus ausländi- Leistung aus einem der Vertragsstaaten war
smen Renten- und Unfallversimerungen sind ten müssen. Daher also die Anregung, dann, 
nach Osterreich gekommen ; aber während wir wenn es irgendwie möglich ist, nicht bilaterale, 
197 1  zirka 333 Millionen Schilling in das Aus- sondern multilaterale Sozialversicherungsab
land bezahlt haben, sind zirka 555 Millionen kommen zu schaffen. 
Schilling aus dem Ausland wieder nach 
Osterreich hereingekommen, also genau um 
222 Millionen Schilling mehr. 222 Millionen 
Sdlilling, die an in Osterreidl lebende Pen
sionisten und Rentner mehr ausbezahlt wur-
den ! 

Das ist aum in wirtschaftlicher Hinsicht 
sehr interessant, aber auch ein Beweis mehr 
dafür, daß die von der OVP eingeschlagene 
Politik eben nicht richtig war. 

Für fast 100.000 Menschen sind Sozialver
sicherungsabkommen von ganz besonderer 
Bedeutung, und durch diese beiden Abkom
men werden es natürlich noch mehr sein. 

Ich darf am Rande darauf hinweisen, wie 
wichtig es für viele Arbeitnehmer war, daß 
zum Beispiel ein Sozialversicherungsabkom
men mit Liechtenstein abgeschlossen und das 
bestehende Abkommen mit der Schweiz in 
bezug auf die Invaliditätspension beziehungs
weise in bezug auf die Invalidenrente, wie 
es in der Schweiz heißt, verbessert wurde, wie 
überhaupt Sozialversicherungsabkommen für 
alle Grenzbewohner von ganz entscheidender 
Bedeutung sind. 

Meine Damen und Herren! Ein weiteres 
großes Problem bei den Sozialversicherungs
abkommen ist die. lange Verfahrensdauer. 

Es gibt jetzt schon eine ganz ansehnlidle 

Hohes Haus! Gestatten Sie mir in diesem 
Zusammenhang noch ein Wort zu den 
Schwierigkeiten bei der Durchführung des 
Abkommens mit der Bundesrepublik Deutsch
land in bezug auf die ärztliche Betreuung 
Deutscher beziehungsweise deutscher Urlauber 
in den Bundesländern Salzburg .. Tirol und 
Steiermark. Ich möchte darauf hinweisen, daß 
sich trotz größtem Entgegenkommen der So
zialversicherungsträger die Ärztekammern in 
diesen Bundesländern weigern, deutsche Ur
lauber auf Krankenschein zu behandeln. 

Ganz abgesehen davon, daß uns eine solme 
Vorgangsweise nicht gerade schmeichelhafte 
Berichte in der deutschen Presse eingebracht 
hat und sicherlich auch weiterhin einbringen 
wird, ist diese Vorgangsweise dem Fremden
verkehr sicherlich nicht förderlich, und es wäre 
sehr zu wünschen, wenn sich die zuständigen 
Kammern in diesen Bundesländern endlich an 
das Beispiel der anderen sechs Bundesländer 
und der dortigen Ärzte hielten. 

Ich weiß als Vorarlberger genau, daß unsere 
Ärzte ohne Schwierigkeiten die deutschen 
Patienten auf Krankenschein behandeln, und 
ich meine, was in Vorarlberg und in fünf 
anderen Bundesländern möglich ist, müßte 
doch auch in Salzburg, in Tirol und in der 
Steiermark möglich sein. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Zahl von bilateralen Abkommen zwischen den Zu den Sozialversicherungsabkommen im a11-
Staaten Europas. Anzustreben wären also gemeinen möchte ich abschließend an alle 
multilaterale Abkommen so oder so ähnlidl, Versicherungsträger der Vertragsstaaten die 
wie sie im Rahmen des Europarates bereits dringende Bitte richten, die Verfahrensdauer 
ausgearbeitet werden. auf das unbedingt notwendige Ausmaß zu 

Dies ist meines Erachtens gerade für Gast- beschränken und zwischenstaatliche Versiche·· 
arbeiter notwendig, die zum Beispiel einige rungsfälle schnellstens zu behandeln. Das 
Jahre in Osterreich, dann in der Schweiz und wäre im Interesse vieler Tausender Versicher
in Deutschland arbeiten und bei denen dann ter, vieler Tausender Betroffener; ich könnte 
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hier einige ganz besonders krasse Fälle an
führen. Nur wenn das geschieht, so meine 
ich, erfüllen solche Sozialversicherungsabkom
men schließlich auch besser ihren Zweck !  (Bei
fall bei der SPO.) 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr ge
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Es ist dies nicht der Fall. 

Wir kommen nunmehr zu A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
vorliegenden Abkommen samt Protokoll über 
Sachleistungen unter Berücksichtigung der im 
Ausschußbericht angeführten Druckfehler
berichtigung die Genehmigung zu erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
e i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage 
(37 der Beilagen) : Allgemeines Abkommen 
zwischen der Republik Usterreich und der 
Französismen Republik über Soziale Sicher-

heit (172 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum Punkt 2 
der Tagesordnung: Allgemeines Abkommen 
mit der Französischen Republik über Soziale 
Sicherheit. 

Berichterstatter zu diesem Punkt ist der 
Herr Abgeordnete Hellwagner. Ich bitte um 
seinen Bericht. 

Berichterstatter Hellwagner: Hohes Haus!  
Das vorliegende Abkommen wurde am 
28. Mai 1 97 1  in Wien unterzeichnet. 

Seine Durchführung obliegt den autonomen 
österreichischen Versicherungsträgern, sodaß 
dem Bund hieraus weder Mehrausgaben noch 
eine Vermehrung des Personalstandes erwach
sen werden. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
das vorliegende Abkommen in seiner Sitzung 
am 21. Jänner 1972 der Vorberatung unter
zogen. 

Nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
Melter, Herta Winkler und Wedenig sowie 
des Vizekanzlers und Bundesministers für 
soziale Verwaltung Ing. Häuser wurde ein
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Genehmigung des vorliegenden Abkommens 
samt Protokoll zu empfehlen. 

Gleichzeitig gab der Ausschuß für soziale 
Verwaltung seiner Meinung Ausdruck, daß in 
diesem Falle die Erlassung eines Bundes
gesetzes - im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
B-VG in der geltenden Fassung - zur Er-

füllung dieses Abkommens nicht notwendig 
ist. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung stellt 
somit durch mich den A n  t r a g, der National
rat wolle dem Allgemeinen Abkommen zwi
schen der Republik Osterreich und der 
Französischen Republik über Soziale Sicher
heit samt Protokoll (37 der Beilagen) die ver
fassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 
Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, dem 
gegenständlichen Allgemeinen Abkommen 
samt Protokoll die Genehmigung zu erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - E i n
s t i m  m i g a n g e n  0 m m e n. 

3. Punkt : Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung über die Regierungsvorlage 
( 1 1 4  der Beilagen) : Bundesgesetz über die 
Pensionsversicherung für das Notariat (Notar
versicherungsgesetz 1972 - NVG 1972) (1'13 

der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt der 
Tagesordnung: Notarversicherungsgesetz 1 972. 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Herta Winkler. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Herta Winkler: Hohes 
Haus l Der vorliegende Gesetzentwurf hat zum 
Ziel, ein Gesetz zu schaffen, das mit der 
heutigen Auffassung über eine Sozialversiche
rungseinrichtung in Einklang steht, ohne 
grundsätzliche Änderung der wesentlichen 
Bestimmungen der Notarversicherung, nämlich 
der Vorschriften über den Umfang des Ver
sichertenkreises, über die Art und den Um
fang der Leistungen und der Beiträge sowie 
über die Verwaltung der Versicherungsanstalt. 

Der Aufbau des Gesetzentwurfes folgt dem 
Aufbau der übrigen Pensionsversicherungen 
im Rahmen der Sozialversicherung. Im Zu
sammenhang mit dem Aufbau des Entwurfes 
ist auf die Einführung eines Begriffskataloges 
zu verweisen, der zur Ubersichtlichkeit der 
Regelung beitragen soll. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
die Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 
27. Jänner 1972 der Vorberatung unterzogen. 
An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Doktor 
Schranz, Melter, Dr. Hauser, Hanna Hager und 
der Ausschußobmann Abgeordneter Horr so
wie der Vizekanzler und Bundesminister für 
soziale Verwaltung lng. Häuser. 
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Zu der Regierungsvürlage brachten die Ab
geürdneten Dr. Schranz, Dr. Hauser und Mel
ter beziehungsweise Melter, Hanna Hager und 
Burger beziehungsweise Melter, Hanna Hager 
und Wedenig je einen Abänderungsantrag ein. 
Außerdem hat der Aussdmß einige Druck
fehlerberichtigungen vürgenümmen. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs
vürlage unter Berücksichtigung der drei über
wähnten Abänderungsanträge süwie vün 
Dru<kfehlerberichtigungen teils einstimmig, 
teils mit Stimmenmehrheit angenümmen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt sümit 
der Ausschuß für süziale Verwaltung durch 
mich den A n  t r a g, der Natiünalrat wülle 
dem vün der Bundesregierung vürgelegten 
Gesetzentwurf ( 1 1 4  der Beilagen) mit den dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlüssenen 
Abänderungen die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

Für den Fall, daß Würtmeldungen vür
liegen, beantrage ich, General- und Spezial
debatte in einem abzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. Gibt 
es einen Einwand? - Es wird keine'! elf'hü
ben. Gene'ral- 'ill1ld Spe�aldehabte Wle'fden 
daher unter 'elinem durchgefühl1t. 

Wi'r gehen in .die Debatte 'ein. ZUlID W ür,t 
gemeldet IÜ5't der Hiem A'bg'eü'IIdnetJe Doktü'I 
ReiIllhart. Ich ,erteil1e les i'hIn. 

Abgeürdneter Dr. Reinhart (SPO) : Herr Prä
sidentl Hühes Haus ! Me,ilDJe Damen und Her
l'loo ! Dl,e 'gesetzliche Nüta,rv'ersdcherung hillt 
semt lihrem Bestehen ure Asnl'aß zu elilI1e'f paJrtei
pül:iti.smen AuselinaJIlde'!lse-t:zung g,egebell1. DaJs 
allein mag schün ein Beweis dafür sein, daß 
'aUe püItiti,sch,en Kräfte .dJies,es Landes ISlei1 jeher 
di'e gute Same der Nü1arv'e'Tiskherung nie in 
ZweH'el 'gezog,en haben und daß bei j1eder der 
relativ zahlreichen "9,esetzlg,e'ber.üschen Maß
nahmen in di,esem Bell'leichJe StimmeneinheU[,g"
keit v€'rzeichne't werden konllllte. 

Auch der vürHeg'end!e Entwurf wi'l1d IdaJs ein
(Stimmige V.e,rt:NlIUen rd:i'elses Hühen Ha'UJSlelS er
halten, südaß vün diesem Gesichtspunkt aus 
'€Iine Delba1bbe über dJ�elsle MaifleT:i,e überflüs.silg 
el1S ch'eILIlit. Trotzdem möchte, ich mk edauben, 
dl1ei Gedank,en ,Mezu zu äuß,ern, di,e beli de� 
Schaffung eineis neuelIl Nütarv,el1slich,e'11Ungs
glelSletzes nicht unarusg'esprüchen bI'eiben ISüllen, 
w,eil ,ehen ,gerade dilelse N o tarVlel1S i cbJerung 
nicht 'eline kleine Vel1s,iche,ru'Il:g IS'U'i .geneDils list, 
's ündern a'Ls 'ein init'egfli'el1endm Bestandbelil des 
'gesamten 'östenreichi/Smen ISüzlilaiveDsiche
l"ungssYlStems gewertet wler,den muß. 

Das stüI2'Je Gebäude der öste roelichilschen 

fer1big diiJsteht unJd über den dWe WeHen der 
Zeit ühn!€ Sp'uflen Mnweggehen. Die öst1errei
düsch,e Süz�aIVleI1S1ime'11UThg ist ,ein Wlerk, wel
ches vilel1e.icht IlIi'e oort!i,g,g'e!sbellt w,e'rden wird, 
dessen V,ervüUkümmnung ,CI!belr vün den Vle'r
schJi'edens,ten ,Ldeellren 1IDd praktischen Uber
Iegungen aus immer wieder angestrebt wird. 
Aus dre!s,e'r Sicht, meilIlJe Darrll€1fi und HerDen, 
nllmmt diJe Notarve,l'lsichJe'l'UIl:g ,eime besondere 
Stellung ein, und ,dCl!zU ,eben meli'IlJe dJreti Ge
dank1en. 

Die öSlte'rrelichiischJe NübarViersicherung i,st 
aus der Sicht der MitgHedffiiZaihl k,eine Ibedeu
tende VersicbJeru.ng. Mit 3 1 . Derembm 197 1  
erfaßbe Slue 579 Ve!f'Sidrer,te, IUJIl:d zwar 
326 Selbständige, davon 320 Not'alr,e und 
6 Substituten, und 253 Nütariatskandidaten. 

Di,e Anzahl der Pensd O'IlJiJSI1len hetrug mit 
3 1 .  De2'Jermlber 1 97 1  3 1 9. Dl'eii Pemsonen lSt,cmden 
zu dem gel[l.aJnnte:n StichtiiJg dm BezuQi€ deI' 
InViallidi1ätsp'elDJsiün, 80 bezogen ,ei!l!e ALt'e'rlS
p€nIsion, 208 ein.le WH'W1€1llpieIlls�OIIl rund 28 '€linie 
WailSle'llpteD1si on. 

IMirt: Stand Dez'embeI' 1971 betrug in .de'! 
Nütarversicherung die Durchschnittspensiün 
ohne Wdhnung,sbeihiUe, abe,r eiThschHeßllich 
�iooer- und Hilflosenruschuß 4226,70 S.  

Im DurchsdmiU mamte die hlv1aliditätlspen
säon 4954 S, die AlteI1spi€lIlJsion 7859 S, w,e WH
wenp'€IIlIsi'on 3 1 46 S und dae WailSl€IllpeIllSion 
1 564 S a'UJs. Der Betitra,gssaltz beträgt 9 :Prüzent, 
wobei k'ei'IlJe HöchlStbe�wag,sgrund}.iilg'e vorge
sehen ist. Für 197 1  betrug die gesetzliche Min
destdirektpensiün bruttO' 2934 S. 

Di,e finan1JileUe Sa.uamon der V,emicbJe11UDJgs
aJIlIstalt i,st ,anhal1end ,günstilg. Sie hat Isreit dem 
JahJ1e 1 963 j ährlich rund 2 MiUion'€Ill Schi,l
Eng an UbenschÜlssen ,eifZlielt . Beli leinem Pen
,s'ioIlJsClJUfwand für dats Jalhr 197 1  vün vor,aus
sich:tlJich 1 8  MillioIllen Schmdng Wli,oo fü.r Ende 
1 97 1  ,eUn. �e.i\ß;Vlermöglelll vOlIl rund 35 Mil
lio'Illell Schilling fe,SItg,e!s'tellt werden. Di1e 
Kosten der Maßnahmen ,aJUf GI"UIIl!d des vür
Heg1enden Entwurf.es we'rden ,auf rund 2 Mil
liüIllen SdrHltiD!g geschätzt. Sie werden dte 
,a;k:tJiv'e Geharung ,der V,ersichJerung'S1cmstalt 
,auch in den nächlsten Jahren nicht ,g,efährden. 
DaJbei' IsäTIld Ifür d,ile öslierl1eichiische Notarver
sichefiUlIllg k,einerlei BUIlld'€lszuschüs!S,e vür,ge
'sehen. 

Was 'Süll damit zum A:usdruck 'g,ehr,acht 
W'Bl1d:en? 

Der Stcmd ,der N ütaDe hat damit bewli,esen, 
daß di,e Einhezd'ehung ,emer Istande,sül1i,e'I1tier
ten Ver;sÜl1guILgselinridrtung in die Süzilaiver
sicherung IlIicht ,das Ende der SelbSltänJdi,gkeit 
eines fr'e�en BemJf,slStalJlJdels .bedeutet 'llillId daß 

Süzlilalve'nsichenl'Illg 'üst k!elin Klotz, ,der fix und durch Süli'da,ri:tärt und GeschloSls,enheit eilIl'e 
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beachtl�che, das Ges.aanbsY'Slbem ked.1nesweQls 
,stöI1endie SozilaLeinIlichtuIlig IQletSmafflen und er
ha},tJen we["lden kann. 

Ich möcbJt,e mich hie'bei meht zu ,ei,ne'r pro
b1ematilscblen Aufforderung ,an die fmiberuf
licben Ärzte, dli'e ReehtSlaJIlJWäHJe und landere 
fr,e,ile HerufisgruppeIl elI'ffilutbi'gen, nämllkh 'in de:r 
N otarv,ensich'erung ,eine namahme11JSwerte 
Standesver:sicherunrg zu ,erbllicken. Ich möchte 
damit lediglich dilese Viersicherung 'aLs ein 
echte-s Bei'sp,ilel alnfüh ren , welche lim R!ahmen 
�hr'er UIIlan,getClJsteben ISelblStv'eTw,al,tuJng und lin 
überlegter Einordnung lin dClJS Gesamtsyrstem 
sehr wohl ihre Staooes:int,ereSrsen zu wahr.en, 
zu V'erbes5lern und IdClJS VorurteJil !einler eiln
f!tußlo'slen KoLlektivierung zu lenlbkoräften wefiß. 

Eben ·aus dileser Ista,ndes- und -s,elbstverwal
tungsmäßigen Stär}{)e hera'UJS - und di.els filS:! 
mein zweliJter Gedank,e - v,ennag dClJS 'öster
fieicbische NobaJ1i.at mitt dem vorrliieg·enden Ge
setz zu eilruem we,ite.ren - lieh möchte faStt 
sagen - vorbildlichen AusbalU der lSozj,al v,er
siche,rung,sreehtlichen Ansprüche ,seiner Mit
glliJeder zu 'Schreli'ten. 

Hätte der MindestJbetr.ag für eirne Berufs
unfähi'gke!.i'ts- oder Alifleiispel1JSion bei Weiter
'g'81 tung des N otarV'eTIS'ichlel'uDJg!SyeootZ'eIS 1938 
!im 'heuritg,en Jahr 3 1 52 S bet'I1agen, ISO wird 
di€'se'r M:iooestoo,trag durch dClJS nunmehr zu 
beschllileßende Gesetz mit 4500 S f;estg,esetzt. 
De'r M,iooestJbetrag der WIHwenpelllJsion WliIld 
mit 3000 S f'es't'g'el,egt w,elfden, elin Betrag, dier 
wesentlich höher als die bereits 1 95 1  einge
führbe 60prozentig,e WitwenpetI1lsion selin wird. 
Auch die W'ClJiisenpensliOIlJen UIltd I{jinderzu
Schüslsle we'rden 'spürba'r ,erhöht. Würden nach 
dem alten Ges'etz dIDe HilflosenzuschÜlsse der
zeit 790 S betroa.g'en, so wi'I1d nunmehr ,ei!ll 
Mindestbebfla,g von 800 S unJd lein Hömstbebl'ag 
von 1 800 S ,ei'ng·e.fü'hrt werden. 

Bei BintI1i1:Jt -eines DienstUllliflaJ.l<E�!s werden für 
den Ste!.i·geru'Illgsbetroag 80 OOS 1 80,  !.im FaUe 
des Todes .des Viersicherten 360 Vier,sichlemmgs
monat'e zusä,tz�ich ,an.g,eflechIlJet. Der Grund
betr·ag der PeIl1JSliODlsl,eilstung Wlir,d von 2161  S 
auf 2500 S erhöht, der StetgerllJIligsbetroag von 
5,80 S auf 7 S.  

Endl,ich list lauch .die Einführung des Beruf.s
unfähi,gkiei,tsg,eldefs für den Not'aJr.ia't'skalIlJdida
ten sichergestellt. Dile AlltensgTenze für di1e 
InanspruchuClJhme dm Al1letnspens.ion WlilI1d vom 
68. auf das 65. Lebensj'ahr her,abg1esetzt. 

Und .schlti'eßHch - W-ClJS ohl1le Zweifel di,e 
ASVG-Ver.siche'pten nicht nle1dlos zur K'ennt
nllS nehmen wler'den -: der BegräbnJi'skosten
beitrag wird das Neunfache des Grundbetra
ges der Penlslion betroag-en. 

Daß :im Zuge der V,erhCliIlidlu'ngen .im Sozial-
alUJSlschuß noch wewene V,erbe,sserungen 

- etwa durch den Antr,ag dler AbQleor,dne1en 
Ha.ger und Genossen für die Wd.\twen u:nKl 
durm den Antrag der A'bg,eo:r.dneren Dokto'r 
Schr;anz und GenosSren - iin ·den Gesetz
enltwurf .eingebaut w.enden konnten, s'ei nur am 
&ande vermerkt. 

Und 'schließlich -der -driltte Gedanke : Da,s 
N otafVIelisicbJeruIliQlS9'esetz 1 972 'soU di,e Be
stimmungen de's im wes.entI.ichen ·alus dem 
J.a-nre 1 938 Istammenden Not,arve'ftSlicherungs
'ges'etz,es lablöSten. Die bisher:igen VOI1schr.iften 
wanen �ufolge der notwendigen AnpaJSsu1Il!g 
an ·sin\e Reine von Gesetz'elsäntderu'IlJgen im 
übr1gen Ber-eich ,der SoZ'1alvemidueru'Illg völHg 
unühenllichtlieh g,eworden. Es erg,a'b sich ldiahelr 
zwingend -die Notwendd9k'eit, die R:ecMsvor
schriftten IlJeu zu fass·eu. 

Das vorlileg'enc1e Ges'e,tz folgt !in VIiieileT Be
ziehung den GrundsältZlen, ,die ,auch lin land-eoon 
Zwe:igen des Sysbems ·dler Isozialletn Slicherhei<t 
maßg.ebbich ,sind. Dies gHt besonder\S für 
bestianmte Beg,niffisbestimmrufligefl, für di,e Ab
.gtmnzUJng der Rledrte und Pflichten der VieT
,sich'eI'ten, für die Neuschaffung der Bestim
mung'en über td!1e V'er.sichefUiIlJgsz.edrten, di'e Ein
führung von umf,assendlen BestianmUJIligen füll" 
das AUlSrsch'siden und dile A:ufn,ahme dn dfi,e 
NotarVJelI1S'icherung bezügllich der Utberwei
lSu.ng,sbe'träge \lIIld ISO fort. 

Was möchte ich damit sagen? - Die Ver
ei'nfadmng und Vel'einheittlli:chung dets öster
'l1eichlschen Sozita:lv,e'rsimerung,S'fiemtes liJst zru 

ei:Ill€IIU ProbLem 'ersten R.aIIlJg'es gewofiden. Im 
AI-1Q1emeinen SomalVlerslicherunrgsg,esetz, 'itm 
Oewerbltich'€lfl Selbständigen-p'eIliSIionsVler'Sliche

rl1I1igsg,esetz, im 'Ba1llern-P,e1llS:ioIlJsV'ensich'e
rungsgesetz und so fort finden siro beson
del1s ,in den Abschn1tt<en "AILgemeine BteSttim
mung,en" und "V,erfoahI1en" gl'eich1alUbenide Be
sbimmrungen. Es wä're mcht illUT zu ü'bez;}leg'en, 
ISOIl!dem ,soglar d.riTItg'end notweIlJdlrg, hJiJer eitnJe 
�echtshereinilguIltg :in di,e Weg,e zu 1Jeiten. Eine 
Vier,eintiach'lllIlg und Viel1einhedrt:l:ichung des 
SomalVlellsicherunglsrechttes fsoUbe meht iIlIllf dti,e 
Voroau:slsetzJUng€lll dafür schaffen, daß di,e 
potentitell AnspruchJsberechti'gten -Slich l,edchteif 
über ihI1e AIlJSprüch,e d.nformileren und die Er
füllung !ihre'r Ansprüche koIlitroHrlJefien ·k:ÖiIlnen. 
Sie 1st e-be'Illso ,nolJW1EIDdi'g zur v.erw.altungs
vellelinfachrung und zur Beschl'ellnigung und 
EnUClJSltuilig der RlechtJspr,echung sowie .zu'! Ent
wickl'lIlIlJg ,einer Wli'rkiSramen RlechbshiHie. Sti'e 
wünde 'insbesond:er.e auch Idile VorcruSlsffizlIDg 
dafür schaffien, daß Zlukünf:tÜJg€ .sozi,a:lpolIDbiJsche 
Entscheidungen in ihren Konsequenzen besser 
übe'rsch'aubar würden. Dile Viefi€'inf.ach'l1ng UThd 
V,e'Ile1rnh,eütJichUing des So:niJal Vielisicberung's
rechtefs iilst di\e Vor,aU:SlSretZlUng für leine wirk
sameÜie Gelstaltung zuk:ün�bi!g,er SoziJalpolititk, 
di'e aUen Betroftene!ll �gube käme. 
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Dr. Reinhart 

Ich bin der flesten lJberzeugtlng, .daß das 
Notarve!l"s:icherung:S1ges!etz 1972 auch in die-Sle'r 
RichJtung 'einen wkb.t�gen Sch:I1�bt daiisteUt. 
DaJIlke schön. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Melter. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident! 
Sehr 'g,eehrte Damen und Herren ! W:ir 'haben 
uns bei der Novelle des Nota'r'Vlel1sicherung's
geSlet�e;s 1 972 mit leilIlier Vorl.age zu :belschäf
titglen, di:e IglückHcherweilS€ unt'er sehr günsti
gen VOl"alUlSSIe'tzungen Isteht, nämllich der Vor
aJUsSietzung, daß die Vensicherrt:en selbst den 
A:ufwand für lihre Versicherung zur GänZle 
tralgen. Das iJst ,ein besondeiietS M'erkmal !im 
Be�eüch der ösbel"l"elidJJischJen Soz1ahlleI1siche
f'UIIl!g, dalS ver.di'elnt , besonders lID:!rvoflgehoben 
zu wle'I1den. Es ilst ,aLso cLiie SelbSltvoI1sorg,e hier 
in ,d'en VOr,deIglI1UIlid ,ge:s.f:eUt worden. 

Daß man tim ZiUtgle der RechtsEmtwicklung 
natürllich V'e'Dsucht, auch lin der Notarvensliche
PUlng 'etwa übe'r,einstimmeifiJde Bes1JimmUllllgen 
a'llf�U!nehmen und da!lnit zum Tleil ,auch 'sozial
I'echtl:iche Fornentw.icklung zu verbinden, ,ist 
wohl e1ine Selbstvenständllichk,ei,t, Es muß hin
zugefügt werden, ,daß di,e Notare s,elbst durch 
lihI1e Inter'€lS's.envert11etu.ng ,dar,an ,iin'beTte5'siert 
waren, di'€lses Gelse'tz zu ändern und Z'll \Tler
bessern. Dies i,st ,geschehen ,in V,erhandllllngen 
milt dem So�j,almi'l11ilstJ�h.llm. Als Mlilt'gHed des 
S021iJa}.aU5'SmUJSIS1eS hat man j1edoch den Ein
<druck, daß Iseitens des M\iInJ�SltelfiilUIns vef\sumt 
wU!nde, di,e Notal'e �u hesbimmten ZIU,geständ
niJSlSren zu bewegen, um ISO FormuHerl\.lIIlgen 
zu 'g,ewinnen, die später Grundlag!e dafür 'S'e'in 
sollben, 'etwa im Itahmen einer großen Novelle 
zum ASVG ,auf Gbeichmüsfolg1e'rungen hinzu
wleisen und zu 'sa'g,en : Nachdem lim neuen 
Notarversicherungsge,setz ISchon e�ß!e !enJtJspre
ch!ende Reg'elung g.efiunden worden :ist, Isollte 
sile nun -auch ius ASVG oder 'in die SoIltSit!i'gen 
SOZliJal.g,esetz:e Ülhernommen W\eroon. Und .dabei 
hat meillller Auffassung nach .das Sozli,almirni
,steI"ilum doch Viel1Sumt, �iJemllich maJSIsiv auf 
VierscbJiedenle VorschI1ifitlen Einfluß auszuüben. 

Nun, in der Ausarbeitung selbst muß man 
1eiloor wä'OO'er feststellen, daß dem Bund1e5-
miniJ5'terium für ,soZliale VelrwlaltuIlig vorglehal
ten weIden muß, daß die VOfiLage l,elidelf ziem
lich 'eilIliiJg1e Fehler .a'llfwelils,t. Säle 'halben ja auch 
dem BeI1icht des Ausschusses tentnehmen koo
nen, daß elmge Druckrehler.benicht�ulIlyen 
vorgenommen werden mußten. Ich dlCl'rf auch 
dar,alUf hinweisen, daß damit 'Zwelilfiellos nich,t 
aUe Druckfehler be!leinli,gt worden slind. Ich 
möchte nämlich Jetzt zuenSit den AiI1tr.ag stellen, 
ü'ber .dien § 26 eine getrennte Abstimmung 
durchzuführen. Es handelt sich um Ruhens
bestimmungen im Notarversicherungsgesetz. 
Eine Vorsorgemaßnahme, die wohl kaum ein-

mal zur Auswirkung kommen wird, denn so
lange ein Notar in seinem Beruf irgendwie 
tätig sein kann, wird er den Beruf weiterhin 
ausüben und nicht in eine andere Erwerbs
tätigkeit, gleich welcher Art, ausweichen, bei 
der sein Ansehen nicht mehr dem gehobenen 
Status des Notars entspricht. 

Es ist also hier sehr weitgehend schon von 
der menschlichen Natur her. aber audl von 
der Wirtschaftsseite her Vorsorge getroffen 
worden, und im Notarversicherungsgesetz hat 
zweifellos eine derartige Ruhensbestimmung. 
wie sie dem § 94 ASVG entspricht. absolut 
keinen Platz. Wir Freiheitlichen sind auf 
Grund unserer grundsätzlichen Einstellung zu 
den Ruhensbestimmungen auch beim Notar
versicherungsgesetz der Auffassung, daß diese 
Bestimmung nicht Gesetz werden soll, auch 
wenn sie noch so sehr vom Sozialministerium 
gewünscht wird. 

Gerade in dieser Ruhensbestimmung des 
§ 26 findet sidl natürlich auch wieder einer 
dieser Druddehler, der irreführend ist - ich 
verweise nur auf die 7. Zeile, zweite Spalte, 
auf Seite 6. 

Im Sozialausschuß haben wir Freiheitlidlen 
nach Aussprache mit den Vertretern der 
Notare zwei Abänderungsanträge eingebracht, 
die schließlich Dreiparteienanträge geworden 
sind. Hier darf zuerst darauf hingewiesen wer
den, daß im § 39 einvernehmlidl zwischen 
Sozialministerium und Notarvertretern eine 
Formulierung gefunden wurde, bei der sich 
in der Diskussion dann herausgestellt hat, 
daß die Notare doch mehr oder weniger genö
tigt worden sind. dieser Formulierung zuzu
stimmen. Es geht nämlich darum. wer 
anspruchsberechtigt ist. wenn im Zeitpunkt 
des Todes des Pensionsberechtigten bereits 
fällige Leistungen noch nicht ausbezahlt wor
den sind. 

In dieser Frage hat das Sozialministerium 
offensichtlich mit allem Nachdruck die Auf
fassung vertreten, daß zuerst j ener anspruchs
berechtigt werden soll, der einem Notar Unter
stützungen zukommen hat lassen, und auf 
Grund seiner Ansprüche soll er nun Regreß
forderungen erheben können, Nun, es ist eine 
etwas kuriose Vorstellung, wenn im Sozial
ministerium die Meinung vertreten wiI'd. es 
würde in Osterreich Notare geben, die darauf 
angewiesen sind, etwa von Geschwistern er
halten zu werden, bis ihr Pensionsanspruch 
geregelt ist. So weit gehen schon die Soziali
sierungsvorsteIlungen des Sozialministeriums, 
daß man gerade die Notare schon als Unter
stützungsbedürftige. als unterstützungs
bedürftigen Personenkreis im Sinne der Ver
wandtschaftshilfe hinstellt. Das ist eine Spit
zenleistung par excellence, die wohl ihres-
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gleichen suchen muß. Wir Freiheitlichen haben 
demzufolge im Sozial ausschuß dann eine Ab
änderung verlangt, nämlich in der wahrschein
lichen Form, daß eher manche Personen und 
auch Geschwister von einem Notar unter
stützt oder wirtschaftlich erhalten werden und 
daß diesen Personen natürlich dann der nicht 
mehr zur Auszahlung gelangte Anspruch zur 
Verfügung gestellt werden muß. Nach einigen 
Bemühungen ist es gelungen, eine einstim
mige Entscheidung in dieser Richtung herbei
zuführen. Wir staunen über d

'
as Entgegen

kommen des Herrn Sozialministers. 

Nun die zweite Frage, die wir mit einem 
Antrag, der dann ein Dreiparteienantrag 
geworden ist, bereinigt haben. Sie betrifft den 
Anspruch auf Witwenpension. In einem Ge
spräch hat sich noch zusätzlich herausgestellt, 
daß im § 54 Abs. 2 eine Formulierung enthal
ten ist, die nach anderen Bestimmungen der 
Notariatsordnung an und für sich über
haupt nicht mehr Geltung hat, denn es ist 
nicht mehr vorgesehen, daß ein Notar erst 
nach Vollendung des 45. Lebensjahres seine 
Tätigkeit beginnt, sondern es ist vorgesehen, 
daß er bereits mit 35 Jahren seine Tätigkeit 
zu beginnen hat j später soll keine Berufung 
mehr erfolgen. 

Nun sah die Regierungsvorlage vor, daß 
dann, wenn ein Notar erst nach dem 
45. Lebensjahr in diesem Beruf tätig gewor
den ist und er erst nachher geheiratet hat, die 
Witwe keinen Witwenpensionsanspruch erhe
ben hätte können. Nun, das Sozialministerium 
und die Sozialisten, die sonst immer Propa
ganda machen, wie sehr sie sich für die Wit
wen einsetzen, haben allem Anschein nach 
diesmal die Witwen gar nicht so besonders im 
Auge gehabt. Aber nachdem ich als Freiheit
licher auf dieses Problem aufmerksam gemacht 
habe, ist dann doch plötzlich eine Bewegung 
aufgetreten, die dazu geführt hat, daß der 
§ 54 Abs. 3 eine neue Fassung bekommen hat, 
die nun zumindest sicherstellt, daß endlich 
wie in anderen sozialrechtlichen Bestimmun
gen Witwen, . wenn sie ein Kind geboren 
haben, j edenfalls Anspruch auf Pension erhe
ben können. 

Wir dürfen also auch beim Notarversiche
rungsgesetz wieder einmal feststellen, daß es 
maßgeblich freiheitlicher Mitarbeit zu danken 
ist, wenn mandle Gesidltspunkte sozialer Art 
eine gesetzliche Verankerung finden. Die 
Sozialisten tun manchmal in dieser Hinsicht 
wirklidl zuwenig. (Beifall bei der FPO.) 

Abgeordneter Dr. Hauser (OPV) : Hohes 
Haus! Di,e vorHegenlde, ich möchte sag,en, Wd'e
derve-r lallltbalflUng Ides N ouarV\ef'sichemmgs
gesetzes ist un/ber ,anderem ,a'llch dadurch her
vOllgeru�en worden, daß tdu[dl vel'\Schtedene 
Novellen der Vergangenheit die Rechtslage 
unübersichtlich wurde. Man hat aber natürlich 
Gelegenheit genommen, Änderungswünsche 
mit einzubauen. Da das im wesentlichen ein
verständlich gelungen ist, werden wir heute 
keine -große DebClJute haoon. 

Aber Vl1eHeicht sollten w.ilr uns 'jm BI1iIliIl'e
nmg rufen, daß Mer ,ein Be-flUflssband vor
liegt, der seit dem Jahr 1926 auf der Basis 
einer Isolchen 9,e-selzl,iChtelll V'ef'sol1gungtsein
I1icbJ1:n.liDJg SelbstvoIisor'ge für d.as A�ter betI1eilbt. 

Er betreibt si!e ,al1er:dings ,ande.fls -als jen,e 
Kreis'e :im Lande, dJi-e heute aiUch sdlOlIl alle 
pensionsver.sichert ,sioo. DClJS LeilStuThgsrecht 
uIllt,ef'scheidet sich doch, 'ClJdaptileIlt ,auf ·d�e Be
dinQUflIQ€n dieses BmufsSitalIlJdelS, .:in VlieUarner 
HiIIliSicM. 

Erwähnenswert ,ilst -aber, -daß Mer Meilischen 
ihren Be-flUf ;ausü1ben, ,ai,e noch kJedne Früh
pension ,aLs Forderung ,erhoben haben. W'le
wohl das Gesetz -als PensiOIlJsa!n�anSiaLber eben
faUs .d:ClJS 65 . LebelIllsj<ahr vOl1silehit, müsSloo wir 
sagen, daß der Notar von di,elSer MöglJichkeirt 
'im ,al1gemelinen nicht GebIiClJUch macht. Di'e 
NobaIl1abso-ronrung :SIi'eht ,aLs Lebeilisaluer, biJs mI 
dem der No.tar seiiJl100 Beruf IClJUJsüben · kann, 
ein weit höher,es Alter vor. Bs 'WaT noch vor 
werri-gen J-ahI1en 75 J'ahme, ,es !.i,st jet�t vor 
'eilIl:iger Zeirt ,auf 72 J,aJhIie her,abgesetzt worden. 
Derzeit geht noch in der Standesvertretung 
der Notare die Diskussion, ob sie auf 70 Jahre 
h€ruillter,gehen sol100. Hale-r ISlfeh,t man ,also, 
daß ein freier Beruf die Beziehung zu seiner 
Tätigk,eilt v1eUeicht doch ,andeI1s _aUJMiaßt, ,al,s ,es 
�n andJeI1en Belleichen mögliich ilst. 

Was mir auffällt - und dar,auf möcht,e ich 
heli ,dJüeser Debaltte hinweisen -, IiJst, .daß das 
-ein f,PeJier ßerrufsSitand Ii:st, der 'schon l-ClIIlJ9le, bis 
in die zwanziger Jahre zurück, eine gesetzliche 
VOI1SOTlg'e für ,sein Alter trifft, während 'Wk 'in 
den -amJCLellen fr,eien Be'rufen d'Üesers Problem 
ei'gentlJich noch II1icht -gel'ö'st Isooen. 

Die Gewe-rbetreibenden ,naben sich ebenf,aUs 
zunächst abwehrend UIIlId ,daIlJll doch ,eillisehend 
zu ,etiner g,esetzLich-en ltegelllllIliQ ihr,e'r �enJSIions
ansprüche durchgerungen. Di,e Ä,rzte, die 
RechtsanwäLte haben das noch nicht 'Qlel'an. 
Sile han:Heren noch immer mit nicht -glanz aus
mimenden Bestiananungen, wile dch medlll!e, !im 
Weg1e der Selbstverw,alt'll!lllg der Standesv·er
'tf'9Ibung. 

Ich mödllte es wagen zu sagen: Di'e Notare 
Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet wallen j.ener fr.eife Beru�alIld, ,der ,aLs el1S'ter 

ist der Herr Abgeordnete Dr. Hauser. Ich g'emeiinscha.fts1J.ewußt in Isich sOZlval fü.r dClJS 
erteile es ihm. Alter gedacht hat. Di,e Ärzte, die Rechtsanwälte 
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sind noch nicht ISO weirt, mödlJte ich sagen. Es 
gibt dort Probleme ,in der Alter,sViensor'g'Ung. 
Ich möchJte diJe Gel'eg,enheit eline,r DebruUe über 
ein ,solches Gese!tz dazu benütz,en, dClJr,auf hin
Z'uweiJsen, ob man nicht ,auch ilIl ,an-denen frei,en 
Bamfen allmählich dar,an doenkien Isol,ue, dile 
AH:erlsveI'sorlgu'l1g ,anders vOI7JUikeihIle'Il, als 
man es jetzt notdiirrfitJilg rot. 

Diles,es GeSoetz ilst laJUch, wie w,ir Wlissen, 
finan�i'e:rt durch Beiträge, Idile di,e NOitaTe von 
ihllem Binkommen zahllen. Sie zahlen das auch 
albwetiche,nd von ülndelI"en Di,enSltJnehmern ode'r 
S8'lhständig,en. Sile haben k'e1illlen BunJdes
zUJschuß. Si'e zahl,en ohne Heg'r,enzUIlig ,ihres 
Einkommens, ,a.lso kletine Höchsltbedt'fClJg,Slgrrund
lage, derzeilt 9 Prozent von dh!Ilem ta'tsächldchen 
ver'Sltl€ueI1baren Ein:kommen. UTIid sie Wlerden, 
wenn iSli'e ,sich durchringen, dJClIS N otaria1salter 
auf 70 J aih.·re herunlterzUJsetzen, w,ahr,sc±!oelilIllich 
auf 10 P,rozent g'e'bJen mÜsslen. 

Wlir 'Slehen aLso, daß .auch rin dte'l' Fr,ag,e der 
F.inanzierung diese·r Beruf,ssrtand flne!i geb1ieben 
,i,s,t von der Notwendi'gk,eirt, ,eLen Staet um Hilfe 
zu bitten. Und daJs ,allelS 'in ,ein:em Berufsstand, 
d'e'r durch di,e heurti.g,e StleuerLage 'kiaum Rück
lagenmöglichkeit,en -im früheDoo Sinne für sein 
Alter hat. D1e SteueDgeseltzgebung läßt auch 
den NotalIlen kaJUm di,e Mög,�ichk'eilt, großes 
Vermögen zu bHden, um ,so für dalS Altef 
vorzUJsorglen. Wenn wdr ,da'flan denken, daß 
lmse'r,e Abfier:b�gUJngls,gesetZ!g,ebu'l1Jg für di'e An
g,es·tJellten, di'e wir im Vorj.ahr lin eilIl,em IsoZlia
len Schr:itt wli·eder weilbelf vier bessert 'haben, 

für dtie Notare €linie ,große Bel'ClISItllJIlg bedeutet, 
wenn SI1e aUJs .dem Beruf IsmeiJdoo, w,as eben 
·atUf Kosten ,eines 'etwa ,glebHde'ben VermögeIliS 
geht, so müssen witr schon slagen, IMer sollte 
de'l' Staat froh 'sein, daß ,ei!l1 Stand noch nicht 
in Iden al1gemeinoo Ruf um HJiUe oder Mit
hilfe ·dulfch den Staat ,a.'UJSgebrochen ,1st. 

Ger,ade deswegen haHlen es Wli'r aJUch llIicht 
füir recht ISMnnvoll,  wenn tim Zuge 'solcher No
vell,ierullliglsmaßnahmoo ,eLalS Soz�a,lmilIl�ste
rium, nur um zu ,einer möglichslt glleichlauten
den Formulierung im HinJblick ,auf laIIlreLere Ge
setze ,im ASVG-Bel1etich zou kommen, ,aJUf UllIi
fizlie,runrg hiinarbei1Jet. Das hiat lin ;ein·em Igewis
sen Maß sicher SinJn. .Es IIDarul ,abelf 'auch d.n 
SilIlnrlos1gke.i1 rund Rechthaooflei ausarten, 
WI€lTIIll man die 'besOiIlderen ßed!i'IlJg'UIlfglen Id!i,ooels 
Berufsstandes nicht mehr Isehen will. 

Und daß wilI' gar, w,ie wk das iim Ausschuß 
,gesehen ,haben, um künfvi<ge Formuberungen 
raufen, die nodl gar nicht für das ASVG gel
t:en, abe'r jetzt ISchOiIl heim NotJarveflsicherungs

gesetz untergebracht werden sollren, odafik, 
gl,a:ube dch, sollrtJe man eIlst Demt weIllilg Ver
stänJdnürs :haben. 

Ich muß abschll�eßend noch 'eine kLeine Be
rneIik'UJng zu den Ruhens besltJimmungen 
mamen. Ich habe schon dm AlUJsschuß g·esagt, 
wrr wer,dJen di,e Vo-r,lage iJn dieslern Punkte, 
WlLe ,stile vor,g·esebJen 11st, bresch11eßen, wü wer
den uns den Abänderung,santrärgen drer Fnei
heiitlicheill Partei rricbJt ,alIlJschHleßen. 

Ich habe ,auch a,ngek:iirncLilgt, daß d,i,eser unser 
Schrirtt nicht bedeuten soll, daß dann, wenn 
Wlilr 'e'iil1mal zur Frage .deT Ruhen.slbesrbimmun
g:en 'grundsätzlich ande\rs denk:en Iso.llten, lIlicht 
die N ov,eUii!erung,snotw,enJdi>gkied t gegeben seilil 
w,i,pd. Da wi'r ,g.er,aJdJe il1!ffil'tle zufälHtg am seIhen 
T,a,g,e ,in einem :spä1JeI1oo 1iag,esordn'lIDgspunkt 
,eilIlle 'sehr umf.anglieichJe Dehatt'e über diJeS>es 
ProbLem habren, iJst ,eiS notwellld�g, 'brie'r zu 
erklä'r,en, daß das Mi'tJs1Jimme'll j.etzt für di,ese 
Form der Vorlage k'ein P,räjuddz für 'UJIlrSe're 
Fraktion ist, im grundsätzlichen über die 
Ruhensbes'tJimmunge:n ,andeI1s zu .denkien . Wir 
w,eIiden das iln wenilgen StU'llieLen we·chs.e1seitig 
hi,er 'aJUlSltI1ag:en. 

Im hesondel1en F,all der Nota,r,e ,aheT list de·r 
Stre:i,t I1elativ müßLg, fi,ncLe lich. Ich wleliß nicht, 
ob leLen HerDen und auch HeDfn Me1tle� a.ufge
fallen 1st, was ,in dem ,eri.n:schlägi·glell § 26 des 
Notarversicherungsgesetzes steht, denn das 
Notarversicherungsgesetz ist im wesentlichen 
noch immer ein Witwenversorgungsgesetz. Es 
gibt relativ wenige Notare, die eine Eigen
pension beanspruchen. Das ist ganz klar bei 
dem hohen Alter, bis zu dem sie arbeiten. 

In diesen Ruhensvorschriften ist ein Punkt 
enthalten, den vielleicht nimand kennt, daß 
nämlidl, wenn das Ruhen bei der Witwen- oder 
bei der Berufsunfähigkeitspension eintritt, die
ser Ruhensbetrag nach oben plafondiert ist, 
und zwar mit einem sehr geringen Betrag : 
mit 240 S bei Berufsunfähigkeit und mit 144 S 
bei der Witwenpension. Und dieser Betrag 
unterliegt nicht der Dynamik, die wir sonst 
in allen diesen Gesetzen vorsehen. Das heißt, 
die Notare haben nur um des lieben Friedens 
willen seit einigen Jahren auch die Ruhens
bestimmungen in ihr Gesetz genommen. Aber 
das Ruhen kann durch diese nicht dynami
sierte, plafondierte Grenze nur in einem sehr 
bescheidenen Maße eintreten. 

Wenn Sie daran denken, daß diese Beträge 
also 144 S bei der Witwe im Monat sind, so ist 
es relativ müßig, über das Ruhen oder Nicht
ruhen zu streiten. Für das Ministerium könnte 
es, glaube ich, gleidl sein, ob ein solcher 
Betrag in einem Gesetz als Ruhensbetrag auf

scheint. Und für die Notare ist es auch relativ 
uninteressant. Sie wollen eigentlich keine 
Ruhensbestimmungen. Sie haben sie früher 
nie gehabt. Sie haben sich nur dem Wunsdl 
des Ministeriums akkomodiert, wenigstens im 
Prinzip Ruhensvorsdlriften vorzusehen. 
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Dr. Hauser 

Wenn wir also heute hier bei der Abstim
mung mitmachen, so möchte ich darauf hin
weisen, daß es eigentlich, relativ gesehen, ein 
Streit um des Kaisers Bart ist. Aber die eigent
liche Debatte über das Ruhensproblem wollen 
wir beim 6. Tagesordnungspunkt eröffnen. Ich 
wollte nur noch auf diese Besonderheit hin
weisen. Im übrigen werden wir dieser Vorlage 
unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der 

OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Vize
kanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte :im ZUJSammelll
haillg mit der durchgeführten DebartJte auf 
€·ini·ge Vorhrtillligung.en le1ing,eh€n. (Präsident 
Dr. M a l  e t a übernimmt den Vorsitz.) 

Vor alLem sd1eint mi,r .eHe Anrlegllmg od:eT 
dm HirnweÜ!s, düe Herr Dr. Ha'UlSer !im Zu'sam
menhang mtt >der Besmlußfassung ü!l& das 
neue N o tarViensicherun,gSrgle,setz 'gemacht ha"t, 
hin'slichlUich der Vensichel11Ing aJuch für Ärzte 
umd Rechtsanwälte von besonde-rer ßedJeutunlg 
zu sein. Ich habe diesen Interessenorganisa
t�on'en mehrf,ach 'schon dren St<mdpUlllkt .des 
S oz1alresso,r:ts mitgJetlerHt, daß wlir sehr ge,m'e 
be,:rei.t IS€iin werden, ISliie hei solchen Vortberte,i
tungelll zu unooIlstüt:ren !Und dli.e '1lotwlendigen 
Vor,Cllrbeit€fi zu leilsten, um 'alUf ähnllicher oßCliSÜS 
wile dem NotCllIVen;icheru.ngsgesretz ,auch für 
>diJelse Selbständi.gengrupp€!Il ,elin .dJerlartJigers 
:Aensions'recht zu schaff€lll. Es .ist nUT biJshe'f 
ein solches Ansinnen konkret nicht gestellt, 
ein solches Vorhaben noch nimt vorgebracht 
wordern. 

Im möchte auch oden Hiinwei!s des Hepm 
Dr. Hauser bezüglich des Gemelinsch,afts
bewußtseins der Notare uruter,sl1'!reichen. Ich 
gLaub€ , daß nehen v'tellelll arnderen unteDSchi,ed
lichoo Bestimmungen ,im Gesetz g·egenübe'f 
,den PernsionsI1e,ehten nam andelren Gesetz,e'1l 
festzustellen ist, daß hier wirklich die Risken
'g,eme,inscbaf.t der Notare voll und ,g'Cllnz €iin
setz·t, denn sLe bez·ahlen von ,ihrem monatlim,oo 
Einkommen Beiträge, ohne daß sie dann auch 
in demselben Maße ,an de!ll Penslionrs1eiJstu!llgen 
betedlirgt sind; ,gerade das, wals ja fim RJaJhmen 
anderer PenJsionsll1echte nicht so g,anz pr,akti
ziert wird. Auch das möge man sich vielleicht 
für manche andere Bereiche als Vorbild neh
men. 

Aber noch einiges zu den. BemeifkiUngen, dii€ 
<im' Herr Albgeoronete Me1Jte,r Wlie 'auch Hen 
Dr. Hcwser inSbesonJdere zum § 26 gemacht 
haben: Herr Dr. Hauser hat gemeint, daß es 
der Wunsch des Ministeriums gewesen sei. 
Herr Dr. Hauser, darf ich darauf verweisen, 
daß der § 26 in völlig ungekürzter Form aus 

dem alten Notariatsversicherungsgesetz über
nommen ist, das heißt also, daß sein Inhalt 
schon sehr lange in diesen Bestimmungen 
enthalten ist, und ich schließe eigentlich viel
mehr daraus, daß man hier gerade aus der 
Riskengemeinschaft einen bestimmten Grund
satz weiterverfolgt hat, auch dann, wenn er 
materiell nicht so sehr zum Tragen kommt ; 
hier sollte eben das Grundsätzliche gesehen 
werden. Ich stelle also nur klar, daß die Bei
behaltung des § 26 im Gesetz in keiner wie 
immer gearteten Weise auf Wunsch des Mini
steriums erfolgt ist. 

Aber ganz besonders möchte ich zum § 39 
Stellung nehmen, denn hier wird den Beamten 
des Ministeriums etwas unterstellt, was den 
Tatsachen nicht entspricht. Wer sich nämlich 
- und jetzt kann man sicherlich darüber juri
stisch streiten - die Formulierung des § 39 
in der Fassung der Regierungsvorlage ansieht, 
wird draufkommen, daß hier das Wort 
"unterhaltspflichtig" nach den gesetzlichen Be
stimmungen gemeint ist, die eben auf Grund 
einer Familienzugehörigkeit den einzelnen 
verpflichten, einem seiner Familienangehöri
gen für den Fall dessen Verarmung zu helfen, 
und daß darin nicht irgendeine andere Kon
struktion zu suchen ist. 

Aber was noch viel wichtiger ist : Es ist 
hier gemeint worden, man habe das gemacht, 
um gleichsam ein Präjudiz für andere Gesetze 
zu haben. Herr Dr. Hauser, im weiß nicht, ob 
Sie 1967 bei der Eisenstädter Tagung waren. 
Die Formulierung, die hier vorgeschlagen 
wurde, ist nach langen Debatten von allen 
Vertretern der politischen Gruppen und der 
Sozialversicherungsträger 1967 als die zweck
mäßigste Lösung für derartige Ansprüche ge
wählt worden. Ich habe nur eine einzige Bitte, 
und insbesondere an den Kollegen Abgeord
neten Melter. Er hat ausgeführt, daß man hier 
versucht hätte, eine Regelung zu finden, die 
irgendwie "den Gedankengängen der Sozia
lisierung Rechnung trägt". Es ist das eine 
reine Auseinandersetzung von Auffassungen, 
und man soll nicht dahinter j etzt irgend etwas 
anderes sehen. Sie haben die Debatten im 
Sozialausschuß gehört, und ich wollte noch
mals unterstreichen, daß das überhaupt nicht 
im Zusammenhang mit der Schaffung des 
Notarversicherungsgesetzes entstanden 'ist, 
sondern ein einhelliger Wunsch war, der 1 967 
bereits festgelegt wurde. (Beifall bei der SPO.) 

Präosid€lllit Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Die Frau Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u n g. 
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Präsident Dr. Maleta 

Es liegt ein Antrag auf getrennte Abstim
mung über § 26 vor. Ich lasse daher getrennt 
abstimmen. 

Wir kommen vorerst zur Abstimmung bis 
einschließlich § 25 des Gesetzentwurfes in der 
Fassung des Ausschußberichtes. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über § 26, hinsichtlich dessen getrennte Ab
stimmung verlangt wurde. Ich bitte jene 
Damen und Herren, die dem § 26 in der Fas
sung der Regierungsvorlage ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Mehrheit. Angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über die restlichen Teile des Gesetzentwurfes. 
Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesen 
restlichen Teilen des Gesetzentwurfes sowie 

Die Allgemeine Konferenz der Internatio
nalen Arbeitsorganisation, die am 3. Juni 1910 
in Genf zusammengetreten war, hat auf dieser 
Tagung eine Empfehlung ausgearbeitet. Es 
handelt sich hiebei um ein Sonderprogramm 
für die Beschäftigung und Ausbildung Jugend
licher zu Entwiddungszwecken. 

Jedes Mitglied der Internationalen Arbeits
organisation ist gemäß Artikel 19 der Ver
fassung verpflichtet, die anläßlich der Tagung 
der Internationalen Arbeitskonferenz ange
nommenen internationalen Instrumente den 
zuständigen Stellen im Hinblick auf ihre Ver
wirklichung durch die Gesetzgebung oder 
andere Maßnahmen vorzulegen. Diese Ver
pflichtung gilt auch dann als erfüllt, wenn in 
den Fällen, in denen eine Ratifikation nicht 
vorgesehen ist, wie zum Beispiel im Falle 
einer Empfehlung, dem Nationalrat ein Bericht 
zur Kenntnis gebracht wird. 

Titel und Eingang in der Fassung des Aus- Um es Jugendlichen zu ermöglichen, an 

sdlußberichtes ihre Zustimmung erteilen, sidl ' Tätigkeiten zur wirtschaftlichen und sozialen 

von den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die Entwicklung ihres Landes teilzunehmen, um 

Einstimmigkeit fest. eine Bildung, Fertigkeiten und Erfahrungen zu 
erwerben, die ihnen ihre spätere wirtschaft
liche Tätigkeit dauernd erleichtern und ihre 
Eingliederung in die Gesellschaft fördern, 
sieht die Empfehlung im Abschnitt I zwei 
Gruppen von Sonderprogrammen vor, die die 
Bedürfnisse in bezug ·auf die Beschäftigung 
und Ausbildung Jugendlicher erfüllen und 
darüber hinaus Berufsausbildungs- und Son
derprogramme durchführen, um insbesonders 
arbeitslose Jugendliche fachlich auszubilden. 

Damit ist die zweite Lesung be endet. 

Die Frau Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i  n-
s t i m  m i g k e i t fest. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

4. Punkt: Beridlt des Ausschusses für soziale 
Venvaltung betreffend den Bericht der Bun
desregierung (111-8 der Beilagen' über die 
Empfehlung (Nr. 136) betreffend Sonderpro
gramme für die Beschäftigung und Ausbildung 
Jugendlidler zu Entwicklungszwecken (114 der 

Beilagen' 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung : Bericht der Bun
desregierung über die Empfehlung betreffend 
Sonderprogramme für die Beschäftigung und 
Ausbildung Jugendlicher zu Entwicklungs
zwecken. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Stein
huber. Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Steinhuber: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Ich bringe den Bericht des Aus
schusses für soziale Verwaltung über die 
Empfehlung Nr. 1 36 betreffend Sonderpro
gramme für die Beschäftigung und Ausbildung 
Jugendlicher zu Entwiddungszwecken. 

Im Abschnitt II wird empfohlen, diese Son
derprogramme möglichst im Rahmen der staat
lichen Entwicklungspläne zu organisieren, um 
so produktive Vollbeschäftigung zu erreichen. 

Im Abschnitt III ist der Inhalt dieser Sonder
programme festgelegt. 

Abschnitt IV befaßt sich mit den Dienst
bedingungen der Teilnehmer. 

Der Abschnitt V empfiehlt die Leitung und 
Koordinierung sämtlicher Sonderprogramme. 

Abschnitt VI regt eine Zusammenarbeit der 
zuständigen Stellen im Falle von Sonderpro
grammen an, bei denen Jugendliche aus einem 
Land an Fähigkeiten zur Entwicklung eines 
anderen Landes teilnehmen. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat 
den Bericht der Bundesregierung in seiner 
Sitzung am 27. Jänner 1 972 in Anwesenheit 
des Vizekanzlers und Bundesministers für 
soziale Verwaltung Ing. Häuser in Verhand
lung gezogen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Kenntnisnahme des Be
richtes der Bundesregierung zu empfehlen. 
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Sleinhuber 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit 
der Ausschuß für soziale Verwaltung den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Bericht 
der Bundesregierung über die Empfehlung 
(Nr. 1 36) betreffend Sonderprogramme für die 
Beschäftigung und Ausbildung Jugendlicher 
zu Entwicklungszwecken (lU -8 der Beilagen) 
zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie
gen, bin ich ermächtigt- zu beantragen, Gene
ral- und Spezialdebatte unter einem durchzu
führen. 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g.  

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
gegenständlichen Bericht der Bundesregierung 
zur Kenntnis zu nehmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i m  m i g a n  g e n  0 m
m e n. 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für soziale 
Verwaltung betreffend den vom Bundesmini
ster für soziale Verwaltung vorgelegten Be
richt (111-12 der Beilagen) über die Amtstätig
keit der Arbeitsinspektorate im Jahre 1910 

(115 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
5. Punkt der Tagesordnung: Bericht über die 
Amtstätigkeit der Arbeitsinspektorate im 
Jahre 1 970. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Stein
huber. Ich bitte um den Bericht. 

einer neuen Regelung der hiefür maßgebenden 
Grundsätze und einer angemessenen Uber· 
wachung durch die Arbeitsinspektion. 

Die Einleitung gibt einen Uberblick über die 
Tätigkeit der Arbeitsinspektioni daraus geht 
hervor, daß am Ende des Berichtszeitraumes 
ebenso wie im Jahre vorher 204 Arbeitsinspek· 
toren in Verwendung standen. Von diesen 
204 Arbeitsinspektoren gehörten 72 Bedien
stete dem Höheren technischen Dienst, 83 dem 
Gehobenen Dienst und 45 Bedienstete dem 
Fachdienst an. AuCh zählten vier Arbeits
inspektionsärzte zum Personalstand der 
Arbeitsinspektion. Die Zahl der weibliChen 
Bediensteten betrug beim Höheren teChnisChen 
Dienst zwei, beim Gehobenen Dienst elf und 
beim FaChdienst 15 ;  unter den vier Arbeits
inspektionsärzten befindet sich eine Frau. 

Der AussChuß für soziale Verwaltung hat 
den gegenständliChen Bericht in seiner Sitzung 
am 27. Jänner 1 912 in Anwesenheit des Vize
kanzlers und Bundesministers für soziale Ver
waltung Ing. Häuser in Verhandlung gezogen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Kenntnisnahme dieses BeriChtes zu 
empfehlen. 

Der AussChuß für soziale Verwaltung stellt 
somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
den vom Bundesministerium für soziale Ver
waltung vorgelegten Bericht über die Amts
tätigkeit der Arbeitsinspektorate im Jahre 
1970 (111-1 2  der Beilagen) zur Kenntnis neh
men. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie
gen, beantrage ich, General- und Spezial
debatte unter einern durChzuführen. Berichterstatter Steinhuber : Herr Präsident I 

Hohes Haus ! Die Arbeitsinspektorate haben 
auf Grund des § 16 Abs. 1 des Arbeitsinspek- Präsident Dr. Maleta: Der Herr Bericht

tionsgesetzes 1 956, BGBl. Nr. 1 41, dem Bun- erstatter beantragt, General- und Spezial

desministerium für soziale Verwaltung all- debatte unter einem vorzunehmen. - Ein

j ährlich Bericht über ihre Tätigkeit und ihre wand wird nicht erhoben, wir gehen somit in 

Wahrnehmungen auf dem Gebiet des Dienst- die Debatte ein. 

nehmerschutzes zu erstatten. Diese Berichte Als erster zum Wort gemeldet ist der Abge-
sind vom Bundesministerium für soziale Ver- ordnete Burger. Ich erteile es ihm. 
waltung in zusammenfassender Darstellung 
dem Nationalrat vorzulegen und in den Amt
lichen Nachrichten des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung zu veröffentlichen. 

Dem vorliegenden Bericht können die Be
mühungen der Arbeitsinspektion entnommen 
werden, ihren vielgestaltigen Aufgaben auch 
im Jahre 1 970 zu entsprechen und so dazu 
beizutragen, daß die Erfordernisse des Dienst
nehmersdmtzes in den Betrieben gebührend 
berücksichtigt werden. Dies gilt besonders für 
einen dem Stand der TeChnik und der Medizin 
entsprechenden Schutz am Arbeitsplatz. Um 
die Weiterentwicklung auf diesem Gebiet des 
Dienstnehmersrnutzes zu fördern, bedarf es 

Abgeordneter Burger (OVP) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren I Heute liegt dem 
Hohen Haus der BeriCht über die Amtstätig
keit der Arbeitsinspektorate für das Jahr 1 910 
vor ; ein Bericht, der deshalb von besonderem 
Interesse sein muß, weil er über die Gesund
heit beziehungsweise über den Dienstnehmer
schutz in den verschiedensten Bereichen der 
Arbeitsplätze beriChtet. So ist dem Bericht zu 
entnehmen, daß 1 1 6.000 Betriebe von den 
Arbeitsinspektoraten einer Kontrolle unter
zogen wurden, wodurch sicherliCh dazu bei
getragen wurde, all das zu kontrollieren, was 
am Arbeitsplatz dem DienstnehmersChutz zu 
dienen hat. 
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Durger 

Trotz dieser überaus fleißigen Kontrolltätig
keit der Beamten müssen wir zur Kenntnis 
nehmen, daß die Zahl der Unfälle nicht rück
läufig ist, sondern gegenüber dem Vorjahr 
sich nach oben bewegt und ansteigt. Mag die 
Ursache dieses nicht erfreulichen Umstandes 
im Fehlen mancher vorgeschriebener diverser 
Schutzvorrichtungen liegen, so muß ich doch 
von der Praxis her erkennen, daß auch Dienst
nehmer die Unfallsgefahr nicht richtig ein
schätzen und sich so oftmals einer nicht not
wendigen Gefahr aussetzen. Ich sage daher 
gleich zu Beginn meiner Ausführungen, daß es 
eigentlich unerläßlich wäre, neu aufgenom
mene Dienstnehmer grundsätzlich auf die Ge
fahren eines bestimmten Arbeitsplatzes durch 
eine eingehende Belehrung aufmerksam zu 
machen. Man sollte es niemals dem Zufall 
überlassen und sagen : Man wird schon drauf
kommen, daß man hier nicht hingreifen oder 
daß man dieses oder j enes nicht tun darf. So 
sollte es zu den Aufnahmeformalitäten gesetz
liche Pflicht werden, zumindest auch einer 
Unfallsbelehrung durch dafür geeignete oder 
erfahrene Personen beziehungsweise Arbeits
kollegen unterzogen zu werden. 

Ich bekenne gerne, daß dies auch in vielen 
Betrieben im Interesse des Dienstgebers, aber 
auch im Interesse des Dienstnehmers 
geschieht. Man kann leider nicht statistisch 
nachweisen, wie viele Unfälle durch eine sol
che Einweisung am Arbeitsplatz vermieden 
worden sind. Es steht aber fest, daß es eine 
der ersten Voraussetzungen ist, Unfälle zu 
vermeiden. 

Aus dem Bericht ist zu entnehmen, daß sich 
die meisten Unfälle in der Eisen- und Metall
gewinnung ereignen. Diesem Industriezweig 
folgen dann das Bauwesen und die Bauhilfs
betriebe. Sind es in der Metallgewinnung 
hauptsächlich Verbrennungen und andere 
Oberflächenverletzungen, so kommen im Bau
gewerbe hauptsächlich durch Sturz und Ver
s<hüttungen Verletzungen aller Art vor. 

Wenn ich feststellen durfte, daß die Zahl 
der verschiedensten Unfälle ständig im Stei
gen begriffen ist, so geht die Zahl der töd
lichen Unfälle Gott sei Dank zurück. So wird 
im Bericht festgestellt, daß von 1 0.000 Arbeits
unfällen im Jahre 1 970 32 einen tödlichen 
Verlauf nahmen. Im Jahre 1969 entfielen auf 
1 0.000 Arbeitsunfälle 36 tödliche Unfälle und 
im Jahre 1 968 42 . 

Wenn die Rückläufigkeit auch ganz gering
fügig ist, so muß man dieser Tatsache dennoch 
Beachtung schenken, weil ja BetriebsgTÜndun
gen im Ansteigen begriffen sind, besonders 
im ländlidJen Raum, und zwar zum Zwecke 
des Zuerwerbs. Man kann sagen, daß es auf 

jeden Fall angenehm zu vermerken ist, wenn 
bei einer Zunahme von Betrieben, bei einer 
Zunahme von Arbeitsplätzen die Anzahl der 
tödlichen Arbeitsunfälle zurückgeht. Ich stelle 
fest, daß das Kostbarste auf allen Arbeitsplät
zen grundsätzlich und immer noch der Mensch 
ist. 

Die Gesamtzahl der Arbeitsunfälle betrug 
also im Jahre 1 970 1 09.04 1 .  Das ist gegenüber 
dem Vorjahr eine Zunahme von 3526 Unfällen. 
Von dieser angegebenen Zahl verliefen leider 
353 Arbeitsunfälle tödlich. In dieser Zahl sind 
nicht die vielen Berufskrankheiten enthalten, 
die erst in späteren Jahren in Erscheinung 
treten und dann oftmals auch zum Tode füh
ren. 

Hohes Haus I Die vorgebrachten Zahlen und 
die Tatsache, daß die Unfälle, gleich wel<her 
Art, im Ansteigen begriffen sind, sollen dazu 
führen, daß nichts unterlassen werden darf, 
auf dem Wege des Unfallschutzes weiter tätig 
zu sein. Wenn man bedenkt, wieviel Pro
duktionsausfall diese 1 09.000 Unfallsopfer ver
ursacht haben und wie hoch der volkswirt
schaftliche Schaden durch diese Unfälle war, 
so lohnt es sich schon aus diesem Grunde, bei 
der Schaffung des neuen Arbeitnehmerschutz
gesetzes dafür zu sorgen, daß Produktions
ausfälle durch Arbeitsunfälle in immer größe
rem Maße vermieden werden. 

Es wäre interessant zu wissen, wie hoch die 
Kosten für die ärztliche Behandlung dieser 
1 09.000 Verunglückten waren und in welcher 
Weise und wie hoch die Krankenkassen bela
stet wurden. 

Die Betroffenen aber büßten nicht nur oft 
ihre Gesundheit ein, sondern die Folge ist in 
den meisten Fällen trotz diverser Versiche
rungen eine soziale Notlage für die Betrof
fenen selbst, ni<ht zuletzt aber auch für ihre 
Familien. 

Wollte man meinen, daß sich die meisten 
Unfälle wegen Ubermüdung ereignen, so 
steht diese Tatsache nicht im Einklang mit der 
kürzer werdenden Arbeitszeit. Am 5. Jänner 
1 970 wurde die Normalarbeitszeit von 45 auf 
43 Wochenstunden verkürzt, und trotzdem 
steigt die Zahl der Unfälle. Mich bewog diese 
Tatsache, mehrere Betriebe zu begehen. Ich 
stellte fest, daß neben der gesetzlichen Arbeits
zeit Uberstunden wegen der höheren Mehr
bezahlung in Anspruch genommen werden. Ich 
stelle diese Tatsache mit Bedauern fest, weil 
ich der Auffassung bin, daß Arbeitszeitver
kürzungen den Dienstnehmern als kürzere 
Arbeitszeit dienen sollen und nicht für eine 
indirekte Verlängerung. 
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In Betrieben, in denen ein Uberstunden
arbeiten oder ein Sonntags arbeiten nicht mög
lich ist, wird von vielen ein zweites Arbeits
verhältnis aufredlterhalten, besonders dann, 
wenn die Frau nicht berufstätig ist. Der Grund 
dafür sind die ständig steigenden Preise bei 
schlechtem Nettoeinkommen. 

So gibt es für die vielen bedauerlichen 
Arbeitsunfälle in der Hauptsadle drei Ursa
chen: 1 .  in vielen Betriebsstätten noch immer 
mangelnde Schutzvorrichtungen aller Art ;  
2. mangelnde Vorsicht a m  Arbeitsplatz; 
3 .  Ubermüdung am Arbeitsplatz, hervorge
rufen durdl verschiedene Ursachen. 

Diese Ursachen zu beheben und abzustel
len, sollte die täglidle Aufgabe des Dienst
gebers, des Dienstnehmers, der Betriebsräte, 
aber audl der Arbeitskollegen selbst sein. In 
dieser Frage tragen wir alle gemeinsam die 
Verantwortung. Die Unfallverhütung geht in 
jedem Falle j eden an. 

Aber nidlt nur für den Arbeitsplatz gilt das. 
Viel mehr Unfälle tragen sich außerhalb der 
Betriebsstätten zu, und zwar auf dem Wege 
vom Arbeitsplatz und auf dem Wege zum 
Arbeitsplatz in Form von Verkehrsunfällen 
oder auch durch Verkehrsunfälle in der Frei
zeit. 

Wenn audl Verkehrsunfälle nidlt zu diesem 
Bericht gehören, will idl sie dennoch schon 
deshalb erwähnen, weil so manche . Straße 
einem Sdlladltfeld gleicht. Sidlere Fahrzeuge, 
gute Straßen, audl umfassende Gesetze reidlen 
nicht aus, Verkehrsunfälle einzuschränken 
oder, was ridltig wäre, sie ganz zu vermeiden. 

Was tun? - Das ist die Frage, um den 
Menschen während der Arbeitszeit und in der 
Freizeit jenen SdlUtz zu geben, der notwendig 
wäre, einen Schutz, den jeder für sidl in 
Ansprudl nimmt, während er aber nicht bereit 
ist, diesen Schutz audl den anderen ·zuteil 
werden zu lassen. 

Bedauernswert sind die Unschuldigen, 
Pflicht bewußten, die ein Opfer der Rücksichts
losen auf den Straßen Osterreidls werden. Die 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Hellwagner. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Hellwagner (SPO) : Herr Prä
sidentl Hohes Haus l Der Beridlt über die 
Amtstätigkeit der Arbeitsinspektorate im 
Jahre 1970 gibt erneut die gute Gelegenheit 
und Möglichkeit, auf die außerordentlidle Be
deutung dieser gesetzlid1en Einrichtung, die 
zum Sdlutz und zur GesunderhaItung der 
Dienstnehmer in der gewerblichen Wirtschaft 
gesdlaffen worden ist, hinzuweisen. Ich meine 
daher, daß es in der Offentlid1keit nicht oft 
genug gesagt werden kann, daß das Zentral
arbeitsinspektorat und die bestehenden 23 
regionalen Arbeitsinspektorate als die wesent
lichsten und bedeutendsten Schutzfunktionen 
zur Erhaltung von Leben und Gesundheit der 
rund 1 ,5 Millionen Dienstnehmer in den öster
reichischen Betrieben der gewerblichen Wirt
schaft zu werten sind. 

Positiv wäre auch einleitend zu bemerken, 
daß feststeht und auch bewiesen ist, daß 
sowohl das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung im allgemeinen wie auc:h im 
besonderen Vizekanzler Ing. Häuser der 
Tätigkeit der Arbeitsinspektorate allergrößte 
Aufmerksamkeit widmen und daß sie ihnen 
die bestmögliche Unterstützung angedeihen 
lassen. 

Auch die Tatsache, daß alle Jahre dem 
Parlament ein Tätigkeitsbericht der Arbeits
inspektorate vorzulegen ist, beweist, welch 
großes Interesse und welche Anteilnahme der 
Nationalrat der Tätigkeit der Arbeitsinspek
torate entgegenbringt. Ohne sich einer Uber
treibung schuldig zu madlen, darf man wohl 
auch zum Ausdruck bringen und das Wert
urteil treffen, daß seit den Jahren des Bestan
des der Arbeitsinspektorate für die in den 
Betrieben tätigen Menschen, für die Männer 
und Frauen in den Betrieben, hinsichtlich der 
Erhaltung ihrer Gesundheit nicht nur viel 
getan wurde, sondern daß damit zugleich auch 
der Volkswirtschaft ein enorm wichtiger 
Dienst erwiesen wurde. 

jährliche Bilanz liegt etwa um 2400 Todes- Dieser Positivbilanz muß man leider bekla-
opfer und 60.000 Verkehrsverletzte. gend anfügen, daß es auch im Berichtszeitraum 

Nun aber zurück zum Bericht. Es soll keine 
und auch im Jahre 1 911 nicht gelungen ist, 

Höflichkeitsformel sein, den vielen Beamten 
die Unfallziffer gegenüber den Vorjahren zu 
senken. 

der Arbeitsinspektorate für ihre Tätigkeit zu 
danken, die sie zum Schutz der Dienstnehmer 
ausüben und ausübten. 

Die Osterreidlische Volkspartei wird diesen 
Bericht mit der Hoffnung zur Kenntnis nehmen, 
daß die Sicherheit der Bevölkerung uns nid1t 
entgleitet, sondern noch mehr in den Mittel
punkt gemeinsamer Bemühungen rückt. (Bei
fall bei der OVP.) 

Leider ist auch die Zahl der schweren Un-
fälle mit tödlichem Ausgang noch immer viel 
zu hoch. 

Und noch ein zweites: Es ist auch sehr 
schade, daß es im Berichtsjahr nicht möglidl 
war, den personellen Fehlbestand an Fadl
kräften für die Arbeitsinspektorate, die vor 
allem für den Außendienst so dringlich not-
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wendig wären, aufzufüllen. Wenn man über
legt, daß etwa 204 Arbeitsinspektoren fast 
150.000 Betriebe mit ungefähr 1 ,5 Millionen 
Dienstnehmern zu überprüfen und zu betreuen 
haben, wenn man bedenkt, daß für den arbeits
medizinischen Bereich nur fünf Fadlärzte zur 
Verfügung stehen, so ist die Uberforderung 
offensichtlich. 

Zum Leistungsbericht im besonderen : 

Tatsächlich wurden laut Beridlt in rund 
1 1 6.000 Betrieben über 1 1 8.000 Inspektionen 
und im Außendienst insgesamt fast 1 94.000 
Amtshandlungen - was eine nennenswerte 
Steigerung gegenüber dem Vorjahr bedeu
tet - durchgeführt. 

Noch einige Leistungszahlen seien hinzu
gefügt: Die Arbeitsinspektorate wurden zu 
2 1 .85 1 kommissionellen Verhandlungen gela
den. Im Zuge des Verfahrens zur Genehmi
gung von Betriebsanlagen wurden rund 
6000 Erhebungen durchgeführt. An 16 .430 
außerordentlidlen Verhandlungen nahmen 
Arbeitsinspektoren teil. In 5289 Fällen von 
schweren Unfällen wurden Unfallserhebungen 
durchgeführt. Dem Sdlutz der Heimarbeiter 
wurde größtes Augenmerk beigemessen. In 
5647 Amtshandlungen wurden besondere Er
hebungen in Angelegenheit des Mutterschut
zes vorgenommen. Wie wichtig diese Aufgabe 
ist, zeigt das Resultat, daß diesbezüglich an
nähernd 1 200 Beanstandungen vorgenommen 
werden mußten. Wie viele Mißachtungen des 
Mutterschutzgesetzes würde es erst geben. 
wenn es diese Kontrollmöglichkeit und Kon
trolltätigkeit durch die Arbeitsinspektorate 
nicht gäbe ! 

Vier Arbeitsinspektionsärzte führten an 
479 Außendiensttagen rund 2200 Amtshand
lungen durch und nahmen dabei 990 Unter
suchungen und Begutadltungen vor. 

Die Wichtigkeit der Tätigkeit der Arbeits
inspektorate geht auch aus der Vielzahl der 
1 69.283 Beanstandungen hervor, die sowohl 
unfalls technische als auch arbeitshygienische 
Mängel betrafen. 

Hinsichtlich arbeitsrechtlidler Vorschriften 
mußten fast 1 6.000 Beanstandungen ausge
sprochen werden. 

Die Unfallsziffer insgesamt erreichte die 
bedauerliche Bilanz von fast 1 1 0.000 Unfällen. 
Die tödlichen Unfälle erreichten die Zahl von 
353. Wenn dies auch einen leichten Rückgang 
gegenüber dem Vorjahr bedeutet, so ist die 
Zahl aber noch immer viel zu hoch. 

mächtigte auf den Baustellen den Appell ridl
ten, der Unfallsverhütung und der Betriebs
sidlerheit mehr als bisher Beadltung entgegen
zubringen. Es ist zu hoffen, daß die inzwischen 
im Nationalrat eingebradlte Regierungsvor
lage über den Sdlutz des Lebens, der Gesund
heit und der SittIidlkeit der Arbeitnehmer 
bald zum Gesetz erhoben wird und damit eine 
Lücke auf dem so widltigen Gebiet des 
Arbeitnehmerschutzes geschlossen werden 
kann. 

Dieser Leistungsbericht der Arbeitsinspek
torate beweist wohl nadl allen Seiten hin, daß 
sie ihrer gesetzlichen Aufgabe, nämlich Be
triebsunfälle und Berufskrankheiten vermei
den zu helfen, stets und in großartiger Weise 
nachgekommen sind. 

Ich hoffe auch, daß es in Zukunft möglich 
gemadlt werden kann, die Arbeitsinspektorate 
nodl mehr in die Lage zu versetzen, daß sie 
ihren gesetzlichen Auftrag noch wirkungs
voller, noch effektiver erfüllen können. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß eine 
Zusammenfassung der Arbeitsinspektorate mit 
dem Verkehrsarbeitsinspektorat und sonstiger 
ähnlicher Einrichtungen notwendig wäre und 
angestrebt werden müßte. Auch sollte die 
Kompetenz der Arbeitsinspektorate auf jene 
Wirtschaftszweige und öffentlidle Dienststel
len ausgedehnt werden, die bisher keine 
gleidlartige Schutzeinridltung haben. Dies
bezügliche Forderungen wurden wiederholt 
erhoben. 

Wenn idl auch offene Türen einrennen 
sollte, mödlte idl dodl bei dieser Gelegenheit 
an die Interessenverbände der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer, an die Sozialversiche
rungsträger, an die Unternehmer und Beleg
schaftsvertretungen den Appell richten, die 
Aufgabe und die Tätigkeit der Arbeitsinspek
toren nadl besten Kräften zu unterstützen. 

Bei der Bilanz von über 1 00.000 anzeige
pflichtigen Betriebsunfällen - die Zahl der 
tatsächlichen Betriebsunfälle liegt noch viel 
höher - muß es angebracht sein, an die 
Betriebsinhaber und an die verantwortlichen 
Führungskräfte in den Betrieben die Auffor� 
derung zu richten, der Funktion "Sicherheits
techniker" und den Unfallsverhütern mehr als 
bisher Autorität zu geben und Verständnis 
entgegenzubringen. 

Das Verlangen, bei Betriebsumstellungen, 
bei Investitionen und bei Rationalisierungs
maßnahmen der Betriebssicherheit und den 

Hinsichtlidl der schweren und tödlichen Be- Umwelteinflüssen mehr als bisher Augenmerk 
triebsunfälle steht die Bauwirtschaft an vor- zuzuwenden, ist vollauf gerechtfertigt und 
derster Stelle. Man muß daher an die verant- begründet. Bei diesen Vorgängen Einsparun
wortIichen Unternehmer und deren Bevoll- gen auf Kosten der Betriebssicherheit vorzu-
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nehmen, wäre ein schweres Vergehen gegen 
die Menschlichkeit. 

Wenn alle Stellen, die einen positiven Ein
fluß auf mehr Betriebssicherheit nehmen kön
nen, mehr als bisher dazu bereit sind und 
dieser Aufgabe mehr Ernst entgegenbringen 
und mehr ehrliches Wollen, müßte es möglich 
sein, die Unfallsziffern zu senken, und müßte 
es möglich sein, viel menschliches und soziales 
Leid zu verringern. 

Abschließend möchte ich von diesem Pult 
aus auch all den Zehntausenden Unfallsver
hütern in den Betrieben für ihren so schweren 
Dienst, der ehrenamtlich im Rahmen ihrer 
Arbeitsverrichtung zu vollziehen ist, aufrich
tig danken. 

Schließlich möchte ich auch allen Arbeitern 
und Angestellten, die oftmals unter schwer
sten Bedingungen im Dienste der Volkswirt
schaft ihre Leistung erbringen müssen, auf
richtig danken und bin mir diesbezüglich der 
Zustimmung des gesamten Hauses sicher. 
(Beifall bei der SPO.) Sie alle sollen die 
Gewißheit haben dürfen, daß ihre Arbeit und 
ihre Leistung im Parlament in hohem Ansehen 
steht und auch in Zukunft die gebührende 
Anerkennung haben wird. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. -
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
gegenständlichen vom Bundesminister für 
soziale Verwaltung vorgelegten Bericht zur 
Kenntnis zu nehmen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - E i n  s t i m  m i g a n g e n  0 m
m e n. 

6. Punkt: Erste Lesung des Antrages 9/A (11-
30 der Beilagen) der Abgeordneten Melter und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem pensionsredltliche Bestimmungen geän
dert werden (Pensionsänderungsgesetz 1972) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun
mehr zum 6. Punkt der Tagesordnung: Erste 
Lesung des Antrages 9/ A der Abgeordneten 
Melter und Genossen : Pensionsänderungs
gesetz 1 972. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zunächst erteile ich gemäß § 41 Abs. 2 
Geschäftsordnungsgesetz dem Antragsteller, 
Herrn Abgeordneten Melter, das Wort zur 
Begründung. 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident ! 
Sehr geehrme Damen rund HeJ:1I1en! Wirr haben 
heute dinruerhalb 'e,ines k'llrz,en ZJei·ta:bsch'IliVt'ts 
wUleder ein Thema zu behandeln, das schon 
liliIl!ge ,im Bllickpun'IDt delr Offenltl:ichke,i1 'Slt·eht, 
nämllich diJe RJuhelIlJSbe'Slbimm'UJ19'en 'llJl1d ihre 
Berechbigun'g bezilehuIl!g,gwe�g.e das Unrecht, 
GalS durch ,sie g,eschaffen wirrd. 

Di,e A\lISlei'IllcmdeIlS'etzulll!9'en finden zwisch'en 
der Regli,efllllllglSflraktJion, repräJSlenbi€lIlt in ,erst,er 
Linie durch den S02lilalminli,Slte'r urud Vize
k,a!llzle,r, rund den zwei OpposilbionJSpar1tei'errI 
'Sta:tt, wobei ,al1eTd1rugs mit ,allieif EilIldiffilTigkeH 
darauf Mngewiesen werden muß, daß lin di'eser 
Fragl€ limmer die freihieÜJHidl!e Fflaktion f,eder
führend ,g,ewesen ist 'UiIlJd lauch hLe!iben wird. 
Dies hat 'sich joa Igellaide lin der AbstJim'llmng 
zum vorletz·ten T.a,gBsoIldniumJgspunkit, dem 
Notarveooich€'rungsgesetz, 'W'iedeif ge·zeligrt:, wo 
sich dile OVP l,eider ruichlt: ZJU 'eliner konsle
quenten Haltung durchIlilIlJgen kOIllIl�e im 
Gegensatz zu den öffentlich propagiie,rten Hr
klärlllfilgien 'fhres Burudesp,aflbeiobmaJIlIlJs Abg,e
oI1chlJett'en Dr. Sch},el1nzer, der j<a auch 'in 'eineT 
PfJeS!slearus,sendung über di'e A'llfhelblllllig der 
RubelIlJS'besltimm'lLllgen 'U!rud dile SteUungruahme 
der OVP zu wese:r FIlag:e lerklärt hat, daß 
,sie ,grundsätzHch für die Aufhe:bung de'r 
RJulheiIlls'hestJimmungen für dile nÜ'rmalen AltJer1S
peIIliS!ionen und Wi:twenp€'IlS'ionen eintrete. 
Diese ,g,llUlIlidlSäif:zlü:il!e Erklärung IhäHe doch 
auch bei der Abs1limrrnurng ZUJlIl § 26 Notar
versicherungsgesetz Bedeutung haben müssen. 
Die Äußerungen des Abgeordneten Doktor 
Hauser, der sonst sehr kritisch urteilt und 
sachliche Uberlegungen anstellt, haben hier 
die logische Konsequenz vermissen lassen. 

Ich möchte aber zum Grundsätzlichen kom
men und darauf hinweisen, daß Exponent 
Sozialminister Häuser ist. Nun darf ich in 
Erinnerung rufen, daß gestern in der Frage
stunde bei der letzten Anfrage des Abgeord
neten Ofenböck Minister Sinowatz darauf hin
gewiesen hat, daß Brundage nicht mehr den 
Kontakt zu den Realitäten unserer Zeit habe. 
Ich muß nun der Meinung Ausdruck g,eben, 
daß der Sozialminister Ing. Häuser genauso 
wie Brundage nicht mehr den Kontakt zu 
den Realitäten unserer Zeit hat. (Beifall bei 
der FPO. - Abg. Anion S c  h 1 a g e r: Das 
is t aber hart!) 

Hier geht 'es nämlich um dile V,eTtIletUlIlJg 
von Thesen, dJte ZJU ,eÜIlie'r Zelilt des ArbeI11Js
pl,atzmarug,els und .des IMangels ,m Arbe'its
möglichk,eJitt überhCllupt ,am P1at2le waren. Da 
war eine derartige VOIlsoPg'e zwelifellOis be
gründet 'lJ!nd berechtigt. 

Eilll'e der,arti9le Maßnahme IDaIlIIl jedoch nie 
lin eilllier Zeit zliielfühflend ,sein, .in de'r wi<r 
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zuwerui,g krbeitskräfte haben, 'in der Wlir sogaif 
'g,ezwung,en ,sind, immer mehr a'UJsländlisch!e 
Arbeitskräfte heneinm1TIJehmen, ohne Rück!sicht 
da,rauf, welch!e Kosten Is�ile UniS ver,ul1sachJen, 
,e,inel[s,eI1tJs 'im Ber.eich ,der GelSIUndheilbsvoT
sor,ge, ,a,n!deI1er.sei'ts lim Ber'elich Idel}" F,amiHeIIl
oOeliiMUen und .ruer 'P,ens'i onsvonsor,ge, für Zah
lungen 'ilns .AJuslan,d. DielSJe Rechnung hat de'r 
He!r,r Soz'1alminilstJer noch rnle auf'ge!Stlent, ob
wohl !ihm hekaIllIlt ,sein müßte, daß 'ge11ooe in 
dilesem Be11e'ich emige dler IschweI1st'en Hela
sltrungen auf dJüe österlIleichJilschJe Wi:rtsmaft urul 
damiJt alUch ,auf deren Arbeiltnehllne'r vukom-

Der Soz,ialmiTIlister veI1tritt :also 'Dhesen, d!i,e 
dn einter Zeit der VoUbeschäftJLgung, deT 
Expansion und immer ineuer 'Bedürfnisise über
holt sein mußten. Es fehlen neuzeitliche Auf
fassungen, wie sie eiIl!er mode,men LeiJstung's

g,e'sellschaft 'entJsprech!en würden. DaJs z·eigt 
sich �n mehreren Äußerung,en und in mehl'leren 
Entscheidungen . 

Ich kallill ,in El1ilIl.IlJerung 'rufen, daß VOIf 
kur:oom bei der DebCl'tte über das Gelw'Ilidheit-s
ministerium FrCl'ktioTiiskoHeg'e Dr. Broe!Sigke 
dar,auf Mng,ewi'esen ha,t, daß die �!IlISiteIlung 
des Sozi,alminiJsteT:s äuß.erst kons,ervativ i'st,  
konseTV,ativer aLs Jene des Kil!iserls 'im J'ahre 
1 9 1 8  'Und 1 9 1 7  zur Frage der Gesundhe'its
politik. Es hat allso keline FortenrtWlicklJung 
statbgefunden. Diles zoelig"lt siich ,auch Isehr deut
lich in der Fr,age der Ruhtensbes,timmungen. 

Neuerlich 'e,in Bl:ick zur OVP. Sti,e' :hat ihre 
Auff.assung geändeIlt. Das wind immerr WliJeder 
betOJlit und 'ClJUch ,in Pne!S!SerkläIUrrlJg,en zum 
Ausdruck g'ebracht. Dile SteIl'lIDg .des Initiativ
antrages Vollmann-Melter im vergangenen 
Jahr etwa list ·ein BeweiJs für dilese Ände'fUIIlJg . 
Sue mag vieUeicht danauf zourückZlUführ,en ,selin, 
daß die alten Stl1ategen d'er Volklsparbei, wa'e 
AI'tell1hurg:er und Rehor, IlJicht mehr ,aktliv 'in 
der Fmk,uon tätiJg :slind, .sooaß sich auch tin 
de.r OVP moderne,re AuffaJslsrung'en dUlfchg'e
setZtt haben. WliJr Rrelihe1tllichen beg,rüßen dies 
sehr, .(La nun vi eUeicht dom mehr Aussicht 
beisteht, in der FIiClige de'r Be!S'elitJi,guIlJg derr 
Ruhensbestimmu:ngen Fortschritltle Z'U lerzirelen. 

Bei der DilskuSlsion über d�le RouheIlJsbestim
mUJngen €'J.1g'elben ,sich rimme.r wiede,r unteIT
schiedllime BeurteHu.ngen, weil mancbe UIlJter 
Rul:!!ensoos'bimmUJIlogen ,alLe jen,e Beschränkun
g,en z'UtsammenfaJs'Slen, dile im Soz'i,alv'enstiche
rUJIlJgs[1echt LeiJSltuTligseti'Illschränkulllg,en unte·r 
Ibestimmt'en Voraussetzungen vor.s'ehen . Wir 
FI1elihediUim,en haben luns'elften Antlrag zu den 
RuheiIlJs'be,shlmmulngen laUJsdrückllich ,auf das 
RuhelIltdstteUen des GJ1U1IdbetrJages nam VoH
enduillig des 65 . be21i1ehungswedlse 60. Lebens
j ahres be,schränkt.  

Nicht berücksichtJi'gt :stilIlJd in 'UIlJsef'em derZ'elit 
zur DebMte stehenden A!I1Jtrag d'i'e F,rüth
peIlJsionen nam § 253 b des ASVG, die 
Invaliditätspensionen, die Witwenpensionen 
nach § 264 ASVG und die Ausgleichszulagen. 
Es muß darauf hingewiesen werden, daß bei 
allen anderen, außer den Ruhensbestimmun
gen bei Alterspensionisten, besondere Um
stände zu berü<XsichUg,en 's'ind. Hier og'ei etwa 
auf die Frühpension hingewiesen, die ja nur 
dann zuerkannt wird, wenn man einerseits 
35 Beitragsjahre nachweisen kann, anderer
seits die Vollendung eines Le'bensalbers, das 
fünf Jahre unter dem normalen Alte'I1Spen
sionsanspruch liegt, und eben kein Erwerbsein
kommen bezogen wird. Frühpension wird auch 
nur dann zuerkannt, wenn man längere Zeit 
im Bezuge einer Arbeitslosenunterstützung 
oder des Krankengeldes gestanden hat. (Abg. 
M a y r: Das ist eine andere Art von Früh
pension! - Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Der Mayr 
kennt sich da nicht aus!) DiJe Frühpenslion baut 
aLso auf der VorauSisetzulllig 'auf, daß man 
nicht mehr imstande 'ist, leine normale Erwlerhs
tärtJi'gkeit auszuüben. WIeI1[l man abe'r wi,eder 
eine Erwerbstätigtke'ilt .ausübt, fehlen lliIltürlich 
die VoraussetzungleTI für ,die vorz'elilttge A.}ters
pension. 

Hei der Witwenpernsion ,geht es darum, d,aß 
ein Sechstel der 6Opro:nentiJgen Witwtenp�sion 
ruhend gestellt Wlimd , WteD!n ein Einkommen 
bezogen wir:d, das rdJite GfienZ€ von 1 436 S 
mOlliClltI:ich üJberstei,gt. Es tist hier tel1ne RJegelung 
ge1troftien worden, <He wahr,schteinllich auch 
noch !Sehr weitg'�herulte·r Uberlegurug'eiIl und Be
urue'ilungen bedarf, denn ,biJer müß,be lan9!S'am 

auch Justizminllst,er Dr. Broda lill1 Er.scheli'fillJJIlg 
treben, der j a  ,so 'sehr für ,d!ile G1elichberechti
<gung 'eintniH, 'lIDd datf'auf hiuweirse!Il, dtaß bei 
G1eichberechtigllll1lg von Maml tUlIlid Fnau ·auch 
dliJe Fr:ag,e der Witwerprelfllslion ,enbspmmeillid 
de'r WiitWiellp€'nsion ei.1IlJe'f R1e<glel't1Il,g ZlIl.geführt 
werden müßte. 

Es muß hiler auch fes1tgehallten werden, daß 
den Arustoß für eline be'SIS1e:r:e BemelSisung die'! 
WlittwenpenJsion , nämltich mM 60 Pr 0 z'ent, ein 
Ant:l�ag des ObmClJIlines der flfieli'heli.tlichen Frak

tion Abgeordneten Pre1leT ,gegehen hat, dJelf \im 
Finanz- und BUidgenaUJSlSch'Uß für dli'e Beamoon
wdtwen eilflleD. entsprechenden VOflstOß IUnter
nOIDInen hat, tderr ,dallill daru fÜlhrt'e, daß lauch 
Jm aUgeme'iTIien So:�iJal v,e:I1SJicherunglsI'lecht di e,s,e 
Fort€lI1twicklung in tdJi,e Wiey,e ,glel'edlbe,t worden 
]Slt. 

Dile vi'erte Gruppe !S'illlid doile AUlSrgl,eichs
zulatgenempfämJger. Es handJeH sich Mer um 
eine spezi'elle Für:sorge1einflichtung, die an und 

für 'Siich mut .der PeIlJsion di'rlekt nJich'bs zu 'run 
hat. Es wurde hier eiIlJe RJe.g,el1ll1I1g im Zu
,g,ammenhil!l1!g mit RilllrClJIlzaulSlgIl€lichsVlerhand-
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lung-en mit! -den BU!ndeslä'llfdem vorgl€nommen, 
denn frühler war die öffentllidl!e FÜI1Sor,ge für 
Lei'shmg,en 1JuständiJg, wenn der PelllJSlions
an.spruch Iselhst :IlIicht 'aiUJs'J1eichlte , den notwen
di,g'en Lehensunterhallt simerz'Ulst'ellen. 

Nun ,steht 'gerCl!de dli'e EiniI1üht'UlIlJ9 der AlIJS
gbeichJszu.l,ag,e der These des SozialmiTIlitSte�s 
entg:egen, daß dli1e PleIIlJSlion Ensatz für ver
lonenes Arbeitseinkommen zu sein hat. Es 
'giobt z,i,eml:ich vi,ele Ausgleichs'zulag€'nempfän
ger, :be:i denen der PtetIlJsionsalllJspruch mlinimal 
und die A'U1sgl,eichszu1a1g,e übe1rwi1egenJCl 'tst und 
bei dEmen der Gesalm!tb�g ,an A'llIsgl'eichs-
7Julage das frühere A,rbetbseJinikommen zum 
'f.etil 'erhebl'ich übem;'tJeigt. Bitne Er,satzl,ei,stung 
Hegt al,so absolut :IlIicht vor. 

Nun zurück zum § 94. Wir Freiheitlichen 
haben bei den Budgetverhandlungen 1 970 in 
Parteienvereinbarungen mit den Sozialisten 
erwirkt, daß bei Vollendung des 65. bezie
hungsweise 60. Lebensjahres und bei Nach
weis von 45 Beitragsj ahren die Ruhensbestim
mungen nicht mehr wirksam werden sollen. 
Es war dies ein Fortschritt, den wir begrüßt 
haben, von dem wir aber von vornherein 
feststellten, daß er unserer Auffassung nach 
nur ein erster Schritt sein könne und daß 
er unserer Ansicht nach auch unzulänglich 
wäre. 

Die Änderung der Einstellung der OVP hat 
dann dazu geführt, daß im Juli vergangenen 
Jahres ein Initiativantrag Vollmann, Melter 
und Machunze eingereicht werden konnte, der 
damals auch die Mehrheit des Hauses gegen 
die Stimmen der Sozialisten gefunden hat, 
wobei in dieser Novelle vorgesehen wurde, 
daß anstelle der Beitragsj ahre die Versiche
rungsjahre zu berücksichtigen sind. Das ist 
eine Maßnahme, die nach Erhebungen bei 
den Pensionsversicherungsanstalten und ins
besondere bei der PV A der Angestellten dazu 
geführt hätte, daß nach den letzten Ziffern, 
die der Herr Sozialminister nach einigen 
anderen, und zwar höheJ:leTI, genannt hat, 
583 Personen davon betroffen gewesen wären. 
Also auch ein Fortschritt, der sicherlich nur 
einem sehr kleinen Personenkreis zugute ge
kommen wäre, daher eine in der Auswirkung 
auch magere Novelle. 

Aber auch das hat den Sozialminister ge
stört, und über seine Veranlassung ist dann 
der Initiativantrag Pichler zustandegekommen, 
der im Dezember letzten Jahres schließlich 
diese B egünstigung, die mehrheitlich - von 
der Freiheitlichen Partei und der OVP -
beschlossen wurde, sistiert hat mit der Aus
sicht, daß nicht am 1 .  Jänner 1 974 die 
Sistierung wieder aufgehoben wird, sondern 
daß bis dahin durch das Sozialministerium 
neue Regelungen ausgearbeitet werden sollen, 

die mit Rücksicht auf die . Mehrheit der 
sozialistischen Fraktion wahrscheinlich Aus
sicht haben, durchzugehen, auch wenn sie 
vielen Pensionsberechtigten zum Nachteil ge
reichen werden. 

Wir Freiheitlichen haben immer wieder 
darauf hingewiesen, daß die Existenz der 
sozialen Versicherung, der Pensionsversiche
rung, von der Leistungsbereitschaft der er
werbstätigen Bevölkerung abhängig ist und 
daß es im Interesse der Pensionsversiche
rungsträger, aber auch der staatlichen Ver
waltung und des Parlaments als Vertretung 
der Bevölkerung sein muß, daß möglichst 
viele Erwerbstätige möglichst lang auf Grund 
ihres guten Einkommens möglichst hohe Bei
träge leisten. Die Versicherung ist davon ab
hängig, daß diese Entwicklung voranschreitet 
und daß das Sozialprodukt zunimmt. 

Nun ist es interessant, den Widerspruch 
festzustellen, der darin gelegen ist, daß die 
Sozialisten immer wieder eine Vermögens
zuwachsbeteiligung der Arbeitnehmer fordern. 
Die Arbeitsleistung führt zweifellos zu einer 
Vermögenszunahme, zu einer Stärkung der 
Wirtschaftskraft und damit auch zu einer 
Stärkung des Staatshaushaltes. Daraus ergibt 
slich aber auch der Anspruch der Erwerbs
tätigen diesen Einrichtungen gegenüber, bei 
Erreichung des 65. Lebensjahres angemessene 
Pensionsleistungen zu erhalten. 

Wenn Sozialminister Häuser einer Erhö
hung der Grenzbeträge zugestimmt hat, die es 
ermöglichen, ohne Kürzung ,eine PeIlJsion zu 
erhalten, Grenzbeträge, die heuer 2685 bezie
hungsweise 461 8  S monatlich betragen, so ist 
dies zweifellos eine Durchbrechung seines 
Prinzips, was die Pensionsversicherung als 
solche betrifft. · Es ist das eine Bestätigung 
seiner Einstellung, daß man nur Armen helfen 
soll, denjenigen aber, die echte, beachtliche 
Leistungen erbracht haben, noch mehr nehmen 
soll. 

Das ist ein Umverteilungsprinzip, das 
unserer freiheitlichen Auffassung nach nur 
in einem bestimmten Ausmaß gerechtfertigt 
sein kann, ein Umverteilungsprinzip, welches 
sehr vorsichtig beurteilt werden muß, will 
man nicht eines Tages durch allzu starke 
Umverteilung die Gefahr heraufbeschwören, 
daß niemand mehr daran interessiert ist, be
sondere Leistungen in diesem Staate zu er
bringen, und daß man versucht, wie es leider 
in den vergangenen Jahren schon sehr oft der 
Fall war und noch weiterhin ist, bessere 
Existenzgrundlagen im Ausland zu suchen, wo 
man nicht durch diese Umverteilungsmaß
nahmen den größten Teil seines Erwerbsein
kommens wieder verliert. 
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Wir widersprechen im Bereich der Pensions

versicherung dem reinen Fürsorgedenken des 
Sozialministers und sind der Auffassung, daß 
die Ausgleichszulagenregelung in einen be
sonderen Bereich zugeordnet gehört, wo alle 
j ene Pensionisten zusammenzuziehen und zu 
betreuen sind, deren Pensionsleistung unter 
der jeweils festzusetzenden Einkommens- be
ziehungsweise Bedürftigkeitsgrenze liegt. Da
mit soll klargestellt werden, wo die Unter
schiede liegen. 

Außerdem wird sich der Herr Bundesmini
ster Gedanken darüber machen müssen, was 
etwa von dem Vorschlag einer Einheitspension 
zu halten ist. Wenn man sich die gesamte 
Entwicklung vor Augen hält, wird diesem 
Problem immer mehr Bedeutung zukommen 
müssen. Der Herr Sozialminister beruft sich 
immer wieder auf ein Erkenntnis des Ver
fassungsgerichtshofes über die Frage der Ver
gleichbarkeit der Beamtenpensionen mit den 
Pensionen anderer Arbeitnehmer. 

Hier ist darauf hinzuweisen, daß von den 
Sozialisten seinerzeit die Begriffsbestimmung 
"Pension" in der allgemeinen Sozialversiche
rung eingeführt wurde, um so den Anspruchs
berechtigten etwa vor Augen zu führen, sie 
wären den Beamtenpensionisten gleichgestellt. 
Das war zweifellos wählerwirksam! 

Die T,ats'amen 'abe'r, di'e lin der Soz,ia1g,ets,etz
gebu'Thg V'eliank,ert Isind, widensprlecf!,en di'esem 
emben BeilisioIllspr;in�ip . WleIlIIl '9e1slagt wkd, 
di,e Beamten müßten mit 'dem 65. Lebeilisjahr 
jedlenfaJLs ihne BeamteIlitältJilgke1i!t beeooelIl, so 
stimmt das nicht ZU!f Gänz,e, denn 'es grib1 
genitg!eillid Beamte, dile mit Sonde'fV1eIträgen 
unld entsprechenden Sonderbezügen we'i ter
beschäfUgt weI1den . Außell1dem -gibt ,etS sehr 
vli,el'e Bearnt.e, die nach dem EintIliltt in den 
Ruhest,and eiJne pI1i'vate Erwe1r-btstätJi,gkeit af\llS
üben und damit c1i!e Mögllichkleit halben, sich 
e'i'll!e zW(!lite Pension zu etrwer,ben. Al1es das 
WülI1d vom Herrn SOlliJalminvstier für [n Ordnung 
lbe�ulfic1en, nur den alten Ang:es,teUben ,ab dem 
65 . LebeIllsj,ahr 'gönnt er 'll!icht den ung,elkÜ'IlZl:'en 
P<ensionsberug. 

"v'enn wir FreiJheitlicben UIllS beTle<i{ gefun
den ha.ben, ei'llJer IlliirtilaNv,e der OVP im 
Somme'r l>etzlten Jlahre,s dli,e UIliueIistÜ!tzung zu 
,gleben, so des'halb, weil wJ'r Ij1eden FOfitJschIilitt 
uIliterstützien wollen und weil wi<r .g.erade 
damal,s durch dfve Anerkennung der VietfiSliche
rUßiglsmonate im V:el1g,lei.ch zu den Bei1r,ag,s
monaten auch ,erI'leJichen wollten, daß jene 
PeDsonen nicht benachte'iligt Iwenden, 'di1e s,ich 
dli,e Beli1lmagsmonarbe JlIichl erwlerben kOllillten, 
weH sie eimer iallg,emei'llJe'Il Verpflfichtrullig Fol'ge 
l'eiJsten muß·ten, ilrudem ,si'e WehrdtileIlist Ige
leistet haben oder lindern IsiJe iJnfolge des Wehr
dienstes in Gefangenschaft geraten sind und 

damit .auch aus einer 'belitr,agspflicbhig'en Er
werhstähi,gkeH .a\llSg,eschlossen w,a:ren. Es i,st 
eine V'erpfllidltung dies Staates, jenen ,ange
messene Entschädi,gu'l1gen zu 'bieten, die durch 
Diermtverpfl1chtung zu Schaden Igekommen 
'SIind. Dieses Prmm,p hat der Staat und lilIlJsbe
,gcmdere die .spa�undesrlegilerung IbiJSher 
k'mneswegs .behe�i9t und damiJt dem AnISlehen 
des Staates jeden�aUs 'Qlesmadet. 

Wi'r FIIeiheirt:l'icben Ihaben auch !immer wlileder 
c1allauf hdngew.iJesen , daß Idi'e Erwer.bSltä:tJ1gkeit 
von P,en:sionsberechhl,gten ,ab dem 65. L'ebelIll5-
j.ahr für den St,aaJt von 'größter W1�rtsrnafitlliche[' 
Bedeurung dlst, und zwa'f deshalb, weil maJIl 
einerseits zuwen'i'g ArbeitskräHe hat, und 
andererseits ,deshalb, weH mles,e P,ensofi:en 
doch zu den besten Steuer- und Beitrrags
�ahl<ern g'ehören. Eimg,e VieIig,Leicht�ahlen 
mögen dli·el/i ,etwa unter BeweiJs ,stellen, urnd 
zwar .auf der BClJsiJS dies Vler,gam.g,etn;etn J,ahres. 

Wenn man ,annt1mmt, daß elin PeIlJsions
berechhgtJer Iliach dem 65. l.;ebeIllsj.a:hr 8100 S 
Erwerbseinkommen er7liJelt, ISO wli!I1d ,er lauf 
Gruoo der RUiheniS'besti:rnmung'en von der 
Durchtschnittspe1lJS!iOlIl nur 3000 S bekommen, 
ohne Ruhensbes1limmungeI1 4800 S. Es stehen 
sich demzufolge uIlitefisch!iJedlicbe EtLnkünfte 
von 1 1 . 1 00 Ibe�ieh'UiIlJglswei'se 1 2.900 S 'gegen
über. 

W,enn man nun .die Beitna9lsleilsltung für eHe 
SoziJalV'ersichenmg aLs ,gt'euer.f.re:ien Bemllg ab
setzt, ergebelll sich, ohne rSOlllJSt1g,e Sbeuerab
zug,sposten zu berückJsicbtJiJgen, ISiteuerpfllicMig.e 
Einkommen bei Ruhendstellung von 1 0.400 
und bei NichtruhendsteIlung von 1 2.200 S, und 
di'e entsprechenden Lo.hIlisreuerbeträge in der 
Steuer,gruppe B. ohlllie Kiinder bettr.agen tim 
ersten Fall 2569,80 S, im zweiten Fall 3324,30 Sr 
,sodaß sich alLein lauf dem Sektor der dli'rek1len. 
Bestell'erung 'em Mehrertr'ag für <den Fiirnanz
minister von 754 S ler'giht. 

Wenn man nun dazu dfie S01JiallV1eIlSiche
mngsbeHräg,e von 1 1  berl!iehuiJlJg,sweiJse 1 7 ,5 
p.ro�ent dazurechIlie!, zusammen etw,a 1 400 S, 
,so er,gibt das ISchon le'iiJlJen MehTer,lös für ,den 
Bundeshaushalt bemehunglsw,eise d,iJe Pen
sioIlJSvensicbenmgsträQletr von über 2 1 50 S .  

Dabei ,sind noch dri'e Mehfiefiträge ,an Umsa'tz
steuern unberücksichtilgt, 'weil j,a das Mehr
einkommen wieder de,r Wi'rtschaf,t zumeßt -
es wird j,a umgesetzt -, :und da vleI1dJient de'r 
Fi1nanzmlnister mehrfach. Das führ:t dann wie
der zu haheJ1en Gewerlbesteuern, Einkommen
steuern 'Und derlgl'eichen mehr. 

Das sind WiItschraftllich!k!eitsbeliech'Thungen, 
die man wirklich ansbeHen muß, um Id!ile sich 
aber off,eI1lsichtlich das S01Jvalmi'llliJsteniUlffi bis
her ni,e bemüht hat, deI1JIl dlem So�iJaLau5lschuß 
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sind darüber keinerlei Untedagen zur Ver- >darin besbehen, daß man nicbt durch Ruhens-
fügung gestellt worden. beshfunmung,en Lelisru'llJgsWLiUilge bestrlafit. 

Das Ibedeutet, daß DiaJtürlich delf He!rlf Sozilal
milniJste'r, um seine 1ihesen durchsetzen zu 
kÖlI1lJlen, k,etin InbemSISIe ,daTan 'hat, di'elSe Ge
IsamtrechnUiI1g .aJUf:m1sbellen, Id�e el'1glehen würde, 
,daß ,es rrm Interesse der DneiwHlllig weiItedurrl 
Erwerbstätigen und >deT Gesamtheit dler Be
völkerung 'ge'naiUso wi1e des Bunde!sha1UJShal1Jes 
liIe;g,en würoe, eiJnJen LedJstuiIllgs:cmreiz zu bdeten, 
liIl!dem man nicht dUTch PemionsküTzung ma'Il
men dae Faust 'Unter td1e N3!se hält und 6·agt : 
Geh du. Hleber nach HalUJsie, Isetz Idich zur Ruhe, 
tu nichts methr ooe,r ,arbeitte nur schwarz, .das 
würde uns wenige'f iStöIIen, ,aber dille P'ßnsion 
bekommslt du nur dallln WlJgekürzrt, wenn du 
kJelinJe ooer nur ,eilIlle g.eI1ingfügtige OIder ge
riiTIJger bezah1t:e Erwe,rhstäti,gk'€llt ,a'lllsübst! 

Di,e PoHbik ,des Sozi:almi'll1ils,t'€tI1S li,S't in orueslem 
Bereich le,in>deu,tJig ,auf Niv,elLi,e,rung a'Ulsge,rich
tet, le'ine NiveHiJelrung ZIlhlIl Nachtedl de'r Plen
ISliollJsbemch:tlligten, €Ime Niv.e'llJie,rung zum 
Nachtell der GeSiamtlbervölkerrung. 

Man muß Isich dabe,i ,auch 'ed'Iliilge Zahlen VOT 
A:ug,en ha1ten, nämldch be'sonde,rs die Ent
wkklung de,r Erwlerbisquoten. Hs 'g�bt hieT 
einig·e Grundlagen, und �ch möchrt'e n'Ulr we[lli,ge 
Z'a1Men nem:ll€n, und ZW'Clr Zahlen der Erwe'rbs
quoten von 1 000 Erw1eIibstät1gen, dJie über das 
60. Lebensjaihr Ihina'llJs noch leinJer krbelilt lI1a:ch
g,ehen. 

Im J:ahI1e 1 965 waren noch 1 66 von 1 000 
enwerbstätiJg. Im JahI1e 1 970 dlst diese Zahl 
be'fieilbs ,auf 1 35 zrurückgeg,allJg,en, und nach den 
beI1ichitJilgten Prognosen wind für 1 975 eilrue 
Erwelrbsquobe von DJUlr noch 1 1 2 BelDSOiIlJen für 
1 000 Erwelrbstäti'ge über 60 Leben1sja'hoon ,an
genommen. Für 1 980 !ilSt di,€Is,e Zahl bm;elits ,auf 
unbe,r 1 00, nämlich ,auf 9 1  Zl\lifÜc�g·eg,aIfigen. 

Und nun muß der Herr Sozi,almin:ilStler 'eT
kläIle'Il, wi'e bei 'einer der·anti/gen Entwkklung 
der a'rbeibs- und damit ,auch belitraglsWliUiglen 
Bevölke'ruillg diJe AufrechtJerhalltung Ide,r Soziial
Vler'SlichJe,rung mH 'ihren finanz:ileUen GDUnd
lag,en mögHch sein wlird . Da ,aUes nach dem 
Umlage'llprinz'ip bezahlt werden muß, ergiht 
sich, daß faLso ,in relauirv wenigen J,alhmn dile 
Hel,asltung d,e,r BenSioIlisveI1siche'f'U'Ilgs'aal!S'bal ten 
außerordentlich ansteigen wird. ohne daß dem 
n.aCh dien delfZle1big,eiIl Ig:esetzl,ichen GruiIlldllagen 
'eIlJtsprechernd höherle Eiml!a:hmen ;gegenü be.r
s'tlehen würden. 

WiJJS 'bedleutet dieser Umstand? Eine de,r,art 
negabiv,e Entwickl'lIDg muß Ulllbeiddngt be
kämpft we'I1den. Sie k,ann. nicht mirt Zwangs
vÜlIlschrifben bekämpft weIden, sondern nur 
,dadurCh, :daß man eli'Illen LeÜisl1:un9lsanr.eiz b1eJbet. 
Delr Lei!stulIlJgsanfieiz kann Z'11lm Deil w�gste'Il!s 

Wienn wir ,in Kür:re ,a/Uch eilD!e drd1IlJgHme 
Anfr,age der OVP !LU behandJeln haben, ISO 
,Stetht in dielSler, daß neben den PaIl!!�iO'l1Js
['uhelIlisbasrlJimm'lliDigen auch dille StelUerplrogl1es
sä'Oll ,ei!Ille aJUßeror,denUid1Je RoUe ISp'i'e,Jot. 

Di,e SPO-RJeg1enmg hat bisher kie'ine ziel
fühfiendeill Konzepte l€IIlJtwicktelit, die leli!Iller der
art nelg·ahven, ulllJgüfl'Sügen Auswd'IkuTIlg für 
den ,elinzelnen, ,aber ,aum für die Ge:sramtheit 
entge:gleiIlste'hen würden. 

Wik Fl"eiheitlich'en ,sind teLer AuffaJS!SUiIlIg, daß 
dJile Ruhensbestimmungen zu silrelimlen sind, 
und hoffen, ,daß !immer mehr - nicht nUT !in 
,der OVP, !Sondern .auch lin der SPO - zu ,der 
.A!uff,aJStsung g,el,an'gen, daß €li[)!e gru1llldJsärtzliche 
AnrdBI'UiIlig der EilllJstell'll!Ilg vorzlunehmen ilst, 
um ,eine pOSlilbiVle Weli't,eTle'llItWlidd'lllIlg der 
SOZl�aIVle,Ilsicherung zu lermö,gl'ichen. (Beifall bei 
der FPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Hauser. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Hauser (OVP) : Hohes 
Hausl Der Antrag der Freiheitlichen Partei 
befaßt sich nur mit jenen Ruhensbestimmun
gen, die im § 94 des ASVG verankert sind. 
Es gibt aber aum andere Ruhensbestimmun
gen im Bereich unseres Sozialversicherungs
rechtes, über die wir j a  heute nicht debattie
ren, die eigentlich aum nie Gegenstand von 
Debatten waren. Bezüglim der Ruhensbestim
mungen, um die es heute geht, können wir 
aber sagen, eigentlich waren sie schon von 
Anbeginn an Gegenstand von Debatten. 

Wenn wir j etzt nur von der österreichischen 
Sozialversicherung ab 1 945 spremen - wir 
standen damals in einem Ubergangsremt, das 
zunächst von der Reichsversicherungsordnung 
bestimmt war -, müssen , wir sagen. daß es 
zunächst das Problem solcher Ruhensbestim
mungen überhaupt nicht gegeben hat. Die 
Reichsversicherungsordnung kannte das nicht. 
(Ruf bei der SPO: Da waren andere wesentlich 
einschneidender!) Bitte, diese jedenfalls nicht. 
Nach 1945 haben wir auch mit unserem öster
reichischen Sozial versicherungsrecht daran 
angeknüpft. 

Die erste Ruhensbestimmung dieser Art, wie 
wir sie heute diskutieren, entstand durch die 
sogenannte Ernährungszulage des, ich glaube, 
dritten Lohn- und Preisabkommens, womit 
man sich damals bemüht hat, einen Doppel
bezug dieser Ernährungszulage - einmal in 
Form eines Rentenerhöhungsbetrages, einmal 
in Form einer im Dienstverhältnis anfallenden 
Lohnzulage - zu verhindern. Und von dort 
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aus wurde dann der Gedanke fortgesponnen 
und kam in das ASVG von 1 955. 

Ich habe schon gesagt, von Anfang an gab 
es kritische Stimmen. Aber die Stimmen, die 
für die Fortsetzung der Ruhenstechnik in die
sem Sinne waren, überwogen zweifellos. 

Was waren die Gründe? Man hat gesagt, 
wir haben mit dem ASVG den erfolgreichen 
Versuch gemacht, eine ausreichende Alters
versorgung zu bieten. Vorbild war in irgend
einer Weise das Beamtenpensionsrecht, daher 
auch die Prozentsätze von der möglichen 
Höchstpension. Man finanzierte das Ganze aus 
Beiträgen der Versicherten und aus Bundes
beiträgen. Und weil es eine soziale Ver
sicherung sei, die nicht nur aus Beiträgen, 
sondern auch aus Bundesmitteln finanziert 
wird, sei der soziale Charakter dieser Ver
sicherung gegeben und daher könne man wohl 
sagen: Derjenige, der im Alter ein ausreichen
des Einkommen in Form einer Pension hat, 
sei nicht mehr darauf angewiesen zu arbeiten, 
und er solle auch nicht arbeiten. 

Ich muß sagen, in dieser Denkweise war 
eigentlich das ganze Haus befangen - ich 
möchte nicht einmal sagen "befangen" -, wir 
haben alle so gedacht. Auch ich habe so 
gedacht. Ich glaube, der Generation, die 
damals hier im Haus im wesentlichen ver
treten war, muß man auch zubilligen, daß sie 
so dachte. Sie hatten alle noch die Not der 
dreißiger Jahre erlebt und was es damals hieß, 
um einen Arbeitsplatz zu konkurrieren. Es 
wäre nicht verständlich gewesen, j emandem, 
der einigermaßen versorgt ist, die Arbeit um 
den Preis zu ermöglichen, daß ein junger 
Arbeitsloser, der eine Familie hat, nicht zum 
Verdienst gelangt. 

In der Zeit, in der wir das ASVG be
schlossen haben, hatten wir auch noch einige 
jüngere Erinnerungen. Es gab doch auch in 
Osterreich um die fünfziger Jahre eine ganz 
beachtliche Arbeitslosenziffer. Es hat j a  erst 
etwa ab 1 952 ein Wandel eingesetzt. 

Diese berechtigten Sorgen, die Erinnerungs
kräfte aus der Vergangenheit ließen es ver
ständlich erscheinen, vorsorglich solche Kon
kurrenzbedingungen in das Gesetz einzu
bauen. Auch mit anderen Techniken wurde 
darnach getrachtet, daß derjenige, der viel
leicht im Alter trotz P,elIl!sioThshezlJlg noch 
arbeitet, nicht den aktiven Dienstnehmer kon
kurrenziert, indem er zum Beispiel auch zur 
Leistung von Sozialversicherungsbeiträgen 
verhalten wird, wiewohl er mitunter davon 
gar nichts mehr hat, nur um die Kosten
belastung eines Dienstnehmers, der neben der 
Pension arbeitet, mit der der sonstigen 
Aktiven gleichzuhalten. 

Das alles war verständlich - sage ich -, 
und ich sage dazu, auch wir haben uns zu 
diesem Denken bekannt. Insbesondere war 
es der ehemalige Abgeordnete Hillegeist, der 
mit viel Idealismus und Mut zur Unpopulari
tät immer wieder diesen Standpunkt ver
treten hat. Man hat auch gesagt, es sei j a  
gar nicht zu erwarten, daß die aktiv erwerbs
tätige Generation, die im wesentlichen die 
Kosten der Altersversorgung tragen muß, 
Verständni's dafür haben kÖflllüe, daß ein eiflii
germaß,en wohlveI1soI1gte'r Alter noch nebenbei 
Arbeüsverdienst beziehen kann. Das Isei ge
w1ssermaßen LuxUls unt'er Anführung,szelichen, 
und das <durch Be'iträge und St,euern zu finan
zieren, ginge nicht an. So ungefähr war 
vileUeicht die Ausgangsmental1i1ät. 

Und wie waren nun die Kritiken, di'e sich 
doch 'sehr bald ein'stelltelll? Zun.ächst kam Isehr 
bald der Einwand: W'ie wird delIln das ,im 
öffenUichen Di'enst 'g'ehandha:bt, der doch unser 
Vorbild für die a'llsr.eichende VeI1sorgung war? 
Im Dienstrecht der öffentlichen pragmatisier
ten Beamten gibt es keine Ruhensbestimmun
gen, und wenn, dann nur solche, die das 
Weiterarbeiten wieder bei einer öffentlichen 
Dienststelle pensionsschädlich machen. In der 
Wirtschaft kann ein Beamter nach seiner Pen
sionierung ohne Kürzung seines Pensions
bezuges arbeiten. Die Pensionsbestimmungen 
im öffentlichen Dienst ergeben zum Teil weit 
güIllsUgel1e PensionelIl, j,edenfalls für höher 
Verdienende, weil es keine Höchstbeitrags
grundlage und damit auch keine Begrenzung 
der Pension nach oben gibt, sondern die Be
grenzung ist eben 80 Prozent des letzten 
Aktivitätsbezuges. Und auch ein solcher Mann 
kann noch dazuverdienen. 

Es wurde dann auch zunächst, als wir noch 
keine Dynamik hatten, oft eingewandt, wir 
haben ja gar keine ausreichende Versorgung, 
denn diese Pensionen entwerten sich ständig, 
und umso mehr entstehe das Bedürfnis, viel
leicht noch dazuver;d�enen zu dürfen. 

Die Weiterversicherten waren auch ein 
großer Kreis von Klagenden, denn sie ver
stehen es noch weniger. Sie müssen ja ihren 
Beitrag zweimal zahlen, denn sie müssen j a  
auch den Dienstgeberbeitrag selbst zahlen. 
Wenn man das tun muß, ist das eine erheb
liche Leistung. Und da sie - daß sie ohnedies 
keinen Anspruch auf Frühpension haben, 
wissen wir - dann auch nicht weiterarbeiten 
dürfen, das war wieder für dJ�e Mentalität der 
Weiterversicherten schwer verständlich. 

Was aber den Ruf nach Aufhebung all
mählich immer deutlicher werden ließ, war 
auch der grundsätzliche Wandel, der im Lande 
eintrnt. indem ::>ich eben die wirtschaftlichen 
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Verhältnisse so grundlegend geändert haben. 
Man mußte immer mehr zugeben, daß die 
ursprüngliche Sorge, der Alte konkurrenziere 
den Jungen, nicht mehr so recht zutrifft. 

In dem Maße, in dem sich das v,erändert hat, 
kam auch das Parlament unter Druck, sich 
doch immer wieder mit dieser Frage zu be
fassen. Unter diesem Druck haben wir sroon 
in der Vergangenheit die ursprünglichen Be
stimmungen "aufgelockert", wie wir sagten. 
Wir hielten noch am Prinzip fest, aber man 
hat die Freibeträge bei den Ruhensbestim
mungen valorisiert, man hat sie der Dynamik 
unterworfen, aber zwischendurch auch über 
die Dynamik neu festgesetzt. Es gab 
Enqueten, und es gibt stoßweise Material von 
Expert,enberichten. W'i'eviel wurde Ischon über 
di'ese IFrag,e ,gegrübelt? Aber das Grübe,ln 
endete immer damit : lEine Lösung, die das 
Ganze beseitigt, scheint irgendwo bedenklich 
zu sein. 

Ich glaube, es geht eigentlich im Grunde 
bei einer solchen Debatte, wie wir sie heute 
führen, nur um das eine : Sind die guten 
Gründe, die uns seinerzeit alle gemeinsam 
auf diesem Gebiet vorsichtig sein ließen, heute 
noch zutreffend oder sind sie es nicht? Es 
kann ein gutes Argument falsch werden, wenn 
man es in geänderten Verhältnissen weiter 
vertritt. 

Es geht also um die Frage : Haben wir 
noch dieselben Sorgen, die Ängste, die wir 
alle gemeinsam hatten, aufrechtzuerhalten, 
oder ist das nicht nötig? 

In einer Zeit, in der wir mehr als 
1 00.000 Ausländer im Lande beschäftigen, 
müssen wir in diesem Punkte nicht dieses 
Konkurrenzargument befürchten, in einer sol
chen Zeit können doch die paar 65j ährigen, 
um die es da vielleicht gehen mag, nicht eine 
Konkurrenzangst hervorrufen. 

Wir leben schließlich in einem Zeitalter der 
Höchstkonjunktur, der Uberbeschäftigung, 
muß man sagen, und alle politischen Tech
niken des modernen Staates sind darauf ge
richtet, die Vollbeschäftigungspolitik sicher
zustellen. Gott sei Dank haben wir da andere 
Möglichkeiten, als sie etwa noch unsere Väter 
hatten. Und weil das eben so ist, brauchen 
wir, wie ich glaube, nicht mehr die Angst der 
dreißiger oder fünfziger Jahre hegen und 
pflegen. Es kann nur vorgeschützte Angst 
sein, wenn man noch immer mit diesem Kon
kurrenzargument arbeitet. 

Wenn aber dieses eine große Argument 
fortg,efallen i1st, bleibt doch düe Frage, ob 
nicht ein anderes Argument noch immer zu
treffend ist. Man sagt, eine ausreichende Ver
sorgung sozialen Charakters, nicht ein Privat
versicherungssystem, stelle doch ohnedies die 
Befriedigung der Lebensbedürfnisse im Alter 
sicher, daher sei es nicht notwendig, daß ein 
Mann über 65 arbeite, und daher - das wird 
daraus geschlossen - dürfe er womöglich auch 
nicht arbeiten. Man sagt, was auch schon 
früher behauptet wurde, der Aktive werde 
nicht verstehen, daß er diesen Doppelbezug 
finanzieren müsse. 

Ich glaube, schon unsere Lockerungs- Ich sage dazu: Dieses Argument hat ei gent-

bemühungen der Vergangenheit zeigen, daß lich nie gestimmt. Vielleicht haben wir das 

wir in zunehmendem Maße an das Vorliegen lediglich nicht ganz deutlich erkannt gehabt. 

dieser alten Argumente selbst nicht mehr so Denn was finanziert der Aktive? Er finan
recht glauben. Ich möchte gerne zugeben, daß ziert das Leistungsrecht der Pensions
auch in unserer Fraktion, wile w.aohfischeinl'ich versicherung, und das ist jenes Leistungsrecht, 
in jede,r andefien, ,ein Zög,e1rn vorhanden war. das nicht nur der Generation zugute kommt, 
Es geht heute wirklich um die Frage : Hat es die neben ihm jetzt die alte ist, sondern das ist 
noch einen Sinn zu zögern, sollen wir wieder auch j enes Leistungsrecht, das der heute 
nur lockern, oder ist es nicht so, daß wir eine Aktive der'e'inst für 'siro :in Anspruch nehmen 
grundsätzlich gewandelte Situation erkennen kann. 
müssen? 

Wir haben unseren Standpunkt in der 
Offentlichkeit schon präsentiert. Ich möchte 
ihn hier in einer allgemeinen Debatte - eine 
Spezialdebatte darüber haben wir heute 
nicht - vortragen. 

Wir sind der Meinung, daß es genug neue 
gute Gründe gibt, zu ein.er anderen Einstellung 
zu dieser Frage zu kommen. Es gibt heute 
kein Konkurrenzargument mehr. Niemand 
kann glaubwürdig behaupten, daß ein Mann 
über 65 dann, w.enn e'f ,irgerulwo noch eine 
Beschäftigung finden sollte, den Arbeitsplatz 
irgendeines Aktiven bedroht. 

Und wer mit dem, ich möchte sagen, Neid
argument oder mit dem Argument, der Aktive 
könne das nicht verstehen, arbeitet, stellt 
eigentlich das ganze System unseres Umver
teilungsprinzips in Frage. Denn vielleicht 
könnte man fragen: Wieso kommt denn der 
Aktive überhaupt dazu, den Alten zu erhalten? 
(Abg. M a y r: Das ist wohl ein logischer 
Fehler!) Ich sage nicht, daß unsere Aktiven 
so denken. Gott sei Dank denken wir nicht 
so. Das ist j a  das Prinzip des sozialen Ver
ständnisses, das wir heute gemeinsam haben. 
Es geht in der modernen Wirtschaft nicht 
anders als mit dem Umverteilungssystem. 
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(Abg. M a y r: Nicht nur das, sondern das I Wir können der Statistik über die Sozial
ist auch eine Folge der Zertrümmerung der versicherung entnehmen, daß es sich dabei 
Großfamilie!) Ja, das alles ist richtig, Herr nicht um so viele Kräfte handelt, daß wir etwa 
Kollege ! Ich habe schon früher, als wir die erwarten dürfen, dann das Ausländerproblem 
Debatte über die Pensionsdymanik führten, nicht mehr am Hals zu haben. Es wäre ein 
gesagt: Wir haben heute die Einsicht ge- völlig falscher Gesichtspunkt, würde man das 
wonnen, daß die Familien diese Dinge nicht so sehen. 
abdecken, daß wir über diese große Gemein- Ich bin natürlich selbst der Meinung, daß 
schaft, die Solidarität der Generationen, zu wir mit 65- und 66jährigen die Bauarbeiter, 
einer Lösung kommen. die wir vielleicht aus dem Ausland beziehen, 

Aber in diesem Gedanken steckt doch auch nicht ersetzen können. Aber, meine sehr 
die Tatsache, daß eben jeder auch sein eigenes geehrten Damen und Herren, dennoch gibt es 
Leistungsrecht, d,ClJS ,er einmal in Anspruch eine volkswirtschaftlich sinnvolle Betätigung 
nehmen wird, finanziert. für die alten Menschen. Diejenigen, die in 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß man den diesem Lebensalter noch Beschäftigung finden, 

Aktiven gleichsam dagegen aufhussen kann, erhalten ja ihren Lohn für eine sinnvolle 

daß de'f jetzt schon AUe neben der Pension Arbeit, und niemand beschäftigt j a  jemanden, 

Arbeit annimmt. Der Aktive kann diese um ihn sinnlose Tätigkeiten verrichten zu 
lassen. Chance ja dann, wenn er selbst einmal alt ist, 

auch wahrnehmen. Es gibt in unserer Volkswirtschaft - das 

Wir müssen in diesem Punkt wirklich in verspüren wir in zunehmendem Maße - Be

einem größeren Zusammenhang denken, der dürfnisse, die befriedigt werden sollen, wo .# 

durchaus noch sozial und sozialpolitisch ist. sich aber nicht so leicht jemand findet, der 
I die betreffende Arbeit verrichtet. Das sind 

,.vir alle haben in unseren politischen Pro- j vor allem solche Tätigkeiten, die ein Voll
grammen Punkte enthalten, die sich mit dem erwerbstätiger in der Aktivitätszeit seines 
Alter, der Angst vor dem frühzeitigen Sterben, Lebens gar nicht ausüben will. (Abg. M a y r: 
dem sinnvollen Altern und wie das alles Beispiele!) Wir haben sozusagen Nischen 
heißt befassen. innerhalb unseres ganzen Systems unserer 

Unsere Ärzte sagen uns : Der "Genuß", in Volkswirtschaft, wo wir Teilzeitbeschäftigun

die Pension gehen zu dürfen, bedeutet sehr gen brauchen, die ein Bedürfnis auf der Wirt

oft für den einzelnen einen Schock, ein schaftsseite darstellen und von alten Menschen 

Problem: Er steht nach einem langen Leben durchaus sinnvoll wahrgenommen werden 

voll Arbeit plötzlich ohne Arbeit da. Da sagt können. (Abg. M a y r: Beispiele! - Ruf bei 

uns die AItersmedizin, es wäre sehr gut und der avp: Nachtwächter! - Abg. M a y r: Das 

vielleicht ganz heilsam, dieses plötzliche Aus- macht ein Prokurist! Der geht dann als Nacht

scheiden aus dem Erwerbsleben nicht als wächter! Das glauben Sie! Deswegen habe 

alleiniges sozialpoHtilSche'S Zi'el zu betpachten. ich ja Beispiele verlangt! Der verdient dann 
mehr als 2500 SI) Herr Kollege ! Ich komme 

Arbeit ist eigentlich Bestätigung des Sinnes gleidl dazu. 
des Lebens. Wer arbeiten will und dazu in 
der Lage ist, sollte dies tun dürfen. Wenn 
man den Betreffenden das Arbeiten ersdlwert 
oder gar unmöglich macht, dann stellt das 
eine Beeinträchtigung des Sinnes des Lebens 
dar. 

Wenn wir die erwähnten Konkurrenzsorgen 
nicht mehr haben müssen, dann sollten wir 
doch in einem weiteren sozialpolitischen Ver
ständnis erkennen, daß es richtiger wäre, das 
Arbeiten nicht mit Bestimmungen zu ver
pönen, die die Lust zur Arbeit halt doch 
beeinträchtigen. 

Daß manche von uns vielleicht doch sagen, 
es komme dabei auch auf volkswirtschaftliche 
Gesichtspunkte an, liegt nahe. Ich möchte mich 
nicht dahin versteigen, daß ich sage, der 
Arbeitsmarkt könne revolutioniert werden, 
wenn wir die Normalpensionen von den 
Ruhensbestimmungen befreien. 

Daß es sinnvolle Beschäftigungsmöglich
keiten für alte Menschen gibt, ist, wie ich 
glaube, eine volkswirtschaftliche Binsenwahr
heit. 

Ich glaube, man kann jetzt nicht in umge
kehrter Weise sagen : Weil es nur wenige 
sind, weil es bei der Gesamtkraft unseres 
Arbeitsvolumens vielleicht nicht darauf an
kommt, darum müssen wir trotzdem an diesen 
Dingen festhalten. - So einfach können wir 
uns die Dinge auch nicht machen! 

Jetzt kommt ein weiterer Gesichtspunkt, den 
wir in früheren Debatten zum Teil schon 
gehört haben: Vielleicht taucht jetzt als neues 
Argument die Sorge - es waren ja meistens 
Argumente der Sorge, wenn man sagte, man 
müsse es so und so machen - auf: Ja wer 
weiß, wohin uns die Tatsache, daß man daran 
etwas ändert, führt? Gibt es nicht Gefahren-
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momente im Sinne einer ungünstigen Präjudi- sein Dienstverhältnis sogar automatisch be
zierung, daß wir in Dinge geraten, die wir endet durch das Gesetz. 
tatsächlich nicht mehr verantworten könnten? 

Heute, in dieser Debatte steht nur die Frage 
des § 94 auf dem Tapet. Der § 94 befaßt sich 
nur mit den Alters- und Witwenpensionen 
- ich komme aber dann noch darauf. Jeden
falls steht nicht zur Debatte etwa die Früh
pension oder etwa das Ausgleichszulagen
recht. 

Es wird nun gesagt: Trotzdem, wir müssen 
das bedenken: Wenn wir das Ruhen im Be
reich der Normalpensionen gänzlich besei
tigen, wie könne man dann einem Früh
pensionisten verständlich machen, daß er 
überhaupt nichts dazuverdienen darf, wie 
bringt man das einem Empfänger von Aus
gleichszulagen bei, dem ja auch die Aus
gleichszulage gekürzt wird, wenn er verdient? 

Ich glaube, da müßte man sich zunächst 
bewußt machen, daß wir in der Gefahr der 
Präjudizierung ja j etzt schon gelebt haben, 
ohne daß solches passiert ist. Denn die Frei
beträge, die wir jetzt schon in den Ruhens
bestimmungen zugelassen haben, haben j a  
schon jetzt die Frage hervorgerufen : Wie hält 
denn das ein Frühpensionist aus, daß ein 
65jähriger die Freibeträge dazuverdienen 
kann ohne Kürzung seiner Pension, der Früh
pensionist aber nicht? Wie hält das die Aus
glelichszulag-eIloempfänge-IIin aus, die unter der
selben Argumentation antreten könnte? 

Wir haben also den Beweis, daß schon 
bisher diese Sorge weitergehender Forderun
gen jedenfalls nicht so ernst zu nehmen ist. 
Vor allem aber kann sie ja nicht automatisch 
eintreten. Erst hier im Parlament müßten wir 
uns w�eder zu 'hig,endelinem solchen Schr-iH 
bekennen und ihn beschließen, denn von selbst 
rollt ja dieses Äpfelchen nicht weiter. Daher 
meine ich, daß wir uns von jenen Schock
argumenten, die hier, glaube ich, fast bewußt 
aufgebauscht werden, um den ganzen Gedan
ken zu eiischJ.agen, IlIicht so sehr -beeindrucken 
lassen dürfen. 

Es wird ferner gesagt: Wenn man die 
Ruhensbestimmungen aufhebt, dann kann man 
auch nicht die Stichtagsbestimmung halten I 
Das ist also jene Bestimmung, die sagt : An
fallen kann die Pension erst dann, wenn die 
Erwerbstätigkeit aufgegeben wird. 

Ich glaube, daß das kein zwingender Schluß 
ist, daß man nicht, wenn man das eine tut, 
das andere zwangsläufig tun muß. Ich glaube 
auch, da gibt es gute Gründe, auch aus 
anderen Bereichen her gesehen. Im öffent
lich-en Di-enst, der j a  'so 'sehr im V'elig1e'ich 
steht, muß der Beamte ausscheiden. Dort wird 

Im Bereich der Wirtschaft haben wir so eine 
Bestimmung nicht, soweit es sich um Unselb
ständige handelt. Aber der Betreffende muß 
jedenfalls ausscheiden, wenn er überhaupt den 
Pensions anspruch zunächst erwerben will . 

In dem Bereich der Gewerbepension und der 
Bauernpension haben wir die Stichtagsbestim
mung noch viel deutlicher. Dort ist es j a  
überhaupt s o  geregelt, daß man den Hof 
übergeben muß oder den Gewerbeschein 
zurücklegen muß. So eine Art von "Hof
übergabe" besteht im Bereich des Unselb
ständigen nicht, aber sie ist so gemeint 
gewesen. Der Stichtag sollte eigentlich auch 
bedeuten, daß der Betreffende ausscheiden 
muß und dann erst die Pension verlangen 
kann. 

Ich glaube, daß wir daran nichts ändern 
sollen. Wir lassen das Äpfelchen mit unserem 
jetzi'gen Standpunkt nicht weüerroHen. Wi� 
meinen, daß der Stichtag nadl wie vor sinnvoll 
ist und erhalten bleiben muß. Denn es soll 
auch in der Wirtschaft so sein, daß man im 
Regelfall mit diesem Alterszeitpunkt ausschei
det und nicht sozusagen noch während des 
Dienstes plötzlich eine Altersprämie dazu
bekommt, wile 'eis seinerZielH iin der R:eichsver
sicherungs ordnung noch der Fall war. 

Ich glaube also, diese Sorge hat nicht zu 
bestehen, dieses Schockargument zieht nicht. 
Niemand denkt an die Beseitigung des Stich
tages. 

Könnte es noch andere Weiterungen geben? 
Bitte, erfinden kann man alles mögliche, ich 
glaube nur, in einem Zeitpunkt, wo man 
seriös debattiert, darf man nicht zur Abwehr 
eines bestimmten Standpunktes untersdlieben, 
daß der andere irgendwo im Kleinhirn doch 
an Weiterungen dächte. Wir haben dieses 
Denken j edenfalls nidlt. Jetzt kommt die 
Frage auf uns zu : Können wir, wenn wir die 
Ruhensbestimmungen aufheben, uns das lei
sten'? Es geht also um die Frage von Kosten 
und Finanzierung, und eine seriöse Politik 
kann an dieser Frage nicht vorübergehen. 

Wenn wir die Statistik ansehen, so werden 
wir, das wissen wir alle, zunächst einmal fest
stellen, daß es im Bereich der Normalpen
sionen nicht um sehr viel geht. Die ruhenden 
Beträge, die wir j etzt schon in den Statistiken 
ausweisen, sind nicht allzu hoch. Es taucht 
aber die Frage auf: Das sind jene, die jetzt 
schon Pension beziehen, aber arbeiten und 
deshalb einen Teil der Pension ruhend haben. 
Der Betrag ist nicht erschütternd groß. Wie 
wird es aber, könnte man fragen, sein, wenn 
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wir aufheben, und wie schaut es dann mit 
jenen aus, die heute schon über 65 Jahre alt 
sind, noch immer in Arbeit stehen und nicht 
die Pension in Anspruch genommen haben? 
Was werden die dann tun, wenn wir auf
heben? Werden die nicht sofort die Pension 
verlangen und in Form von Nebenbeschäfti
gung arbeiten? Diese Zahl der Personen ist 
weit größer. (Abg. M a Y I: Um Neben
beschäftigungen geht es nicht! Es geht um 
Hauptbeschäftigungen! Die Nebenbeschäfti
gungen sind gedeck t!) 

Herr Kollege ! Lassen Sie mich nur aus
reden. Ich komme schon auch auf diesen 
Aspekt. Ich sage, diese Sorge besteht, weil 
wir nicht wissen, wie reagiert also jener rela
tiv große Personenkreis, der über die Pen
sionsgrenze hinaus noch arbeitet, ohne die 
Pension bisher beansprucht zu haben. 

Aber eines können wir sagen : Da müssen 
wir in einem Expertenkreis wohl gründlichere 
Beratungen führen. Man kann diese Personen
gruppe nicht identifizieren mit einem gene
rellen Kostenfaktum für unseren Aspekt. Da 
gibt es sehr viele, die weiterarbeiten, weil 
sie noch gar keine Pension beanspruchen 
können. Es gibt Leute, die arbeiten, um noch 
die Wartezeit zu erarbeiten. Und es gibt 
solche, die wegen der Geringfügigkeit ihrer 
Pension noch weiterarbeiten. Man kann also 
nicht so schlechthin sagen : Alle diese rechnen 
wir jetzt als Kostenpunkt schlechthin. 

Ich möchte ein Argument, das man auch hie 
und da hört, vollkommen zerstören. Dieses 
Argument lautet so: Ja, es gibt j etzt Leute, 
die sind schon in der Pension und arbeiten 
nicht. Was werden denn die machen, wenn es 
auf einmal keine Ruhensbestimmungen mehr 
gibt? Denn denen würde dann vielleicht der 
Appetit aufs Arbeiten kommen. Jetzt sind sie 
vielleicht von den Ruhensbestimmungen abge
schreckt gewesen. 

Das ist überhaupt kein Argument, denn 
diese Personen kosten überhaupt nichts. Die 
haben jetzt schon die ganze Pension be
kommen, und wenn sie dazuarbeiten würden 
ohne Ruhensbestimmung, kosten sie den Staat 
nicht mehr als die ganze Pension. Ein lucrum 
cessans geltend zu machen und zu sagen : 
Hätten wir dann noch die Ruhensbestimmun
gen, hätte man vielleicht bei denen auch 
ruhend stellen dürfen! ,  das ist ja, glaube ich, 
kein seriöses Argument. 

Es kommt noch ein sehr realistisches Argu
ment, über das man offen reden muß: Wir 
wissen alle, daß es sehr viele im Lande gibt, 
die arbeiten, die aber eigentlich ein Ruhen 
hinzunehmen hätten. Da man aber nichts 
davon weiß, haben wir kein Ruhen. Die Fälle 

der Schwarzarbeit blühen an allen Ecken und 
Enden. Diejenigen, die da von der Norm
bestimmung erfaßt sind, das sind sozusagen 
die Opfer, die Ehrlichen oder die, die irgend
wo einmal von jemandem andern angezeigt 
wurden, daß sie arbeiten. Es ist j edenfalls 
die Zahl der Personen - ohne daß wir darüber 
natürlich Statistiken haben - erheblich groß. 
Und für diesen Personenkreis gilt das gleiche 
Argument : sie kosten jetzt schon den Staat 
viel Geld. Da er kein Ruhen geltend machen 
konnte, ist die volle Pension zu leisten. Wenn 
man die Sache offiziell macht, kommt hinsicht
lich der Kosten sozialversicherungsmäßig 
nichts Neues dazu. Ich glaube also, auch da 
muß man ein bisserl vom realistischen Stand
punkt her die Dinge sehen. 

Was aber auch Herr Kollege Melter schon 
gesagt hat, ist bis j etzt überhaupt noch nie 
in die Debatte geworfen worden, zumindest 
dann nicht, wenn Herr Minister Häuser argu
mentiert hat. Man kann überhaupt die ganze 
Frage nicht nur in sich, im Budgetbereich der 
Pensionversicherung sehen. Man muß sie in 
einen größeren volkswirtschaftlichen Zusam
menhang stellen. Ich habe in der BespreChung, 
zu der Minister Häuser geladen hatte, gesagt : 
Eigentlich müßten doch gerade Marxisten 
verstehen, daß ein arbeitender Mensch kein 
Verlustgeschäft für den Staat sein kann. Denn 
es ist wirklich so, daß der arbeitende Mensch 
weniger kostet, als er Werte schafft. Das kann 
modo grosso gar kein Verlust sein. Wir haben 
nachzudenken, was kann man denn positiv 
in Rechnung stellen, wenn wir Arbeit möglich 
machen. Herr Melter hat es schon gesagt: Der 
Arbeitende bringt Steuern, er bringt Beiträge, 
er schafft volkswirtschaftliche Werte. 

Ich habe mir kurz die volkswirtschaftliche 
Wertschöpfung eines Arbeiters ausrechnen 
lassen, eines Erwerbstätigen, da ist auch die 
Landwirtschaft drinnen, die die Sache etwas 
drückt : Es waren im Jahr 1 911 pro Kopf, real 
gesehen, 1 05.000 S pro Jahr und 1 31.000 S 
brutto gerechnet. Wenn Sie alle wissen aus 
unseren volkswirtschaftlichen Debatten zum 
Budget, daß mit 38 bis 40 Prozent der Staat 
an der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung 
beteiligt ist, dann sehen Sie bereits, was durch 
die Wertschöpfung zurückfließt, in den Staats
säckel zurückfließt. Und das muß man mit 
ins Kalkül ziehen, bevor man den Saldo macht. 
Das hat noch ni,emand '9'etan, und der Herr 
Sozialminister hat uns noch nie darüber eine 
Berechnung angestellt, aber er wirft sehr leicht 
mit den Millionen des Kostenpunktes sonst 
'herum; um zu ,schocken, wie ;ich ,glaube. 

Ich sage, darüber müßten wir, so wlie lin de'f 
Vergangenheit, in einem Expertenkomitee 
oder in einem Unterausschuß des Sozialaus-
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schusses ganz gründlich nachdenken. Wir Lesung stattfindet. Ich habe fast den Ein
wollen auch nicht, wenn wir die Sache ändern, druck, Sie halten zurück mit Unterlagen, die 
die Sozialversicherung aufs Spiel setzen. Wir Sie schon besitzen, und vielleicht werden wir 
wollen nur meinen, es ließe sich manches schon in den nächsten Viertelstunden wieder 
ändern zum Positiven, zum Nützlichen, es den Häuser wie gehabt erleben, daß er uns 
Ueß.e slich Sinnlos'eis beslelit!igeu, ohnJe daß dti,es,e jetzt Statistiken vorlegt und Millionenbeträge 
Gefahr besteht. Und darin unterscheiden wir nennt und so fort. Ich weiß nicht, Herr Vize
uns vielleicht derzeit von Ihnen. Aber ich kanzler, ob Sie es so tun, aber es könnte 
glaube, für das Denken, das Umdenken, um sein. 
das es geht, wäre es höchste Zeit. 

Wir sollen uns nicht, und ich gebe es noch
mals zu, in den alten Argumenten befangen 
zeigen, wiewohl sich die Umstände geändert 
haben. Aber das muß man kritisch prüfen, 
und wenn wir draufkommen, manches ist doch 
teurer, als wir es schätzen, dann werden wir 
vielleicht zu einer anderen Lösung finden. 
Aber wenn sich das alles als durchaus durch
führbar erweisen sollte, in einem höheren 
sozä,alpoliti'sch'en Siun vertretbar, warum soll
ten wir es dann, meine Damen und Herren, 
nicht tun? Ich glaube wirklich, die Sozialisti · 
Sme Partei lebt in der Gefahr, auf diesem 
Gebi'et der Sozialpolritik zu ,elistanen und sim 
befangen zu zeigen, in früheren guten Argu
menten befangen zu zeigen. Gehen Sie dom 
wenigstens in der Untersuchung dieser Dinge 
mit ! Kanzeln Sie uns von der Ministerbank 
nicht mit Zahlenargumenten ab, die wir ni mt 
zur Verfügung haben. 

Da muß ich offen eines sagen, Herr Vize
kanzler : Sie haben uns vorgestern, ich glaube, 
am Montag war es (Vizekanzler Ing. 
H ä u s e  r: Dienstag!) oder Dienstag, zu dieser 
Aussprache gebeten. Ich habe diese als 
enqueteartige Veranstaltung empfunden. Aber 
wie immer man sie nennen will, ich muß 
schon sa,g,en, die Vorbereitung di'eser Aus
sprach,e, für odi'e UIlJS angekündigt wOfden list, 
es gingen uns noch vor Sitzungsbeginn Unter
lagen zu, habe ich für sehr dürftig empfunden. 
Das, was wir dort unterbreitet bekamen, war 
eine Epistel, warum die Pensionen im öffent
lichen Dienst etwas anderes sind als die 
Sozialversid1erunglSpension, und sonst ,etigent
lich nicht viel. Irgendwelche Unterlagen über 
die Kosten, detailliert, in jedem Bezug auf
g,efächert, gab ,es nicht. Man haUe uns gleich
sam in die Lage versetzt, das alles sich selbst 
zu errechnen, vielleicht könnten wir das auch, 
aber wir sind doch nicht solche Fachleute und 
haben vor allem vielleicht nicht die Zeit, eine 
salme gründliche Arbeit zu liefern. 

Mir hat nicht gefallen, Herr Vizekanzler, 
daß Sie am Ende, allS wir außerhal�b der 
Tagesordnung spramren, g,esagt haben : Na 
schön blöd - auf deutsm gesagt - wäre im, 
daß ich Ihnen j etzt die Unterlagen gebe, bevor 
diese Debatte im Hause hier in der ersten 

Ich glaube also, das ist keine seriöse 
Expertenberatung oder Einladung das 
Problem zu erörtern, war ja langfristig vom 
Herrn Vize�anzler ang,ekündi'gt -, wenn man 
uns nicht gleichzeitig Unterlagen gibt oder 
jedenfalls vorkehrt und vorbereitet, denn das 
wäre der Sinn einer solchen Zusammenkunft. 
Wir können heute in der ersten Lesung j a  
nicht i n  merito einsteigen, wir können nur 
den grundsätzlichen Standpunkt erörtern, aber 
vi,elleicht wären wir 'schau €Iin bißehen weiter, 
wenn wir schon am Montag die Unterlagen 
bekommen hätten. (Abg. Dr. S c  h r a  n z :  
Dienstag!) 

Also ich glaube, wir sollten uns dem Thema 
so nähern, wie wir das schon in vergangenen 
Debatten bei Ruhensbestimmungen getan 
haben. Setzen wir doch einen Unterausschuß 
ein, ziehen wir die Experten des Hauptver
bandes bei, lassen wir alle jene Rechnungen 
anstellen, die wir brauchen inklusive jener 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, die 
sehr wichtig sind. Denn so liegen doch die 
Dinge. Es wäre ja falsch, wenn der Sozial
minister in seinem Budget jetzt nachweisen 
kann, irgendeine Lösung koste ihn rund 
500, 800 Millionen Schilling - im Budget der 
Sozialversicherung kann er das sogar mit 
Recht behaupten -, wenn wir nachweisen 
können, daß auf anderem Gebiet in den Sack 
des Staates vielleicht weit mehr hineinfließt. 

Daher ist das formale Ansteigen eines 
Bundesbeitrages oder sonst irgend etwas gar 
nicht als Neubelastung des Staates zu 
empfinden. Wir wissen es derzeit noch nicht 
ganz, wir glauben aber, daß man j enen Stand
punkt vertreten könnte, den wir schon postu
liert haben, für die Bereiche der normalen 
Al terspension und d'e-r Wi twernpelliSrion 
die Ruhensbestimmungen aufzuheben. Darüber 
aber, glauben wir, sollten wir noch gründlich 
beraten und debattieren. Die heutige Debatte 
war nur Anlaß, unseren Standpunkt im grund
sätzlichen darzulegen. (Bei/all bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Pansi. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Pansi (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Obwohl wir in OsterI1eich e'illl 
ausgrezeichnete's S01Ji,a1ver,sicher:u'IltgiSlSystem 
haben - und ich ,glaube, das i!S't -in ·aUen 
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Reihen des Hohen Hauses unbe,stritten -, 
so weroen doch ,die Rruhensbes,timmlllngeiß, und 
hier beisQ'IlIcLers oder § 94, immer wieder von 
Zeit zu Zeit sehr hochgespielt. Das ist j a  auch 
heute wieder der Fall.  Dabei werden die Ver
hältnisse so dargestellt, als ob es sich bei 
dem § 94 um die B eseitigung einer äußerst 
unsozialen Bestimmung handeln würde, und 
darüber hinaus wird der Versuch unternom
men, die Sozialisten als unsozial hinzustellen, 
und die Zielscheibe, besonders vom Herrn 
Kollegen Melter, ist der Herr Sozialminister 
(Abg. M e  1 t e  r: Es geht um Tatsachen! -
Abg. Dipl.-Vw. J 0 s s e c  k: Fragen Sie einen, 
den es betrifft! Dann würden Sie anders re
den!), der, meme 'sehr v'erohllten Damen und 
HerI1en, und das ,sage lich Ihnen ganz offen, 
auf ,so2lilalpoUtilschem Gebiet unrgl,eich größere 
Verdlienlsbe hat als 'ihr alle zUisammen! (Beifall 
bei der SPO.) Das sa,g,e ich Ihnen ,ganz offen 
i'ns Gesicht. (Abg. M e  1 t e  r: Das ist auch eine 
IJIusion! - Abg. M i t  t e r  e r: Aber wenn 
schon, dann "Sie", nicht "ihr"!) 

W-ie s,ieht nun aher dile W'irklicbkeli,t aus? 
Unser Pens,ioIllSsystem 'ilst äußeflst ausg1ewogen. 
Unser Pe.nsio'll's,sy.stem 'geht von dem Grund
satz aus, daß di,e P,oosionen ,ein Ersra1tz für das 
Vle,rloI1engeg,angene Beru:fise:inkommen sein 
sollen, und UIßSre,r Pensionssy.stem si1eht dar
über hinaus vor, daß IlJeben den Penslionen 
ohnehin :alueh ,ein Vlerhältnismäßdg 'gut,es 
Nebene�nkommen 'erZ1i'elt werden darf, ohne 
daß ein Ruhen .der P'eJljsioß!en eintrittt. Dieser 
Betrag He,gt ,gegenwärtig bei 2685 S und i'st 
dynamilsd,e'Tit, das heißt, ,m ,erhöht ,s'ich aJb jedem 
1. Jänner. Außer:dem haben wi'r noCh eine 
sogenannbe Oberg'f,enZie. Wenn Penstion und 
Berufsejlllkommen den Betl1a,g von 46 18 S nichJt 
übe I1s,beilgen , k,ann das ZJusätzltiche Einkommen 
noch größeT sein ,al,s der zuer:s't .g,enannte Be
tmg. Hrst wenn Beruflsei:nkommen und P,e'filsion 
über d.i'esen Betrag 'hi:na1usgehen, triH edn teJil
weises Ruhen ,der Pension ein. .Ä!uf di'esen 
Umstand möchte dch be,sonde,rs hinweisen, 
weil in der Off'entLichk,eilt ,ein vöUig faLsch'er 
Eindruck erweckt wkd und lauch viel,e - und 
ich nehme ,das den Damen und HeTDen. nicht 
übel - Ang,ehörige des Hohen HaUises sich 
übe'r di,e Ruhensbestimmung,en .nicht im kla,ren 
sind, weil ebern unser Soz,ialvelisichJeruiIl!gls
system eine klieine W'i,slsensmaft für sich �lSt. 

Bei einer Vefls<icherungsz,eit von 30 J,ahr·en 
ruht die Pension nur ungefähr zu 50 Proz'ent, 
bei 35 Versich'erungsj ahI1en zu rund 46 Prozent, 
bei 40 Versicherungsj aihren zu rund 41 Pro
�ent und bei 45 Versieherungsjahren nur zu 
rund 37 Prozent, al'so 'etwas mehr als einem 
Drittel. 

Es kann daher von weitgehenden Ruhens
bestimmung,elIl in unserem Pensionsversiche-

rungssystem überhaupt 'nicht gesprochen wer
den. Und der Groß'teH ,der P.ension wird neben 
dem Berufseinkommen gewährt, gleichgültig, 
wie hoch diese's ist. 

Tst e's nun ,wirklich unzumutbar, wenn je
mand, wenn er das Pensionslalter überschpitten 
hat, noch arbetibsfälhig ilst, das Glück hat, noch 
gesund zu sein, und darüber hinaus di,e Mög
lichk,eit hat, auch noch 'e,in,en gut1en Arbeits
platz besetzen zu können - einen schlechten 
kann ,er sow,ieso be s,etzen , da r,eicht ja di'e 
untere Gr,enze von rund 2600 S aus -, daß 
dann ein Teil der Pension ruht, oder kann man 
das einem solchen Menschen nicht zumuten? 
Wk sind der M1einung, daß dielsen Personen 
ein solches Ruhen zug,emutet werden kann , 
denn es tritt für dtesen Personenkrei,s, der 
über das 65. Lebensj ahr hinaus weHer,arbei ten 
will, ja ohnehin mit 'einem Schlag eine wesent
liche Erhöhung seine's rBinkommens ein, weil 
er sein normales Berufose:inkomml€n bezieht 
und d,aneben 50, 60 beziehungswe,i'se Isogar 
63 Proz·ent der Pensi,on auf einmal dazube
kommt. Ja ist denn di,e !sozial,e Lage di>eses 
p.ersonenkreises wirklich .so schlimm, daß man 
nun sagen muß, er muß a'uch den re'stlichen 
Teil der Pension UTIlbedingt dazube'kommen? 
(Abg. M e l t e r : Das is t eine Frage der Ge
rechtigkeitf) Die übrigen Gruppen, die in Be
schäftigung 'St'ehen, müssen doch in Form von 
Sozia·lversicherungsbeiträgen oder lin Form 
von Steuern - das ist völlig egal, ob es nun 
über di'e Beiträge herei'l1ge'bliacht wlird od'er ob 
der Staat Zuschüsse leist,en muß - den Teil 
aufbringen, der rulhend g,esteUt list. Es geht 
schHeßlich und endHch darum, daß dann für 
di'esen p.ersonenkreis wesentlich mehr Mittel 
der Allgeme.inheH zur Verfügung 'g,estellt 
werden müßten. 

Hier, me'ine sehr v,er.ehrten Damen und 
HerDen, sag'en wir SoziaI.i'sten nein. Wir sind 
der Meinung, daß ,eine Lock,erung in dieser 
Form nicht no twendi'g und auch nicht gerecht
ferhgt 'ist. 

Hi,er darf 'ich aber ,auch auf einen W'ider
spruch hinwei'sen, ,in ,dem Sie s.ich selber un
unt,erbrodlen befind'en. Gestern noch haben Sie 
ununterbrochen dag,egen g,ewettert, wie hoch 
die Steuerbelastung wäre. Und beim nächsten 
Punkt der Ta,gesOIdnung werden Si'e das 
wieder tun. Aber gleichzeitig verlangen Sie 
Maßnahmen, ·die weit über die 'sozialen Not
wendigk,eiten hinausg·ehen und die natürlich 
hohere Steuern und Abgaben erfordern. So 
kläflen Sie uns doch auch di'es·en Widerspruch 
auf, ,in dem Sie sich ununterbrochen befinden ! 

Ich darf auch auf die Großfamilie �u ,spre
chen kommen, die früher mein Vorr.edner 
erwähnt hat. Solang'e ,es k'eline Sozialversiche
rung gegeben hat, i'st ja die Großfamilie 

23. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 41 von 99

www.parlament.gv.at



1742 Nationalrat XIII. GP - 23. Sitzung - 3. Feber 1 972 

Pansi 

wlesentlkh mehr in Erscheinung getreten. Und 
wenn der Großvater übeT ein ,gutes Arbeits
einkommen verfügt Ihat, weil er noch hat 
arbeiten können, ja dann ist natürlich nicht die 
Hilfisgeme1inschaft der GroßfamHie in Wi'rk
samkeit getrete,n, sondern dann hat er sich 
sel'ber erhalten. Die Großf,amiHe :ist j a  erlst 
wlirkJsam 'g,eworden, ,wenn ,e'r selbst wegen 
seines Alber,s bezi,ehungsweise wegelIl seline's 
Gesundhei tszustandes kJein Al1beitseinkommen 
mehr ,erzi1elen konnte. 

Si,e befinden sich aber auch noch in einem 
anderiell Punkt in einem wlels'entliich'en Wider
spruch. Unt,er dem Schlagwort "Ledlstungs
gesellschaft" wird beute ISO vilel g,esprochen 
unld V'ersprochen. Sie Isag,en ,immer wlieldell', der 
Staat soll nur dann !heUen und heUend ein
greifen, wenn der 'ein�elne nicht mehr in der 
Lage j,s t, für sich ,s,el:ber zu Isol'1gen. HandeH es 
'Sich j etzt hier bei der Auf1hebung der Ruhen'S
belstiiffiiffiungen 'etwa um ,e1inen Per'soIl!enkr,elis, 
der nicht mehr für 'sich selbst sor'g:en k,ann? 
Ja iim Gegentelil :  S�e 'sorgen für Isich lS!elbst, 
aber S1e V'er!la'I]g,en darüber hinaus im Ge'gen
satz zu Ihrer ei-genen Auffarslsung eine wesent
liche Hilfe der Allgemeinhelit noch dazu. So 
hören Si'e doch auf mit di,esem Schlagwort von 
der Le:iJstungs.gesellsch,aft : J,eder soll für skh 
selber :sor.genl ,  denn im nächsten Aug-en!blick 

verlang,en Sie genau Idas Geigenteil von dem. 
Di,e lh!euti:g1e Di'skuSision unt,e([!sch'eidet slich 

aber auch ,erhebl<ich von den bLsherig,en Dis
kussionen um den § 94, und zwar deswegen, 
weil in den allerletzten Tagen in der Oster
reichischen Volkspartei ein wesentlicher Ge
sinnungswandel vor sich gegangen ist. Ich 
darf daran erinnern, daß im Jahre 1 966 eine 
Enquete einberufen worden ist, um dieses 
Problem eingehend zu diskutieren und zu 
untersuchen. Diese Enquete wurde nicht etwa 
vom Sozialminister Häuser einberufen, son
dern von der Frau Sozialminister Rehor. Alle 
Interessenvertretung,en und die Sozialver
sicherungsanstalten haben an dies'er Enquete 
teilgenommen. 

Und was war das Ergebnis? Das Erg,ebnis 
. war 'einstimmig, di,e R,uhensbestimmung,en 

sollen 'betibehaUen ,bl,eljlben, und zweüens di-e 
Empfuhlung, dte FIiei1gr,enzen anzuheben, und 
zwar :sowohl d:ie untere ,al,S auch die, obel1e 
Fmigrenz1e. Di'eser Empf'elhlung hat dars Hohe 
Haus :bei der nächsten Nov,elle zum ASVG 
dann ,auch Rechnung 'getra,gen. 

Es ist aJber auch 'sehr inflefieSISant, die Zeitun
gen nachzulesen, was !Sie damals über die 
RuhensbestimmJungen geschIlieben habeIl. So 
heißt leIS - kh darf mit Genehmi'9UiIl!g des 
Herrn Prä:si,denten ziUeI1en -: 

mente er.ga'b, hätte eine Abschaffung des § 94 
beziehungsweise der analogen Bestimmungen 
bei Gewerbepension und landwirtschaftlicher 
Zuschußrente nicht nur hohe Kosten bei relativ 
geringer Entlastung des Arbeitsmarktes .ge
bracht, sondern das System als solches prak
tisch zum Einsturz gebracht." 

Das war aber nicht die "Arbeiter-Zeitung", 
das war, Herr Kolleg'e Mussil - der Herr 
Kollege Hauser ist leider nicht hier -, "Die 
Presse". Sie dürfte Ihnen bekannt sein. "Die 
Presse" hat diese Feststellungen getroffen. 

Ich darf noch eine weitere Veröffentlichung 
zitieren. Hier heißt es unter anderem: 

"Die Pension kann nur ein Ersatz für das 
verlorengegangene Aktiveinkommen sein." -
Was wir immer wieder sag'en. - "Ein Ruhen 
der Pension wäre nur dann nicht vertretbar, 
wenn die Pension in einem Mißverhältnis zum 
letzten Aktiveinkommen stünde. Das ist aber 
in Osterreich nicht der Fall, da durch die 
Pensionsdynamik eine Anpassung an das stei
gende Volkseinkommen erfolgt." 

Dann heißt es weiter : 

"Schließlich wurde bei der Enquete auch 
übereinstimmend betont, daß die völlige Auf
hebung der Ruhensbestimmungen kaum eine 
wesentliche Entlastung des Arbeitsmarktes 
mit sich brächte, zumal die Pensionisten nicht 
in j enen Sparten arbeiten würden, in denen 
Arbeitskräfte fehlen (zum Beispiel in der Bau
wirtschaft) . Vertreter der Bundeskammer 
meinten auch, daß es zu Spannungen in den 
Betrieben kommen könnte, wenn die Aktiven 
ein geringeres Einkommen hätten als die 
Pensionisten, die zu ihrem Lohn noch die volle 
Pension erhalten. Auch das Argument, daß 
durch die Aufhebung der Ruhensbestimmun
gen die Zahl der Fremdarbeiter eingeschränkt 
werden könnte, wurde mit dem Hinweis, daß 
die Pensionisten in der Mehrzahl keine Dauer
arbelit.splätze ,anstfieben, w1elit.g:ehend entkräf
tet." (Abg. M i t  t e  r e r: Dawn hat sich in
zwischen nichts geändert! - Abg. S k r i t e k: 
o ja, Sie sind nicht mehr in der Regierung!) 

M,eine Damen und Herren ! Sie dünen dre'i
mal I1aten, in welcher Zedtung das ,g,estanden 
hat (Abg. Dr. Marga H u b  i n e  k: Im "Volks
blatt" I) : Im "Volksblatt" und nicht etwa in 
der "Arbeiter-Zeitung" ,  (Abg. M i t t e  r e  r: 
Darf sich nichts ändern? Sie sind doch eine 
moderne Parteil) Herr Präsident Mitterer, nun 
ist die Fr,age : Der Abgeordnete Hauser hat 
di,e Meinung vertreten, di,e V,erhältni'sse 
hätf:en sich doch wesenHich 'g'eändert. Haben 
sie !sich seit 1966 wirklich ISO grundliegend 
g,e ändert ? (Abg. M i t t e  r e r: Wesentlich!) 

"Wiie ein Uberblick über den Verlauf der Herr Präsident Mitbel1er und Hen General
BespreChung und di'e vOl1gebr,adlten Argu- 'sekretär Mussil, 'IIl1ir IJJSt keine ,e1inzi'ge Unter-
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suchung der Bundeswirbschaftskammer be
kannt, die das 'oehaupten würde I Bring,en Sie 
mir doch 'solche Unter:suchuIl91en l (Abg. M i  t
t e  r e I :  Müssen wir die bei Ihnen meLden?) 

Meine Damen und He,rren! Geändert hat 
sich 'etw,as, ,g,eände'rt haben sich di'e pol,it�schen 
V,er!hältniJssel na,s &st das ieinzi-g€, WCliS sich 
g,eändert hat, und J!hnen geht 'es heute nur 
darum, auf diese Art und Weilse zu Stimmen 
zu kommen. Das ist der Grund, warum sich 
die UVP auf einmal um hundert P,rozent 
gewendet hat l (Beifall bei der SPO. - Präsi
dent P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Aber wir können noch Iweiter-g€ihen. Gene
ralsekr,etär Dr. Kohlmai'er, der erfreul,icher
wei,se ,anwes'end .ist, <hat noch am 1 .  12 .  1 970 

Mer ,im Hoh'eTI Hause 'e,rklärt, e r  'halte die 
Ruhensbestimmungen für nichtig. Er war auch 
der Meinung, daß sich 'dire heiden Pensions
syst'eme im öffentlichen Dienst und nach dem 
ASVG grundsätzLich :slelbständi,g ,entwkkeIt 
hahen und man 'si'e endlich lin Ruhe },assen und 
nicht ,immer vermi,schen soll. WÜ lesen dar
über hinaus noch zu ,einem Ispäteren Z'eitpunkt 
[m OVP-Pressedi-enst die Uber'schrift "Gene
ralsekretär Dr. Kohlmaier : Leristungsprinz'ip 
beri Ruhenshestimmung.en",  und daJIlll weiter: 
"WIir stind nach w,ie vor der M-eiinung, daß wir 
die Ruhenshes1immungen nicht abschaffen 
soHen. Hier unterrsch'e'iden wir uns von der 
FreliheitLich'en Partei." Bi's !heute l Heute unter
scheiden Si'e lSich von der Fl'e,ihe.iUichen P,arte� 
nicht mehr. Urud da,s innerhalb von sechs 
Monaten, meine D amen unJd Herren I {Abg. 
Z a n k 1: Kohlmaier ist reif zum Ausschluß 
aus der OVP! - Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Man 
wird doch geschei ter werden dürfen! - Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: In so kurzer Zeit? - Abg. 
Dr. S c  h r a n z:  So schnell?) 

Unter diesen Umständen el'gtibt sich wirklich 
ehe !se'hr 'ernsthafte Fr,ag'e, wi'e -ernst man eine 
so groß-e Partei, wi,e es die Oste'ff€iich:ische 
Volkspartei ,ist, nehmen kann, wenn rsich ihre 
kfi'sichten innel1halh :so kUI'Z·er Zeit in so 
Wlkhtiogen Fraogen so grundlegend ändern. Das, 
meine Herren, bringt Ihnen kein Ansehen. 
Aber das ist nicht meine Sm,ge, dillS irst Ihr,e 
eigene Angelegenheit. ' Uns Sozialisten ist die 
Sozialpolitik viel zu wrichti'9, ,als daß wir in 
'so wichtiogen Fragen un:S€l"e Meinung so 
schnell  ändern wÜI1d-en, wi!e das die Osterrei
mische Volkspartei tut. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Kollege Pans i! Sie haben doch selbst 
gepredigt: Alle Witwen sollen 60 Prozent 
bekommen!) 

Für dl1e Aufhebung der Ruhensbe's bimmun
gell ,gibt es keine 'soziale Notwend;igk,eit. Das 
Ge'g,enteil davon i:st r.ichtig. Hs wird eine 
Gruppe bevorzugt, di,e an <Sich die Unter
stützung des Staates nicht 'so notwendig hat, 

weil sie noch in der Lage iJst, 'ein gutes ß.erufs
einkommen zu erzielen. Bs müßte aum 
zwangsläufig zu entsprechenden Isozialen 
Spannungen kommen, wenn junge rFamiH,en
väter, di,e einen wesentHm höher,en Aufrwand 
haben ,als alte Leute, bei ,einem wesentlich 
geringeren Einkommen hohe 'Beiträge zahlen 
müßten, um Idie PeTIJsionen ,der ander,en finan
Zlie-r,en zu können, die neben dem voUen 
BerufseinJkommen auch noch die voHe P,ension 
bekommen soHen. Daß es heute rein Umlage
verfahren ist, i;st wohl schon 'eine Selhstver
ständLichrk:eit, rund es is,t, gLaube lieh, nicht 
notwendig, darauf besonders hinzuweisen. 

Es 'ellg,ehen sich aber, Herr Kolleg'e Doktor 
Hauser - da können Si,e }etzt sag,en, was Sie 
woUen , ich habe es Ihnen >bei der Enquete 
schon g'esagt -, ,auch entsprech'ende Folge
rung'eu. Es wäre j a  eine kl'a'sse Ungerechtig
keit, wenn wir den § 94 aufheben, aber im 
Gewerblichen Pensionsversicherungsgesetz 
und im Bauern-Pensionsversicherungsgesetz 
nimts tun würden, denn die Zurücklegung des 
Gewerbes als Voraussetzung für die Pension 
und die Uberg,abe des BetI"i,ebe's al,s VoraUJS
setzung für die Bauernpension wäre dann 
doch unter keinen Umständen mehr zu halten, 
weil wir ein krasses Unrecht setzen würden. 
Dann würden alle diese wirtschaftlichen Uber
legungen, die seinerzeit der Grund für diese 
Bestimmungen waren, über den Haufen ge
worfen werden. (Abg. Dr. H a u  s e  r: Das 
stimmt doch gar nichtf) Herr Kolle'g,e Doktor 
Hauser, dCliS kommt zwaIlJg'släufi'gl Ich ma·g 
es vlieHeicht be-gr'eif'en, wenn S.i'e sag'en, das 
kommt nicht, weil Ihnen Grum:1lsätze nichts 
'oedeuten, weH IIlmen GerechU,gkeit nichts 
bedeutet. Aus Gerechtigkeritsgründen ,wäre das 
aber nicht aufr,echtzuerhaUen. (Abg. Doktor 
H a u  s e r: Warum soll .der Bauer, der über
geben hat, nicht noch woanders arbeiten 
können?) Herr KoHege Dr. Hauser, niemandem 
ist das Arbeiteu verboten. Im Ge,genteill Nach 
dem 65. L,ehensj ahr bekommt er di'e ganzen 
SteIgerunglsheträ9'e zum Berufs einkommen 
noch dazu. E-s ruht nur der Grundbetrag. Wo 
ist j,etzt die g'ewalHge Benachtr€iild'gung? 

Hier befindet 'slich ,auch der Herr Kollege 
Melter in einem ,g,roß,en Irrtum, wenn er uns 
vorrechnet, wi,eviel der Staat 'einnehmen 
würde. D1e in BeschäfUgung Stehenden zahlen 
bei der ungekürzt'en P.ension nicht mehr 
Sozi,alvellsicherungsbeiträ'9'e, aIrs wenn sie die 
g'ekürzte bekommen. D a  ändert sim kein 
Groschen. Es ist also ,eine Milchmädchenrech

nung, die Kollege M'elte,r in diesem Zusammen
hang aufu,estellt hat. 

Es ist alber auch keine WlirtschaftLiche Not
wendigk,eit der Aufhebung des § 94 gegeben. 
Wenn wir glauben, ein vorhandenes Arbeits-
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kräftereservoir mobilisieren zu müssen , sind 
wir uns doch einig, Herr Kolleg,e Dr. Hauser, 
daß dieses Reservoir viel früher bei den 
Frühpensionisten zu suchen ist als bei den 
Alterspensionisten. Wie wollen Sie es denn 
dann bei den Frühpensionisten rechtfertigen, 
wenn Sie sagen, aus wirtschaftlichen Gründen 
muß das geschehen, damit wir Arbeitskräfte 
bekommen, wenn wir dort die Ruhensbestim
mungen belassen, wo das Arbeitskräftepoten
HaI eventuell vorhanden ist? Es ist also keines
falls I1ichNg, was Sie hier behaupten! 

Es geht aber , meine 'sehr verehrt,en Damen 
und Herren, auch nicht um eine Fr,ag'e der 
sozi alen Gerechtilgikieit. Wenn wü glauben , 
daß uns für di'e Pensionen mehr Mittel zur 
Verfügung stehen, dann wäre es doch logisch , 
daß wir in erster Linie den Schwachen 'helfen , 
und das 'Sind vor allem dd'e rund 400.000 
Ausgleichszula'genempfäIlJger, die wir haben. 
Wenn vom Herrn Kollegen MeHer die Mei
nung vertreten wird, daß auf die'sem Gebiet'e 
zuviel des Gut,en ,geschähe, weil die Pension 
vielfach höher ist als das Aktiveinkommen, 
so muß ich i1hm abermals widersprechen . Ich 
will nicht auf aUe Einzelheiten eingehen, aber 
e's ist n icht richbig. Ich muß 'hier offen sragen , 
da unterschätz'en Sie di,e V,e'rhältnisse ! Unter
suchen Sie einmal die tatsächI.ichen V'erhält
nisse, warum 'es zu 'so .g:eringen P.ensionen 
kommt! (Abg. M e  1 t e r: Stellen Sie keine 
falschen Behauptungen auf!) 

Sie befinden 'sich ,rn-er auch insofern wieder 
in e-inem Wider,sp ruch , abs Sie vor einigen 
Tagen be,i einer Sitzung des Hohen Hause s  
kribi-siert haben, daß zuwenri,g g-etan wird, um 
die Armut zu beseliti g,en. Im rglekhen Atemzug 
bringen Sie es aher fertig, zu sag,en , 'bei den 
Ausgleichszulagenempfängern wird zuviel ge
tan _ Das ist doch 'e-ine Inkonsequenz 'sonder
gleichen l (Abg. M e  I t e r: Das -hat nichts mit 
dem Ersatz des verlorengegangenen Erwerbs
einkommens zu tun!) W,enn im behaupt'e , daß 
sie mehr Pension bekommen, als s;i,e Berufs
einkommen ogehalbt haben, bedeutet das, daß 
sie zuviel bekommen !  Ich kann das nicht 
anders auffassen. (Abg. Dr. H a u  8 e r: Er hat 
gesagt, das is t kein Ersatz tür das verloren
gegangene Einkommen!) Eben, und wenn ich 
ihm als Pensionist mehr grebe , -i,st es unger'echt. 
Er vertritt ,sogar auch I(lire Meinung, für die 
müsse e ine eigene An:stalt rg'eschaffen we-rden, 
sie gehört'en nicht in die Pensionsv-ersich'erung, 
weil es eher Fürsorgeempfäng,er sind. Wa-s 
sich damit ändern Isonte, weiß ich Il!icht. Es 
gibt einen neuen Appar,at, einen ·größer-en 
Aufwand, aber was sim daran ändern :sol1te, 
weiß ich nicht, und dClls hat uns ,der KoUe,ge 
Melter .auch bi-s heute nicht gesa'gt. 

Aber wenn Sie der Meinung sind, daß nun 
die Ausgleichrszulagen ohnehin -eine ang'e
messene Höhe erI1e�cht ;haben (Abg. M e  1 t e  r: 
Das habe ich nicht gesagt!), dann ver,st'ehe ich 
von der SeHre der rbäuerlichen Vertretung die 
Forderung nicht, daß di'e Zuschußr,enten an Idie 
Bauernpen:sionen herang,efülhrt werden müß
ten. Denn den Richtsatz , der im Ges'etz ver
ankert ist, den bekommen heute sowieso alle 
Bauernpensioflli,sten . 'Hs gibt keinen , der untier 
dem Richtsatz ist. <Der ist aUen gesichert. 
AI,so warum dann die Forderung, daß eine 
Änderung Platz greHen müßte? (Abg. 
S c  h r o t  t e  r: Herr Präsident! Da wird doch 
das Ausgedinge angerechnet!) Sie müssen sich 
be'i Ihrer Argumentation selbst etin brsserl 
ernster nehmen, wenn Sie ernst g,enommen 
werden wollen, denn heute so, mOl1gen so und 
übermorgen 'so, das ,ist doch gar ]{'eine Argu
mentation. 

Herr Kollege Dr. Hauser, Sie haben dann 
noch 'gemeint, man würde das Schwarzarbeiter
unwe·sen erheblich bes·e:itig,en, wenn man die 
Ruhensbe'Stimmungren auf1hehen würde, weil 
der Arbeitnehmer dann j,a normal bei der 
SOZlialv,ersicherung gemeldet werden könnte 
und der Staat dadurch wesentliche MehI'ein
nahmen in Form von Steuern und Sozi,al
versich'erungsbeiträgen bekommen würde. Sire 
befinden sich auch da in ,einem -gewaltigen 
Irrtum. (Zwischenruf des Abg. Dr. H a u  s e r.) 
Herr KoHe'ge Dr. Hauser ! Bs 'sind die Pen
sionisten, aber ers sind zum üherw,ieg,enden 
TeH die Arbeitg,eber, die dliesen Schwarzarbei
ter suchen, um sich 'die sozialen Lasten zu 
er,sparen . Nehmen Sire das zur Kenntnis ! So 
sind die Verhältni!slse draußen. Gehen Sie 
hinaus in die Betriebe und 'Schauen Sie sich 
das einmal ,anl So ist dd·e Wirklich'ke.it. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. H a u  s e  r: Schwarz
arbeit kann man nicht absetzen! Glauben Sie, 
das ist ein Geschäft? Darum kann es schon 
wirtschaftlich nicht stimmen!) Ja, da irren Si'e 
sich ,g'ewaltig, wenn Sie sich auf diese Art und 
W'e:i!se 'eine Änderung des Zustandes erw.arten. 
(Widerspruch bei der OVP.) Gehen Sie hinaus 
in die Betriebe I Herr Kollege Dr. Bauser, 
nehmen Sie es mir nicht übel ,  wenn ,ich ,es 
Ihnen 'sage. Aber wir verkehren mit diesen 
Krei,sen, Sie verkehren mit d:ie,sen Kreisen 
kaum. Daher �ennen wir die Verhältnisse 
dort wesentlich besse.r, ,a,l'S Si'e die Verhält
IlIi,ss,e in di'esen Kreisen kennen. Aber so sind 
die tatsächlichen Verhältnisse. 

Ich darf al'so, me'ine .sehr verehrten Damen 
uilid Herren, abscbließend feststellen, daß es 
sich bei der Aufhebung des § 94 aussmließlich 
um eine rein politische Frage handelt. Ich 
habe begründet, daß sozialpolitisme und wirt
smaftspolitische Fragen aussche iden . Daher 
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bleibt die rein politische Frage übrig. Und 
wenn Sie nun angeregt haben - und das wäre 
an sich zu begrüßen -, daß sich wieder die 
großen Interessenvertretungen zusammenset
zen und die Frage obj,ektiv prüflen - ja, Hen 
Kollege Dr. Hauser, dann müßten Sie j a  heute 
zwangsläufig gegen die Aufhebung stimmen, 
denn nach der Aufhebung hätte es ja keinen 
Sinn mehr, solche Prüfungen anzustellen. Dann 
werde ich Sie nicht verstehen, wenn Sie 
heute . . .  (Abg. Dr. H a u  s e  r: Es wird ja 
heute nicht abgestimmtf) Entschul'djgen Sie, 
Sie haben recht. Alber ich ver'stehe Si'e dann 
nicht, wenn Si,e heute für die Aufhebung der 
Ruhensbe'Stimmungen spr,echen , denn diese 
Untersuchungen müßten vorher vorgenommen 
werden und nicht hinterher. 

Wir befürchten aber auch eines, me,ine sehr 
verehrten Damen und Herren, daß wir, wenn 
wir hier zu lelichUerUg vorgehen, unser sozi
ales Gebäude, das wir uns mühsam errichtet 
haben, ,in Gefahr bringen. Ich darf Ihnen s,a'gen, 
daß uns die Errungenschaften, die in jahr
zehntelang,em Bemühen errreicht werden konn
ten (Abg. Dr. M u s  s i  1: Sie sind ein Mori
tatensänger! - Heiterkeit bei der OVP), viel, 
vi,el zu t'euer ,sind, um das soziale Gebäude 
zum Einsturz zu b:r1ingen oder es gefährden 
zu lassen. 

Wir Sozialisten w.aren ,immer für eine 'gute 
Sozialpolitik, auch wenn Sie heute versuchen, 
das für sich in Anspruch zu nehmen. Aber ich 
darf noch einmal wiederhoLen: Wenn Sie die 
S02li,alpolitik erfunden 'h�ben, warum !haben 
Sie dann in den Ja'hren von 1920 bi:s 1 938 nur 
die Pens,i'Ünsversicherung für die Angestellten 
geschaffen und nicht auch die PeIlJstioIlJsv,er
sicherung für die breite Masse ,der Arbeüer 
und Angestellten, die damals im Alter unter 
sehr unwürdigen Umständen lihr Leben fristen 
mußten? Nichts :iJst geschehen ! Und kommen 
Si'e auch nicht mi't der wirtsch,aftlichen Lag'e, 
denn die wirtschaftLich'e La'g,e w,ar auch ,in an
deren Staaten nicht wesentl<ich belsser. Wamm 
hat es in Deutschland 'schon Selit dem Jahre 
1 9 1 1 ·eine verhältnilsmäßig gut,e R'entenVl€'rsri
cherung nach der Reichsve'lisicherungsordnung 
gegeben? Also das ist k·eine Ausr,ede ! Erst als 
die Soz.i'aHlsten in der Re'gierung entsprechend 
mitbestimmt haben, ist es zu einem guten 
Sozi alversicherungssystem gekommen, auf da·s 
wir -heute 'stolz selin können und das wir uns 
nicht leichtfertig in Gefa'hr bring-ern lassen 
wollen. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Nur von der Vergangenhei t 
reden. ist ein bisserl wenig!) 

Ich darf Ihnen, meine sehr verehrten Damen 
und HeITren von der mchten Seite, sagen : Wir 
haben immer der Sozialpo�itik das denkbar 
größte Augenmerk ,geschenkt, egal, ob es Stich 

um Dienstnehmer oder Selbständige gehandelt 
hat. Wir haben schon }.ange von einer Soz.ial
politik auch für die Sel,bständigen 9'esprochen, 
als Sie noch längst d-agegen g·ewesen sind 
(Widerspruch bei der OVP), und wir freuen 
uns, daß Sie sich im Laufe der Zeit zu eine r  
anderen Gesinnung durchg·erung·en haben. Wir 
weDden, und da können Si'e versichert sein, 
audl in Zukunft der Sozi alpolitik unser größtes 
Augenmerk schenken , .aher ich betone: der 
Sozialpolitik und nicht der Poliitrik, so wie Sie 
das tun !  (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner ge
langt der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Hanreich 
zum \Vort. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) : 
Herr Präsident ! Meine Damen und Herren! 
Der Herr Abgeordnete Pansi hat im Laufe 
seiner Ausführungen im Zusammenhang mit 
der Schwarzarbeit und dem Pfuscherunwesen 
eine Äußerung getan, die nicht unwider
sprochen bleiben kann. 

Es mag vorkommen, daß einzelne Unter
nehmer jemanden unangemeldet beschäftigen, 
aber es ist kein Zweifel, daß größtes Inter
esse daran besteht, daß der einzelne ange
meldet ist, denn die Verantwortung für den 
Arbeitnehmer ist dem Unternehmer aufge
bürdet worden. Der Unternehmer trägt diese 
Verantwortung in einem Ausmaß, das nach 
unserer Meinung über das hinausgeht, was 
man einem Unternehmer aufbürden sollte. Ich 
werde Ihnen sagen, warum. 

Die Freiheitliche Partei vertritt die Mei
nung, daß der einzelne Staatsbürger mündig 
und daher auch imstande ist, für sich die Ver
antwortung zu übernehmen. Das heißt:  Es ist 
ihm ohne weiteres möglich, seine Steuern 
selbst zu zahlen und für diese Zahlung verant
wortlich zu sein, ebenso seine Versicherungs
beiträge selbst zu zahlen und dafür die Ver
antwortung zu tragen. (Abg. Dr. S c  h r a n  z :  
Da würde die Sozialversicherung bald kaputt 
sein!) Ich bezweifle , Herr Kollege Schranz, daß 
UIlJsere Staatsbürger so unmündJi'g sdnd, wi1e Sie 
sile Mer hiIlJsteUen. (Beifall bei der FPO.) 

Ich stehe dafür ein, daß es im besonderen 
die Aufgabe der Freiheitlichen Partei ist, die 
Selbständigkeit des ein z'e IIlJen, wo das 
nur möglich ist, zu fördern. (Beifall bei der 
FPO. - Abg. W o  d i c a: Wenn's einem 
schlecht geht, is t der S taat dafür da!) 

Selbstverständlich, und j etzt werde ich 
Ihnen s agen, daß die Freiheitliche Partei sehr 
wohl der Auffassung ist, daß die Solidarität 
der einzelnen sicherstellt, daß kein einzelner 
wegen Mißgeschick, Alter oder Unglück durch 
das Sicherheitsnetz der Gesellschaft fällt. 
(Zwischenrufe bei der SPO.) 
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Wir sind der Auffassung, daß die gemein
same Leistung für den Notfall etwas ist, wozu 
der einzelne bei voller Selbstverantwortlich
keit aufgefordert ist. Der einzelne hat immer 
eine soziale Verpflichtung, daran kann kein 
Zweifel bestehen. Er hat aber auch ein sehr 
wesentliches Maß an Selbstverantwortung, 
und es widerspricht dem freiheitlichen Ver
ständnis von Demokratie, wenn man glaubt, 
Funktionären die Vorsorge für den einzelnen 
Staatsbürger zuschanzen zu müssen. Wir sind 
der Auffassung, daß sidl. der einzelne seiner 
Verantwortung bewußt sein soll und aus die
ser Erkenntnis heraus audl. die Bereitschaft 
entwickeln muß, zu dem 'gesamten Probl<em 
der Sozialversicherung eine vernünftige Stel
lung zu beziehen. (Abg. Dr. F 1 e i s  c h
m a n n: Sie wollen also eine Sozialversiche
rung ohne Angestell te!) 

Nein, ich bin nicht der Auffassung, daß die 
Frage lautet: Eine Sozialversicherung mit oder 
eine Sozialversicherung ohne Angestellte, son
dern die Frage lautet : Eine Sozialversicherung. 
zu der der einzelne bewußt seine Beiträge 
leistet, oder eine Sozialversicherung, in der 
auf Umwegen dem einzelnen der Beitrag abge
knöpft wird und ihm die Mündigkeit und das 
Recht zur Selbstverwaltung dieses Beitrages 
innerhalb der vorgesehenen gesetzlichen 
Grundlagen abgesprochen wird. (Zwischenruf 
bei der SPO.) 

Wenn Sie der Auffassung sind, daß der 
einzelne dazu neigt, Steuern zu hinterziehen, 
wie Sie eben bemerken, kann ich nur sagen : 
Da müßten Sie generell hinter jeden einen 
beamteten Mann stellen, der darauf schaut, 
ob jener auch wirklich seine Steuern bezahlt. 

Dieser Meinung bin ich aber nicht. Ich bin 
der Auffassung, daß die einzelnen sehr wohl 
ihre Position innerhalb des Staates sehen. Und 
dieses Ihre-Position-und-ihre-Aufgabe-Sehen 
soll man ihnen erleichtern und nicht durch 
komplizierte Regelungen unmöglich machen, 
wie das im Augenblick sowohl durch die 
Sozialgesetzgebung als auch durch die Steuer
gesetzgebung geschieht. (Abg. W o  d i e  a: 
Uber die reden wir nicht, die die Verant
wortung nicht sehen!) 

Herr Kollege Pansi hat von der Gefährdung 
des Sozialgebäudes gesprochen. Ich glaube, 
daß das eine Artikulierung ist, die nicht den 
Gegebenheiten entspricht, die wir im Augen
blick diskutieren. 

Ich glaube vielmehr, daß es darum geht, 
ein bestehendes System neu zu betrachten, 

in der Frage des Konsequenzenziehens hat sich 
ja der Herr Kollege Pansi nicht ausgezeichnet. 

Wenn ich zu mehreren Malen gehört habe, 
daß die Pension ein Ersatz für das Berufsein
kommen ist, dann frage ich mich : Warum 
findet man dann eine Höchstbemessungsgrund
lage als sinnvoll? Das ist eine Konstruktion, 
die genau dieser Uberlegung widerspricht! 
(Abg. H o  r r: Die die Arbeitgeber in erster 
Linie verlangen! - Ruf bei der SPt): Ihre 
Leute!) Nein, Sie irren sich, die Freiheit
liche Partei hat das nie verlangt. (Abg. 
H o  r r: Nach rechts schauen!) Ich bin kein 
Vertreter der Rechten, ich bin ein Vertreter 
der Freiheitlichen Partei, nehmen Sie das zur 
Kenntnis, Herr Kollege. (Abg. H o  r r: Da 
müssen Sie dorthin schauen, zum Dr. Hauser!) 
Selbstverständlich. Und es ist auch meine Auf
gabe, das klarzustellen. (Abg. S t r ö e r: Das 
müssen Sie aber sagen!) 

Herr Kollege Pansi spricht davon, daß 
jemand, der eine Ausgleichszulage bezieht, 
nach den Worten des Kollegen Melter durch
aus zu einem Einkommen kommen kann, bei 
dem von Ersatz für das Arbeitseinkommen 
keine Rede sein kann. Das Arbeitseinkommen 
kann durch die Ausgleichszulage sogar über
schritten werden. Das ist kein Grund für uns, 
gegen die Tatsache zu wettern, daß der Mann 
j etzt bessere soziale Bedingungen vorfindet, 
sondern das ist für uns ein Grund, darauf 
hinzuweisen, daß es soundso viele Fälle gibt, 
in denen die Möglichkeit, ein entsprechendes 
Arbeitseinkommen zu beziehen, nicht gegeben 
ist. 

Dagegen muß etwas getan werdenl Das ist 
di'e Konsequenz, die wir ,aus der Uher
legung ziehen. Auch dieses Beispiel zeigt klar, 
daß aus der Uberlegung, die Pension sei 
Ersatz für das Arbeitseinkommen, von seiten 
der Sozialistischen Partei keine Konsequenz 
gezogen wird. 

Ich muß mich daher der Forderung des 
Kollegen Hauser anschließen, daß man die 
alten Argumente neu überdenken soll. Er hat 
das in einer sehr klaren, sehr präzisen und 
sehr sachlichen Form getan. Und es hat mich 
sehr gewundert, daß man auf seine Argumente 
nicht in derselben sachlichen Weise einge
gangen ist, sondern im Gegenteil versucht hat, 
sich in polemischer Weise darüber hinweg
zusetzen. Ich glaube, der Einwurf, daß gerade 
die Marxisten verstehen sollten, daß ein 
Erwerbstätiger für den Staat kein Verlust
geschäft sei, findet nur deswegen innerhalb 
des Kreises der Sozialistischen Partei kein 

die geänderten Voraussetzungen, die sich Verständnis, 

selbstverständlich innerhalb einer Gemein- Ihnen sind. 
weil keine Marxisten unter 

schaft immer wieder ändern, neu zu beurteilen Idl. glaube, 
und daraus die Konsequenzen zu ziehen. Aber e1iner sehr 

daß wir diesen Initiativantrag 
s,achHcben und eiiner sehr 
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vorurteilsfreien Diskussion unterziehen soll- prüfen, darüber zu diskutieren und eine Ent
ten. Wir sollten uns ernsthaft vor Augen scheidung zu treffen, die die Sozialversiche
führen, daß es eine persönliche und mensch- rung als Ganzes in einem zeitgemäßen Licht 
liche Tragödie ist, wenn im Bereich der Bau- sieht. (Beifall bei der FPO.) 
ern- und Selbständigenversicherung auf Grund 
der derzeitigen Vorschriften Leute noch 
w-eiterarbeit'en müs'sen, um nur zu eliner 
einigermaßen vernünftigen Pension zu 
kommen. Ich glaube, daß man sich hier wirk
lich unabhängig von den Polemiken, die 
zwangsläufig dann oder wann geführt worden 
sind, mit der Frage befassen muß, wie hier 
zu helfen ist. 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister Vizekanzler 
Ing. Häuser. Er hat das Wort. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Henen ! Ich möchte den Appell des 
Herrn Dipl.-Ing. Hanreich aufgreifen und zu 
diesem Fragenbereich sachlich und objektiv 
argumentieren. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Ich glaube auch, daß wir zu guter Letzt Ich habe das - und das sage ich jetzt auf 
bedenken sollten, daß das Argument, die Grund des Zwischenrufes des Herrn Doktor 
Großfamilie hätte früher die Funktion des Mussil - auch im Rahmen der vorgestrigen 
Staates übernommen, eine ganze Reihe von Aussprache getan. Aber vielleicht darf ich zu 
Dingen in sich birgt, die ganz genau durch- diesem Problem gleich eine Feststellung 
leuchtet werden müssen, damit man dann treffen. 
sagen kann: Wir ziehen aus dieser Erkenntnis 
die Konsequenz. Das Beispiel, daß der Groß
vater keiner Unterstützung durch die Groß
familie bedurft hätte, wenn er ohnehin ein 
Erwerbseinkommen bezieht, trifft nicht zu. Die 
Großfamilie hat im allgemeinen kein von 
außen kommendes Erwerbseinkommen ge
habt - ich denke dabei im besonderen an die 
landwirtschaftliche Bevölkerung -, sie hat 
aber etwas gehabt, was wir unseren Pen
sionisten heute nicht bieten und wozu die 
Aufhebung der Ruhensbestimmungen ein Be
trag sein sollte, nämlich die Möglichkeit, 
systematisch und sehr gleichmäßig aus dem 
Erwerbsleben auszuscheiden. 

Die Feststellungen der Medizin, daß der 
Ubergang zum Pensionistendasein gelegentlich 
verheerende Folgen gerade bei den Leuten 
hat, die sich mit ihrem Beruf intensiv identi
fizieren, die voll aufgehen in ihrer Arbeit, sind 
nicht von der Hand zu weisen. Es wird daher 
darum gehen, eine flexiblere Möglichkeit zu 
finden, den Ubergang ins Alter zu ermög
lichen. Die Teilzeitbeschäftigung ist mit eine 
der Möglichkeiten. (Abg. H e  1 1  w a g n e  r: Er 
kann ja 2500 S dazuverdienenJ) Sicher, ich 
weiß es, selbstverständlich. Nur sollte man 
diesen Ubergang ohne Einschränkungen ge
stalten, weil g ar nicht einzusehen ist, warum 
man, wo auf der einen Seite sowieso behaup
tet wird, daß es nur eine Minderheit betreffe. 
auf der anderen Seite sich aber über die 
Kosten ein großes Geschrei erhebt, nicht dem 
einzelnen zu seiner Bereitschaft der Weiter
leistung noch einen Ansporn geben soll. 

Ich würde also an Sie, meine Damen und 
Herren, gerne zuletzt den Appell richten, doch 
ganz sachlich und unter Berücksichtigung 
neuer, zeitgemäßer Uberlegungen diese Frage 
noch einmal in den Ausschüssen zu über-

Herr Dr. Hauser hat daran Kritik geübt, 
daß die Vorbereitungen dieser Aussprache im 
Sozialausschuß sehr dürftig gewesen wären, 
und hat dann auch auf eine persönliche Aus
sprache hingewiesen, die ich mit ihm gehabt 
habe, und er hat hier mitgeteilt, daß ich die 
Unterlagen deshalb nicht zur Verfügung ge
stellt habe, weil ich dieser heutigen Aus
sprache nicht irgendwelches Material zur Ver
fügung stellen wollte. 

Ich stelle fürs erste richtig, daß allen Mit
gliedern des Hohen Hauses eine sehr umfang
reiche Dal'steUung de's ProMems Sleit dem 
1 0. Mai 1 971  zur Verfügung steht. An den 
Grundsätzen, die damals auf Grund einer An
frage des Herrn Abgeordneten Melter vom 
Standpunkt des Sozialressorts eingenommen 
wurden, hat sich überhaupt nichts geändert. 

In dieser Beantwortung ist auch eine Reihe 
von statistischem Material enthalten. Man 
hätte, wenn man gewollt hätte, die Möglich
keit gehabt, sich damit zu beschäftigen, und 
hätte vorgestern auch dazu Stellung nehmen 
können. 

Punkt 2 :  Wir haben im Dezember im Zu
sammenhang mit der 27. Novelle eine sehr 
ausführliche Diskussion gehabt. Ich habe 
damals vielleicht mit starker Emotion, aber 
auf jeden Fall mit einer Fülle von Material 
den Standpunkt meines Ressorts und meiner 
Person dargelegt. Auch diese Unterlagen 
standen und stehen jedem einzelnen Abge
ordneten zur Verfügung. Es hätte also am 
vergangenen Dienstag die Möglichkeit gege
ben, auf Grund dieses Materials diese sach
liche Aussprache, die j etzt verlangt wird, 
durchzuführen. 

Es war schon verwunderlich, daß, obwohl 
alle Klubs mitgeteilt haben, daß ihre Mit-
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glieder des Sozialausschusses teilnehmen I Anreiz zu schaffen! Nicht nur, daß er etwa 
werden, ausgerechnet vom Klub der oster- I SO Prozent seiner Bemessungsgrundlage so
reichischen Volkspartei von den elf ordent- wieso dazubekommt, auch dann, wenn er ein 
lichen Mitgliedern nur vier anwesend waren. ungekürztes Arbeitseinkommen hat, nein, Sie 
Das ist Ihre Sache, ich weiß, es ist eine freie wollten und wollen mit Ihrer Regelung, daß er 
Einladung gewesen, und ich stelle nur fest. auch noch den Grundbetrag dazubekommt, und 

Ich stelle ferner fest, daß knapp vor Beginn Sie meinen jetzt - und so argumentieren 

dieser Aussprache _ was ja nicht zu ver- Sie -, daß dann der Anreiz, das Leistungs-
denken oder das Leisten-Wollen stärker in wundern ist - auch mir bekannt wurde, daß 

die Osterreichische Volkspartei bereits einen 
definitiven Beschluß gefaßt hat, die Ruhens
bestimmungen - das ist jetzt vom Herrn 
Dr. Hauser bestätigt worden - für den 
Bereich der Alters- und Witwenpension auf
zuheben. Damit war j a  auch verständlich, daß 
es außer dem Debattenbeitrag des Herrn 
Dr. Hauser und einigen zahlenmäßigen Dar
stellungen vom Herrn Dr. Schwimmer kaum 
irgendwelche sachliche Diskussionen über 
diese Materie gegeben hat. 

Das heißt also, wir hätten vergangenen 
Dienstag die Möglichkeit gehabt, eine Fülle 
von Gedankengängen - Ihre Gedankengänge, 
unsere Gedankengänge - miteinander zu 
konfrontieren und zu versuchen, ob es irgend
welche Angleichungsmöglichkeiten gibt. Aber 
nein: Das hat man nicht 'gemacht. Aber heute 
stellt man hier im Hause gleichsam die For
derung auf, es müsse über dieses Problem 
sachlich diskutiert werden! Ich möchte das nur 
einmal feststellen. 

Nun zu einem mir wesentlich erscheinenden 
Gedanken, den der Herr Dr. Hauser ausge
sprochen hat. Er sagt nämlich immer wieder, 
daß man etwa von der These ausgegangen 
ist : Es gibt ja ausreichende Pensionen, es 
brauchte doch eigentlich jemand, wenn er 
65 Jahre alt ist, nicht mehr zu arbeiten. 

Meine Damen UIl!d Herren ! Das ilst ,s acMich 
völlig falsch. Die These ist umgekehrt! Wir 
sagen : Wenn jemand nach dem 65. Lebensjahr 
noch voll und ganz einsatzfähig ist und 
arbeiten will, dann braucht er - und jetzt 
kommt das Entscheidende - nicht auch noch 
den Grundbetrag dazu. Und nur um den geht 
es doch bei den ganzen Auseinandersetzungen ! 

Was war der Sinn des Initiativantrages im 
Juni 1 971 ? Den Menschen, die 65 Jahre alt 
geworden sind, 540 Versicherungsmonate und 
dazu noch ein volles Arbeitseinkommen 
haben, über die j etzt zuzuerkennenden Stei
gerungsbeträge im Ausmaß von �9,5 Prozent 
ihrer Bemessungsgrundlage hinaus auch noch 
die 30 Prozent Grundbetrag zu geben. Das war 
der Sinn dieses Antrages. 

Es geht also nicht darum, daß wir nicht 

Erscheinung treten wird. Aber ich glaube, das 
sollte doch deutlicher ausgesprochen werden, 
damit es auch die Offentlichkeit versteht. 

Ich möchte es mit einem sehr, sehr ein
fachen Beispiel verdeutlichen und bitte, mich 
jetzt nidlt mißzuverstehen, wenn ich diese 
Zahlen sage. Sie stimmen nur sehr ober
flächlich, aber man kann nicht mit genauen 
Zahlen kommen, weil sie nicht in Erinnerung 
bleiben. 

Für j emanden, der 8000 S Arbeitsein
kommen hat - das ist derzeit ungefähr die 
höchste Bemessungsgrundlage -, beträgt sein 
Steigerungsbetrag sehr grob 4000 S,  sein 
Grundbetrag beträgt 2400 S. Sie wollen jetzt 
� ich bleibe bei diesem Beispiel mit 8000 S -, 
daß er 8000 S Erwerbseinkommen hat und 
natürlich kraft der jetzigen Bestimmungen, die 
gültig sind, 4000 S Steigerungsbetrag erhält 
und noch dazu auch die 2400 S bekommt. 

Um diese Probleme geht es bei dem Mann 
mit 8000 S und auch bei dem Mann mit 5000 S 
und bei dem mit 4000 S. 

Ich darf aber gleich sagen, damit wir uns 
doch auch bei den Größenordnungen einiger
maßen leicht tun, daß 1 970 der gesamte 
Durchschnitt aller unselbständig Erwerbs
tätigen, aus der Volkseinkommensrechnung 
herausgerechnet, 5700 S betragen hat. Ich habe 
jetzt bewußt gesagt: aus der Volksein
kommensrechnung, weil in diesem Betrag be
kanntlich auch der Arbeitgeberbeitrag und die 
6 Prozent Familienabgaben stecken. Das echte 
Durchschnittseinkommen liegt um etwa 
17 Prozent niedriger. Ich s age das nur, damit 
wir wissen, in welchen Größenordnungen wir 
zu denken haben. 

Dann ist das zweite Argument des Herrn 
Dr. Hauser und zum Teil auch der Abgeord
neten der Freiheitlichen Partei gekommen : 
Man muß doch den volkswirtschaftlichen 
Nutzen auch mit in Betracht ziehen ! 

Auch in bezug darauf werde ich nach meinen 
Möglichkeiten versuchen, die Dinge so dar
zustellen, wie ich sie sehe und wie es nach 
meiner Meinung auch den Tatsachen ent
spricht. 

einen Anreiz schaffen wollen. Sie müßten es Für jene Bereiche, die jetzt schon eine 
deutlicher aussprechen : einen noch stärkeren Pension haben und die jetzt schon ein Arbeits-
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einkommen daneben haben, ergibt sich doch, 
volkswirtschaftlich gerechnet, nur mehr der 
Unterschied dadurch, daß er j etzt noch den 
Grundbetrag, der zurzeit ruhend gestellt ist, 
dazubekommen kann. Daher ergibt sich für 
den Teil, der schon in Pension ist und noch 
arbeitet, überhaupt keine Veränderung. 

Wenn ich das jetzt wieder sehr einfach 
darstellen darf: Das würde nach diesem Bei
spiel bedeuten, daß der Staat - und die 
Bundeszuschüsse decken ja etwa den Grund
betrag ab - jetzt diesem einzelnen die 2400 S 
gibt und dafür aus der Progression der Stei
gerung um diese 2400 S mehr Steueranteil 
bekommt ;  30 Prozent, 40 Prozent, 50 Prozent. 
Es würde auf jeden Fall für die Betroffenen 
ja ein ganz guter Vorteil sein, und für den 
Staat, volkswirtschaftlich und budgetpolitisch 
gesehen, überhaupt keiner. 

Aber ich verfolge Ihren Gedanken weiter : 
Es soll damit der Anreiz geweckt werden, 
daß sich nun jene, die jetzt in Pension sind, 
dann, weil sie die Pension auch ungekürzt 
weiterbekommen können, bereit erklären, zu 
arbeiten. Ob man diese ihre Arbeitsleistung, 
den volkswirtschaftlichen Nutzen mit 1 38 .000 S 
annehmen kann die Menschen sind 
65 Jahre, 67 Jahre oder 70 Jahre alt ; ich 
könnte Ihnen das durchschnittliche Alter der 
583 Personen sag€'ll -, will ich j€tzt gar nicht 
untersuchen. 

Aber ich bitte nicht zu vergessen, daß dann 
das zweite Problem kommt, das nirgendwo 
diskutiert wurde : Er bezahlt Beiträge, die für 
die Sozialversicherung ein Vorteil sind; 
dadurch vermindert sich irgendwie der andere 
Aufwand. Sie zahlen Steuern, wodurch sie in 
höhere Progressionen kommen. 

Aber werden diese Betreffenden nicht dann 
mit Recht verlangen, daß sie nicht nur für 
ihre Witwe - dort würde ja sowieso eine 
neue Berechnung kommen, dann gibt es aber 
schon wieder eine zusätzliche Belastung für 
die Sozialversicherung -, sondern auch für 
sich selbst aus dieser Bezahlung von zusätz
lichen Beiträgen über das 65. Lebensjahr 
hinaus eine höhere Pension bekommen 
wollen, wenn sie endgültig - wenn ich das 
so sagen darf - in den Ruhestand treten? 
Dieser Personenkreis - da gebe ich Ihnen 
recht - macht fürs erste keine Kosten und 
würde vielleicht, volkswirtschaftlich gesehen, 
einen Nutzen bringen . 

Aber Sie haben nicht von j enem Personen
kreis gesprochen, der jetzt arbeitet, von 
jenen - ich wiederhole die Zahl immer 
wieder - 36.000, rdi-e über ihr Pensionsanfalls
alter hinaus arbeiten, also volkswirtschaft
lichen Nutzen bringen. 

Die Zahlen liegen vor : Es gibt 3000 Alters
pensionisten, bei denen ein Betrag ruhend 
gestellt ist. 

Es gibt aber auch mehr als 30.000 aktiv 
tätige alte Menschen, die keine Pension haben 
oder bei denen ihr Arbeitselinkommen plus 
Pension im Rahmen der Bestimmungen d es 
§ 94 eben nicht zum Ruhen geführt hat. Diese 
rund 30.000 Menschen würden doch jetzt unter 
den gegebenen Voraussetzungen weiterarbei
ten und eine volle Pension in Anspruch 
nehmen - im sage j etzt gar keine Zahlen 
mehr dazu -, aber auf jeden Fall nicht mehr 
nur den Grundbetrag, sondern auch den Stei
gerungsbetrag. 

Meine Herren! Wir wisseu alle zusammen 
nicht, wi'e viele da's 'Sliud, wile Vlie1e das sein 
können . Simerlich gibt es Leute, die noch 
k'eoine Anwartsch,afben haben. SicherNdl gibt 
es in diesem Ber,eich auch Personen, die aus 
dem öffentlichen Dienst in di,e Privatwirtschaft 
gegangen sind und dort weiterarbeiten. Aber 
immerhin gibt e's 'Mer TaUls'e!D!dJe - im bin 
Jetzt sehr bescheiden -, di,€ dieses Recht dann 
in Anspruch nehmen werden. Aber die'sen 
muß man dann nicht nur den Grundbetr.a-g, 
sondern auch den g'esamten P.ensionsversiche
rungsbetrag , also etwa 70 Proz'ent bis maxünal 
80 Prozent, bezahlen. 

Muß man das nicht und sollte man das nicht 
auch ins Kalkül ziehen? Das habe ich immer 
wi'ooer gemacht. Ich habe - wenn Si,e wollen, 
bei den Extremwerten - gesagt: Die Hälfte 
di'eser Leute würdle dann di,eses Riecht lin An
spruch nehmen, und dann ergibt das 'eben 
diese MiHiarde. Es ist völlig 'belanglos , ob das 
100 Mill ionen Schilling mehr oder weniger 
sind. Es handelt sich j edenfaHs um einen in 
die Hunderte von Millionen Schilling geh€n
den Betra'g. Das muß man bei dem volkswirt

schaoftlichen Nutzen in Abwä,gung der Me!JJ.r
aufwände im Rahmen der Sozialversimerung 
und der Pensionsversicherung meiner Mei
nung nach auch sehen. 

Aber dann komme ich, meine Damen und 
Her,ren, doch zum entscheidendst,en Punkt. Ich 
bedauere : Ich ,ha'oe über dies,es Prohlem da
mal-s im Dez-ember ,gesprochen. Ich ha'oe für 
den Herrn Dr. Hauser ,am Dienstag zu aus
führlich darüber gesprochen. Das scheint mir 
und scheint allen - oder zumindes't vielen, 
die mit der Materie vertr,aut sind - die Kern
fmge dieser Aufhebung des § 94 ASVG zu 
sein. Es handelt sich nämlich um das Problem 
Stichtag. 

Wenn Sie einen echten volkswirtschaftlichen 
Nutz'en davon haben wollen, dann spielt für 
j ene, die j etzt in Pension sind und wieder 
arbeiten gehen sollen, der Stichtag keine Rolle. 

122 
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Das gebe ich Ihnen gerne zu. Aber heuer und 
nächstes Jahr wachsen j a  soundso viele in 
die Altersgrenze hinein. Wenn dtese auf den 
Stichtag nicht verzichten können, wenn sie den 
Stichtag brauchen, dann hängt es davon ab, ob 
sie bereit sind, sich von der Pensionsver
sicherung abmelden zu lassen und nachher 
wieder arbeiten zu gehen. 

Wir haben aus diesen Uberlegungen - ich 
glaube. das sollte doch auch für Sie eine 
Grundlage sein - diese 583 Fälle, die uns da 
aus der Situation heraus namentlich und mit 
ihren ganzen Daten bekannt sind, analysiert. 

Ich stelle überhaupt, arbeitsmarktpolitisch 
gesehen, fest, daß es si<h hier um einen 
Personenkreis handelt, der zwar im ASVG 
pensionsversichert ist, aber der j a  gar nicht 
zur Gruppe der Angestellten gehört. Denn 
336 dieser Personen, die nach dem Initiativ
antrag eine volle Pension bekommen hätten, 
sind Selbständige, die aus der gesetzlichen 
Regelung von 1958 her die freiwillige Weiter
versicherung im ASVG in Anspruch genom
men haben, daher keinen Stkhtag brauchen 
und mit dem erreichten 65. Lebensjahr und den 
540 Monaten nun dort ihren Pensionsantrag 
stellen und ihren Gewerbebetrieb ungehindert 
fortführen. 

Diese Frage hat Kollege Pans i und habe 
ich selbst dem Herrn Dr. Hauser gestellt:  Ja 
wie wollen Sie es denn nach dem Gleichheits
prinzip verantworten, daß die Menschen, die 
j etzt nach dem GSPVG pflichtversimert sind, 
erst dann eine Pension bekommen, wenn sie 
ihren Gewerbeschein zurückgelegt haben, aber 
jene, die damals die Weiterversicherung im 
ASVG-Bereich vorgenommen haben, j etzt 
nkht nur ihren Gewerbebetrieb fortführen 
können, sondern eine ungekürzte Pension 
- Steigerungsbeträge und Grundbeträge -
bekommen? Das ,sind von den 583 Personen 
immerhin 336 M'enschen. 

Joetzt kommt das zweite für uns aUe sim'e'f
lieb Uberraschende : Von den 248 Unselb
ständigen g,ibt es 1 06, die gar nimt in Oster
reich arbe;iten. Das sind Le'ute, die sich Jr,g,end
wie durch ihre freiwillige Weiter,versicherung 
di,e Anwartschaft 'erwoflben haben, die in 
Deutschland oder ,in Staaten, mit denen Wdr 
Sozialv,ersicherungsabkommen haben, auch in 
Ameflika und S'O weiter, leben und die jetzt 
mit dem erreichten 65. Le'bensj ahr auch 
540 Ver,sicherungsmonate aufweisen - ich 
möchte jetzt g,ar nicht sagen, wie wenige 
Beitragsmonate manche haben - und die jetzt 
die Mö'gUchk'eit gehabt !bäHen, neben dem 
Steige,rungshetrag auch noch den Grundbetrag 
dazuzubekommen, der nun ins Ausland 'ginge. 
Wo der volklSwirtschafHiche Nutz,en für diesen 
Personenkrei:s bl'eihen soll, weiß ich nicht. 

Jetzt komme ich zu dem entsmeidenden, 
was mit dem Stichtag zusammenhängt. Von 
den insgeISamt echt Ausg,esch:iedenen und 
wieder in Arbeit Gegangenen, da:s sind 1 26 
der 248, sind nicht weniger a}s 96 im .gleichen 
Betrieb wie vorher beschäftigt. Manche nach 
einer Woche, nach einem Monat, nach zwei 
Monat,en oder etwa naeh Isech's Monaten. Also 
von 126 Versieh'ert'en, di'e am Stichtag erklärt 
haben: Ich möeht-e nun nicht mehr arbeiten, 
ich möchte in Pension gehenI,  sind 96 wieder 
zu ihrem alten Schreibtisch in lihren früheren 
Betrieb zurückgegangen. Mit anderen Worten : 
Man hat ihnen seitens d-er Unternehmens
leitung diese Lösung ermöglicht, und man hat 
ihnen auch zugesagt, daß sie nachher wied'er 
arbeiten können. 

Meine Damen und Herren I Wenn wir das 
Stichtagsproblem nicht lösen, dann bleibt doch 
dieser Vorteil, den Sie den Mensch-en aus 
Le'istung,süberlegungen geben wollen, nur 
jenem PersonenkreilS vorbehalten, der die 
Möglichkeit hat, eine Scheinauflösung seines 
Dienstverhältnisses vorzunehmen. Das kann 
doch nicht der Sinn sein! 

,Machen wir jetzt - Herr Dr. Hauser hat 
das gemeint; e,inv'erstandenl - ri'gorosere 
Stichta'gsbestJmmung,en, dann weiß ich nicht, 
ob es dann den 66jährigen gibt, der sagt: 
J'etzt werde ich mir wieder einen Arbeit's
pl,atz suchen!,  und vielleicht nach einem halben 
J,alhr od-er nach einem Jahr sogar wi'eder in 
seinen Betrie'b zurückgeht. 

Von den 583 Angestellten sind es jetzt 
,insgesamt 1 26 Ang'estellte, und von denen 
'eigentlich nur, wenn Sie die 96 abziehen, 
genau 30, di'e in einen ,anderen Betrieb arbe'i
ten .gegangen sind. Von -dieser Warte her muß 
das ProMem gesehen wenden. 

In diesem Zusammenhang noch etwa,s sehr 
NaheHegendes. Man hat sowohl von freiheit
licher Seite ,als auch von OVIP-Seite -erklärt: 
Wir wollen Mer nur diesen Bereich, nur den 
§ 94 . Hier ist allerdings ein kleiner Unter
schied vom Standpunkt der OVP - zumindest 
habe ich es so herausgehört - zu verstehen, 
daß man den § 94 nur für das Alter und für 
die Witwen aufheben möchte, während nach 
der Meinung der Freiheitlichen Partei ein 
genereller Wegfall des § 94, also auch für 
die Invaliditäts- und Berufsunfähigkeitsrente, 
Platz greifen müßte. Ich sage das wieder - ich 
hoffe, ich kann mich einigermaßen . . .  (Abg. 
M e  1 t e l: Stimmt doch nichtl) Sie 'haben eine 
völHg,e Stre.ichung des § 94 vorgesehen. Und 
der § 94 bezieht sich auf das Erwerbsein
kommen, das au<h bei Menschen, die eine 
Berufsunfähigkeitsrente haben, ruht, wenn es 
eben diese Richtsätze übersteigt. 
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Meine Damen und Herren! Es 'g,eht mi,r aber 

jetzt um etwas völlig anderes. Diese G renz

werte sind für die Bereiche Berufsunfähig

keits-, Invaliditäts- und Witwenpension völlig 

anders zu betr.achten als für den Bereich der 

AUerspension. In beliden dieser Bereiche habe 

ich stichhälHge KIii1:·erien für die Zuerk,ennung, 
sofern - ich möchte den Ärzten jetzt nicht 
nahetreten - ·eine ärztliche Entsch€iidung, 
daß jemand beruf1sunfälhig ist, als echte Ent

scheidung, als unabdingbare und unbestreit
bare Entscheidung getroffen wird. Bei der 
Witwe trJfft das beim Tod ihres Gatten zu. 

Natürlich sind das echte festst,ellbare Hk
tionen. 

Wi'e schaut das Ibeim Alter aus? Wenn Sie 
das Alter nicht mit der Alte:rs,grenze, sondern 
mit dem Stichtag fixieren, dann gibt e·s doch 
überhaupt kein solches Krite·r:ium, das man 
dem oben 'genannten gleichsetz'en könnte. 

Dazu ein zweites. In diesen heiden Be
reichen ist die Relation des Grundbetrages 
zur Gesamtpension, weil ,es meistens weni,g 
Versimerungsmonate, zumindest nicht die 
voUen Versich.erungsmonate von 540, sondern 
weniger gibt, in einem anderen Verhältnis, 
als das etwa bei der vollen Alterspension der 
Fall ist. Dort i'st es 30 : 49,S. 

Das he,ißt : W·enn Sie diesen Personenkrei,s 
in il'gendeiner Form, auf jeden Fall die Inva
liden, her,ausnehmen, für die gilt das dann 
nom, dann würden Jene Mensm·en, die unter 
Umständen auf Kosten ihrer Gesundheit wirt
schaftlichen Nutzen bringen, bestraft werden 
gegenüber jenen, die auf Grund ihrer ganzen 
Arbeitsinanspruchna!hme eiben auch nom 
mit 67, 70 und - wie wir festgesteUt haben 
mit 80 Jahr'en a�beiten. Unter diesen 583 Per
sonen ist jemand, d·er bereits 1956 in den 
Rulhestand, in die Alterspension gegan'gen ist 
und jetzt dies·en Ansprum erwerben könnte. 

Ich glaube, daß man da·s auch von dieser 
Warte her sehen muß. Im denk'e jetzt nicht 
einmal so sehr 'soZ'ial. Der eine, der phy,sisch 
und psychisch in de,r La'g,e ist, nach dem 
65. Lebensjahr weHerzuarbeiten, bekommt 
eine volle Pension dazu, und bei dem anderen, 
de'f sich auf Kosten seiner Gesundheit opfert 
und weiterarbeitet, weil diese Pension, wenn 
er mit 30, 35 oder 40 Ja'hren berufsunfähig 
gewor,den i'st, so niedrig ist und er seine 
FamHie doch ,erhalten möchte, bleibt das 
Ruhen. GI,auben Sie, daß das ·wirklich möglich 
ist? 

Ein weiteres Problem, das nicht angeschnit
ten wurde, aher doch auf der Hand Hegt: 
Wü haben nicht nur den § 94, sondern wir 
haben auch den § 264, durch den der Betrag 
von 1 439 S als Grenzwert für die Zuerkennung 
der 60prozentigen Witwenpension fixiert ist. 

Etwa 35 Prozent der Witwen bekommen nicht 
die volle 60prozentige Witwenpension, weil 
sie mehr als diesen Grenzwert verdienen. Die 
Witwenpensionen sind im Durchschnitt sehr 
niedrig. Es gibt schon auch einige, die viel
Leicht etwa 3500 S haben. iOas [iSt aber z,ahlen
mäßig bei den mehr als 300.000 Witwen
pensionsempfängern undiskutabel. Ich glaube, 
daß es doch sozial gerechter wäre, auch. diesen 
die volle 60prozentige Witwenpension zu 
geben. 

Meine Damen und Herren! Das war unser 
Bestreben. Sie erinnern sich doch an die Ent
wicklung. 24. NOVlelle : 518 S darf man dazu
verdienen, dann 1 036 05 im Ausschuß, dann 
1 340 S, jetzt dynamisi,ert. Im habe mehrfach 
'gesagt: Wir wollen diese Grenz·e im Rahmen 
der budgetären MögHcb!keiten anp assen. 

Sie, meine Damen und Herren, ,rennen 
offene Türen ein, daß wir dieses Problem der 
Witwen, und zwar den § 264, regeln und 
gleimsetzen, wenn wir smon immer solme 
Vergleime mit dem öffentlichen Dienst haben, 
sofern wir gemeinsam die finanzielle Be
deckung finden. Sie müssen nur auch mit uns 
bereit sein, dafür die finanzielle Bedeckung 
aufzubringen. Das heißt also, irgendwer muß 
das bezahlen. 

Im erinnere mich, daß man sehr, sehr lange 
Zeit gebraucht hat bei der Prüfung, ob man 
die 60prozentige Witwenpension überhaupt 
einführen kann. Von 1 966 bis 1 969 hat e s  
gedauert, bis man der Meinung war, man 
habe j etzt die finanzielle Deckung. Im denke 
an meine Kollegin Rehor, die dann gesagt 
hat : Das hängt eben von der Budgetsituation 
ab. Erst 1969 war man so weit, daß man gesagt 
hat : 5 Prozent geben wir ihnen jetzt einmal, 
das werden wir verkraften können. 

Also wir haben einen Weg zu suchen. Ich 
habe dem Herrn Dr. Hauser und auch dem 
Herrn Dr. Mussi! vorgestern solche Wege 
vorgeschlagen. Wir wären sehr, sehr glücklich, 
wenn wir diesen Menschen helfen könnten 
und ihnen die volle Witwenpension im Rah
men des § 264 geben könnten. Aber ich glaube, 
zu all diesen Fragen gehört auch der Mut 
zum Bekennen: Was kostet das? 

Bei den Witwen wissen wir es j a  sehr 
genau, weil man die 10 Prozent Zuschlag aus
rechnen kann - die Zahl hat man ja - und 
dann weiß, wieviel man wirklich zahlt. Der 
Differenzbetrag ist eben das, was zur Zeit 
ruhend gestellt ist. Das sind, grob g'esprochen 
- ich mömte mich wieder nicht festlegen -, 
350 Millionen Schilling. 

Jetzt komme ich zum letzt'en P,roblem, von 
dem ich glaube, daß man nicht so einfach 
sag·en kann : Uber die vorzeitige Alterspens�on 
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und über d ie Ausgleichszrul.agenbezi'eher reden 
wir nicht! 

Sie mögen schon recht haben, d aß das Auf
stocken auf den Richtsatz e ine fürtsor,gerische 
Maßnahme ist. Aber auf der anderen Seite, 
wenn wir es arbeitsmar'ktpoHtisch betrachten 
und wenn wir gerade denen, di'e wirklich von 
einem so g,eringen Betrag leben müssen, 
d ieses Leben ,einig'ermaßen erträglicher gestal
ten wollen, dann müssen wir ihnen irg-endwie 
kle.ine Ausweichmöglichkeiten geben. 

Aber ganz besonders der Bereich der vor
zeitigen Alterspension nimmt von Jahr zu 
Jahr zu. Taus,ende Menschen, rnei'stens Men
schen, die währ'end ihres Arbeitslebens eine 
starke Inanspruchnahme erfahren haben, füh
len sich, wenn 'si,e die 420 Monate und das 
60. respektive 65. Lebensjahr 'erreicht hatben, 
nicht mehr fä'hig zu arberiten. Aber nach einer 
Zeit der Regeneration, darf ich sagen - ich 
habe eine FüHe von Briefen bekommen -, 
sagen mir diese Menschen : Warum dürfen 
wir denn nicht zumindest halbtägig arbeiten? 
Hier, glaube ich, wäre drer volikswrirtschaftHche 
Nutzen noch wesentlich größer als be,i denen, 
die schon 65 J ahr,e alt 'sind. Ich würde dies,e's 
Tor mit wtiI1klich innerer Uberzeugung öffnen. 

Metine Damen und Herr,en! W,as das betrifft, 
was ich an Gefahren sehe - Herr Dr. Hause,r 
kann wi'eder ,ga'gell, ich male Grusel'geschichten 
an die Wand -: Zurzeit tstehen den 60.000 in 
vorzeitiger Alterspension Befindlichen 85.000 
aktiv Tätige im Alter von 55 bti s 65 Jahr'eu 
g'egenüber. 

Ich weiß nicht - da's sind halt alles GefühLe, 
Schätzungen - wi,evii'Ble Hunderte, Tausende, 
Zehntausende dieser Leute, wenn sie dann 
,a:uch eine ungekürzte Pension bekommen und 
-daneben auch noch etwas verdienen können, 
von dieser derzeiUgen PositJion aus in den 
Ruhestand treten und dann wi'eder, meinet
wegen teilbeschäfUgt, ar:beiten. Ob srich dann 
der wirtschaftliche Effekt zwischen denen, di'e 
jetzt nicht arbeiten können und dann arbeiten 
gehen werden, und denen, die jetzt voll artbei
ten und dann nur t'eilweise arbeiten, aus
gleicht, wird sich, auch wenn ich 'eine wissen
schaftliche Untersuchung darüber anst'eUen 
la'sse, wahrsch'e'inlich nicht klarstellen l assen. 

Das sind eben nur Uberlegungen, die man 
hier anstellt. Ich bitte Sie zu glauhen, d aß 
man gar nicht die Absicht hat, jetzt ,irlg'end
welche Gespenster an di'e Wand zu malen, 
sondern -das muß eben ,alles überprüft IweTden. 

M,eine Beha:uptung, die ich am Di'enstarg auf
g'esteBt habe - damit möchte ich joetzt 
schließen -, war, daß man nach meiner Auf
fassung - ob das jetzt konserv,ativ oder 
marxistisch ist, überlasse ich Ihnen zu beur-

teilen (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e I: Das ist 
konservativ!) - das getsamte Probl,em der 
Ruhensbestimmungen - solche sind nicht nur 
im § 94 festgelegt - als Komplex, als Gesamt
heit sehen muß. Sie, die länger im Hause 
sind, und ich, der ich das bei meiner anderen 
Tätigkeit verfolgt habe, wissen, wie oft man 
hier an diesem Rednerpult den Vorwurf ge
macht hat, daß man so g'schwinde Entschei
dungen getroffen hat, die man in ihren ganzen 
Zusammenhängen nicht überlegt hat. 

Ich möchte gerne, daß wir dieses Sozial
gebäude, auf das wir stolz sein können, so 
weiterentwickeln und weit,e-rbauen, daß ,es 
auch in fünf, zehn Jahren, wo dann andere 
Bereiche von all diesen Möglichkeiten und 
Verbesserungen Gebrauch machen können, so 
gesichert ist, daß wir das auch im Rahmen 
unserer weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 
verkraften können. - Das war meine Antwort 
auf grundsätzliche Fragen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Wedenig. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Wedenig (OVP) : Hohes Haus ! 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Gestatten 
Sie, daß ich vore'rst einmal zu den Vorlhaltun
gen des Herrn Bundesministers, miot denen 
er e;ingangs dem OVP-Klub eines auszu
wischen versuchte, Stellung nehme. 

'El1stens ,einmal muß ,ich teststeUen, daß der 
Aussprachetermin 1 .  F,e'ber 1 972 , wie di'e Ein
ladung beweist, bereits arm 1 8. Dezember fest
gelegt war, zu einem Zeitpunkt, als die 
heutige bezi'ehungsweise 'gestrirge Haussitzung 
noch n�cht so sicher feststand. 

'Ihnen, Heu Bundesminist'er, ist aber ebenso 
w�e allen 'hier bekannt, daß vor 'einer Haus
sitzung natürlrich eine Klubsitzung erforder
olich ist. Und just mit die:ser Terminsetzung 
1 .  Februar fiel auch die KIUtbsitzung der OVP 
zusammen. Es war also s'ehr schwierig, alle 
inter,e:ssi'erten Per,sonen und in Frage kommen
den Kollegen zu rhr,er Aussprach,e zusammen
zuführen. 

Wir sind aber mit vier Abgeordneten dort 
erschienen und darüber hinaus noch mit einer 
Reithe von Expert,en, sodaß wir immerhin in 
einer erkleckLichen Anzahl bei Ihr'er Aus
spr,ache waren und daran t'eHgenommen Ihaben. 

Grundsätzlich aber, Herr Minisber, glaube 
ich, sollt'e ich hier die FeststeHung machen 
- und ich muß es Tim Namen meines Klubs 
tun -, d aß wü es zurückwei,sen, von der 
Re'gi'erungs'bank aus solche Backpfeifen sozu
sagen erteilt zu beikommen. W-ir wissen selber, 
wann und wo und in welcher Stärk'e wir Aus-
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sprachen zu besuchen oder Einladungen Folge 
zu leisten haben. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundesminist,er ! Nun zu Ihren sach
lichen Feststellungen, die Sie eingangs ge
macht haben. 

Es ist durchaus möglich, daß von Ihr'em 
Standpunkt aus Ihre Feststellungen sachlich 
sind. Aber Sachlichk:eit bedeutet noch lange 
nicht Objektivität. Es kommt immer auf den 
Standpunkt an, von welchem aus man eine 
Sache beurteilt und betr,achtet. Da sind wir 
eben nicht ganz einrer M'e,inung. Uus,er Stand
punkt ist eben ein anderer. Denn unser,em 
Standpunkt nach gehört zu Ihr,en vi,eI'en 
Zahlen, die Sie immer wieder zitieren und 
uns vorhalten, auch das Material, oda,s Sie 
nicht vorgebracht haben, und daher finden 
wir Ihr ZaMenma1!erial ungenügend, weH Sie 
nämlich die volkswirf:schaftliche Gesamtr'ech
nnng, die sich aus unser,en 'Forderungen e.r
gibt, nicht den Uberlegung,en zugrunde gele'gt 
haben, weil Sie darüber überhaupt keine 
Uberlegungen anstellen haben lassen. 

Wir sind der Meinung - weil wir nach
gerechnet haben -, daß der volkswirtschaft

l iche Gesamteffekt aus der Aufhebung ge
wisser Teile der Ruhensbestimmungen ein 
positiver ist. 

Sie sagten ferner, daß die Zahl jener Per
sonen feststeht, die über das normale gesetz
liche Pensionsalter hinaus noch tätig sind. 

Aber welch,e Analysen, betreffend diese 
36.000 Personen, können Sie uns liefern? Vage 
Annahmen; und Ihre Annahmen dazu sind 
eben die pess'imistischen. Auch wir /haben 
Uberlegungen und Untersuchungen angestellt, 
und wir kamen zu positiveren Erogebnissen 
und Thesen, daß nämlich die Mehrzahl dieser 
36.000 über das gesetzliche Pensionsalter 
hinaus Tätiogen Fr.auen sind. Jene Frauen 
nämlich, die spät in den Beruf gegangen sind, 
weH sie eben in ,j'hr'eD jüngeren Jah!1en Klinder 
aufzuziehen haU.en und daher keine Gelegen
heit hatten, im Beruf tätig zu sein, und dann, 
nachdem. die Kinder flügge geworden waren, 
eben wieder in den Beruf zurückgekehrt sind. 
Sie sind ein Großteil dieser 36.000, die zum 
Z'eitpunkt des normalen pensionsreifen Alters 
eben in Ermangelung der nötigen Anwart
schaftszeiten noch nicht in Pension 'gehen kön
nen oder konnten. Ein Großteil di'eser 36.000 
stammt aus dem öffentHchen Di'enst - weil 
Sie Ihre Zahlen von den nach dem 
65. Lebensj,ahr krankenversicherten Personen 
ableHen -, und ein Gutteil davon sind Arbeit
nehmer, die eben noch nicht die entsprechende 
Zeit für die Pensionsanwartschaft zusammen
g'ebracht haben. 

Herr Bundesmini'ster!  Der ,geringste TeH 
wlÜd wohl der sein, der aus pur,em Idealismus 
über das normal,e Pensionsalter hinaus noch 
tätig ist. Denn sie wären ja dumm, wenn sie 
nicht die derz,eit schon bestehenden Mö'glich
keiten ausnützen würden, über das Pensions
alt'er hinaus nach e,iner gewtssen StiUegung, 
nach dem Stichtag, d,ie Pension zu empfangen 
und darüber hinaus dann noch tätig zu sein. 

Herr Minister !  Im Jahre 1911 !hat die 
Pensionsversicherung insgesamt um 600 Mil
lionen mehr Einnahmen zu verzeichnen ge
habt, als vorge!sehen waren, also Je,in echtes 
Plus. Wir begrüßen diese Entwicklung, aber 
wir leiten daraus nicht ,ab, daß di'ese 600 Mil
lionen vollkommen unberührt wieder in den 
Schoß des Finanzministers zurückfließen soll
ten, denn unter diesen 600 Mmionen, das 
geht j a alIe,in schon aus Ihrer eig,enen Be
r,echnung hervor, sind mindestens zwei Drittel 
echte Beiträge, die von den Sozialversiche
rungsbeteihgten, also von den Versicherten, 
geleistet worden sind. 

Nun ein paar Worte zu den Ausführungen 
des Kollegen Pans'i. Er ,ist leider heute nicht 
mehr hier. Er sagte, daß nur ein Drittel der 
Pensionen ruhend gestellt wird, in manchen 
Fällen sind es 50 und mehr Prozent. Aber 
gerade beim Arbeiter, ver,ehrte Damen und 
Herren, ist ja dieses Drittel Ruhendstellung 
viel gravierender als ,etwa bei einem höher 
verdienenden Angestellten, und zwar des
wegen, weil er auch, wenn er ins normale 
Erwerbslehen zurückkehrt, nicht so hohe Be
träge erarbeiten kann, daß di'eses Drittel 
RuhendsteIlung der Pension nicht einen weit 
hdheren Prozentsatz vom Gesamte'inkommen 
ausmachen würde als etIwa bei einem höher
gestellten AngestelUen. 

Daher sagt sich dieser Arbei,ter dann : Wenn 
daJs Drittel oder die 50 Proz,ent ruhend gestellt 
werden UIlid ich für den Rest me,iner vollwerti
gen Arbeit,  die ich zu erbJ1ingen habe, noch be
steuert werde, noch zusätzlich Sozialversiche
rung'sbeiträge zu leisten habe und dar,aus da's 
Fazit zi'ehe, dann komme ich eben drauf, daß 
ich für wesenUich weniger als die Hälfte 
eines normalen Ar.beitslohnes eine volle 
Arbei,t zu erbring,en habe, Daher za1hlt es sich 
nicht aus, und da'her, Kollege Pansi - so 
sagt sich dieser ArbeHer -, gehe ich schwarz 
arbeiten. Darin liegt j,a die Gef.ahr ! Nicht nur, 
daß der Mann nun ungeschü1zt ,ist, nicht moor 
unfallversichert ist und so weiter, sondern 
es wird Mer eine Tendenz entWiickelt, die 
zum Negativen führt, eine Tendenz, di'e wü 
ableIhnen müssen. 

Ruhend gestellt auf Grund der Statistik, 
die uns aus dem Hauptverband vom De�mber 
1910 zur Verfügung steht, sind derzeit an 
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Alterspensionen und an Witwenpensionen ins- I Dr. S c  h r a  n z: 
,
unter ",:e1chem Minister ist 

ge samt lim Jahr etwa 1 80 Millionen Schilling. die Bauernp'en81Ons�erslcher�g �nd die 
Diese 1 80 Millionen Schilling sind wesentlich GewerbepenslOnsverslcher�ng emgefuhrt wor
weniger als die zwei Drittel Uberschuß der den?) Sicherlich. Ja, das 1st das gr?ß: V�r-

600 Millionen, die 1 971 abgeleistet wurden. dienst, das Herr .A:bgeordneter
. 

Pansl f�r SIch 
in Anspruch nehmen kann. (WeItere ZWIschen
rufe.) Wenn der Kollege Pansi sa'gt, wir sChreien 

so g'egen die hohen Steuern und wollen auf 
der anderen Seite haben, daß durch Mehr
arbeit, durch nachträgl,iChe Al"beit mehr 
Steuern hereinkommen, ISO muß ich ihm Isagen: 
Da ist j a  ein wesentlich,er Unterschied ! Wir 
sind nicht dafür, daß weniger Steuern für den 
Staat hereinkommen, weH wir wi'ssen, daß 
der Staat immer mehr Aufgaben zu erfüllen 
hat, wü sind dafür, daß im Zuge eines ver
mehrten ArbeitskräftepotenHals mehr Steuern 
hereinkommen. Wir sind aber gegen di'es,e , 
ich möcht'e fast sag,en, ordinäre oder ordinär 
g'ewordene Expansion, die expansive Entwick
lung in der Steuerprogr'es:sion, und deshalb 
sind wir gegen di'e Steuerprogr'ession aufge
treten. Nicht etwa, daß wü da'geg,en wären, 
daß mehr Sten,ern eingenommen werden. (Bei
fall bei der avp.) 

.oer Kollege Pansi hat sich auch darüber 
mokiert, daß wir die Leistungsgesellschaft so 
sehr in den Vordergrund steHen. Er 'hat ge
meint, 'er 'hätte auch nichts gegen Leistung. 
Aber ger.ade diese Ruhensbestimmung·en - zu
mindest eini,ge Ruhensbestimmungen im All
g'emeinen SoziaLversicherungsgesetz - sind 
geradezu leistungshemmend, und da-gegen 
wenden wir uns. 

Der Kol1ege Pansi kann es einfach nicht 
anders, er kann nur in 'einer Linde denken. 
Diese Linie wurde ihm (Abg. Doktor 
S c  h I a n Z: Geradlinig!) - geradlinig, ja, 
g,eradlini'g - von seinem Minister vorexer
ziert. Er w,ird diese Lini,e verfolgen, er wird 
erst w.ieder umschwenken, wenn ihm sein 
Herr und Meister den, RichtUlIlgspf.eil anders 
stellt, so wie es etwa in der Steueropoliti'k 
in der letzten Zeit geschehen ist. (Beifall bei 
der OVP.) 

Wenn sich der KoUeg-e P,ansi darüber äußert, 
daß es eine Ungerechtigkeit wäre, .im ASVG 
den § 94 aufzuheben und andererseits bei 
den Bauern und Gewerbetreibenden nichts zu 
tun, dann muß ich mich fragen - das ist 
wieder ein vollkommen neuer Zug, der mir 
bei Pansi 'bisher unbekannt war -: Seit wann 
hat er denn das Herz für die Gewerbetreiben
den und für die Bauern entdeckt? Das ist 
etwas Neues, aber um Argumente ist j a  
Pans i nie verlegen gewesen. (Abg. H e 1 1-
W a g n e  r: Wie Generalsekretär Kohlmaier! 
- Abg. S k r i t e  k: Mehr als der Wedenig 
sicherlich!) Das weiß ich nicht gerade. (Abg. 

Kollege Pansi hat in einem Atemzug in 
seiner Verantwortung hier vorlg-ebracht, daß 
man ja in erster Linie die Armut zu ,bes'eitigen 
habe . Kolleg,e Skritek! Mit der Beibehaltung 
der Ruhensbestimmung'en wird man die Armut 
in Osterreich nicht beg.eitigen können. Die 
Armut kann man in Osterreich beseiUgen, 
indem man ,aUe Kräne mobilisiert, die dazu 
,in der Lag'e sind, mehr zu leisten, und erst 
auf Grund dieser Mehrleistung wird es mög
lich sein , di-e Af'IIlut zu ibeseitig-en. (Beifall 
bei der avp.) 

Verehrte Damen und Herren ! Um noch 
einmal auf den Vorwurf zurückzukommen, 
den wir von Minister Häuser eingesteckt 
haben, möchte ich darlegen , wie es denn 
überhaupt zu dieser Aussprache kam und 
welchen Zweck sie verfolgt hat . 

Am 15. Dez'ember 197 1  kündigte uns der 
Herr Sozialminist,er hier im Hause eine um
fassende Behandlung und Durchleuchtung des 
Problems der Ruhensbestimmungen an. In 
diesen Dezemberta,gen h'örten wir aus seinem 
Mund, daß für die Witwenpensionen etwas 
,getan werden müsse, unq schließlich, daß auch 
das von der OVP gefordert,e Bonussy;stem 
überdacht und in Behandlung gezogen werden 
sollte. 

Dann ging die Einladung hinaus. Es kam 
zu dieser Be sprechung am 1 .  P,ebruar. Wir 
waren auf Grund der Ankündigungen vom 
1 5. Dez,ember einigermaßen gespannt, welche 
Offenbarungen auf Grund der Anikündigungen 
uns jetzt am 1 .  Februar 1 972 gemacht werden. 
- Wir 'hatten vergebldch ,gehofft. 

Was uns Vi�e'kanzler Ing. Häus-er am 
1 .  Feber zu sag,en hatte, war weit entf.ernt 
von neuen Erkenntnissen. Kein Wort davon, 
daß man den Witwen eine Erleichterung brin
gen werde, klein Wort übe,r da's Bonussysrem, 
kein Hinweis darauf, daß im soziaHstischen 
Lager ein Umdenken im Sozialversicherungs
komplex vor sich gegangen wärel Wa,s uns 
dort servi-ert wurde, ist nichts anderes als 
die altbekannte, seit zehn Jahren unver
änderte Dogmatik einer vöHi,g erstarrten, d'en 
heutigen Wirtschafts- und Gesell:schaftsver
hältnissen keineswegs entspr,echende soziali
stische Haltung. 

Es ist g-eradezu ermüdend - und das wer
den Sie, Herr Bundesminister, bei dieser Aus
sprache auch festgestellt haben -, immer 
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wieder dieselben, von der wirtschaftlichen 

Situation längst übepholten Argumente vor

gehalten zu erhalten, immer wieder mit den

selben Hypothesen abgespeist zu werden, die 

sich oft und oft widerspr-echen und an denen 

wir daher echte Zweifel hegen. (Zustimmung 
bei der OVP.) Den pessimistischen Hypothesen 

des Herrn Bundesministers Häuser stehen die 

optimistischen Meinungen der Verfechter 

einer Leistungsgesellschaft diametral gegen

über. 

Was die Rechenexempel des Herrn Bundes
ministers betrifft, ist zu sagen, daß sie außer
ordentlich valiiabel sind, sowohl was d.ie Za:hl 
der P.ensionisten anlangt als auch di-e Sum
men, die bei der Aufhebung der Rulhens
bestimmungen erforderlich wären. Di-e Zahlen 
schwanken von wenigen Dutzend Millionen 
bis in MiHiardenbeträg-e hinein, und die steno
gr-ap'hischen Protokolle des vergangenen Jah
res sind diesbezüglich eine wa'hfe Fundgrube. 
Wenn sich also die rechnerischen Grundlagen 
und Aussag-en über -ein so großes F-eld von 
Toleranzen spannen, darf es wohl niemand 
wundern, daß wir sie mit Recht bezweifeln, 
ja daß man zu glauben versucht -ist, es 'handle 
sich nicht um objektive Grundlagen, 'sondern 
um sehr zweckbestimmte und der jeweiligen 
Lage angepaßte Feststellungen. 

Aber was sich trotz aller r-echnerischen 
Widersprüche immer wieder wie ein roter 
Faden durch die Aussagen der Sozialistischen 
Partei in dieser Frage zieht, ist die ,Fe'st
stellung, daß die Lockerung der RUihens
bestimmungen in erster Linie ,ein prinzipielles 
Problem sei. Mit anderen Worten: Die von 
Tausenden Betroffenen seit vielen Jahren ge
forderte -teilweise Rechtsangleichung der Pen
sionisten ,aus der Privatwirtschaft an die prag
matisierten Beamten stört oder durchbricht 
das sozialistisch'e GeseHschaftsbild. Sie stört 
es ebenso wie etwa die derzeit bestehende 
Ordnung im Familienr,echt und im Steuerrecht 
und viele andere &eit langen Jahren natürlich 
gewachs'ene Gesellschaftsbilder, die unserem 
Ordnungs bild entsprechen, dem soziaUstischen 
Ordnungsbild aber wahrscheinlich dawider
laufen. 

In ,erster Linie, so 'hat es den Alnschein, 
geht es den Sozialisten darum, mit Hilfe ihrer 
j etzigen parl,amentarischen Mehrheit gesell
schaftspolitische Entwicklungen, die der freien 
Entwicklung der Persönlichkeit mehr Raum 
g,eben, zu verhindern, und ander;eI'seits, wenn 
vorerst auch nur in kleinen Dosen, das 
sozialistisch-e Ordnungs bild der M,asseng'esell
schaft ,aufzubauen. (Zwischenruf bei der SPO.) 
J 1i!wo'hI, Sie ha-ben s,eit der Regierungs
erklärung verschiedene Beispiele gesetzt, daß 
Sie auf dem Weg dahin sindl 

Verehrt.e Damen und Herren! Auch wir 

haben bislang in der F,rage der Ruhens

bestimmungen eine vorsichtige Haltung ein

genommen, aber immer stärker treten Fak
toren in den Vordergrund, die nach einer 
tatsächlichen Änderung des derzeitigen 
Systems geradezu schrei,en. Seit Jahren haben 
wir di-e VoUbeschäfUgung, seit Jahren wird 
die mögli che Kapazitätsausnützung der öster
reichiscben Wirtschaft desha-Ib nicht erreicht, 
weil das Arbeüs'kräftepot'ential rückläufig ist, 
weil es nicht ausreicht, um die volle Kapazität 
auszunützen. (Abg. Dr. F 1 e i s  e h  m a n  n:  
Aber das haben Sie erst erfunden, sei t  Sie in 
der Opposition sind!) Aber woher denn! Von 
der vollen Ausschöpfung der Kapazität hat die 
OVP schon 1966 sehr st.ark gesprochen, und 
nicht nur gesprochen, ,sonde'rn auch etwas dafür 
g-etan. Si'e hat die Inve.stitrionen ermögHcht, di'e 
die voUe AuS!schöpfung in techll'tscher HilIlsicht 

möglich machen ! (Zustimmung bei der OVP.) 
Sie aber haben bisher verhindert, daß auch 
die personelle Ausschöpfung vonstatten geht. 

Dabei muß uns auch klar sein, daß die 
Aufrechterhaltung unseres Systems der 
sozialen SimeJ1heit überhaupt nur möglich ist, 
wenn die volle Auslastung der Wirt'schaft und 
ein ständiges W:irtschaftswachstum gegeben 
sind. Um dieses Z.j.el annähernd zu eneichen, 
V'erehrt,e Damen und Herl'leo, haben wir heute 
in Osterreich mehr als 1 70.000 Fremdarbeiter, 
1 70.000 Gastarbeiter, die völlig mit Recht 
einen vollen Rechtsanspruch auf alle ,sozial
und arbeitsrechUichen Leistungen haben wie 
der öst.err,eichisch,e Staatsbürge,r selbst. 

Das heißt in diesem Zusammenhang : Auch 
der durch V-er,sicheruIligsj ahr,e ,erworbeDJe Pen
sionsanspruch oder Teilanspruch ist s'elbstver
ständlich durch zwischenstaatliche Abkommen 
für vi-eIe Gastarbeiter gesich,e-rt. Das heißt 
weiter: In spätestens Ziehn Ja'hren werden 
Tausende Gastarbeiter aus Osterreich Pen
sionen oder Pensionszuzahlungen erhalten, die 
auf Grund unseres Umlagesystems nicht aus 
Rücklag'en oder angele,gten Reserven geschöpft 
werden, sondern di'€ aus den laufenden Bei
tragsleistungen und Steuerleistungen aller 
Arbeiter, Angestellten und Beamten bezahlt 
werden müss'en. 

Wenn aber nach dem Rechenbeispiel, das 
uns der Heu Bundesmini,ster am 1 .  Fehruar 
vorexerziert hat, 1 000 zusätzliche Durch
schnittspensionen eine Mehrleistung von 
34 Millionen erfordern, dürfte umgekelbrt auch 
klar sein, daß für 1 000 ersparte Pensionen, die 
im Zusammenhang mit dem Gastarbeiter
problem und nach Aufhebung der Rulhens
bestimmungen durchaus im Bereich der Mög
lichkeit Hegen, ein fast ebenso hoher Betrag 
echt erspart wird und daß 1 000 zusätzliche 
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Arbeitskräfte aus dem Pensionistenstand 
- das ist heute schon melhrfach erwähnt 'Wor
den - keine zusätzlichen Pensionen erwer
ben, anderers·eits aher mit ihrer volkswirt
schaftlichen W-ertschöpfung, mit ihrer zusätz
lichen Beitr-a.gs- und Steuerleistung dem Staat 
und der Sozialv-ers.icherung ein nicht unbeacht
liches zusätzliches Plus erbring·en. 

Sicherlich - ich muß es zugeben - sind 
auch die von mir in diesem Zusammenhang 
erwähnten Zahlen vorläufig noch hypothetisch. 
SIiJe sind ,aber nicht weniger wahrschednHch 
oder unwahrscheinlich wie die negativen 
Hypothesen, di-e der Hen SozialmirnJis1er 
Häuser von Fall zu Fall präsentiert. 

Unbestritten ist jed·enfalls, daß jede über 
das norma le Pensionsalter hinaus zur Ver
fügung ste'hende Arbeitskraft ungleich mehr 
an wirtsch·aftLichem Nutnen erbringt, ,als der 
Sozialversicherung durch den Verzicht auf die 
Ruhensbezüg,e verloreng,eht. Wenn also jeder 
P.ensionist, der rüstig -genug und willens ist, 
weiterhin erwerbstätig zu sein, ein volks
wirtschaftlicher Gewinn ist, wenn die von ihm 
erbrachte Arbeitsleistung, seine zusätzliche 
Steuerleistung und seine zusätzliche Beitr,ags
leistung weH mehr ergeben als der Ruhens
be-trag, erhebt sich die Frage : Was kann und 
was darf die Regierung, den Gesetz'geber zur 
Zeit der absoluten Vollbeschäftigung über
haupt noch hindern, die sofortige Aufhebung 
der Ruhensbestimmungen zu veranlassen? 

Dazu ein konkr,etes Be,i.s'piel. Einer Statistik 
des Hauptv-erbandes vom Dezember 1 970 ist 
zu entnehmen, daß es rund 14.700 Witwen
pensionen gibt, die nach § 94 ASVG von den 
Ruhensbestimmungen betroffen sind. Für diese 
14.700 Witwen, Kollege Schranz, werden ins
gesamt etwas über 7 Millionen Schilling 
ruhend gestellt. 7 Millionen Schilling pro 
Monat für 1 4.700 Witwen! 

Das bedeutet andererseits, daß die Durch
schnittspensionen und die Grundpensionen der 
Witwen außerordentlich gering sind und 
schon aus diesem sozialen Titel heraus e-ine 
Aufhebung dieser RUlhensbestimmungen erfol
gen sollte. Das bedeutet aber auf der ander-en 
Seite, daß pro Witwenpension im Durchschnitt 
knapp 500 S ruhend .gestellt sind. Das bedeutet 
weiter:  Wenn diese Witwe in den Arbeits
proZJeß eingegliedert würde und e'inen durch
schnittloichen Frauenmonatslohn bezöge, würde 
ihr Beitrag an die Sozialversicherung allein 
weit über 500 S, nämlich insgesamt über 600 S 
betragen, obwohl die ruhend gestellten Be
träge im DurchschniH nur 500 S ausmachen. 

Aus di-eser Berechnung allein ist klar zu 
ersehen, daß zumindest beli di,esen 1 4.700 Wit
wen, deren P.ension zum Teil ruhend -gestellt 

ist, ein Superplus für die Sozialversicherung 
herausschaut, wenn sie in den Arbeitsprozeß 
eingebaut sind. Ich frage Sie : Ist es gerecht, 
wenn einer, der zusätzlich arbeitet, der Sozjal
ye,rsicherung mehr e rbringt, als ihr allein aus 
den Ruhensbestimmungen zukommt? Das, 
Kollege Pansi, ist keine Milchmädchenrech
nung, wie Sie uns vor-ge'halten haben. Das 
sind Tatsachen, die auf einer Statistik des 
Hauptverbandes der Sozialversich,erungsträg·er 
beruhen. 

Wenn Sie, Herr Bundesminister, sag'en, in 
der Frage der Witwen rennen wir offene 
Türen ein, muß ich Sie fragen : Wo sind die 
Aktionen, die Sie diesbezüglich setzen? Wo 
sind denn die Maßnahmen, die dahin führen, 
daß echte Erleichterungen für die Witwen zum 
Vor's chlag gebracht werden? Diese unwider
le·gbare R:echnung über die Witwenpensionen 
zeigt deutlich, wie par,adox es ist, an diesen 
Ruhensbestimmungen noch weiter festzuhal
ten. 

Der einzige Hinderungsgrund, die Ruhens
bestimmungen aufzuheben, wäre eine nicht 
vorhandene Vollbeschäftigung. Solange es j e
doch die Vollbeschäftigung gibt - und auf 
Grund der uns und auch Ihnen zur Ver
fügung stehenden Prognosen wird es die Voll
beschäftigung auch weiterhin geben -, so 
lange ist das Beharren auf den Ruhensbestim
mungen schon heute ein wirtschaftlicher 
Nonsens oder eben, wie schon ausgeführt, 
eine sozialistische Dogmatik. 

Wie p aradox das System der Ruhensbestim
r- .1gen ist, geht auch aus folgendem hervor 

- bitte beachten Sie das ! -: Wer als 
Pensionist nicht arbeitet, erhält die gesamte, 
ungekürzte Pension. Wer als Pensionist 
arbeitet und damit diesem Staat weiterhin 
Leistungen erbringt, wird dafür durch Pen
sionskürzung bestraft. - Das ist an sich 
paradox ! 

Beenden wir daher, verehrte Damen und 
Herren, diese längst überholten Einschränkun
gen, eröffnen wir allen Alterspensionisten und 
Witwen den Weg zur Fortsetzung eines selbst
gewollten und gesunden Erwerbslebens ! Es 
kann sich ein solcher Schritt nur zum Vorteil 
Osterreichs auswirken, und er gibt Tausenden 
Menschen die Bestätigung dafür, daß sie von 
der Gesellschaft nicht abgeschrieben sind und 
daß sie sich ihr Dasein höchst sinnvoll ein
richten können, auch wenn sie zu den 
Alten zählen. 

Das Problem der Isolation im Alter kann 
auch damit zum Teil gelöst werden. Vielen 
von diesen betroffenen Personen wird die 
Selbstbestätigung ihrer eigenen Persönlichkeit 
und Wertung viel bedeuten; das wird ihnen 
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helfen, im Alter ein glücklicheres Leben zu Problem beschäftigen müssen. An der Präsenz 
führen und weiterhin gesund und rüstig zu des Hauses und am Interesse der Anwesenden 
bleiben. sieht man ja,  daß sich nur mehr ein geringer 

Aus diesen und vielen anderen Erwägungen 
hat die tJsterreichische Volkspartei besdllos
sen, für die Aufhebung der Ruhensbestimmun
gen bei den normalen Alterspensionen und für 
die Aufhebung der Ruhensbestimmungen bei 
den Witwenpensionen einzutreten. 

An den auch von uns für notwendig er
achteten Stidltagsbestimmungen wird keines
wegs gerüttelt. Sie müssen bleiben, weil sie 
absolut notwendig sind, um das Gleich
gewicht, die Uberschaubarkeit in der Sozial
versicherung zu behalten. 

Auch am Beschäftigungsverbot der Früh
pensionisten soll nicht gerüttelt werden. Wir 
werden daran so lange nicht rütteln dürfen 
und nicht rütteln können, solange nicht klar 
überschaubar ist, welche Folgen das nach sich 
ziehen würde. 

War noch bis vor wenigen Jahren in der 
Frage der Ruhensbestimmungen eine beson
dere Vorsicht geboten und am Platze, so ist 
diese heute, im Zeitpunkt der Vollbesdläfti
gung und des nach wie vor bestehenden Be
darfs an zusätzlidlen Arbeitskräften, nidlt 
mehr gerechtfertigt. 

Auch in dieser Frage sollte unsere Politik 
flexibel und den gegebenen Verhältnissen an
gepaßt sein. Ein stures Festhalten an Prinzi
pien nur um der Prinzipien willen wäre hier 
völlig falsch. 

Gehen wir also das Problem ernstlich an, 
prüfen wir mit allem Ernst alle Unterlagen. 
die notwendig sind, prüfen wir auch die volks
wirtschaftlichen Auswirkungen. Ich bin sidler, 
Herr Bundesminister: Sie haben in uns einen 
Mitfechter und Mitstreiter. Denn wir wollen 
nicht das Gebäude der sozialen Sicherheit ge
fährden, wir wollen es auch nicht zum Ein
sturz bringen, wir wollen nur eines:  daß die 
freiwilligen Leistungsreserven, die in unserem 
Volk noch schlummern, geweckt werden, damit 
eben die soziale Sicherheit Osterreichs auch 
für alle Zukunft gesichert bleibt. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
Herr Abgeordneter Dr. Schranz. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Schranz (SPO) : Hohes 
Haus! Wir beschäftigen uns jetzt innerhalb 
weniger Wochen zum vierten Mal mit der 
Frage der Ruhensbestimmungen, und ich 
mödlte mich namens der "Sozialfudlser" aller 
Fraktionen bei den Kollegen, die sich für diese 
Frage weniger interessieren, dafür entschul
digen, daß wir uns intensiv mit diesem 

Teil der Abgeordneten für dieses Problem 
interessiert, aber da es auf die Tagesordnung 
gebracht wurde, müssen wir uns selbstver
ständlich damit beschäftigen. (Abg. Doktor 
M u s  s i I: Für Sie noch viel zuviel, Herr 
CoIlega!) Wenn Sie finden : viel zuviel ! ,  dann 
entsteht die Frage, was Sie wollen, wenig . . .  
(Abg. Dr. M u s s i J : Für Sie!) Für Sie, ja. 
- Ich glaube, auf so ein Niveau der Diskus
sion sollten wir uns alle miteinander nicht 
begeben, das schadet auch dem Ansehen des 
Hohen Hauses. (Beifall bei der SPtJ. - Abg. 
Dr. M u s s i 1: Vor allem Ihnen!) 

Meine Damen und Herren! Wenn aber die 
Opposition . diese Frage immer wieder zur 
Diskussion stellt, dann wäre auch zu fragen, 
ob sie keine anderen Probleme in der Sozial
versicherung sieht, ob die Probleme der Aus
gleichszulagenempfänger, der Bedürftigsten, 
der Witwenpensionistinnen für Sie völlig un
bedeutend sind, weil Sie wie gebannt immer 
nur das Problem der Ruhensbestimmungen 
sehen. 

Wir sagen Ihnen nochmals, wie das schon 
Kollege Pansi getan hat : Wir sind der Ansicht, 
daß die Sozialpolitik nach sozialen Gesichts
punkten zu führen ist, und danach ist es in 
erster Linie notwendig, denen zu helfen, die 
diese Hilfe am dringendsten brauchen ! (Beifall 
bei der SPO.) 

Nur ein Wort zu meinem Vorredner. Kollege 
Pansi gehört zu den besten und geradlinigsten 
Sozialpolitikern, die es in diesem Haus gibt. 
Bocksprünge werden Sie allerdings bei ihm 
nicht erleben, und die Kritik, wie sie von 
meinem Vorredner vorgetragen wurde, finde 
ich daher nicht berechtigt. 

Meine Damen und Herren! Ein paar Worte 
zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Melter, bei denen mich vor allem die Frage 
interessiert, was er denn mit dem Hinweis 
gemeint hat, man müßte ein eigenes Pensions
recht, eine eigene Pensionsversidlerung oder 
eine eigene Organisationsform für die Aus
gleichszulagenbezieher schaffen. Wollen Sie 
diese Ausgleichszulagenbezieher abspalten 
von den anderen Pensionisten? Wollen Sie 
den, der 1 640 S Pension und 1 S Ausgleichs
zulage hat, in eine andere Kategorie der 
Pensionisten einreihen? Wollen Sie "Pfründ
ner" - unter Anführungszeichen - schaffen? 
Eine solche Zweiteilung, meine Damen und 
Herren, um kein anderes Wort zu verwenden, 
wäre doch in keiner Weise sinnvoll. 

Herr Dr. Hauser hat vieles gesagt, was ich 
als wesentliches Argument betrachte, dies be-
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sonders, wenn er siCh mit der Frage be
schäftigt hat, ob es nicht aus sozialen, medi
zinisChen, psychologisChen Gründen günstig 
wäre, älteren MensChen einen sukzessiven 
Ubergang in die Pension zu verschaffen, ihnen 
die Möglichkeit zu geben, einen gewissen Be
trag zur Pension dazuzuverdienen. 

Ich halte das auch für ein sehr ernstes 
Problem, allerdings nicht erst seit heute : Ich 
habe - Sie können das bitte nachlesen - im 
Oktober 1955, also vor mehr als 16 Jahren, 
diese Frage in einem Leitartikel in der 
"Arbeiter-Zeitung" öffentlich zur Diskussion 
gestellt. Leider hat damals die OVP nicht 
darauf reagiert. 

In der Zwischenzeit haben sich die Zeiten 
aber wesentlich geändert. Wir haben auch 
bei den Ruhensbestimmungen eine andere 
Situation, vor allem was die Erhöhung der 
beiden Grenzbeträge betrifft. Erster · Grenz
betrag: für das Nebeneinkommen 2685 S 
monatlich; zweiter Grenzbetrag: Summe aus 
Nebeneinkommen und Pension 4618 S im 
Monat. 

Und bitte beachten Sie dodl vor allem den 
Jahresausgleich. Wenn also j emand 14mal 
2685 S monatlich verdient, dann hat er den 
Schutz des ersten Grenzbetrages. Er kann aber 
insgesamt im Jahr, audl in wesentlidl kürzerer 
Zeit, 1 4mal diese 2685 S verdienen, das sind 
37.590 S, sodaß Sie die MögliChkeit für das 
schaffen, was Herr Dr. Hauser vorhin gemeint 
hat. Für kürzerfristige BesChäftigungen, für 
Saisonbeschäftigungen teilen Sie bitte den 
gesamten Betrag von 37.590 S im Jahr auf, 
auf drei Monate etwa, dann kann dieser 
Pensionist mehr als 1 2.000 S im Monat ver
dienen, auf vier Monate, dann kann er rund 
9000 S im Monat verdienen, auf fünf Monate, 
dann kann er zirka 7000 S im Monat ver
dienen, auf seChs Monate und so weiter. Sie 
können sich das ja selbst ausrechnen. 

Sie werden sehen, daß diese Möglichkeiten 
bei Ausschöpfung der heutigen Ruhensbestim
mungen vollkommen ausreichen. Es wird 
genau das geschaffen, was wir offenbar beide 
wollen, nämlich kürzerfristige Besdläftigungen 
bis zu einem gewissen Jahreslimit zu ermög
lichen. 

Es sind, meine Damen und Herren, die 
Argumente für und gegen die Ruhensbestim
mungen nicht neu. Neu hingegen ist für unsere 
heutige Diskussion - ich werde Ihnen das 
dann noch an Hand von Zitaten zu beweisen 
haben - der Gesinnungswandel der OVP. 
Er hat sich nicht, wie Herr Dr. Hauser ge
meint hat, seit 10, 1 5  Jahren, seit dem Inkraft
treten des ASVG ergeben, er hat sidl vor 
allem aus der geänderten politisdlen Situation 

für die OVP ergeben, die jetzt in Opposition 
ist. Aber er hat sidl auCh in wenigen Wodlen 
ganz wesentlich geändert. Die Absetz
bewegung des Herrn Dr. Hauser ist also sehr 
kurvenreich. Es gibt eine Reihe von Äußerun
gen Ihrer autoritativsten Sozialspredler, die 
grundsätzlich der Meinung sind, daß die 
Ruhensbestimmungen bestehen bleiben sollen. 

Hier, meine Damen und Herren, sollten Sie 
wieder den Unterschied zwischen Ihrer jetzi
gen und unserer früheren Oppositionspolitik 
erkennen. Die Sozialisten haben in der Oppo
sition Forderungen aufgestellt und haben sie 
jetzt in ihrer kurzen Regierungszeit nicht nur 
voll erfüllt, sondern übererfüllt. 

Die OVP hat in ihrer Regierungszeit eine 
Reihe von sozialpolitischen Forderungen abge
lehnt und stellt jetzt Anträge, die im dia
metralen Gegensatz zu dem sind, was Sie 
vorher getan haben. Denken Sie doch an die 
heute sChon wieder zitierte Geschichte mit 
der Erhöhung der Witwenpensionen. Wir 
haben in der Zeit von 1966 bis 1970 zwölfmal 
die Erhöhung der Witwenpensionen bean
tragt, zwölfmal wurde sie abgelehnt. (Zwi
schenruf bei der OVP.) ICh komme gleich dazu. 
Das ist kein gutes Argument für Sie. Denken 
Sie doch an die 518  S, die Sie wollten, und 
wir haben aus den 518 S 1439 S gemacht. Da 
sehen Sie wieder den Unterschied zwisChen 
Ihrer und unserer Politik I (Beifall bei der 
SPO.) 

Meine Damen und Herren I Sie haben auch 
den Antrag abgelehnt, die Witwenpensionen 
auf 57,5 Prozent als nächste Etappe hinaufzu
setzen. Heute reden Sie von Etappenregelun
gen. Sie haben auch abgelehnt, die Ausgleich
zulagen um 80 S zu erhöhen, wie es die 
Sozialisten beantragt haben. Wir haben die 
60 Prozent bei den Witwenpensionen, und 
wir haben die 100 S-Erhöhung bei den Aus
gleichszulagen verwirklicht. 

Die sozialistische Bundesregierung - ich 
hatte schon mehrmals Gelegenheit, darauf hin
zuweisen, und ich bin Ihnen für das Bieten 
der heutigen Möglichkeit daher wieder sehr 
dankbar - hat in kurzer Zeit alle aktuellen 
Hauptwünsche der älteren Generation erfüllt: 
Hinaufsetzung der Ausgleichszulagen-Richt
sätze und damit der kleinsten Pensionen, Er
höhung der Witwenpensionen, Verbesserung 
der Dynamik und einiges andere mehr. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herrenl Aber neu ist 
bei Ihnen nur der sozialpolitische Sprecher. 
Ich habe mit großer Uberraschung und Auf
merksamkeit den Pressemeldungen - ich 
zitiere das "Volksblatt" vom 2. Februar 
1 972 - entnommen, daß Ihr Parteivorsitzen-
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der, Herr Dr. Schleinzer, jetzt gemeint hat, 
die Ruhensbestimmungen gehörten aufge
hoben, und das koste gar nicht viel. Er hat 
sich ja in der Regierung als Agrarexperte 
und als Verteidigungsexperte betätigt - ich 
freue mich, ihn nun auch im Kreis der Sozial
versicherungsdiskutierer begrüßen zu dürfen. 
Ich glaube, wir können von den Sozial
politikern sagen, daß bei uns einige Kontakt
freudigkeit besteht, und da wird sich der Herr 
Parteivorsitzende Dr. Schleinzer sicher in 
diesem netten Kreis wohlfühlen. Ich weiß nur 
nicht, woher er die Berechnungen hat, daß 
die Aufhebung der Ruhensbestimmungen fast 
nichts kostet. 

Meine Damen und Herren! Wir sollten nicht 
nur von den Ruhensbestimmungen sprechen, 
sondern wir sollten überhaupt den Zusammen
hang sehen: Zusammentreffen von Erwerbs
einkommen mit Pensionen. Das ist ja in 
Wirklichkeit die große Problematik. Dazu muß 
man wieder sagen : Sie können die Frage des 
§ 94 ASVG und der analogen Vorschriften 
im GSPVG und im B-PVG nicht isoliert be
trachten von den Fragen: Stichtagsregelung, 
Frühpension, Ruhen der Witwenpensionen, 
Sondervorschriften GSPVG und B-PVG, be
sonders aber Ausgleichszulagen. Wir sollten 
natürlich in diesem Zusammenhang auch die 
Frage Leistungserhöhung bei Pensionsauf
schub und Gewährung zusätzlicher Steige
rungsbeträge für solche Pensionisten, die 
weiter in Beschäftigung stehen, prüfen. 

Es sollte also keine Legendenbildung dar
über geben, daß die Sozialisten alles zum 
Ruhen bringen wollen und daß die Sozialisten 
Pensionen kürzen wollen; sondern es geht 
nur um die Frage der Ruhensbestimmungen 
und um das richtige Prinzip, nämlich hier die 
Mittel so einzusetzen, daß der Großteil der 
Versicherten und der Pensionisten davon den 
entsprechenden Erfolg hat. 

Die Frage, meine Damen und Herren, redu
ziert sich einfach auf folgendes : Sollen Be
zieher voller Einkommen, die den größeren 
Teil ihrer Pension, nämlich die Steigerungs
beträge, ohnehin erhalten, auch noch den etwa 
aus öffentlichen Mitteln finanziell gedeckten 
Grundbetrag bekommen? Und sollen allenfalls 
alle Versicherten im Wege von Steuer
leistungen oder Beitragserhöhungen die Finan
zierung dessen auf sich nehmen? 

Volles Einkommen, Bezug des größten 
Teiles der Pension und dazu noch den aus 
öffentlichen Mitteln finanzierten Grundbetrag 
- darauf reduziert sich die ganze Diskussion, 
und es fragt sich, ob die begrenzt zur Ver
fügung stehenden M.ittel der Sozialversiche
rung und des Bundes in erster Linie für die 

sozial Schwächsten Ausgleichszulagen
bezieher, Witwenpensionistinnen und so wei
ter - verwendet werden sollen oder für die 
Gewährung des Grundbetrages aus öffent
lichen Mitteln auch an jene, die ein volles 
Einkommen und sowieso den größten Teil 
ihrer Pension beziehen. 

Weil aber immer noch über dieses schwie
rige Problem in der Offentlichkeit so viel 
Unklarheit besteht, sollten wir es doch noch 
einmal sagen, daß ja ein . vielfacher Schutz 
für den Pensionisten besteht, der einer Be
schäftigung nachgehen will .  2685 S dürfen auf 
jeden Fall im Monat verdient werden. Pension 
und Einkommen zusammen dürfen 4618 S im 
Monat betragen, ohne daß es zu einem Ruhen 
kommt. Es ruht immer nur der Grundbetrag 
- maximal 30 Prozent der Bemessungs
grundlage -, während die Steigerungs
beträge - ist gleich maximal 49,S Prozent 
der Bemessungsgrundlage, in der Regel also 
der wesentlich größere Teil der Pension - auf 
jeden Fall ungekürzt ausbezahlt werden. Der 
Jahresausgleich ist der nächste Schutz; da
durch besteht die Möglichkeit, in einem be
stimmten kleineren Zeitraum des Jahres 
wesentlich mehr zu verdienen, als die Grenz
beträge ausmachen, und schließlich noch die 
Vorschriften über die 540 Beitragsmonate. 

Meine Damen und Herrenl Das sind also 
die Ruhensbestimmungen. Der Pensionist ist 
einem fünffachen Schutz gegenübergestellt. 

Wenn wir die Ruhensbestimmungen auf
heben natürlich kann man darüber 
reden -, dann ergibt sich die Frage der 
Finanzierung. Wäre tatsächlich das volkswirt
schaftliche Interesse und auch die Bereitschaft 
der Pensionisten so groß, daß betagte Mit
bürger in großer Zahl wieder in das Erwerbs
leben treten, würde also so sehr das volks
wirtschaftliche Interesse oder das Interesse 
der Unternehmer, der Arbeitgeber über
wiegen, dann müßte man darüber reden, ob 
nicht aus diesem Kreis allein die Kosten 
- Herr Dr. Schleinzer sagt, sie seien ohnehin 
gering - für die Aufhebung der Ruhens
bestimmungen getragen werden. 

Wenn Sie mir jetzt entgegenhalten, daß 
die Beiträge zur Pensionsversicherung immer 
im Verhältnis SO : SO von Dienstgebern und 
Dienstnehmern getragen werden müssen, so 
muß ich sagen, daß dieses Prinzip längst bei 
der Land- und forstwirtschaftlichen Sozial
versicherungsanstalt durchbrochen ist, sodaß 
man es auch in den übrigen Pensionsver
sicherungszweigen nicht aufrechterhalten 
müßte. Wenn Sie also meinen, daß die 
Ruhensbestimmungen voll aufgehoben werden 
sollen, daß das im Interesse der Dienstgeber 
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liegt, wenn Sie meinen, daß es wenig kostet, 
dann würde ich vorschlagen, in den Gesprä
chen im Ausschuß die Frage zu diskutieren, 
ob wir das tun und durch eine Beitrags
erhöhung der Dienstgeber finanzieren sollen. 
Die Arbeiter und Angestellten haben wohl 
Verständnis dafür, daß sie Opfer für die sozial 
Bedürftigsten bringen müssen, aber kein Ver
ständnis dafür, daß Bezieher voller Einkom
men auch noch zu ihrer Pension aus öffent
lichen Mitteln den vollen Grundbetrag erhal
ten. (Zustimmung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Es wäre aber 
ein Irrtum zu meinen, daß man bei der Auf
hebung der Ruhensbestimmungen mit einem 
Run auf die offenen Posten durch Pensionisten 
zu rechnen hätte. Ich lese in der "Wiener 
Zeitung" vom 29. Juli 197 1 ,  daß Sozialver
sicherungsexperten der Wirtschaft - unter 
der etwas großzügigen Bezeichnung "Wirt
schaft" verstehen sich im allgemeinen die 
Unternehmerorganisationen - keine Bestäti
gung für die Annahme gefunden haben, daß 
eine Aufhebung der Ruhensbestimmungen zu 
einer Entlastung des Arbeitsmarktes führen 
könnte. 

Bitte- lesen Sie diese Untersuchung, die 
Ihnen sicherlich leichter zugänglich ist als 
mir, nach. Hier heißt es im Resümee : Maximal 
kann man mit insgesamt 2 1 50 zusätzlichen 
Arbeitskräften, davon 100 für die Industrie. 
rechnen. Die Annahme also, daß eine Ent
lastung des Arbeitsmarktes durch eine Ände
rung der Ruhensbestimmungen eintritt, wird 
von den Sozialversicherungsexperten der 
Unternehmerorganisationen widerlegt. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, ein Wort zu gewisser Stimmungs
mache gegen die Gastarbeiter. Bilden Sie sich 
doch nicht ein, daß die Tätigkeiten, die heute 
von den Gastarbeitern in Osterreich über
nommen werden, von Pensionisten übernom
men würden. Und nur das wäre der Zusam
menhang . . . (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Das 
hat niemand behauptetJ) Das ist behauptet 
worden. Meine Herren, wozu dann überhaupt 
die Gegenüberstellung Gastarbeiter 
Ruhensbestimmungen? Nur wenn Sie den Zu
sammenhang herstellen, kann doch diese 
Gegenüberstellung zweckvoll sein. Also wozu 
reden Sie dann überhaupt bei den Ruhens
bestimmungen von den Gastarbeitern? (Abg. 
Dr. S c  h w i m m e r: Sie verdrehen die 
Worte, Dr. Schranz!) 

Sie werden über die Gastarbeiter erst dann 
positiv reden, wenn die Gastarbeiter zu 
Wählern geworden sind, wenn sie länger da 
sind und wenn sie österreichische Staats
bürger geworden sind. (Beifall bei der SPO. -

Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Dann sind Sie keine 
Gastarbeiter mehr!) Heute, meine Damen und 
Herren, haben Sie in keiner Beziehung Ver
ständnis für die Gastarbeiter wie überhaupt 
kein Verständnis für die sozial Bedürftigsten. 
Aber, meine Damen und Herren . . . (Abg. 
Dr. H a u  s e r; Die Gastarbeiter sind kein 
Nu tzen tür die Alleren! Das habe ich gesagt!  
Verdrehen Sie nicht die Worte!) Herr Doktor 
Hauser, ich habe ja nicht Sie persönlich 
zitiert, ich habe von der Diskussion gespro
chen. Und in der Diskussion hat es immer 
eine Gegenüberstellung Gastarbeiter 
Ruhensbestimmungen gegeben. Wenn kein 
Zusammenhang besteht - ich sage es noch 
einmal -, wozu reden Sie dann von einer 
solchen Gegenüberstellung ! Ich meine nicht 
Sie persönlich, Herr Dr. Hauser, sondern wozu 
wird diese Frage bei der Diskussion über die 
Ruhensbestimmungen überhaupt behandelt? 
Also wozu dann? Doch weil der Zusammen
hang besteht. 

Meine Damen und Herren! Wir meinen, 
daß auf dem Gebiet der Ruhensbestimmungen 
die wesentlichste Aufgabe nun darin besteht, 
die Grenzbeträge für den Anspruch auf volle 
Witwenpension von 60 Prozent der Pension 
des Verstorbenen hinaufzusetzen. Das ist zu
nächst einmal die sozial wichtigste Aufgabe.  
Die zweitwichtigste Aufgabe ist  es ,  sich über 
die Frage der Gewährung zusätzlicher Steige
rungsbeträge für solChe Pensionisten zu unter
halten, die Beiträge zahlen, weil sie weiterhin 
in Beschäftigung stehen und, oder auch nicht, 
unter die Ruhensbestimmungen fallen. Das 
halten wir für die dringendsten Maßnahmen 
auf diesem Gebiet. Und über diese Fragen 
wird in nächster Zeit ausführlich zu sprechen 
sein. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn Sie, 
was ich gut einsehe, meinen Argumenten so 
skeptisch gegenüberstehen, dann reden Sie 
doch mit den Fachleuten, die Ihrer eigenen 
Partei angehören. Denken Sie doch auch an 
gewisse Diskussionsbeiträge bei der Aus
sprache beim Herrn Minister am vorgestrigen 
Tag. Sprechen Sie mit den Sozialversiche
rungsexperten Ihrer Fraktion in den ver
schiedenen Instituten, und Sie werden dort 
im allgemeinen keine Zustimmung für die 
Aufhebung der Ruhensbestimmungen finden. 

Sie haben überhaupt eine Meinung, die sich 
sehr oft von der Ihrer Fachleute unter
sCheidet. Das trifft auch für die kürzlich ge 
führte Diskussion zu, wohin die Sozialver
sicherung ressortieren soll, zum Gesundheits
ministerium oder zum Sozialministerium. Da 
lese ich - Sozialversicherung, weil es Kran
kenversicherung und Unfallversicherung ge
heißen hat in Ihrem eigenen Antrag, und die 
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Unfallversicherung gehört doch auch dazu -
in der "Presse" einen Leserbrief, geschrieben 
vom ehemaligen Nationalratsabgeordneten, 
jetzt stellvertretenden leitenden Angestellten 
der Wiener Gebietskrankenkasse, Regierungs
rat Josef Reich, einem sehr geschätzten Sozial
versicherungsfachmann : 

"Als einfacher Staatsbürger finde ich wirk
lich keinen Grund, das Sozialversicherungs
wesen auf zwei Ministerien aufzuspalten. 
Zwischen der Krankenversicherung und den 
anderen Zweigen der Sozialversicherung be
stehen derartig viele Querverbindungen, daß 
eine Ubertragung des Krankenkassenwesens 
in das neu zu schaffende Gesundheitsmini
sterium nur neue Kompetenzschwierigkeiten 
schaffen und keineswegs eine Verwaltungs
vereinfachung bringen kann." 

Das sagen Ihre Fachleute, meine Damen 
und Herren! Folgen Sie ihnen, dann werden 
Sie eine bessere Sozialpolitik machen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Und noch etwas. Auch die Sozialpolitiker, 
die diesem Hohen Haus angehören, beschäf
tigten sich ja bisher immer in anderer Weise 
als heute mit der Problematik der Ruhens
bestimmungen. Ich muß schon wieder einmal 
das Buch "Die Zukunft der Volkspartei" 
zitieren. Ich. nehme an, daß es Ihnen nicht 
unliebsam sein wird, wird eben dieses Buch 
wenigstens irgendwo zitiert. Also es ist für 
Sie vielleicht doch nicht so schlecht, daß das 
Buch überhaupt genannt wird. 

Da heißt es etwa in dem Beitrag des sehr 
geschätzten Kollegen Dr. Schwimmer: "Man 
bastelt am Arbeitsrecht herum, indem man 
versucht, unwesentliche Korrekturen oder un
sachliche Nivellierungen als ,Kodifikation' zu 
verkaufen." - Jetzt bitte nicht aus dem Zu
sammenhang gerissen, sonst kann ich Ihnen 
das ganze Kapitel vorlesen, damit ein solcher 
Einwand nicht mehr kommt. - "Gegen wohl
überlegte und systemgerechte Einrichtungen 
der Sozialversicherung, wie zum Beispiel die 
Ruhensbestimmungen, werden unter Miß
brauch der Begriffe ,Gerechtigkeit', ,Gleichheit' 
und ,Wohlerworbene Rechte' äußerst populäre 
Feldzüge begonnen. Hauptsache ist, das 
,Basteln' läßt sich zur großen Reform auf
bauschen und als solche verkaufen. "  Jetzt 
sind Sie auch unter die Bastler gegangen, 
selbst die Verfasser dieser Passage. 

Und weiter : "Ein gar nicht unerwünschter 
Nebeneffekt solcher Maßnahmen bestände 
darin, daß die Diskussion um die viel
gelästerten Ruhensbestimmungen entschärft 
würde. An diesen Bestimmungen darf nämlich 
auch eine - oder gerade die - qualitative 
Sozialpolitik nicht rütteln. Im Gegensatz zur 

quantitativen Sozialpolitik muß sie von einer 
Gesamtschau der sozialen Probleme ausgehen. 
Diese führt bei den Ruhensbestimmungen aber 
zu der Erkenntnis, daß sich zwar eine relativ 
kleine Gruppe von Pensionisten durch den 
§ 94 ASVG (oder die analogen Bestimmungen 
des GSPVG und B-PVG) benamteiligt fühlt, 
eine Aufhebung dieser Paragraphen aber zu 
einer viel weiterreichenden Benamteiligung 
aller Beitragszahler führt. Pensionen werden 
aus laufenden Beiträgen und Bundesmitteln 
finanziert. Mit welchem Recht kann man aber 
von Aktiven beträchtliche Beiträge und 
Steuern für die Zahlung von Pensionen an 
voll Erwerbstätige verlangen? In der quali
tativen Sozialpolitik muß man also auch nein 
sagen können ! "  

Meine Damen und Herren ! Genau unser 
Standpunkt, und Sie haben das nicht vor zehn 
Jahren niedergeschrieben, sondern vor ein 
paar Monaten. Sie haben das als Ihre Grund
sätze bezeichnet, und Sie werfen Ihre 
Grundsätze sehr bald über Bord. Ich habe 
überhaupt den Eindruck, daß die Zukunft der 
Volkspartei auch schon wieder - zumindest 
auf diesem Gebiet - der Vergangenheit an
gehört. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen aber 
nicht nur aus diesem Buch zitieren, wir können 
auch aus interessanten Reden des Herrn 
Dr. Kohlmaier zitieren, der unter anderem 
am 1 .  Dezember 1970 gesagt hat : "Wir halten 
prinzipiell die Ruhensbestimmungen für rim
tig," 

Und er hat etwas später zu der Frage 
öffentlicher Dienst und soziale Pensionsver
sicherung gemeint: "Ich möchte vor solchen 
schematischen Vergleichen zwismen öffent
limem Dienst und Versicherung warnen, "  Nun 
sollte man tatsächlich ein Wort zu dieser 
Frage sagen. 

Meine Damen und Herren! Es besteht in 
der Offentlichkeit der Eindruck, die öffentlim 
Bediensteten wären privilegiert. In Wirklich
keit sind vielfach auf dem Gebiet Ruhens
bestimmungen, Pensionsbezug, Pensionsweg
fall die Pensionisten der Sozialversicherung 
bessergestellt. Der Pensionist des öffentlichen 
Dienstes verliert seine gesamte Pension, wenn 
er beim gleichen Dienstgeber, nämlich bei der 
betreffenden Gebietskörperschaft, wieder eine 
Erwerbstätigkeit aufnimmt. Der Pensionist der 
Sozialversicherung hingegen unterliegt, auch 
wenn er beim gleichen Dienstgeber arbeitet, 
nur den Ruhensbestimmungen. 

Aus den Zahlen des Herrn Vizekanzlers 
konnten Sie entnehmen, daß ein erheblidler 
Teil der Pensionisten, die eine Erwerbstätig
keil wiederaufnehmen, der allergrößte Teil 
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sogar bei den Angestellten, beim gleichen 
Dienstgeber arbeitet. Diese Gruppe ist also 
wesentlich besser gestellt als die Pensionisten 
des . öffentlichen Dienstes. Man sollte doch 
diese Tatsachen sehen. 

Noch etwas anderes sollte man sehen. Es 
gibt Gebiete, auf denen die Angestellten der 
Privatwirtschaft erfreulicherweise ein sehr 
fortschrittliches Sozialrecht erkämpft haben, 
nämlich bei den Abfertigungsbestimmungen. 
Die pragmatisierten öffentlich Bediensteten er
halten aber keine Abfertigung. Es stimmt also 
nicht, daß sie so wesentlich besser gestellt 
sind. 

Fahren wir fort mit dem interessanten 
Nachlesen der Reden des Herrn Kollegen 
Dr. Kohlmaier. 1 6. Juli 1 97 1 ,  auch wieder 
nicht vor zehn Jahren, sondern erst vor ein 
paar Monaten: 

"Wir sind nach wie vor der Meinung, Herr 
Bundesminister -, das muß ich, weil Sie hier 
sehr grundsätzlich gesprochen haben, auch 
grundsätzlich sagen -, daß wir die Ruhens
bestimmungen nicht abschaffen sollen; . . .  " 

Das hat Ihr berufenster Sprecher auf dem 
Gebiet der Sozialpolitik gesagt. 

Herr Dr. Kohlmaier hat in einer Diskussion, 
die wir bei einer der letzten Debatten über 
diese Frage miteinander gehabt haben, aus
geführt, "daß ich damals namens meiner Frak
tion gesagt habe, daß wir im Gegensatz zur 
Freiheitlichen Partei eine totale Aufhebung 
der Ruhensbestimmungen zumindest im der
zeitigen Stadium nicht befürworten können. 
Die grundsätzliche Frage, ob Ruhensbestim
mungen ja oder nein, möchte ich in diesem 
Zusammenhang nicht stellen. In dieser Grund
satzfrage mag es auch zwischen dem Herrn 
Sozialminister und uns in mancher Hinsicht 
eine Ubereinstimmung geben".  

Also wieder eine solche grundsätzliche Fest
stellung, daß man sich prinzipiell zu den 
Ruhensbestimmungen bekennt. 

Ähnlich, auch wieder vor ganz kurzer Zeit, 
Herr Dr. Schwimmer, der ausgeführt hat :  

"Ich habe dem Herrn Vizekanzler und 
Sozialminister schon im Frühjahr dieses Jah
res - das ist ein Zeitpunkt, Kollege Schranz, 
wo ich meinen Beitrag im Mock-Buch noch 
nicht geschrieben hatte - in der Vollver
sammlung der Wiener Arbeiterkammer er
klärt, daß ich zwar grundsätzlich dafür ein
trete, daß es überhaupt Ruhensbestimmungen 
gibt . . .. .  

Grundsätzlich für die Ruhensbestimmungen. 

Und j etzt, meine Damen und Herren, noch
mals Dr. Schwimmer, im Hinblick auf Ihre 
Grundsätze besonders wichtig : 

"Ich darf zu diesen Zitaten, die Sie damals 
gebracht haben, feststellen: Wir bekennen uns 
dazu, daß wir Grundsätze haben. Grundsätz
lich bin ich dafür, daß es Ruhensbestimmungen 
gibt." 

Das sagt Dr. Schwimmer am 1 5. Dezember 
191 1  für die OVP. 

Wie lange halten Ihre Grundsätze, meine 
Damen und Herren? Wo kann man noch von 
einer Geradlinigkeit in der Sozialpolitik 
sprechen? Das ist doch ein Zickzackkurs, 
den Sie der Offentlichkeit darbieten. Mit 
Effekthascherei und Grundsatzlosigkeit in der 
Sozialpolitik kann man das Gebäude der 
österreichischen Sozialversicherung in keiner 
Weise untermauern. 

Wenn Sie selbst noch vor wenigen Wochen 
sagten, Ihr Grundsatz sei es, daß es Ruhens
bestimmungen gibt, und sich heute darüber 
hinwegsetzen, dann müssen Sie sich diese 
Kritik gefallen lassen, meine Damen und 
Herren! (Abg. Dr. S c  h w i m  m e  r: Sie haben 
vorhin nicht zugehört, Kollege Schranz!) 

Wir sagen Ihnen nochmals : Es geht darum, 
mit den zur Verfügung stehenden Mitteln der 
Sozialversicherung - das sagt schon der 
Name - in erster Linie den sozial Bedürftig
sten zu helfen. Wir werden beim Grenzbetrag 
für die Witwen, bei den Ausgleichszulagen 
und bei der Gewährung zusätzlicher Steige
rungsbeträge in absehbarer Zeit darüber zu 
sprechen haben. Zu einer solchen, zu einer 
sozialen Sozialpolitik steht die SPO im Gegen
satz zu Ihnen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident (den Vorsitz übernehmend) : Der 
nächste Redner ist der Herr Abgeordnete Dok
tor Schwimmer. 

Abgeordneter Dr. Sdlwimmer (OVP) : Hohes 
Haus ! Wir haben jetzt den seltenen Fall erlebt, 
daß sich ein Schranz an die Seite des Brundage 
stellt. 

Dessenungeachtet möchte ich dem Kollegen 
Dr. Schranz gratulieren. Er hat heute ein 
Jubiläum gefeiert und hat jetzt zum dritten 
Mal aus dem Mock-Buch zitiert. Ich beglück
wünsche ihn zu seiner guten Lieblingslektüre. 

In diesem Buch ist aber nicht nur von 
Ruhensbestimmungen die Rede, sondern auch 
von anderen guten sozialpolitischen Vorschlä
gen, die Kollege Dr. Sdlranz vielleicht auf
nehmen könnte. (Beifall bei der OVP.) 

Ich schäme mich gar nicht zuzugeben, daß 
ich damals noch engherziger gedadlt habe als 
heute. (Beifall bei der OVP. - Heiterkeit 
bei der SPO.) Dr. Schranz liest zwar zum 
dritten Mal aus dem Mock-Buch vor, eine 
Passage bringt er aber nie, wo es nämlich 
heißt: 

"Man kann erfahrungsgemäß feststellen, daß 
dieselben Sozialpolitiker, die unter der Fahne 
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des Versicherungsprinzips gegen die Umwand·· 
lung von neutralen Zeiten, wie Krankenstand 
und Karenzurlaub, in Ersatzzeiten der Pen
sionsversicherung auftraten, die Ruhens
bestimmungen mit dem Schlachtruf des Um
lageverfahrens in der Sozialversicherung ver
teidigen. Die Gegner der Ruhensbestimmun
gen, etwa in Pensionistenverbänden, werden 
in ihrer Argumentation gegen den ihnen ver
haßten § 94 ASVG zu den fanatischesten An
hängern des Versicherungsprinzips, das ihnen 
aber dann völlig gleichgültig wird, wenn es 
ihnen einfach um quantitative Mehrleistungen 
geht, für die kein versicherungstechnisches 
Argument herhalten kann. Diesen Vorwurf 
kann man hüben und drüben anbringen, es 
ändern sich nur je nach Position die Schlag
wörter." 

Daraus können Sie erkennen, daß ich schon 
damals, wo ich, wie ich selbst zugebe, noch 
engherziger gedacht habe, gegen eine dogma
tische Sicht der Ruhensbestimmungen aufge
treten bin, sondern dafür, daß man diese Pro
bleme pragmatisch löst. 

Wenn Sie weiter lesen: 

"Wer daher neue Wege in der Sozialpolitik 
beschreiten will, wird gut daran tun, die 
Weideplätze der heiligen Kühe vorerst zu 
meiden." 

Vielleicht habe ich mich selbst damals beim 
Verfassen dieses Beitrages zuwenig an den 
eigenen Rat gehalten. Das kann mir j etzt 
zum Vorwurf gemacht werden. 

Kollege Dr. Schranz hat den Abgeordneten 
Pansi als einen geradlinigen Mann verteidigt. 
Ich muß zugeben, der Herr Abgeordnete Pansi 
war in dieser Frage immer ein treuer Anhän
ger des Herrn Sozialministers. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Schranz, der 
anderen angebliche Bocksprünge vorwirft, war 
es aber nicht immer. 

Der Herr Abgeordnete Pansi hat die En
quete aus dem Jahre 1967 zitiert. Ich habe 
nachgesehen, was der Verband der österreichi
schen Rentner und Pensionisten in seiner Ver
bandszeitschrift zu dieser Enquete geschrieben 
hat. Als ich das nachgelesen habe, habe ich 
auf der linken Seite der ersten Seite einen 
Artikel "Pensionistenforderungen" gefunden. 
Da steht: 

"Uber die Forderungen unserer Organisa
tion und über Fragen der Offentlichkeitsarbeit 
berichtete Verbandsvorstandsmitglied Doktor 
Edgar Schranz." 

" .  . .  besonders vordringlichen Punkte des 
Forderungsprogramms : Reform der Ruhens
bestimmungen" (Heiterkeit bei der OVP) -

aufpassen, Kollege Ulbrich, es kommt noch 
besser -, "deren Aufhebung in der Zeit der 

günstigen Wirtschaftslage und des Arbeits
kräftemangels gerechtfertigt ist . . . . .  (Heiter
keit bei der tJVP.) 

Da ist von den Grenzwerten gar keine Rede, 
Kollege Schranz. Wo sind jetzt die Bock
sprünge? Wer macht diese Bocksprünge? Ich 
habe meine Meinung geändert, aber ich habe 
meine Meinung zum Besseren geändert. Herr 
Dr. Schranz hat sie zum Schlechteren geändert. 
(Beifall bei der tJVP.) 

Bei einer derart dogmatischen Politik, wie 
sie die Sozialisten betreiben, machen wir nidlt 
mit. Die Betroffenen, die Bevölkerung, hält 
nichts von einer dogmatischen Prinzipienreite
rei. Ob Grundbetrag hin oder her, ist den 
Betroffenen völlig egal. Ihnen geht es darum, 
daß neben einem Erwerbseinkommen ein Teil 
der Pension ruhend gestellt wird. 

Es ist ganz leicht nachzuweisen, daß das 
nichts kostet, wenn die Ruhensbestimmungen 
für die Alterspension und für die Witwen
pension aufgehoben werden. Dafür, daß es 
Ruhensbestimmungen gibt, sind wir nach wie 
vor. Die Zitate des Kollegen Dr. Schranz 
gehen ins Leere. Er hat vorhin nicht aufgepaßt. 
Bei der Berufsunfähigkeits-, der Invaliditäts
und der Erwerbsunfähigkeitspension sind wir 
nach wie vor für Ruhensbestimmungen, weil 
wir nicht dafür sind, einen Anreiz zu schaffen, 
auf Kosten der Gesundheit zu arbeiten. Dort 
sollen Ruhensbestimmungen bestehen. 

Wir sind aber dafür, daß sie bei den Wit
wen- und Alterspensionen aufgehoben wer
den. Dort kostet es nichts. Der Herr Vizekanz
ler hat zwar davon gesprochen, daß das mit 
der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung nicht 
stimme, weil nur der ruhende Grundbetrag als 
zusätzliches Einkommen in Betracht komme. 

Wenn aber die Ruhensbestimmungen aufge
hoben werden, werden soundso viele, die 
heute schon eine Pension beziehen und von 
den Ruhensbestimmungen abgeschreckt wer
den, ins Erwerbsleben eintreten. Einige 
wenige Tausend genügen, um durch ihre Pen
sionsversicherungsbeiträge und ihre zusätz
lichen Lohnsteuerzahlungen aus dem Erwerbs
einkommen den Entfall der zirka 150 Mil
lionen Schilling, die die Aufhebung kostet, 
wieder wettzumachen. Ungefähr 6000 bis 7000 
müßten zusätzlich arbeiten, wenn die Ruhens
bestimmungen weggefallen sind, damit dieser 
Betrag hereinkommt. Das ist ohne weiteres 
möglich, das liegt im Bereich des Möglichen. 
Und wenn vielleicht 15 Millionen Schilling 
nicht hereingebracht werden - ich erinnere 
mich sehr gut daran, als der Herr Vizekanzler 
bei der dringlichen Anfrage erklärt hat, die 
15 Millionen Schilling, die ihm die 27. Novelle 
bringt, fallen in den Bereich der Fehlerquelle, 
die spielen in der Sozialversicherung über-
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haupt keine Rolle. Und da sollen ein p aar 
Millionen jetzt auf einmal eine Rolle spielen, 
weil der Herr Vizekanzler damit seinen 
dogmatischen Standpunkt verteidigen kann! 

Noch ein kurzes Wort zur Enquete am 
Dienstag. (Abg. T r e i e  h 1: Das war keine 
Enquete!) Lesen Sie im "Rentner und Pensio
nisten" vom Oktober 1 966 auf derselben Seite 
nach !  Damals, als die Enquete eine Lockerung 
der Ruhensbestimmungen erbrachte, also ein 
fruchtbares Ergebnis hatte - die Ruhens
bestimmungen wurden gelockert -, schrieb 
der Verband der österreichischen Rentner und 
Pensionisten : "So unergiebig wie das Horn
berger Schießen ist die so wortreich ange
kündigte Enquete des Sozialministeriums 
ausgegangen. '  . 

NUll, was war dann diese Enquete am 
Dienstag, wo wir doch nur eine dogmatische 
Belehrung über den Standpunkt des Herrn 
Vizekanzlers gehört haben? (Abg. T r e i e h I :  
Das war keine Enquete! Das haben wir schon 
zehnmal gesagtf) Vorschläge, etwa über die 
Frühpension zu reden, oder Vorschläge mit 
dem sukzessiven Ubergang in die Pension 
von Dr. Hauser, die der Kollege Dr. Schranz 
aufgegriffen hat, haben wir von seiten des 
Ministers am Dienstag nicht gehört. Wir sind 
dort wie Schul buben behandelt worden, denen 
man erklären muß, warum es Ruhensbestim
mungen geben muß. Dann diskutieren wir 
über diesen Standpunkt nicht sehr eingehend, 
das kann von uns niemand verlangen. 

Meine Damen und Herren ! Ich darf bereits 

falls gerechtfertigt, ein Arbeiten zu ermög
lichen. Es geht dabei nicht in erster Linie um 
das Weiterarbeiten im selben Betrieb. 

Die Zahlen der 26. Novelle sind wirklich 
nicht repräsentativ für die Zahl der 5000 
ruhenden Alterspensionen, dort schaut die 
Situation ganz anders aus. Wenn mir der 
Sozialminister hier vorrechnet: ein Erwerbs
einkommen von 8000 S, Steigerungsbetrag von 
4000 S und Grundbetrag von 2400 S und wenn 
j emand weiterarbeitet, dann ruhen ohnehin 
nur die 2400 S, so sage ich: Wenn er aber 
nicht weiter voll arbeitet, sondern einer Halb
tagsbeschäftigung nachgeht, also die Hälfte 
verdient, ruhen immer noch 1 300 S, und das 
kann sozialmedizinisch nicht gerechtfertigt 
sein. 

Ich appelliere daher an Sie : Verlassen Sie 
auch den dogmatischen Standpunkt und ent
schließen Sie sich dazu, die Ruhensbestim
mungen für Alters- und Witwenpensionen 
aufzuheben. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Im Sinne des gestellten Antrages nehme ich, 
falls kein Widerspruch erhoben wird, die 
sofortige Zuweisung des Antrages 9/ A an den 
Ausschuß für soziale Verwaltung vor. -
Widerspruch wird nicht erhoben. 

Der Antrag 9/ A ist somit dem Ausschuß für 
soziale Verwaltung z u g  e w i e  s e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

zusammenfassen. Wir machen bei dieser Dringliche Anfrage der Abgeordneten Doktor 
dogmatischen Sozialpolitik, der dogmatischen Koren und Genossen an den Bundesminister 
Prinzipienreiterei des Herrn Sozialministers für Finanzen betreffend Lohn- und Einkom
nicht mit. Wir haben heute bewiesen : Man mensteuerreform beziehungsweise Progres-
kann die Ruhensbestimmungen für Witwen- sionsmilderung 
und Alterspensionen aufheben, das kostet Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Be-
praktisch nichts. Es ist sinnvoll, die Ruhens- handlung der dringlichen Anfrage. 
bestimmungen für Witwen- und Alterspen-

Ich bitte zunächst den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Leitner, die Anfrage 
zu verlesen. 

sionen aufzuheben. Der überwiegendste Teil 
der Betroffenen sind Witwen, nämlich drei 
Viertel, und dort geht es um kleine Pensio
nen, um Pensionen, wo der Grundbetrag im 
Durchschnitt 500 S ausmacht - das können 

Schriftführer Dipl .-Ing. Dr. Leitner: Dring
liche Anfrage der Abgeordneten Dr. Koren 

Sie nachrechnen - und die Steigerungs beträge und Genossen an den Bundesminister für 
300 bis 400 S. Und diese 300 bis 400 S werden Finanzen betreffend Lohn- und Einkommen-
ausbezahlt. 

Ein SPO-Experte, Generaldirektor Kolouch, 
hat am 15. Juni in der "AZ" vorgerechnet, daß 
das dazu führt, daß einer Witwe, die eine 
kleine Pension und ein Erwerbseinkommen 
hat, die 60prozentige Witwenversorgung nicht 
gegeben wird. Es ist daher dort sozial gerecht
fertigt, die Ruhensbestimmungen aufzuheben. 
Und bei den nicht ganz 5000 Alterspensionen 
ist es aus sozialmedizinischen Gründen eben-

steuerreform beziehungsweise Progressions
milderung. 

Die österreichische Bevölkerung wird seit 
zwei Jahren SPO-Regierung von der größten 
Inflation seit 1 952 - die Geldverdünnung 
beträgt mehr als 9 Prozent - heimgesucht, 
die zu einer nahezu unerträglichen Belastung 
für den Staatsbürger geführt hat. Der dadurch 
verschärfte Druck. der Lohn- und Einkommen
steuerprogression auf den Steuerzahler bringt 
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es mit sich, daß bei Erhöhungen des Lohn
beziehungsweise Gehaltsbezuges auch schon 
im Falle von Durchschnittseinkommen 
empfindliche leistungsfeindliche Marginal
belastungen auftreten. 

Daher sah sich die OVP am 10. November 
197 1  veranlaßt, als Sofortmaßnahme eine Mil
derung der unzumutbaren Progression bei der 
Lohn- und der Einkommensteuer per 1 .  Jänner 
1972 zu verlangen. Dieser Antrag wurde aber 
unverständlicherweise von der SPO-Mehrheit 
abgelehnt, obwohl am 7. Bundeskongreß des 
OGB eine ähnliche Forderung aufgestellt 
wurde. 

Schließlich sah sich der Herr Bundesminister 
für Finanzen zwar verspätet, aber nun doch 
zu Beginn des Jahres 1972 gezwungen, in 
Verhandlungen mit dem OGB einzutreten, 
wobei laut Pressemeldungen eine sogenannte 
"Lohnsteuervorauszahlung" von 200 S am Jah
resende sowie eine Änderung des Einkom
mensteuersystems besprochen wurde. 

wird, Konturen vorzutäuschen, die dann nicht 
zutreffen, so besteht der begründete Verdacht, 
daß sich der Finanzminister unter dem Vor
wand einer "Tarifentzerrung", die durch den 
Wegfall von Begünstigungen entstehen soll, 
Mehreinnahmen verschaffen oder eine nen
nenswerte Entlastung des gesamten Steuer
volumens verhindern will. 

Da die derzeitige Progression vielfach zu 
einem Verzicht auf mehr Leistung führt, muß 
der Steuertarif so gestaltet sein, daß der An
reiz zu Mehrverdienst nicht genommen und 
die Investitionsfreudigkeit unserer Wirtschaft 
im Hinblick. auf die konjunkturelle Situation 
nicht beeinträchtigt wird. 

Diese mangelnde Transparenz auf steuer
lichem Sektor soll die Offentlichkeit einmal 
mehr von der wirtschaftspolitischen Unsicher
heit dieser Bundesregierung ablenken. G ags 
ersetzen aber auf die Dauer keineswegs eine 
erfolgreiche Wirtschaftspolitik. 

Aus all diesen Gründen richten die unter-

Ohne daß im Bundesministerium für Finan- fertigten Abgeordneten an den Bundesminister 

zen ein Gesamtkonzept vorhanden zu sein für Finanzen folgende 

scheint, werden seit Wochen Details der Ein- A n f r a  g e :  
kommensteuerreform durch Zeitungen gezielt 
in die Offentlidlkeit gebracht. So sollen das 
steuerliche Existenzminimum, die Kinderfrei
beträge und der Alleinverdienerfreibetrag 
abgeschafft und durch fixe Abzugsbeträge von 
der Steuerschuld ersetzt werden. Weiters wird 
in den Massenmedien von einer Installierung 
des Prämiensystems für Bausparkassen
beiträge und von der Einführung der Indivi
dualbesteuerung gesprochen, wobei auch der 
Abzugsbetrag für die mittätige Ehegattin ent
fallen soll. 

Alle diese Detailmaßnahmen, Ankündigun
gen und Andeutungen haben, aus dem Zusam
menhang gerissen, keine Aussagekraft und 
tragen viel eher zur Unsicherheit in allen 
Bereichen bei, ganz abgesehen davon, daß 
von der vielzitierten Transparenz überhaupt 
nichts mehr übrigbleibt. Daran ändert auch 
nichts die Tatsache, daß der Finanzminister 
vorgestern im Verbändekomitee jene Vorstel
lungen, die er vor etwa einem Jahr an der 
Hochschule in Linz vorgetragen hat, als ein 
solches Gesamtkonzept bezeichnet, weil aka
demische Diskussionsgrundlagen nur beding
ten Offentlichkeitscharakter besitzen. Den 
wesentlichen Fragen kann auf diese Weise 
immer wieder ausgewichen werden. 

1. Welche Vorausleistungen haben Sie dem 
OGB-Präsidenten anläßlich der Verhandlungen 
am 18 .  Jänner 1972 zugesagt und wann werden 
Sie dem Nationalrat eine Regierungsvorlage 
zum Einkommensteuergesetz vorlegen, die 
noch 1972 eine Milderung der Steuerprogres
sion vorsieht? 

2. Wie hoch sind die Kosten, die durch die 
vom Finanzminister zugesagten Vorauslei
stungen im Jahre 1 972 dem Bund erwachsen 
werden? 

3. Welche Gründe bewogen Sie, der Offent
lichkeit bisher Ihr einkommens- und lohn
steuerpolitisches Konzept vorzuenthalten, 
obwohl bereits in der Regierungserklärung 
1970 eine umfassende Steuerreform angekün
digt wurde und seither die steuerliche Bela
stung der Einkommensbezieher auf Grund der 
inflationären Entwicklung immer drückender 
wurde? 

4. In welchen Einkommensbereichen werden 
Sie im Zuge der "großen Reform" eine echte 
Senkung des Steuertarifes vorschlagen? 

5.  Wann und wem haben Sie Auftrag gege
ben, mit konkreten Arbeiten für eine "große 
Reform" - inklusive der Durchrechnung alter
nativer Progressionssätze - der Lohn- und 
Einkommensteuer zu beginnen? Der Schwerpunkt und Beginn j eder Steuer

reform muß in einer Tarifsenkung liegen, um 
bisher entstandene Inflationsverluste wieder 

6. Werden Sie eine Trennung des Lohn- und 
Einkommensteuertarifes vornehmen? 

wettzumachen. Wenn nun in diesem wesent-
lichen Punkt keine verbindliche Aussage ge
macht und durch gezielte Indiskretion versucht 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 13 der Geschäftsordnung des 

1 23 
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Nationalrates dringlich zu behandeln und dem 
Erstunterzeichner Gelegenheit zur Begründung 
zu geben. 

Präsident: Ich erteile nunmehr dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Koren als erstem Anfrage
steller zur Begründung der Anfrage gemäß 
§ 73 der Geschäftsordnung das Wort. 

Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Das Pro
blem, mit dem wir uns in der heutigen Anfrage 
beschäftigen wollen, ist nicht plötzlich ent
standen und ist auch keinesfalls neu. Wenn 
wir es heute dennoch als dringliche Anfrage 
hier zur Behandlung stellen, dann deshalb, 
weil es unserer Auffassung nach höchste Zeit 
ist, daß sich das Parlament Klarheit über die 
steuerpolitischen Absichten des Finanzmini
sters verschafft. Wir halten diese Anfrage 
deshalb für dringend und notwendig, weil die 
österreichische Bevölkerung seit zwei Jahren 
mit voller Wucht von Inflation und dem da
durch würgend verschärften Druck der Ein
kommensteuerprogression getroffen wird, 
einem Druck, der noch nie so stark gewesen 
ist wie in dieser Zeit. (Beifall bei der OVP.) 

Und wir halten diese Anfrage deshalb für 
notwendig, weil diese Regierung in den letz
ten Wochen mehr und mehr dazu übergegan
gen ist, von den wirklichen Problemen abzu
lenken - abzulenken von der Tatsache, daß 
beträchtliche Teile der österreichischen Bevöl

sind, wie etwa bei der Mineralölsteuer. Wir 
haben Steuerarten, bei denen die Steuerbela
stung im Ausmaß der Inflationsentwicklung 
proportional mitgeht, wie etwa bei der 
Umsatzsteuer, bei der Tabaksteuer oder bei 
den Abgaben zum Kinderbeihilfenfonds, um 
nur ein paar Beispiele zu nennen. Und es 
gibt nur eine einzige Steuer, bei der die 
zusätzliche und verstärkte Inflation eine dop
pelt verschärfende Wirkung ausübt, nämlich 
die Lohn- und Einkommensteuer, weil dort 
schon ein relativ geringfügiges, umsomehr 
aber ein stärkeres Steigen der Preise Men
smen in Progressionsstufen hineintreibt, für 
die diese Progression niemals gedacht worden 
ist. Sie werden das selbst sehr leicht beurtei
len können, wenn Sie nur ein paar Jahre 
zurückdenken und sich einen Lohnzettel von 
damals anschauen. Vielleicht darf ich das Pro
blem an Hand eines Vergleiches der letzten 
beiden Jahre mit den vier Jahren vorher klar
stellen. 

In den Jahren 1971  und 1972 wird aller 
Voraussicht nach insgesamt das Bruttonatio
nalprodukt nominell, also einschließlim der 
Preissteigerungen, um etwas über 20 Prozent 
zunehmenj das reale Bruttonationalprodukt 
um knapp weniger als die Hälfte. In der glei
chen Zeit erwartet der Finanzminister - Vor
jahr und heuer - eine rund 40prozentige 
Zunahme der Lohn- und Einkommensteuerj 
also mit dem vierfachen Satz, der der realen 
Einkommensentwicklung entspricht. 

kerung durch die Inflation und die zuneh- Ich darf Vergleichszahlen für die Jahre von 
mende Progression zusammen echte Verluste 1966 bis 1969 nennen: Eine nominelle Ent
an Realeinkommen und Lebensstandard erle i- wicklung des Bruttonationalprodukts von 
den, und abzulenken davon, daß sie soziale 31 Prozent, real von 19 Prozent für vier Jahre, 
Gruppen gegeneinander ausspielt, damit echte und in dieser gleichen Zeit ebenfalls eine 

. gesellschaftspolitische Fragen scheinbar in die 40prozentige Zunahme der Lohn- und Ein
Diskussion wirft, um dar an die Gemüter sich kommensteuer. Der Unterschied ist nur der, 
entzünden zu lassen, bis schließlich der echte daß sich diese 40 Prozent auf das Wachstum 
Anlaß und das wirkliche Problem in der von vier Jahren bei einer realen Entwicklung, 
"Reformdiskussion über Teilprobleme" unter- die doppelt so hoch war wie in diesen zwei 
geht und unbeachtet bleibt. Seien Sie ver- Jahren, bezieht. 
sichert : Wir werden das echte Anliegen, um 
das es geht, nicht untergehen lassen ! 

Der Schluß daraus, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist der, daß in diesen 

Erlauben Sie mir, meine Damen und Herren, zwei Jahren - 197 1  und 1 972 - weit härtere 
zuerst ein paar Sachbemerkungen voranzu- Belastungen auf die österreichische Bevölke
stellen. rung zugekommen sind als in den vier Jahren 

Das Hauptproblem, vor dem wir heute 
stehen, wird durch die zunehmende und seit 
mehr als zwei Jahren anhaltende überdurch
schnittlime Inflationsrate ausgelöst, die sich 
auf das Steuersystem sehr verschiedenartig 
auswirkt, je nachdem, wie dieses konstruiert 
ist. Wir haben Teile des Steuersystems wie 
etwa die Verbrauchsteuern, bei denen die 
Inflation eher steuerentlastend wirkt, weil die 
Steuers ätze in absoluten Beträgen festgesetzt 

vorher. Im möchte Ihnen nur ganz am Rande 
auch dazu ein paar Zahlen nennen, an Hand 
eines Beispiels, das ich durchgerechnet habe. 

Was kostet den Durchschnittsverdiener die 
Belastung dieser zwei Jahre? Wenn ich anneh
men darf, daß dessen Einkommen der Einfach
heit halber 1970 bei 5000 S, dann bei 5500 S 
und 1972 bei 6000 S liegen möge, dann beträgt 
im vergangenen Jahr der Inflationsverlust an 
Realeinkommen für den Betreffenden nicht 
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ganz 4000 S und im heurigen Jahr aller Vor
aussicht nam 8400 S gegenüber dem Jahr 1970. 
Seine Steuerbelastung ist dagegen, je nach 
Steuergruppe, zwischen 20 bis 35 Prozent 
höher. Und das Bruttomehr, das der Betref
fende bekommen hat - im Vorjahr im 
Gesamt jahr 7000 S, heuer würden es 14 .000 S 
gegenüber 1970 sein -, wird im ungünstigsten 
Fall fast auf Null reduziert, und in einem gün
stigen Fall bleibt ihm, wenn er Glück hat, 
nom ein Viertel übrig. Das heißt, meine Damen 
und Herren, daß wir in der Periode der gering
sten Realeinkommenssteigerung seit langem 
und für viele stehen. 

Das Ergebnis aus dieser Uberlegung ist nicht 
schwer abzuleiten. Wir befinden uns heute in 
einer wirtschaftlichen Lage, in der alle Pro
bleme, die seit zwei Jahren von dieser Regie
rung fortgewälzt, zerredet oder weggemeint 
worden sind, deutlicher hervortreten, aber 
viel schwerer zu lösen sein werden als nom 
vor geraumer Zeit. Ich braume nicht ins 
Detail zu gehen, sondern nur zu erwähnen: 
die Abschwächung der internationalen Kon
junktur, die regionalen und sektoralen wirt
schaftlichen Schwierigkeiten, die sinkende 
Ertragslage in der Wirtschaft, die geringer 
werdende Investitionsneigung und bedauer
licherweise eine wieder zunehmende Verun
sicherung im Weltwährungssystem. 

Aber ich glaube dennoch, daß das Haupt
problem, vor dem wir in dieser Abschwä
chungssituation stehen, der anhaltende und 
ungebrochene Preisauftrieb ist. Ich darf daran 
erinnern, daß Sie seit mehr als einem Jahr 
unsere Vorschläge, die wir zur Stabilisierungs
politik gemacht haben, die wir weiter im ver
gangenen Herbst gemacht haben, zuerst das 
Stabilisierungspaket, dann den Vorschlag, die 
Voraussetzungen für ein great bargain zu 
schaffen, beantwortet haben mit einem glatten 
Nein, beantwortet haben mit dem Poker um 
die Preisgesetze am Jahresende und jetzt mit 
dem neuen Schaum aus Arbeitsgruppen des 
Ministerrates, die sich mit Problemen beschäf
tigen sollen. 

Die Notenbank und die vielen Wirtschafts
fachleute - wenn Sie schon auf die Opposi
tion nicht hören wollen - haben seit Monaten 
auf diesen Zusammenhang hingewiesen, auf 
den Zusammenhang, der zwischen der Infla
tion und der Konjunkturentwicklung, der 
Lohnpolitik und der Steuerbelastung besteht. 

Deshalb auch, meine Damen und Herren, 
haben wir im vergangenen Spätherbst die 
Forderung nach einer essentiellen Steuer sen
kung für das Jahr 1972 erhoben, weil wir die 
Inflationsproblematik unseres Steuersystems 
im Auge gehabt haben, weil wir gesehen 

haben, daß eine zielführende Einkommens
entwicklung heuer und im nächsten Jahr nur 
denkbar ist, wenn alle zusammenwirken, um 
die Voraussetzungen für eine vernünftige 
Politik zu schaffen. 

Der Herr Finanzminister hat sich damals 
über diese Vorschläge lustig gemacht, hat sie 
als kabarettistisch bezeichnet und hat im 
Finanzausschuß nicht einmal darüber disku
tiert, sondern sie glatt abgelehnt, und statt 
dessen stand die österreichische Bevölkerung 
in der Folge vor einer rückgestauten Preis
lawine im öffentlichen Sektor, vor der Tat
same von Preis- und Tariferhöhungen im 
öffentlichen Sektor, die allein in den letzten 
zwei Monaten rund 1 ,5 Milliarden Smilling 
ausgemamt haben. 

In der Folge hat sich dann offenbar die 
Meinung etwas geändert, und es begann doch 
das Gespräm über eine "Steuerreform" in 
Gänsefüßchen. Es ist ganz nett, die Genesis 
dieser Entwicklung ein wenig zu verfolgen. 

Zuerst war sowohl der Finanzminister als 
aum der Bundeskanzler dagegen. Es sei 
unmöglim, nidlt verkraftbar, eine Entlastung 
sei, wenn überhaupt, frühestens 1973 möglim; 
wobei im nur nebenbei die Frage stellen 
möchte : Wieso eigentlich? Wird dann das Bud
get besser? Soviel ich weiß, eher schlemter. 

In den weiteren Wochen begann dann der 
politische Kreisverkehr zwischen dem Finanz
minister, dem Bundeskanzler und dem Gewerk
schaftsbund, der sich allmählich aufweichte 
und zum Schluß mit dem Ergebnis einer unter
schwellig verlautbarten Einigung endete, 
wobei wir aber heute noCh. nicht wissen, was 
wirklim herausgekommen ist. 

Stimmt die Nachricht, Herr Finanzminister, 
von den 200 S, die in allen Zeitungen zu lesen 
war, die vom Christkind als InflationsrabaU 
dieser Regierung anstelle der rund 4000 S, die 
die einzelnen Durchschnittsverdiener durch die 
Inflation verloren haben, gegeben werden sol
len? Oder gelten diese 400 Millionen bis 
500 Millionen Schilling, die diese Maßnahme 
im ganzen ausmachen kann, als Skonto auf 
die 5 Milliarden Schilling, die Sie an Mehr
einnahmen bei der Lohn- und Einkommen
steuer für das heurige Jahr erwarten? Oder 
gilt das als eine Teilrückzahlung für die drei
viertel Milliarde Schilling, die Sie bei den 
Zigarettenpreisen geholt haben oder - nom 
etwas mehr - bei den Tarifen der öffentlichen 
Unternehmungen? 

Und eine Frage: Soll mit einer Gesamt
summe, die etwa einem viertel Prozent oder 
genauer 2 ,5 Promille der Lohn- und Gehalts
summe in Osterreich entsprimt, vielleicht 
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wirklich ein big bargain ermöglicht werden? -
Ich fürchte, das kann nicht einmal ein mini
bargain werden l 

Steuerprogression der letzten beiden Jahre 
schlagen wird! 

Nur ein paar Zipfelchen des undurchsichti
Meine Damen und Herren! Ich will doch gen Schleiers sind bisher scheinbar wegge

festhalten, daß bei annähernd 9 Milliarden zogen worden, wie etwa die Diskussion um 
Schilling steuerlicher Gesamtmehrbelastung, eine Neuordnung der Kinderermäßigung 
die für 1972 erwartet wird, bei 5 Prozent oder über das Bausparen. Weil Sie hier neue, 
Teuerung, bei allein 1 ,5 Milliarden Schilling andere Methoden vorgeschlagen haben, von 
zusätzlichen Belastungen, die Sie in den letz- denen Sie annehmen konnten, daß sie eine 
ten zwei Monaten b eschlossen haben, 400 Mil- lebhafte gesellschaftspolitische und familien
lionen oder 500 Millionen Schilling nicht ein- politische Diskussion auslösen werden, gibt 
mal als Gag bezeichnet werden können. Ich dies Stoff genug für die öffentliche Ausein
glaube, nicht einmal der Künstler, der den andersetzung über Unterschiede, über Vor
Eskimos Tiefkühltruhen andrehen kann, und Nachteile, über die Frage, für wen und 
könnte der österreichischen Bevölkerung diese wie hoch. Das bildet Fronten zwischen den 
Maßnahme . als eine Entlastungsmaßnahme Interessierten und erfüllt den ersten und, wie 
aufschwatzen. (Zustimmung bei der OVP. - ich glaube, den Hauptzwetk dieser Vorgangs
Abg. L a  n c: Das ist ein Disney-Land-Witz!) weise, den Zweck der Ablenkung von den 
Kommt jetzt die Lancsche Märchenstunde? - wirklichen Problemen der Steuerreform, näm
Nein. (Weitere Zwischenrufe bei deI SPO. - I lich der generell und für alle wirkenden Pro
Abg. DI. P I  a d e  r: Das ist alles ein IIWitZ" J) gression entgegenzutreten, den harten Druck 

Meine Herren von der sozialistischen Frak
tion ! Wenn Sie nun wirklich die Tatsache, daß 
die Mehreinnahmen an Lohn- und Einkom
mensteuer in einem Jahr fast ebensoviel aus
machen wie in vier Jahren OVP-Regierung, 
zum Lachen finden, dann gratuliere ich Ihnen I 
(Neuerliche Zustimmung bei der OVP.) 

In der Folge müssen aber offenbar dem 
Herrn Finanzminister Bedenken aufgestiegen 
sein, daß auch der beste Illusionist der Bevöl
kerung nicht sehr lang vortäuschen kann, daß 
ein Trinkgeld zu Weihnachten Ergebnis einer 
großartigen sozialistischen Politik sein 
könnte und daß 4000 S Kaufkraftverlust in 
einem Jahr für den Durchschnittsösterreicher 
eine Sache sei, über die man ruhig großzügig 
hinweggehen kann. (Abg. Dr. P r  a d e  I: Aber 
Witze machen!) 

der inflations bedingten Progressionsverschär
fung abzubauen. Durch ein solches Vorgehen 
wird weiter abgelenkt von der entscheidenden 
Frage, die am Beginn einer Steuerdiskussion 
einzig und allein stehen kann, nämlich von 
der Frage nach dem Umfang : Was soll, was 
kann, was darf eine solche Reform kosten? 
Auf diese Frage hat bisher noch niemand eine 
Antwort erhalten. 

Wir wissen heute nicht, ob Ihre Reform eine 
Entlastung für alle bringen soll, das heißt, ob 
die Progression ernstlich gemildert werden 
soll, die mit jeder Lohnerhöhung rasant zu
nimmt, oder ob diese Reform darin besteht, 
den Berg der Einkommensteuerlast ein wenig 
umzuschaufeln, das heißt letztlich, Ihr altes 
Motto "Die Reichen sollen zahlen" im neuen 
Gewande der "Gleichheit" wieder fröhliche Ur
ständ feiern zu lassen. 

Dieser Inflationsrabatt ist zu primitiv, um Meine Damen und Herren ! Der Herr Finanz-den Unmut der österreichi��en �evölk�ru�g minister hat am vergangenen Dienstag in nicht herauszuf�rdern und ube� die depnmle-
I einem Gespräch mit den Sozialpartnern die renden Ergebmsse Ihrer WIrtschafts- und gleiche Frage nämlich die Frage nach dem St�uerpo�itik hinwegzutäuschen. (�ustimmu�g beabsichtigten: Umfang und dem Inhalt der bel der OVP.) Desh�lb haben S!e wohl 

.. 
em geplanten Reform _ und das ist und bleibt neues und no� großeres IlluslOnsmanover die Kardinalfrage, die zu stellen ist -, ganz gestartet und m den letzten Wochen offen- bewußt nicht beantwortet. Er hat die NichtSichtlic� den Luftballon einer ,�groß�n Steuer- beantwortung nicht etwa begründet, sondern reform aufg�blase�. Jetzt w�rd

� 
hmter dem die Neugierigen damit abgetan, daß ef sie Berg

., 
von Gneßbrei von zweI J �hren Geld- auf seine Vorträge, insbesondere jenen an der verdunnung und extremer Inflabo�sprogres- Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissension der hoffnungsvolle Schemen emer ko�- schatten verwiesen hat. Dort seien seine menden "Reform" vorgezeichnet. Aber m�- steuerp�litischen Absichten hinreichend doku-mand, meine Damen und Herren, durfte bIS t '  t 

. , 11 R men ler . jetzt erfahren, wie diese gehelmrusvo e e- " ' 
form in Wahrheit aussehen soll , niemand Nun habe Ich dIesen und andere, gleIch-
durfte erfahren, wie groß sie sein soll, was artige Vorträge des �errn FiI�anzministers aus 
sie dem Osterreicher bringen soll, ob sie eine dem letzten Jahr pfhchtgemaß du�chgesehen, 
vernünftige Zäsur in die inflationsverstärkte aber dort außer einigen Widersprud1en, etwa 
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beim Lastenausgleich durch Transferzahlungen 
über den Familienlastenausgleichsfonds, 
eigentlich nichts gefunden, was auch nur ent
fernt Aufschluß geben könnte über die kon
kreten steuerpolitischen Absichten, die 1 973 
verwirklicht werden sollen. Nur eines ist mit 
Sicherheit auszuschließen : daß das, was offen
sichtlich beabsichtigt ist, eine große Reform 
sein könnte, weil dazu zweifellos die Zeit auch 
nicht im entferntesten ausreichen kann. 

Herr Finanzministe r !  Kommen Sie uns bitte 
nicht mit der Antwort, daß erst in Verhand
lungen mit den Sozialpartnern das gefunden 
werden müsse, was dann gemeinsame Vorstel
lung werden könne. Niemand bestreitet Ihr 
Recht und das Recht der Interessenvertretun-
gen, Meinungen und Forderungen zu vertre
ten und zu hören. Hier stehen jedoch die Inter
essen der gesamten österreid:t.ischen Bevölke
rung zur Debatte, und diese Bevölkerung will 
von Ihnen endlich hören, was ihr die "best
vorbereitete Regierung" , nachdem sie zwei 
Jahre Zeit zum weiteren Nachdenken hatte, 
nun endlich an Inflationsrabatt gnädigst zu 
gewähren geneigt ist l (Beifall bei der OVP.) 

Herr Finanzminister! In der gestrigen Frage
stunde sind Sie wieder allen konkreten Fragen 
mit peinlicher Sorgfalt ausgewichen, und als 
Ergebnis muß ich festhalten: Wir können von 
Ihnen beim besten Willen nicht erfahren, was 
die österreichische Bevölkerung in der zentra
len Frage dieser Zeit, nämlich bezüglich der Dieses Interesse ist umso größer, als Sie bis-

Frage einer Entlastung gegenüber dem her nicht die geringsten Bedenken hatten, 
dort, wo es um neue Lasten und neue Würgegriff der Inflation, von Ihnen steuer-

politisch zu erwarten hat. Und dieses beharr- Probleme geht, längst in aller Offenheit 

liche Schweigen angesichts einer bedrohlich die Karten auf den Tisch zu legen, etwa 

werdenden Situation, gekoppelt mit den Ver- I�re Vorstellungen zur Mehrw�rtsteuer. Sie 

nebelungs-, Verwirrungs- und Ablenkungs- he�e� vor. Wir haben dort �as harteste steuer

versuchen, läßt in meinen Augen nur zwei pohbs�e Problem, den großte?- Brocken der 

Erklärungen zu : Entweder, Herr Finanzmini- l�tzte� ",",O J�hr� vor uns, ��r mcht spur1�s an 

ster, wollen Sie die Osterreicher so lange an I aer ost�rrelC�lschen Bev.olkerung 
.
voruber

der Nase herumführen und in gezielt erzeug- gehen wud. �le habe� Tanf- und PreIs�orrek

ten Diskussionen über Teilfragen so ausgiebig luren schon m ausreIchendem Maße m aller 
Offenheit auf uns zukommen lassen. Sie haben verwirren, bis die Menschen in diesem Lande 

gar nicht mehr merken, wie sehr sie hinters weitere Erhöhungen bei alkoholischen Geträn-
ken und Tabakwaren ziemlich unverblümt in Licht geführt worden sind - mit anderen 

Worten, sie taktisieren, um möglichst unge
schoren davonzukommen -, oder aber Sie 
wissen selbst noch nicht, was Sie wollen, und 
können es deshalb auch nicht sagen, was 
durchaus dem Stil des "Treibenlassens", den 
die Regierung bisher in allen Wirtschaftsfra
gen für sich in Anspruch genommen hat, ent
sprechen würde. Ich persönlich glaube den
noch von Ihnen im konkreten Fall das erstere. 

Nehmen Sie aber bitte eines zur Kenntnis : 
daß nicht nur die Opposition in diesem Haus 
diese Taktik nicht zur Kenntnis nehmen wird, 
sondern daß auch eine wachsende Zahl von 
Osterreichern allmählich kein Verständnis 
mehr dafür haben wird, daß ihr diese Regie
rung zwar, ohne mit der Wimper zu zucken, 
durch eine ungehemmte, überdurchschnittliche 
Inflation, durch höhere Preise und Tarife, 
durch inflationsverstärkte Progression in aller 
Offenheit, in aller Deutlichkeit und in aller 
Klarheit den weitaus größten Teil des Wirt
schaftswachstums und Fortschritts abkassiert, 
dann aber, wenn es um eine halbwegs klare 
Antwort auf eine selbstverständliche Frage 
geht, nämlich um eine Antwort auf die Frage, 
welche Entlastung diesen Menschen heuer und 
nächstes Jahr gegeben werden kann, worauf 
sie hoffen können, mit einem Achselzucken 
und mit Ausflüchten reagiert. (Beifall bei der 
OVP.j 

Aussicht gestellt. Daß Sie, Herr Finanzmini
ster, etwa vorhaben könnten, die zum Jahres
ende auslaufenden Sondersteuern auch tat-
sächlich auslaufen zu lassen, wollen wir Ihnen 
gar nicht unterstellen. Nur die Frage, ob auch 
auf der Aktivseite der österreichischen Bevöl-
kerung etwas zu Buch schlagen wird, diese 
Frage läßt Sie in schamhaftes Schweigen fal
len. 

Ich habe schon an einer anderen Stelle zum 
Ausdruck gebracht, daß wir die steuerpoliti
schen Probleme, die heuer heranstehen und 
gelöst werden sollen, nicht isoliert sehen kön
nen, sondern daß sie eine praktisch unteilbare 
Einheit bilden, weil letztlich die gesamte 
Steuerlast zur Debatte steht und nicht einzelne 
Zipfelchen derselben. 

Und wenn Sie in einem Fall auf unsere 
Mitwirkung \Vert legen sollten, dann werden 
Sie uns auch Ihre Absichten auf anderen Ge
bieten -'- die wir in einem untrennbaren Zu
sammenhang sehen - zur Kenntnis bringen 
müssen. Denn es ist Ihre Aufgabe als Regie
rung, Ihre Vorstellungen von der Lösung von 
Problemen auf den Tisch zu legen. Denn Sie 
tragen dafür die Verantwortung! 

Dennoch möchte ich Sie, Herr Finanzmini
ster, und Ihre Fraktion nicht im unklaren 
darüber lassen, welche Mindestvoraussetzun-
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gen wir für eine lohn- und einkommensteuer
politische Entlastung - der Ausdruck "große 
Steuerreform" sCheint mir angesidlts der bis
herigen Haltung, die Sie an den Tag gelegt 
haben, wirklidl eine unzulässige Ubertreibung 
zu sein - für selbstverständlich erachten, ohne 
daß ich vor Ihnen selbst auf Detail- und Spe
zialfragen eingehen möChte. 

ICh glaube, daß wir einmal als eine Ent
lastung für das laufende Jahr mehr erwarten 
müssen als ein besdleidenes Skonto auf die 
rund 5 Milliarden Schilling Mehrbelastung, die 
den Einkommensempfängern über die Lohn
und Einkommensteuer in diesem Jahr, abge
sehen von allen anderen Belastungen, ins Haus 
steht. 1 912 erwartet der Finanzminister infla-

derbeihilfen aus dem Familienlastenausgleim 
entsprechend unseren Vorschlägen verbessert 
werden. Dazu bieten die laufenden Einnahmen
übersmüsse durChaus die Möglichkeit. 

Ich glaube weiter, daß spar- und vermögens
bildende Maßnahmen verbessert werden müs
sen. Falls eine Prämie für das Bausparen ein
geführt werden soll, muß die Wahlmöglich
keit zur Absetzbarkeit für den Steuerpflich
tigen erhalten bleiben. 

Ich glaube weiter, daß beim Ubergang zu 
einer getrennten Besteuerung der Ehegatten 
vor allem auf die alleinverdienenden Fami
lienerhalter in einem ausreichenden Maße 
Rücksicht genommen werden muß. Das kann 
meines Erachtens nur über einen verbesserten tionsverstärkte Mehreinnahmen - ich sagte 

es schon -, die in einem einzigen Jahr prak- Freibetrag geschehen. 

tisch fast ebenso hoch sind wie in den Jahren 
1 966 bis 1 969. 

Wir glauben ferner, daß die Steuerkorrek
tur für 1 973 ein eChter Beitrag zur Milderung 
der inflationsverstärkten Progression des 
Steuertarifs sein muß. Das heißt, daß diese 
Maßnahmen zumindest Ansätze zur Entzer
rung des Tarifes enthalten müssen. Sie, Herr 
Finanzminister, haben bisher nur Maßnahmen 
lanciert und verbreiten lassen, die eine wei
tere Verschärfung der Progressionswirkung, 
die Sie neuerdings ganz verschämt das "Aus
einanderklaffen von Durchschnitts- und Grenz
steuersatz" nennen, naCh sich ziehen. 

Ich glaube weiter, daß die Milderung der 
Progression nicht auf einen neuen Nivellie
rungsschritt hinauslaufen darf, das heißt, sich 
nur auf einen Teil ab schnitt des Tarifs 
beschränken darf. 

Ich glaube weiter, daß die Gestaltung des 
Tarifs im Gegenteil jenes Leistungsstreben 
wieder zu honorieren beginnen muß, das durdl 
den extrem steil gewordenen Tarif mehr und 
mehr gedämpft wird. 

Idl glaube weiter: Wir stehen durch Kon
junktur- und Ertragsrückgang in der Wirt
schaft vor neuen Investitionsproblemen, die 
durdl die investitions dämpfende Wirkung der 
Mehrwertsteuer - wir werden nodl über den 
hohen Investitionssteuersatz zu reden 
haben - nodl verschärft werden wird. Hier 
muß eine neue Vorsorge getroffen werden, 
wenn wir niCht das Wachstum der kommenden 
Jahre in Frage stellen wollen. 

ICh glaube weiter, daß die familienpoliti
schen Elemente der Lohn- und Einkommen
steuer in ihrer Wirkung nidlt gefährdet wer
den dürfen. Die Kinderfreibeträge sollen ver
bessert, aber nidlt abgeschafft werden. Als 
außersteuerlidle Maßnahme sollen die Kin-

Das waren nur ein paar Fragen, die wir 
voraus in die Diskussion werfen. 

Mit unseren Fragen aber, Herr Finanzmini
ster, wollen wir Ihnen heute Gelegenheit 
geben, Ihr bisheriges Schweigen zu beenden 
und endlich hier im Hohen Haus zu sagen, 
was Sie konkret vorhaben, mit welcher Ent
lastung die österreichische Bevölkerung heuer, 
in diesem Jahr, und im nächsten Jahr reChnen 
kann. Diese Bevölkerung hat ein Recht darauf, 
das zu erfahren! 

Solange Sie nicht selbst mit Zahlen und mit 
Fakten aufwarten, werden Sie den begründe
ten VerdaCht nicht entkräften können, daß Sie 
derzeit nur von den Problemen, die da sind, 
ablenken wollen, und daß Sie letzten Endes 
nur darauf aus sind, aus den steuerliChen 

Maßnahmen dieses Jahres per saldo nicht Ent
lastungen, sondern Belastungen zu erzeugen. 

Herr Finanzministerl Wir warten in dieser 
Frage auf Ihre Antwort. (Langanhaltender Bei
fall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Finanzen Doktor 
Androsch. Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsm: 
Hohes Hausl Herr Präsident l Zur Fra'ge 1 :  Am 
Dienstag, dem 1 8. Jänner habe ich sowohl 
mit dem Präsident,en des Osterreichischen 
Gewe-rkschaftsbundes, Nationalratspräsident 
Anton Benya, wi,e auch mit dem Präsidenten 
der Bundeswirtschaftskammer, Ing. Rudolf 
SaUinger, die grundsätzlichen Probleme einer 
Reform der Einkommensteuer und Lohnsteuer 
erörtert. Dabei smd :wir über Wunsch der 
bei den Präsidenten übereingekommen, daß 
eine Expertenkommission - !bestehend aus 
Vertretern des OGB, der Bundeswirtscha.fts
kammer, der Arbeiterkammer, der Landwirt-
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schaftskammer und des Bundesministeriums 
für ,Finanzen - eing,esetzt werden soll, die 
Vorschläg,e für eine �eform der Einkommen
und Lohnsteuer ab 1 .  Jänner 1973 ausarbeiten 
beziehungsweise in Uber,einstimmung br.ingen 
soll . 

Diese Kommission hat bereits am Di,enstag, 
dem 1 .  Feber, ihre Beratungen aufgenommen. 

In der Kommission wird auch die Frage 
einer Vorleistung des Bundes auf die Reform 
für 1972 geprüft werden. 

Diese Vorleistung soll nicht zuletzt im 
Blickwinkel der Stabilitätsbemühungen, wie 
sie im ver,gangenen Monat auf monetärer 
Seite durch einen Akkord von Notenbank, 
Kreditwirtschaft und BundesmiIl!isterium für 
Finanzen ihren Niederschlag fanden, stehen, 
um den Wirtschaftspartnern in diesem Bereich 
ein möglichst gesamtwirtschaftlich orientiertes 
Verhalten zu ermöglichen. 

Mit RüCksicht auf das erforderliche Begut
achtungsverfaJhren wird die Regierungsvorlage 
zur Reform des Einkommensteuer- beziehungs
weise Lohnsteuergesetzes dem NaHonalrat im 
Herbst die'ses Jahres vor,gelegt werden kön
nen. Für die Regelung der Vorleistung müßte 
dem Nationalrat allerdings gesondert e.in 
Gesetz'entwurf vor dem Sommer zugehen. 

Zur Frage 2 :  Die Steueflkommission der 
Wlirtschaftspartner tritt zu ihrer nächsten 
Sitzung am 18.  Feber zusammen, für die auch 
die BundesiWirtschaftskammer und die Land
wirtschaftskammer die Vorlage ihrer steuer
polit.isch'en Wünsche und Grundsätz,e ange
kündigt haben. Erst nach Abschluß der Bera
tungen über die Lohn- und Einkommensteuer
r·eJorm 1973 wird über das Ausmaß und den 
Umf.ang der Vorleistung beraten werden kön
nen, weH dann auch zu diesem Zeitpun/kt die 
EinnahmenentwiCklung für das laufende Jalhr 
und die revidierte Budg,etprognose für die 
kommenden Jahre vorliegen w.ir-d. Erst dann 
werden die Kosten dieser Vorleistung beziffert 
werden können. 

Um dem Hohen Haus eine Orientierungs
größe zu g·eben, darf üh mitteilen, daß 100 S 
Steuerverzicht pro St,euerpflichtigen einen 
Einnahmenentfall von 350 bis 400 Millionen 
Schilling hedeuten würde, das heißt, das 
würde defiziter'hö'hend und damit nachfrage
stärkend und damit natürlich auch inflations
stärkend wirken. 

Zur Frage 3: In der Re-gierungser1k.lärung 
vom 27 . April 1970 heißt es zur Frage der 
Steuerreform : 

"Die Bundesregierung ist entschlossen, in 
dieser Gesetzgebungsperiode eine grund
legende Reform des Steuersystems vorzu
nelhmen. Diese SteueneJorm" (Zwischenrufe 

bei der OVP - Abg. M i t t e l  e r: Wo bleibt 
die Antwort? - Gegenrufe bei der SPO -
der P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen) 
"wird die Beziehungen vwischen Steuer- und 
Ausgabenstruktur des Bunde-shaushaUes be
rücksichUgen, leistungsfördernd und sozial 
g,erecht sein, zur Erreichung wirtschaftspoliti

scher Ziele eingesetzt wer,den 'können und 
einen Beitrag zur Verwaltungsvereinf,achung 
darstellen. ' . 

Diese Bundesreg,ierung hat in ihr'er Regie
rungserklärung vom 5. November 197 1  fest
gehalten : 

"Gesunde Staatsfinanzen setzen eine ent
sprechende Steuer- und Tarifpolitik vor,aus. 
Unser ge,genwärUges, historisch gewachsenes 
Ste-uersystem entspricht keineswegs mehr den 
heutig,en Anforderung,en. Daher soll es zu 
einer schrittweisen Neuordnung des Steuer
systems kommen. 

Wir sind uns der damit verbundenen 
Schwieri'gkeiten durchaus bewußt, d·ennoch 
aber an diese Aufgabe herangetreten und 
haben mit der Fertigstellung des sogenannten 
M,ehrwertsteuergesetzes, eines modernen Sy
stems der Umsatzbesteuerung, einen ersten 
großen Schritt getan. 

Wir haben uns nicht gescheut, mit aller 
Deutlidlkeit, ,im Bewußtsein uns·erer Verant
wortung, vor dem 10. Oktober auszusprechen, 
daß an eine V,erminderung oder den We,gfall 
von Steuern, will man sidl n.icht grober Täu
schung sdmldi'g mach,en, nicht zu denk·en ist. 
Das sdlließt natürlich nicht aus, daß es von 
Zeit zu Zeit zu 'einer Mild,erung der Lohn
und Einkommensteuerprogression /kommt. Es 
werden daher so bald wie möglich mit dem 
Osterreidlischen Gewerkschaftsbund die dafür 
notwendigen Verhandlungen aufgenommen 
werden. Dabei wird es uns,er Zi'el sein, nicht 
nur eine Aug,enblicksl'ösung herbeizuführen . 
Für eine solche Lösung, die sowohl die Tarif
seite wie die Reform der Eheg,attenbesteue
rung und eine Re,ihe von Ver,einfachungs
maßnahmen beinhalten soll, bietet sich der 
1 .  Jänner 1973 an." 

Ich habe meine grundsätzlichen steuerpoli
tischen Vorstellungen der Offentlichkeit 'be
reits mehrfach in ausführlichen Referaten dar
,gelegt. Außerdem habe ich mit RüCksicht dar
auf, daß ich bei meinem Amtsantritt keine 
konkreten Vorarbeiten für eine Steuerreform 
vorgefunden habe - ich darf nur d.aran er
innem, daß es nicht einmal noch einen Ent
wurf für e;in Mehrwertsteuergesetz zu diesem 
Zeitpunkt gegeben hat, wie eine Anfrage
beantwortung meines Amtsv-or·gängers (Abg. 
Anton S c  h 1 a g e r: 1 400 Experten habt ihr 
gehabtl) bei den Budgetberatungen für 1970 
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im November 1969 gelautet ha't -, sofort eine ' 5. An'hebung der Freigrenz-e f "ir den amts
interne Steuerkommission . . . (Abg. Doktor we-gigen Jahresausgleich von 48.000 S auf 
K o r  e n :  Wir halten jetzt im Jahre 1 972, und 60.000 S mit Wirkung ab dem Kalenderjahr 
Sie versprechen für die nächsten Jahre eine 1 972. 
Entlastung! Wir wollen von Ihnen wissen, 6. Schaffung eines zusätzlichen Freibetrages 
wieviel die ausmachen kann! - Abg. M i  t- von 10.000 S für die Ang-e'hör1igen d-er freien 
t e l e r: BIo, BIa! Und der Sand wird teurer! - Berufe und von 20.000 S für die Ärzte. 
Weitere Zwischenrufe.) 

7. An!hebung der Veranlagungsgrenze für 
Ich habe daher sofort eine interne Steuer- Ehepaare, die beide unselbständig erwerbs

kommission eingesetzt, der-en Arbeiten bisher tähg sind, v.on 150.000 S ,auf 200.000 S. 
so weit gediehen sind, daß an eine zügige 
V·erwirklichung der Einkommensteuerreform 
geschritten werden kann. 

Neben der grundleg·enden Umg·estaltung des 
Steuer:systems war uns klar, daß wir von Ze.it 
zu Zeit Korrekturen am bestehenden System 
vornehmen müssen, um entstehende Härten 
abzubauen. (Abg. DI. M u s  s i  I: Das ist nichts 
Neues!) Die Schwierigkeiten, die sich dabei 
erg'eben, haben wir bereits in unserem Finan
zierungskonzept vom 22. November 1969, also 
noch in der Opposition, aufg-ezeigt. Dort heißt 
es : 

"Die in dieser Legislaturperiode der Bevöl
kerung und de.r Wirtschaft aufedegten außer
ordentlichen Steuer.erhö'hungen" - und zwar 
der Umsatzsteuer zum 1 .  F·ebruar 1968, Ein
führung der Alkoholsondersteuer und der 
Kraftfaihrzeugsondersteuer mit Wirksamkeit 
1 .  September 1968, Zusdilag zur Lohn- und 
Einkommen-, Körperschaft- und Vermögen
st·euer mit Wirks.amkeit 1 .  Jänner 1 969 (Abg. 
Dr. M u s  s i I: Eine Polemik!) - "können nur 
in dem Umfang abgebaut werden, als das 
strukturelle Budgetdefizit im Zuge des von 
den Sozialisten angestrebten stärkeren Wirt
schaRswachstuffi:s verringert werden wi,rd. · ·  

Wir konnten bereits mit 1 .  Jänner 197 1  
eine Novellierung des Lohn- und Einkommen
steuerg-es·etzes vornehmen, die folgende Ver
besserungen brachte (Abg. Dr. K ö n i g: 
Haben Sie ein Konzept oder nicht? - Weitere 
Zwischenrufe) : 

1 .  Senkung des Einkommensteuer- und 
Lohnsteuertarifes mit Wirkung ab 1 .  Jänner 
1 97 1 .  (Abg. Dipl.-Ing. T s c  h i d a : Das hät te 
sich ein aVP-Minister erlauben sollen! Den 
hätte man heruntergeholt! - Allgemeine 
Unruhe.) 

2. Einführung e.ines Investitionsfreibetrages 
ab 1 .  Jänner 1 912. 

3. Erhöhung und Ausweitung des KFZ
Pauschales mit Wirkung ab 1 .  Jänner 1972. 

4. Ab 1. Jänner 1 97 1  gänzliche Freistellung 
der Uberstundenzuschläge von der Besteue
rung. (Abg. M e  1 t e r: Haben denn das Sie 
beschlossen?) 

8. Erhöhung des Steuerfreibetrages für nicht 
dem Steuerabz·ug unterliegende Nebenein
künHe der veranlagten Arbeitnehmer von 
5000 S auf 7000 S. 

9. Ermöglichung der Abzugsfähigkeit 
der KirchenbeHräge. (Ironische Heiterkeit bei 
der avp.) 

10. Erhöhung des Fr·eibetrages für den im 
Betri·eb mittätigen Ehe-gatten. 

1 1 . Anhebung de·s Kürzungsbetrages gemäß 
§ 32 a EStG 1967. 

12. Schaffung eines Abgeltungsbetrages für 
die außergewöhnliche Belastung bei Eingehen 
einer Erstehe nach dem 1 .  Jänner 1912 in der 
Höhe von 1 5.000 S. 

13 .  Erhöhung der vorzeitigen Abschreibung 
für Betriebsgebäude und Einführung eines 
erhöhten Abschreibungssatzes für Arbeitneh
merwohnungen. _(Abg. M i t  t e r e I: Das is t 
keine AntwortJ) 

Ich habe in der Offentlidlkeit nie Zweifel 
darüber gelassen, daß eine grundsätzliche 
Reform unseres Steuersystems sinnvöller
weise nur etappenweise erfolgen kann. Als 
erste Etappe liegt dem Hohen Hau-se bereits 
ein Ges.etzentwurf zur Beratung vor, der die 
Umstellung des derz-eitigen Umsatzsteuer
systems auf die Mehrwertsteuer vorsieht. 
(Abg. Dr. H a i  d e !: Jetzt sagt er es noch 
einmal!) Als nächster Schritt ist nunme'hr eine 
endgültige Reform der Einkommensteuer und 
Lohnsteuer vorgesehen. 

Zur Frage 4 :  Eine Aussage zur konkreten 
Tarifgestaltung kann erst nach Abschluß der 
diesbezüglichen Expertengespräche erfolgen. 
Grundsätzlich kann jedoch gesagt werden, daß 
eine Senkung des Steuertarifes in dem von 
der Progressionswirkung am stärksten betrof
fenen Teil vorzunehmen sein wird. 

Zur Frage 5: Wie ich bereits in meiner 
Anfragebeantwortung zu Punkt 3 ausgeführt 
habe, habe ich unmittelbar nach meinem Amts
antritt eine interne Steuerkommission ein
gesetzt, die den Auftrag hatte, Reformvor
schläge zu erarbeiten. 

Zur Frage 6: Dieser Vorschlag wurde erst 
kürzlich zur Debatte gestellt und soil nun 

23. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)72 von 99

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 23. Sitzung - 3. Feber 1972 1773 

Bundesminister Dr. Androsm 

von den Experten der drei großen Kammern, 
dem OGB und dem Bundesministerium für 
Finanzen in der Steuerkommission auf seine 
Zweckmäßigkeit geprüft werden. (Abg. S a n  d
m e  i e r: Sie selber haben keine Vorschläge?) 

Ich darf aber nun, Bezug nehmend auf die 
schriftlidle Begründung der Anfrage und auf 
die Ausführungen in der mündlidlen Begrün
dung, nodl einige Bemerkungen anschließen. 

Wenn ich nun noch auf die allgemeinwirt
sdlaftlidlen Feststellungen des Herrn Klub
obmannes der OVP kurz eingehen darf, so 
stimme ich ,ihm v,ollinhaltlich zu, wenn er 
sagt , daß Gags keineswegs eine erfolgreiche 
Wirtsmaftspolitik ersetzen. Ich wende mich 
daher den Fakten zu, die eine deutlidle 
Sprache über Erfolg oder Mißerfo(g der Wirt
schaftspolitik spr,echen: 

Osterreidl 'hat im internationalen Vergleich 
in den beiden vergangenen Jahren konjunk
turell außerordentlidl günstig abgeschnitten 
und einen der wenigen Ruhepole in der Welt
wirtschaft gebildet. Mit real 7 , 1  Prozent haben 
wir 1 970 die höchste Wachstumsrate unter 
allen europäischen Industriestaaten erreidlt. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. S t a u  d i n g e r: 
1970!) Die Wirtsdlaftsforscher hatten nur 
5,5 Prozent vOflau.sg,esagt. 

Trotz der aUgemeinen internationalen Kon
junkturabschwächung behielt Osterre'idl 1 971 
dank einer zielbewußten eigenständigen 
Wirtschafts- und Währungspolitik mit real 
5,5 Pwzent seinen Spitzenplatz. Die Prognose 
für 1 97 1  lautete nur auf 4 Prozent. Das heißt: 
Vlir haben in diesen heiden Jahren eine reale 
Wachstumsrate von 1 2,6 Prozent gehabt, wäh
rend wir in den Jahren 1966 bis 1969 eine von 
18 ,5 Prozent hatten. Wir haben also in zwe.i 
Jahren sdlon zwei Drittel dessen erreidlt , was 
vorher in vier Jahren erreidlt worden war. 
(Anhaltender Beifall bei der SPO. - Zwischen
rufe der Abg. S t a u  d i n g e r  und M i t  t e
r e  r. - Abg. Dr. M u s  S i 1: Sie sollen hier 
nicht polemisieren, denn das wird uns wahr
scheinlich nervös machen! - Abg. K e r n: Das 
war das "schlechte OVP-Erbe"! - Der P r  ä
s i  d e n  t gib t  das Glockenzeichen.) 

Als Folge di'eses wirtsdlaftlichen Auf
schwung,es konnte die VoUbesdläftigung in 
unserem Lande gesichert und der Lebens
standard kräfti,g ,erhöht werden. (Abg. M i t
l e r e r: Die Vollbeschäftigung war doch schon 
da!) Das Wohlstands gefälle g'egenüber den 
westlidlen Industriestaaten wurde damH wei
ter abgebaut. (Beifall bei der SPO.) 

Hinsichtlidl der Lohl1!steuerentwicklung im 
Vergleich zum nominellen Bruttonationalpro
dukt möchte idl darauf verweisen . ' .  (Abg. 
Dr. M u s  s i  1: Das hätte ein Minister von uns 

von der Regierungsbank aus sagen sollen! -
Gegenrufe bei der SPO. - Der P r ä  s i d e n  t 
gibt das Glockenzeichen.) 

Hinsichtlich des Vergleiches von nominellem 
Bruttonationalprodukt und Lohnsteuerent

wicklung möchte .ich nur auf zwei Faktor,en 
verweisen: 

Der durchsdmittliche Beschäftigtenstand 
1966 bis 1 969 betrug 2,350.000 Beschäftigte ; 
der Beschäftigtenstand im Durchsdlnitt des 
Jahres 1 911 2,505.000, war also um rund 
150.000 höher. Natürlidl mußte das auch auf 
der Einnahmenseite s'einen Niederschlag fin
den. (Anhaltender Beifall bei der SPO. - Abg. 
M i t  t e r e r: Und was ist mit der Fragebeant
wortung? Erzählen Sie da keine Geschichten!) 

HOihes Haus ! Ich bitte um die Erlaubnis, daß 
ich auf die gestellten Fragen und ihre Be
gründung eingehe . (Neuerlicher anhaltender 
Beifall bei der SPO. - Abg. Dr . .  K 0 h 1-
m a i  e r: Sagen Sie es doch endlich! - Abg. 
Dr. K o r  e n: Sie haben doch keine Antwort 
gegeben! - Abg. M i t t e  r e r: Unerhört! -
Ruf bei der OVP: Unerhört, eine solche An t
walU) 

Die außerordentlidl starke Wirtschaftsver
fledltung . . . (Abg. Dr. K o r  e n: Das is t keine 
Fragebeantwortung! Kein Mensch weiß, was 
sein wird! - Weitere Zwischenrufe bei der 
OVP. - Der P I  ä s i d e n t gibt das Glocken
zeichen.) 

Hohes Haus ! Idl bitte um die Erlaubnis , zu 
dem Gesamtproblem, wie es in der Anfrage 
und in ihrer Begründung angesdlnitten ist, 
zu antworten. (Anhaltende Zwischenrufe bei 
der OVP und Gegenrufe bei der SPO.) Ich 
habe auf die konkreten Fragen bere'its ge
antwortet und werde noch einmal auf die 
Steuerpolitik zurückkommen. Aber d,a das 
Ganze in den Gesamtzusammenhang der 
Wirtsdlafts- und Währungs entwicklung ge
stellt wurde, bitte ich um die Erlaubnis, auch 
dazu Stell ung nehmen zu dürfen . (Starker 
anhaltender Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. K o r  e n: Dann beantworten Sie aber auch 
die Fragen!) 

Die außerordentlich starke Wirtsch:aftsver
flechtung mit dem Ausland brachte e's mit 
sich, daß der weltweite Preisauftrieb auch 
unsere Vol'kswirtschaft spürbar erfaß-te. Die 
Bundesr'egierung hat aUe ihr zu Verfügung . . .  
(Abg. Dr. K o r  e n: Wir wollen von Ihnen 
wissen, was die österreichische Bevölkerung 
zu erwarten hat! - Abg. L i  b a I: Horchen 
Sie zu! - Abg. S e k a n  i n a: Sie Demagoge, 
Sie! Koren ist ein Demagoge in meinen Augen! 
- Heftige Zwischenrufe zwischen Abgeord
neten der OVP und der SPO. - Abg. L i  b a I; 
Horchen Sie zu! - Abg. G r a i; Ordnungsruf 
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für Sekanina! - Abg. Dr. G r u b e r: Ord
nungsruf für Sekaninal - Anhaltende heftige 
Zwischenrufe. - Abg. G r a f: Hat der Präsi
dent das nicht gehört?) 

Präsident (wiederholt das Glockenzeichen 
gebend): Me-ine Herrent (Anhaltende Zwi
schenrufe.) Meine Henen! Ich bit-te um Ruhe ! 
(Abg. S e k a n i n a: Sie schreiben Jange Briefe, 
und dann können Sie nicht zuhören! - Abg. 
G r a f: Ordnungsruf für Sekanina! - Abg. 
Dr. K o r  e n: Ordnungsruf für Sekanina! -
Weitere Rufe bei der OVP: Ordnungsruf!) Ich 
bitte um Ruhe ! - Herr Minister, bitte. (An
haltende heftige Zwischenrufe.) Meine Herren! 
Ich bitte um Ruhe I Der Herr Mini-ster ist am 
Wort! (Abg. G r a  f: Ordnungsruf für Seka
nina! - Weitere Rufe bei der OVP: Ordnungs
ruf! - Abg. G r a f: Ist der Präsident schwer
hörig?) Bei dem Lärm, meine Herren, der 
gemacht wird, hört man hier Zwischenrufe 
nicht. Man hört nur Gebrüll von allen Seiten. 
Und -ich würde Si,e bitten, nachdem Sie eine 
Anfmge 'gestellt haben (Zwischenrufe bei der 
OVP), die Sie sehr wohl und sehr lang be
gründet haben, und Sie jetzt auf die Antwort 
warten, den Minister di-e Antwort geben zu 
lassen. Ich bitte darum. (Abg. G r a f: Das ist 
eine parteiische Stellungnahme! - Abg. Dok
tor G r u .b e r: So einen parteiischen Präsi
denten haben wir noch nie gehabtl) - Herr 
Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch -(fortsetzend): 
Die Bundesregierung hat alle ihr zu Verfügung 
stehenden Mittel eingesetzt, um den Prei,sauf
trieb wirksam zu -bekämpf,en. (Abg. M i  I t e
r e  r: Wir brauchen keine Vorlesung! - Wei
tere Zwischenrufe bei der OVP.) Mit -einer 
j ährlichen Preissteigerungsrate von 4,4 Pro
zent im Jahre 1910 und von 4,1 Prozent im 
Jalhre 191 1  la,g Osteneich teilweise erheblich 
unter den Pr-eissteigerung:SI>aten in Europa. 
(Abg. M i t t e r e r: Ordnungsruf für Sekanina!) 

Erfreulicherweise wurden aber auch die 
Preisprognosen -der Wirtschaftsforscher in den 
Jahren 1 970 und 191 1  unterschritten. Für 1970 
lautete die Prognose 5 Prozent, für 1 91 1  4,15 
Proz-ent. Die Bilanz für 1 970 . . . (Zwischenruf 
des Abg. Dr. M u s  s i 1.) Herr Abg-eordneter 
Dr. Mussil l IMan ist in der Begründung auf 
die 9 Prozent Inflationsrate zu sprechen ge
kommen, und -ich erlaube mir, dazu auch St-el
Iung zu ne'hmen. (Beifall bei der SPO. - Zwi
schenrufe bei der OVP.) 

Die Bilanz für 1 910 und 1911 weist somit 
Unterschreitungen des prognostizierten IPr-eis
niveaus um ein Beträchtlich-es und Uber-schrei
tungen des prognostizterten Wirtsch,aJftswachs
tums auf. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. K o r  e n: Werden Sie zur Steuer irgend 
etwas sagen?) 

Daß die Wirtschaftspolitik diesen W-eg wei
tergehen muß, ist unbestriUen. (Abg. Doktor 
K o r  e n: Na wunderbar! Nächstes Jahr 60 Pro

zent Lohnsteuersteigerungl) Dies beweist das 
in dieser Woche im Bereich des Geldwesens 
vereinbarte Stabilisierungspaket. 

Im Hinblick auf die derzeitig-e Konjunktur
lag,e und im besond-eren auf die angespannt.e 
Preissit:uation erschien es erforderlich, die im 
Gefolge der Währungsunruhen des Vorjahres 
übermäßi'g stark ang-estiegene Liquidität des 
Kreditapparates im Ausmaß von 3 bis 4 Mlil
liarden Schilling stillzulegen und diese Still
legung zu einem Stabilisierungspa1ket zu ver
knüpfen. 

Das Pake-t, das auf Grund einvernehmlich 
beendeter Beratungen zwischen Nationalbank, 

Kr-editwirtscha.ft und -Ministerium für iFinanzen 
erstellt wurde, sieht eine Reihe von Maß
nahmen vor. Ich häUe -gerne die Gelegenheit 

wahrgenommen, Ihnen das auch zur Kenntnis 
zu bring-en, aber ich gehe g ern auf den Um
stand ein, daß hier ein konkretes Interesse 
nicht besteht. 

Ich möchte da:her nur zusammenfassend dazu 
folgendes feststellen. (Abg. Dr. K o r  e n:  
Was heißt denn das? - Abg. Dr. P r  a d e  r: 
Was sind das für Zensuren? - Abg. M j t
l e r e r: Was glauben Sie eigentlich, wer Sie 
Sie sind? Das is t doch unerhört! Diese Bemer
kungen können Sie sich ersparen! - Abg. 
o f e n b ö c k: Es hört Ihnen ja die eigene 
Fraktion nicht zu, Herr Minister!) Sehr ge
-ehrte Herren Abgeordnet-e I Ich la,s'Se das ja  
weg deswegen. (Anhaltende Zwischenrufe.) 
Ich lasse das ja we-g. (Abg. Dr. H a i  d e r: Wir 
sind auf keiner Parteiversammlung!) 

Ich möchte feststeHen, daß gesunde Staats
finanzen -eine der entscheidenden Grundlagen 
für die -weitere Aufwärtsentwicklung in Uster
mich und für die Aus-schöpfung der Leistungs
und Begahungsreserven uns-eres Landes -sind. 
So stand die iBundesregi-erung schon heim 
Vollzug des Budg-ets 1 970 vor der Aufgabe, 
für einen konjunkturgerechten Ablauf des 
Bundeshaushaltes für 1 970 zu -sorgen. Der 
gestern ver-abschiedete Bundesredmungsab
schluß für das Jahr 1 970 beweist, daß sich die 
Bundesregierung ihrer hohen Verantwortung 
bewußt war, ist -es doch gelungen, das BruUo
defizit 1910, das mit 9 MHliarden veranschlagt 
war, auf 1,2 MilLiarden zu senken. (Bei/all bei 
der SPO. - Zwischenruf des Abg. Doktor 
S c  h w i m m e r. - Abg. Dr. P r  a d e  r: Ein 
Zauberer!) 

Um die Stabilitätspolitik der Bundesregie
rung zu unterstütz-en, lag dem Budgetvollzug 
das Bestreben zugrunde, das im Inland nach
fragewi��same Oefizit abzubauen. Dies wurde 
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durch die Stillegung von Einnahmen und die durch Schaffung breiterer Proportionalbänder 

Bildung von Rücklagen er.reicht. die bestehende Schere zwischen DurchschniUs-

Dem Gesamtdefizit von 1,2 Milliarden steht 
nur ein inlandswirksamer Ausgabenü.berhang 
von 0, 1 Millia�den .gegenüber, der im Jahr 
1969 0,8 Milliarden betrug und im Voranschla'g 
1910 m.it 2,1 Milliarden g,eschätzt wurde. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Das wird langsam eine zweite 
Budgetrede, Herr Minister!) Der Haushalt 1970 
kann somit aus der Sicht der Binnennachfrage
wirksam1{:eit als ausg,egl:ichen b ezeichnet wer
den. 

Audl 1 97 1  wird der Abgang unter dem 
veransdllagten Betrag lieg,en. Dies trotz hoher 
vorzeiti9'er THgungen von Auslandsschulden 
in der Höhe von 0,8 Milliarden und Dotierung 
der RÜdda'gen im Ausmaß von etwa 2,2 Mil
li.arden. In den letzten Jalbren hatte ja der 
Anteil der Gesamtschulden am Bruttonational
produkt ständig zugenorrunen, womit der 
österreichischen Volkswirtschaft eine immer 
schwerer werdende Last aufgebürdet wurde. 

Ich gebe zu, daß eine Fort,setzung d,ieser 
Politik gesunder Staats,finanzen eines moder
nen und zeitgemäßen Steuersystems bedarf. 
Es wird daher unser Bemühen sein, bei den 
Gesprächen mit den Interessenv,ertretungen 
einen Ausgleich zu finden. Ich sage deswe,gen 
"mit den Interessenvertretungen einen Aus
gleich zu finden", weil der andere Weg ja darin 
bestanden hätte, daß man, ohne mit jemand 
solche Gespräche zu führen, eine Ministerial
vorlage ausogearbeitet und in die Begutachtung 
geschickt hätte. 

Es war der Wunsch der Präsidenten der 
Interessenvertretungen, bevor dies g'esch:ieht, 
in konkrete Gespräche einzutreten, und wir 
sind gerne diesem Wunsche namgekommen. 
Es ist daher erst 'nach Ahschluß dieser Ge
spräChe mögliCh, d,en Minister.ialentwurf in das 
BegutachtungsveI1fahren zu schicken. 

Wir ·we·rden dabei fol·gende Probleme in 
den Vorder,grund stellen: 

1 .  Soll an der biSlherigen Form der Haus
haltsbesteuerung festge'halten wel'den, oder 
soll an eine andere Gestaltung, etwa die 
IndividuaJbesteuerung, gedacht werden? Hie
bei wiro auch die Frage zu prüfen sein, inwie
weit ein Splitting zweckmäßi'g oder unzweck
mäßig ist. Im Falle e-iner Entscheidung für die 
Individualhesteuerung wird zu prüfen sein, 
inwieweit sie tatsächlich durchgeführt werden 
kann. 

2. Neugestaltung des Einkommensteuer- und 
Lohnsteuertarifes, wobei eine Form zu finden 
sein wird, di·e leistungsfördernd, sozial gerecht 
und verwaltungstechnisCh leicht handhabbar 
ist. Es wird auch zu erörtern sein, inwieweit 

besteuerung und Marginal'besteuerung etwas 
g,eschlossen werden kann. (Abg. Dr. K o r  e n: 
Sollen wir das mit vorlesen?) 

3. Im Zusammen'hang mit der Neugestaltung 
des Tarifes wird zu überlegen sein, ob die 

bisherige Form der Kinderermäßi,gung beibe
halten werden soll -oder ob an eine Neu
regelung der Kinderermäßigung im Sinne 
eines Steuererstattunqsbetrages gesmritten 
werden soll .  Hier ergibt sich auch die Frage, 
ob die Voraussetzung,en für die Gewä'hrung 
der Kinderel'ffiäßigung bei der Einkommen
steuer und Lohnsteuer nicht an di·e Vorschrif
ten des Familienlastenausgl,eichsg·esetz·es an
geglichen werden könnten. Hs wir.d dabei auch 
zu erörtern sein, inwieweit eine Untersu
chung über die Wechselwirkung zwischen 
Steuerermäßigung, Fammenbeihilfen und Stu
di·enb eihilfen angestellt werden kann. 

4. Gleichfalls einer Uberprüfung .bedarf der 
gesamte Komplex der Sonderausgaben. Die 
Notwendigkeit hie'zu ergibt sich, weil einer
se.its an dem geltenden System der Berück
sichtigung von Bausparbeiträgen in der Offent
lichkeit immer wieder Kritik g·eübt wird und 
andererseits zu überlegen ist, ob die Uber
lastung der LohnsteuersteUen durm Anträge 
auf Eintragung von F.re:ibeträgen auf den 
Lohnsteuerkarten vermi,eden werden kann. Es 
muß .in di.p-sem Zusammen!hang darauf ver
wiesen wel'den, daß es sich 'hiebei nidlt nur 
um ein Problem der Verwaltung, sondern auch 
der Unternehmungen handelt, da die IEintra
gungen auf den Lohnsteuerkoarten zu zahl
reiChen unproduktiven Arbeitsstunden führen. 
(Abg. Dr. K ö n i g: Wollen Sie die Steuerfrei
beträge streichen?) 

5. Im Zuge der s,tändig g'eforderten V,erein
fachung der Lohnverredmung wird auch ge
prüft werden müssen, inwi'€weit eine An
gleichung des Einkommensteuerr·echtes an das 
Sozoialversicherungsrecht möglich ist. (Abg. 
Dr. S c  h w i m m e I: Die Zeitungen sagen 
mehr!) 

Dabei müssen die Möglich!k,eHen g,ewa:hrt 
werden, die sich staat'sfinanziell e�geben, so
daß für das heurige Jahr ·erst dann ·ein Betra.g 
genannt werden koann, wenn ein einigermaßen 
brauchbarer Uberblick 'besteht, wie ,giro die 
Einnahmen im lauf.enden J ahr entwickeln. 
Für d.ie kommenden Jahr,e - weil es sim da 
j a  nicht nur um das Budget 1973, sondern um 
die Budgets bis 1975 und 1976 handelt - ist 
es notwendig, daß die Budgetprognose vor
liegt, wobei die Präsidenten der Interessen
vertretung,en zugesa'gt haben, sie durch den 
Wirtschafts beirat ·er:steUen zu las·s·en. 

Ich bitte das Hohe Haus um Verständnis, 
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daß ich bei all diesen Uberle,gungen eben auch · Meine Damen und Herren! Da spricht man 
von der Verantwortung für g,e·sunde Staats- immer wieder vom Interesse der Bundes
finanzen getragen bin. ,(Lebhafter Beifall bei re,gierung an einem guten Arbeitsklima, ,an der 
der SPO.) Kooperation mit der Opposit'ion, vom Inter-

'esse, im demokratitschen Verfahr,en das Par
Hohes Haus ! Gestatten Sie mir, abschlie- lament, wo es geht, zu re'spektieren und zu 

ßend fol'gende,s zusammenfassend fe:stzu- informier,en . (Zwischenruf bei der SPO.) Diese 
stellen: Praxis, Herr Klub obmann Gratz, ist genau 

Nach dem dem Hohen Hause bereHs vor- das Gegente'il .  (Zwischenrufe.) Die Worte über 

liegenden Gesetzentwurf für die Reform der die gute ZusammenarbeH, über den Respekt 

Umsatzsteuer wird die Bundesr,egierung. mit vor dem Parlamen
.
t werden

. 
durch diese P.raxis 

der in Vorbereitung befindlichen Einkommen- unglaubhaft. (Weltere ZWlS
.
chenrufe ?e� �er 

d Lohnsteuerreform vetbunden mit einer I SPO.) Ich glaube, daß das nIcht langfnsbg 1m 

��t'sprechenden Progr�s'sionsmi1derung, also Interes�e einer ge�eihlichen Arbeit jn diesem 

einer Steuers'enkung, dem Ziel, zu einem Haus hIer 'gelegen 1st. 

modernen SteuefToecht zu gelangen, das lei- Herr Bundesminister für Finanzen ! Sie 
stungsfördernd, sozial gerecht und möglichst haben von Expertenkommissionen, von Bei

leicht zu handha,ben ist, einen großen Schritt räten gesprochen. Was wir aber wissen woll
näiher gekommen sein. (Lebhafter Beifall bei ten, sind Ihre Vorstellungen, Ihr Konzept für 
der SPO. - Abg. Dr. K o r  e n: Das is t keine eine Lohn- und Eirrkommensteuerreform. Sie 
Fragebeantwortung!) sind Finanzminister, Sie müssen Vorstellun-

gen haben, und wenn Sie im Parlament gefragt 
Präsident : Für die im Verlauf der Debatte werden, haben Sie die Verpflichtung, hier zu 

gefallenen Worte : "Sie sind ein Demagoge l antworten. (Beifall bei der OVP. _ Abg. 
Koren ist ein Demagoge in meinen Augen I "  

R Ö s c  h :  Wo steht das in  der Geschüftsord
erteile ich dem Abgeordneten Sekanina einen 

nung? Vorstellungen? _ Ruf bei der OVP: Da 
Ordnungsruf. 

muß er erst etwas wissen! - Abg. L i  b a 1: 
Auf die kindlich'en Bemerkungen über die 

Vorsitzführung möchte ich nimt eingehen. 
Man kann sie sich aber el'spar·en. 

Kurze Antworten versteht ihr nicht! Ihr braucht 
lange Antworten!) 

Wenn sich die Sozialpartner damit zufrie-
Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. dengeben, daß man ihnen bei den ersten Ge

Im mache darauf aufmerksam, daß g'emäß den sprächen läs'sig einen ein J.ahr aHen Vortrag 
Bestimmungen des Gesmäftsordnungs'gesetzes , hält, dann ist das ihre Sache, wobei außerdem 
kein Redner länger als 20 Minuten sprechen I noch in dem Vortrag von Linz und in Ihren 
darf. . 

I 
Aussagen der letzten Woch,en eklatante 

. . Widersprüche enthalten sind. Das P.arlament 
Zum Worte gemeldet hat SIch deI Abgeord- ' soll sich mit einem Vortrag nicht zufrieden-

nele Dr. Mock. Ich e,rteile es ihm. I g'e'ben. (Beifall bei der OVP.) 

Abg'eordne1er Dr. Mode. (OVP) : Meine I Dies ist umso bedauerlicher, als Sie nicht 
Damen und Herren! Die Abgeordneten der I bereit sind, zumindest in groben Ansätzen 
Osterreichilschen Volkspartei haben heute hier I Ihre Grundsätze, zumindest in groben An
im Nationalrat eine dringliche Anfra,g·e einge- i sätzen Ihre ziffernmäß,ig·en Vorstellungen 
bracht mit dem primären Zweck, vom Herrn i (Abg. Dr. F i s  c h e r: Vorstellungen!) hier 
Bundesminister für Finanzen zu erfahr'en, wie bekanntzugeben, weil Sie doch immer wieder 
seine VorsteJ.lungen, wi,e s'ein geschlossenes betonen, wie interessiert Sie daran sind, die 
Konzept für eine umfassende Lohn- und Ein- Mehrwertsteuer zusammen mit den anderen 
kommensteueneform ist. Herr Bundes- , Parteien hter im Haus zu behandeln und nach 
mini'ster, ich muß Ihnen sag,en, daß Sie auf I Möglichkeit auch ,gemeinsam zu beschließen. 
diese Frage keine Antwort gegeben haben. 
(Beifall bei der OVP. - Zwischenrufe.) Wir haben gesagt, daß wir durchaus bereit 

sind, über diese wichtige Frage zu verhandeln. 
Die Art, wie Sie ,geantwortet haben, ist Wir haben aber auch festgestellt, daß man 

meiner Auffassung nach 'eine Brüskierung des I nicht mit uns die Mehrwertsteuer, die Um
Parlaments. (Zustimmung bei der OVP.) Ich I stellungsschwierigkeiten bringt, die Preis
frage mich, wie lange man sich überhaupt erhöhungen bringen wird, verhandeln und be
diese Art der Anfra·gebeantwortung - da j a  schließen kann, ,aber mit uns nicht über Ihre 
der Herr Bundeskanzler gelegentlich feststellt: Vorstellung� bezüglich der Reform der Ldhn
Was ich und wie ich antworte, das werde und Einkommensteuer spricht. Hier best.eht 
i c h  bestimmen -, wie I,ange man sich diese dodl ein echter Zusammenhang. Erst dann, 
Antwortpraxis noch gefallen lassen kann. wenn wir wissen, welche Vorstellungen Sie im 
(Neuerlicher Beifall bei der OVP.) Bereich der Lo'hn- und Einkommensteuer 
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haben, können wir uns ein Bild von den Aus
wirkungen in staatsfinanzieller Hinsicht, von 
den Auswirkungen für die möglichen Ermäßi
gun gen machen. Das 'hängt zusammen, und 
daher verlang·en wir ,auch, daß Sie da·s Par
lament darüber informieren, welches Konzept 
hinter Ihren Bemühungen um eine Lohn- und 
Einkommensteuerreform steht. 

Für uns umfaßt eine Reform der Lohn- und 
Einkommensteuer erstens eine Senkung der 
Steuerprogr,ession und auch eine Ve,rein
fachung des Steuersystems. Beides muß in 
einer Reform enthalten sein. Es muß sich um 
eine nennenswerte, eine spürbare Senkung der 
Progression handeln. ·Es muß sich um di'e Ein
führung des Bruttoprinzips handeln, damit 
man aus dem Steuersatz, aus dem Steuertarif, 
wie er heute im § 32 enthalten ist, wirklich 
ersieht, mit welchem Prozentsatz der Staats
bürger belastet wird. 

Gerade eine Regierung, die so vi el von 
Transparenz spricht, müßte j a  Interesse daran 
haben, dem Staatsbürger wirklich Einblick zu 
verschaffen, was der Staat von ihm an Ab
gaben verlangt. 

Sie haben in Ihrem Linzer Vortr.ag ein eng
lisches Zitat gebraucht, indem Sie über die 
Steuersätze zitierend sagten : "They bark more 
than they bite" - "Sie sind viel höher, als sie 
tatsächlich beißen." Das war ein Zitat, das sich 
auf die Vereinigten Staaten bezieht. 

In Osterreich ist es umgekehrt : Die Steuer
sätze des § 32 beißen viel mehr, als sie bellen, 
als sie von ihrer ziffernmäßigen Höhe her 
vermuten lassen. 

Und hier muß endlich der Staatsbürger Ein
blick gewinnen, was tatsächlich von ihm ver
langt wird! 

Wir verlangen, daß in 'eine solche Steuer
reform eine regelmäßige Anhebung der Frei
beträge und eine periodische Anpassung des 
Steuertarifs eingeschlossen werden. Das ist 
umso wichtiger, als wir uns 'seit zwei J,ahren 
mit einer ständigen inflationär·en Entwicklung 
konfronUe-rt sehen. 

Wir verlang,en den Einbau von Maßnahmen, 
die die Vermögensbildung fördern. 

Wir verlangen eine 'getrennte Besteuerung 
der EhegaUen, eine Erihölhung des Alleinver
dienerbetrages, und wir sind der Ansicht, um 
nur die wichtigsten Ding,e zu nennen, daß 
auch in Hinkunft die Einkommensteuer den 
Familienstand berücksichtigen muß . 

Herr Finanzmini'ster ! Daß wir Ihren Vor
stellungen mit großer Vorsicht und Skepsi,s 
gegenüberstehen, 'geht auf zwei Dinge zurück: 

macht haben, die Sie nicht eingehalten haben. 
Auch das, glaube ich, sollte man sehr ernst 
nehmen, wenn man in ·einer westUchen Demo
kra:Ue in einem Parlament auf der Regierungs
bank sitzt. (Zwischenruf des Abg. U 1 b r i c h. 

Abg. W i e l a n d n e r: Nicht unter
schwellige Behauptungen, sondern wirklich 
sagen, was Sie meinen!) Bitte, ich bin gerne 
bereit, Herr Abgeordnet'er Ulbrich, zu zitieren : 

Der Herr Finanzminister hat auf 'eine schrift
liche Anfrage vom 12 .  Mai 1 97 1 ,  ob er dem 
Hauptausschuß noch in diesem Jahr, nämlich 
im Jahr 1 97 1 ,  eine Vorlage betreffend Preis
erhöhung bei den Produkten der staatlichen 
Monopole zuleiten werde, mit Nein geant
wortet. - Und er hat uns im November diese 
Erhöhung zugeleitet und sie mit Ihren 
Stimmen durchgesetzt. (Lebhafte Zustimmung 
bei der OVP.) 

Auch da,s nennt man Achtung vor dem 
Parlament :  Entweder man gibt eine andere 
Auskunft; wenn man aber diese Auskunft 
gibt, ist man verpflichtet, sich auch dar·an zu 
halten. (Neuerliche lebhafte Zustimmung bei 
der avp.) 

2. Ein weiterer Grund, Herr Finanzminister, 
warum wir mit solcher Skepsis Ihre Aus
führungen zur Kenntn�s nehmen, besteht 
darin, daß wir in einer zweijährigen Praxis 
sehen, daß mit dieser Wirtschaftspolitik den 
Osterreichern sehr viel genommen, aber sehr 
wenig gegeben wird. 

Ich möchte mich hier einem ZaMenheispiel 
anschließen, das Klubobmann Koren bezüglich 
der gesamtwirtscb:aftlichen Entwicklung ge
bracht hat, was die Entwicklung der steuer
lichen Bela'stung bei den Uns'elbständigen, bei 
den Arbeitnehmern, anbelangt. Vielleicht 
haben dafür die Kollegen von der sozialisti
schen Fmktion ein größeres Int,eresse. 

In den Jahren 1970 und 1 971 ·erhöhte sich 
der Verbraucherpreisindex um 9,3 Prozent. 
Ubrigens : Wenn die Entwicklung so weiter
geht, wird die sozialistische Alleinreg'i,erung 
beim zweiten Jubiläum i'hr'es Regierungs
antritbs im April 1 972 die 10 Prozent-Stei
g·erung·sgren:z;e beim VerbrauCllerpr·eisindex 
feiern können. Auch da,s ist ein Juhiläum 
eigener Art ! (Beifall bei der avp.) 

Der Verbr·auch·erpreisindex stieg um 
9,3 Prozent, die Einkommen der Arbeitnehmer 
um rund 20 Proz·ent. P,ast 50 Prozent d·er 
Arbeitnehmereinkommen und ihres Zuwach's'es 
wurden durch die Inflation hinfällig gemadü. 
Auch das ist ein Rekord der letzten Jahre ! 
(Lebhafte Zustimmung bei der tJVP.) 

1 .  Ich muß sagen, daß Si'e schon in der Ver- Di,e Lohnsteuer wuchs in dies'en zwei J ahTen 
g,angenheit dem Parlament Mitteilungen ge- um 38 Prozent, das ,sind ungefähr 5 Mil-
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liarden Schilling. 2,5 Milliarden Schilling 
davon sind rein inflationsbedingt. 

Diese Zahlen g'eben auch einen Anhalts
punkt für Jene Zug'eständnisse in der Pro
gressionsmilderung, die wir bezüglich der 
Arbeitnehmer als Minimum anselhen. Herr 
Klubobmann Koren hat bereits den traurigen 
Rekord erwähnt, der darin besteht, daß in 
diesen zwei Jahren die Lohnsteuereinnahmen 
beträchtlich stärk'er gesHegen sind als in den 
vier Jahren der OVP-AUeinl'egierung. Für 
die'ses Jahr, das Jahr 1972, ist eine Steig'erung 
der Lohnsteuel'einnahmen um 25 P,rozent vor
gesehen, rund 3 Milliarden Schilling, während 
die Einkommen der Arheiter und Anglestellten, 
also der Unselbständi9,en, nur um 1 1  Prozent 
steigen. Das ist eine sozilaie Politik eigenen 
Typs!  (Abg. Dr. P r  a d e  r: Die Sparbüchel 
werden nebenbei kassiert! - Abg. R ö s e  h: 
Die habt ihr schon weggeräumt, vom OAAB!) 
Ich weiß nicht, wie man draußen reagiert. 
(Abg. Dr. P r  a d e  r: Es is t eine sehr "lächer
liche" Geschichte, wenn die Sparer um ihr 
Geld gebracht werden! - Abg. R ö s e  h: 
Conti-Bank! Da sollten Sie lieber nichts sagen, 
Herr Minister!) 

Das heißt, Herr Bundesminister, Sie häben 
in den l'etzten Jahr'en, wenn ich 1972 dazu
zä:hle, ,allein von Ihrer Inflationspolitik her 
bezüglich der Arbeitnehmer einen zusätz
lichen Gewinn von rund 4 Milliarden SdlilHng. 

Die Arheitnehmer dr,außen erwarten, daß 
bei dieser Steuerprogression zumindest ein 
Teil davon zurü�9'ezahlt wird. 

Ich möchte gar nicht davon r'eden, daß Sie 
UIl'S zur gleichen ZeH einen M,ehrwertJsteuer
gesetzentwurf vor1e'g,en, der von vornherein 
mit dem Steuer·satz von 16 Prozent rund 
2 MiUiard'en Sdlilling Mehr·einnahmen vor
sielht. Schon aus dem Gutachten des Wirt
schaftsfor,schungsinstitutes g,eht j a  Ihervor, daß 
hier eine Einna'hmenneutralität in keiner 
W'eise vorliegt. 

Doppelte davon macht aUein die Verteuerung 
einer Arbeiter'ffionatskarte St. PöUen-Wien 
aus. (Beiiall bei der tJVP.) Mehr als das 
Doppelte ist allein di,e Verteuerung zum Bei
spiel für di,e Pendler der Schnellbalhn Komeu
burg-Strebersdorf-Landstraße. (Abg. Doktor 
P r a d e  r: Jawohl, so schaut es aus!) AUes 
das sind Entwicklungen, über dte man zuerst 
hi'er 'gelacht hat, bei denen man s'icil zuer,st 
uninteressiert gezeigt 'hat. 

Sehr wichtig aber, Herr Bundesminister, ist 
'es, daß man sich mit dem ,g,esellschaftspoli
Uschen Hintergrund beschäfUgt. (Ruf bei der 
tJVP: Das gefällt ihm nicht!) Ich ,sehe hier 
folgenden ge,seUsmaftspolHisdJ:en Hinter
grund (Zwischenrufe bei der SPO. - Unruhe) : 
Man läßt die inflationäf'e Entwicklung lauf'en, 
etwas schaumgebremst; wenn man Maßnah
men dagegen ergreift, dann geschieht das 
zu lang,sam. Das bringt ja dem Finanzminister 
ohne Gesetze,sände'fUng Milliarden mehr 
Steuereinnahmen. Ein bißmen davon ,gibt er 
wieder her. Der Wille und die Bereitsdlaft 
des einzelnen zu sparen, Vermög·en zu bild,en, 
w,ird sy·stematisdl unterminiert und zerstört. 
Wer will noch sparen bei einer Verzinsung 
von 3,5 oder 4 Prorent, wenn sich der Geld
wertveTlust auf 5, auf 6 Prozent beläuft? Man 
kettet dadurch den einzelnen immer mehr an 
den St,aa't. Man macht ihn immer abhängig'er. 
Das ist der geseHschafbspolitische Hintergrund. 
Das ist keine Politik der Mündigkeit 
(Zwischenruf des Abg. L a  n c), wie Sie immer 
wieder verkünden. Der einzelne Staatsbürger 
wird h�er bewußt als unmündig behandelt. 
Man muß ihm mögUchst viel nehmen; man 
bekommt ihn dadurch in dte Hand, und 'einen 
Teil davon ·gibt man zurück. 

Bedauerlich .ist nur, daß die sozialistische 
Gewerkischaftsfr·aktion dies·e Bremsmanöver 
des Finanzministers, das dauernde Verschie
ben, einfach mehr oder weni.ger ruhig hinge
nommen hat. Auf dem OGB-Kongreß !WUrde 
die Forderung nach ,einer Lohin- und Ein
kommenst,euers'enkung auf.gestellt am 
10.  November 197 1  hat man einen Antra:g der 
Volkspartei hier niedergestimmt! W'enn der 
OGB, die OGB-Spitze, bei ihrem Wort 
geblieben wäre, hätte es mit 1 .  Jänner 1972 
eine Steuers'enkung ge'geben, die dem öster
reichi'schen Arbeitnehmer mindestens 1 ,5 bis 
2 Milliarden Schilling gebracht hätte - allein 
dem Arheitnehmer ! -, wenn man ihm nur 
das gegeben hätte, was man �hm durch die 
Inflation in letzter Zeit weg·genommen hat. 
(Beifall bei der OVP.) 

Das 1st das Er,gebni's Ihrer inflationär·en 
Politik, bei der fast j eden Monat j etzt ein zen
traler Preis beträchtlich erhöht wird, dies vor 
allem dort, wo er vom Staat bestimmt wird. 
Das war beim Benzin im Jänner, Strompreis
erlröhung (Abg. R ö s e  h: Im Juni/), Grund
nahrungsmittel im F'ebruar. Das ist die 
Bundesbahn im März. Und so könnt,e man 
diese Uste forts,etz·en. 4 MiUiard'en Schilling . . .  

(Ruf bei der SPO: Zucker! Benzin!) Jawohl, 
auch das! 4 Milliarden Sdrilling Mehreinnah
men allein von den Einkommen der Arbeiter 
und Angest·ell ten. 

AUein der Viz1epräsident des Gewerk
Und in diesem Zeitpunkt bieten S.ie einen sch,aftsbundes .ist vehement für di,e Interes'sen 

Vorgriff, eine Steuer.senkung an, die 1 6,60 S der Arbeitnehmer eingetreten. Jawohl, Herr 
im Monat bringt ! 16 ,60 S! Mehr als das Kollege Lane ! (Neuerlicher Beifall bei der 
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OVP.) Er hat die Uberparteilichkeit des Ge
werkschaftsbundes auch in dieser Situation 
siche,rgestellt, in der di'e Gewerkschaftsspitze 
eher eine opportunistische Haltung einge
nommen hat. (Beifall bei der OVP. - Zwi
schenrufe bei der SPO. - Rui bei der SPO: 
Das wird ihm schwergeiaIlen sein! - Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: Der Wirtschaitsbund klatscht, 
da is t alles in bester Ordnung!) 

Lange vor dem OGB-Kongreß hat der 
Gewerkschaftsbundpräsident verlangt, daß ,es 
zu einer St,euersenkung kommt. Trotzdem hat 
man bis vor vier Tagen die Steuerkommission 
des aGB nicht 'einmal einberufen I Da's heißt, 
man war gar nicht so interessiert daran, eine 
Steuer,senkung tatsächHch durchzuführen. 
(Zwischenruf bei der SPO.) 

Herr Finanzministerl WiacS ,w.ir woUen, ist, 
daß Sie uns, den Nationalrat, über Ihr Konzept 
informieren. Entweder Sie haben keines, dann 
g·eben Sie es bekannt (Heiterkeit bei der 
SPO), dann kann ich mir auch nicht vor
stellen, daß Sie noch his zum 1 .  Jänner 1 973 
ein solches Kon�ept 'erstellen. (Unruhe. -
Der P r ä  s i  d e n t gibt das Glockenzeichen.) 
Sie haben ja selbst g'e,sagt, Sie brauchen eine 
lange Vorberoeitungszeit. Oder: Sie haben kein 
Konzept . . . (Zwischenruf bei der SPtJ.) Oder 
Sie haben ein Konzept I(Heiterkeit bei der 
SPO), dann ist es eine Brüskierung, wenn 
Sie 'es nicht bekanntgeben. 

Herr Minister Röschi Ich weiß, -eIS ist lustig, 
sich lustig zu mach·en, wenn man sich einmal 
vefispr:icht. Aber das soll nicht das Ende einer 
sehr emsten Debatte sein. Wir verlangen, 
Herr Finanzminister, eine Antwort Mer im 
Nationalrat! (Bei/aIl bei der OVP .) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Broesigke genannt. Bitte, 
Herr Abgeordneter. (Abg. L a  n C: Das war das 
tapfere Praderlein! - Abg. Dr. G r u b e r: Nie
mand hat jetzt gelacht, Herr Lanc/) 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es wurde 
jetzt die Alternative aufgeworfen: Wenn ein 
Konzept, dann sagen, daß kein Konzept vor
handen ist, und wenn ein Konzept, dann das 
Konzept bekanntgeben. Ich glaube, die Wurzel 
dieser Kritik liegt doch wohl darin, daß wir 
heute in der Anfragebeantwortung des Herrn 
Bundesministers für Finanzen eine Aufzählung 
aller jener Fragen gehört haben, die zu prüfen 
sind. Es wurde aneinandergereiht : Es ist zu 
prüfen, es ist zu prüfen, es ist zu prüfen. 

Wir haben aber alle in der Zeitung .gelesen, 
daß außerhalb des Hohen Hauses hei aUen 
möglichen Gelegenheiten Isehr .wohl von Mit
gliedern der Bundesregi,erung im allgemeinen 

und vom Herrn Bundesminister für Finanzen 
im besondem gesagt wurde : Diese Lösung 
,streben wir an ! Und wir sind der Meinung, 
daß, wenn die Bundesr,egie·rung bestimmte 
Lösungen anstrebt, s�e es auch offun und ehr
lich hier im Hause sagen sollte, damit es di's
kutiert werden kann. (Beifall bei FPO und 
OVP.) 

Mir ist weiters auf.gefallen, daß hier eine 
lange Aufzählun.g von Gesetzesinitiativen und 
Gesetzesb-eschlüssen 'erfol.gte, wobei allerdings 
hinzuzufügen wäre, daß es hier eine 'ganze 
Reihe von Dingen gibt, die j a  gar n.icht ,auf 
di,e Initiative der Bundesregi'erung zurück
,gehen. Die Ausarbeitung eines Entwurf.es für 
die Mehrwertsteuer und die Terminis�erung 
war bekanntlidl 'ein Punkt der Budgetverein
barung 1 970 zwisdl·en der Bundesre·gierung 
und der Freiheitlichen Partei Osteneichs. Eine 
ganze Anzahl von Änderungen d-es Ein
kommensteuergesetzes war auch auf eine 
Forderung der Freiheitlichen Partei Oster
reichs zurückzuführen, andere ·auf Ihre Regie
rungsvorlag'e, Herr Bundesminister, was ich 
gleich auch auß<er Streit stellen 'will. 

Die Uberstundenbesteuerungsregelung ist, 
wie ich in Erinnerung zurückrufen möchte, 
gegen den heftigen Widerstand der Sozialisten 
durchg'eführt worden (Beifall bei FPO und 
aVp), die sich erst in letzter Minute bereit 
fanden, der diesbezüglichen Einkommensteuer
gesetznovelle ihre Zustimmung zu g,eben. 

Das Kraftfalhrz'eugpauschal'e, das der Herr 
Bundesminister ebenfalls -erwähnt hat, ist 
g-egen die Stimmen der SoZ'iaHst'en (Bei/all bei 
FPO und aVP) hier von ,FPO und OVP be
schlossen worden, und es wurde ,sogar noch 
angekündigt, daß der Bunde,srat dagegen Ein
·spruch erheben würde, was aber dann offenbar 
wegen der bevorstehenden Wahlen nicht ge
schehen ist. 

Ich habe mich nur bemüßigt gefühlt, das 
f.estzustellen, weil sonst aus der Anfrage
beantwortung ein vollkommen unrichti:ger 
Eindruck entstehen könnte. 

Nun, die Vorlage zu einem neuen Umsatz
steuergesetz liegt bereits im Haus. Das M,ehr
wertsteuersystem wird den entspredlenden 
ges,etzlichen Regelung,en ander,er europäi,scher 
Länder folgen. Das ist eine Steuerentwicklung, 
die vorgezeichnet ist. 

Bezüglich der Einkommen- und Lohnsteuer
reform haben wir nur ,di'e Forderung nach 
eini·gen DetaHregelungen gehört, die den 
Namen "Reform" sicher nicht verdi-enen und 
wohl überlegt werden müssen. 

So i,st hier zum Beispi'el der Vorschlag, 
der außerllalb des Hauses zu wi'ederholten 

23. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 79 von 99

www.parlament.gv.at



1780 Nationalrat XIII. GP - 23. Sitzung - 3. Feber 1 972 

Dr. Broesigke 

K d f ' G  b t u rbelastung sl' ch  bei einem Malen gemach.t worden ist, den in er rel- ewer es e e 
betrag zu streichen und dafür die FamiHen- Familieneinkommen von 1 12.000 S ergibt, 
beihilfe zu 'erhöhen. Dieser Vorschlag läßt wenn es sich. um ein Ehepaar mit zwei minder
die bürgerl'ich-rechtliche Seit,e außer acht, eine jährigen Kindern handelt. Bei einern Gewerbe
Sache, die diskutiert werden muß , Ich ziUere betrieb mit vollbeschäftigt mittätiger Ehe
absichtlich nich.t einen Paragraphen des All- gattin entfallen auf dieses Einkommen 
gemeinen bürg'erlichen Gesetzbuches alter 23.975 S Steuer, bei einern angestellten Allein
Art, sondern einen in dies,em H aus am verdiener 1 2.387 S und bei einern Angestellten-
30. Oktober 1 970 beschloss'enen, der lautet :  ehepaar als Doppelverdiener mit je einem 
"Der Anspruch auf Unterhalt und Versorgung Dienstverhältnis 2480 S - dasselbe Familien
bestimmt sich wie für ein eheliches Kind; einkommen in drei verschiedenen Fällen. 
hierbei sind die Lebensverhältnisse sowohl 

Das sind die Probleme, Herr Bundesminister, 
des Vaters als auch der MuUer und die Be-

mit denen sich eine Steuerreform auseinander
dürfnisse des Kindes angemessen zu berück-

setzen wird müssen, weil es auf die Dauer 
sichtigen." Da,s heißt also, zivilredülich sollen unerträglich ist, daß eine solche Ungleichheit 
die ganzen Verhältnisse berücksiehtiogt wer- bei der Besteuerung besteht, je nachdem, wie 
den, steuenechtlich ab

,�
r

, 
nicht. Das ist �in der Familienstand ist und aus welchen Quellen 

Widerspruch, der naturllch ·g�nau gepr.uft sich das Einkommen 'el'gibt. (Zustimmung bei 
werden muß, bevor man an eme derartIge der FPO.) 
Lösung herangeht. I Das andere Problem 'ist die Steuerprogre's-

Dazu kommt noch. die Frage, wer d,en Vor- sion. Hier ist anzumerken, daß alle jene Vor
teil hat. Der Herr Bundesmini,ster für Finanzen schläge,. die wir bislher in der Offentlichkeit 
hat zu II-1 469 der Beilagen in der XII. Gesetz- außerhalb dies'es Hauses g,ehört haben, darauf 
gebungsperiode eine Anfrag'ebeantwortung hinauslauf'en, diese Progres,sion zu ver,schär
erteilt, in der er sich mit der Fr.age beschäf- fen. Denn wenn Sie heut'e Sonderausga'ben, 
tigte, was geschieh.t, wenn man die Kinder- also Vorabzugsbeträge, abbauen und dafür 
freibeträge fallenläßt und die Kinderbeihilfe jedem Steuerpflichtigen linear etwas g,eben, 
um 1 20 S erhöht. Hiebei ergab sich, daß bei dann v'erschärfen Si'e natürlich di,e Progression, 
einern Familienvater mit Alleinverdienerfrei- und zwar in einern Zeitpunkt, wo sie abge
betrag bereits bei einern Einkommen von baut werden müßte.  Wenn man nämlich. aus-
4000 S monatlich eine Schlechter stellung er- ländischen Vorbildern folgt - und wir be
folgt. Ich will j etzt nicht die ganze Tabelle kennen uns durchaus dazu, daß man sich auch 
vorlesen. Sie bewegt sich in diesen Ein- in der Steuer'geset�ge'bung anderer Staaten 
kommenschichten. Ich weiß, daß j etzt der Vor- umsieht -, dann darf man 'sich nicht einen 
schlag auf 1 50 S herumg,eht j sogar die Zahl Teil aus der dortigen Reg'elung herausnehmen, 
200 S habe ich gehört. Aber das erfordert sondern dann muß man wohl auch den his
natürlich alles eine genaue Durchrechnung, heri'gen dortigen Tarif und nicht den unsrigen 
wenn man überhaupt mit solchen Vorschlägen nehmen. Es wurde ja wiederholt festgestellt, 
in die Offentlichkeit treten will. daß natürlich der ästerreich:ische Steuertarif 

Ah I' h ' t ' t d F d B I mit den zahlreichen Freibeträgen, d,te im § 10 � IC 15 
I 

es ml 
R 

er 
I 

rage . e
d

� �uspar-
des Einkommensteuergesetzes enthalten sind, vertrage - auter ege ungen, Ie Ja von 

h "  t M k 'cht d' F '  .. , " zusammenge or . an ann nl lese rel-auslandischen Regelung·en kopIert smd, Denn 
b t .. h d d T 'f f ht ' , , ' d e rage wegne men un en an au ree -was hIer verlangt wud, das gIbt es In an eren 

h 1 'I d d eh d' St ' . . er a ten, wel man a ur le euerpro-Staaten schon - ob zum VorteIl, das mo ge . . 
U t "  l ' ch  t '  .. d b ' f  lt d gr'es,slOn ms ner rag 1 e 's 'elgern wur e. ezwel e wer en. 

(Zustimmung bei der FPO.) 
Demgegenüber sind die wirklichen steuer

lichen Probleme ganz andere, und für diese 
wurden bisher keine Lösungen angeboten. 

Da ist zunächst einmal die Frage der völ
ligen Ungleichheit der Besteuerung in einern 
Staat, der den Gleichheitsgrundsatz in der 
Verfassung hat, wobei dieser Gleichheits
grundsatz bei jeder passenden Gelegenheit 
feierlich proklamiert wird. 

Ich möchte j etzt mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten aus dem Werk "Gedanken 
zur Steuerreform in asterreich" von Doktor 

In di'eser leistungsf,eindlichen Besteuerung 
sehen wir 'eine echte Gef,ahr. Es ist ull's sehon 
zu wiederholten Mal,en passi'ert, daß wir im 
Ausland junge asterreicher angetrofien haben, 
die uns vorgerechnet hahen, wie ungünstig 
sie durch die ös'terreichi'sche Besteuerung 'ge
stellt sind und wie günstig sie in dem 'betref
fenden Land davonkommen. Nun, haben wir 
es nötig, daß wir durch die Progr,ession bei der 
Steuergesetzgebung uns'er'e jungen Leute ins 
Ausland treiben? (Präsiden t Dr. M a l e t a  
übernimmt den Vorsitz.) 

Heidinger zitieren. Er hat hier eine Berech- Das sind die Reformprobleme, di'e anzu
nung aufg'estellt, welche Einkommen- und I g,ehen sind, und nicht kosmeNsch'e Opellatio-
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nen, Betrachtungen darüber, wi'e man ,eine 
möglichste Gleichheit, man kann ' auch sagen 
Nivellierung, herbeiführen kann. (Zustimmung 
bei der FPO.) 

Die österreichische Steuergesetzgebung ist, 
glaube ich, an ,einem Punkt angelangt, wo die 
Steuerschraube nicht mehr weiter ang,ezogen 
werden kann. 

Idl zitiere hier mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten einen wohl unverdächtig'en Zeu
gen von Ihrem Standpunkt aus, nämlich Karl 
Ausch mit 'se'inem Artikel "Di'e -andere Se;He 
der Lohnsteuersenkung" , in dem er wörtlich 
sagt: "Nun gilt in ein,er GeseUsdlafts- und 
Wirtschaftsstruktur wie der unserigen: je 
größer die umVlerteilte Summe 'sowi'e die Zahl 
der in den UmVle-rteHungsproz'eß Einbezogenen 
ist, desto höher müssen die Steuerleistungen 
sowohl in ,ihrer Gesamtheit als ·auch die der 
'breitgestr-euten mittler·en Einkommensgruppen 
sein. Das heißt: irgendwo führt sich die Um
vert-eilung -selbst ,ad absurdum. In Osterreidl 
nähern wir uns rapid die,sem Zustand oder 
haben ihn schon 'erreicht." Soweit Karl Ausch 
in der "Tribüne der Z.ukunft". Man kann ihm 
Mer nur beipflichten. 

Ich glaube daher, daß es Auf'gabe der 
Bundesregierung wär-e, wirklich j-enes Steuer
konzept zu -erarbeiten, das :in der Regierungs
erklärung angekündi'g't wurde. Hiebei, glaube 
ich, ist es nicht ausr,eichend, daß eine 'interne 
Steuer kommission im Bundesministerium für 
Finanzen mit den Interessenvertretungen zu
sammenkommt, sidl dort irgend etwas aus
handelt und das Ergebnis dann dem Par
lament mit der Maßgabe vorlegt, daß das das 
Ergebnis der Beratung,en s,ei. Ich glaube, daß 
auch die politischen Parteien bet einem solchen 
Re.formvorhaben von Anfang ·an eingeschaltet 
werden müßten. Wenn Sie wirklich jenen 
Arbeitsstil einführen woUen, von dem Ihr 
Klubobmann Gratz in einer Rede bi,er im Haus 
ge1sprochen hat, so müssen Si·e bei diesem 
wichtigen Vorhaben damit beginnen! (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Erich Hofstetter. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Erich Hofstetier (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Zu den Ausführungen 
des Herrn Dr. Broesigke möchte ,ich nur ·sag'en, 
daß der Herr Finanzminister beim ersten Ge
spräch mit den Int,eressenv'ertretung,en selbst
verständlich die Erklärung .abgegeben hat, daß 
die letzte Entscheidung über den Entwurf, der 
dann vorgelegt wird, das Parlament zu tr,effen 
hat. (Abg. S t a u  d i n g e r: Welche Offen
barung! Wir dürfen wirklich auch etwas?) 

Nun möchte .ich auch zu den Ausführungen 

des Herrn KoHegen Mock einige Erklärungen 

abgeben. Herr Kollege Mock solUe wirklich 

besser beraten sein; ,das sei von Haus aus 

einmal festgestellt. Zuerst einmal in der Ge

'schäftsordnung übeT die Form und die Art 

der Anfragebeantwortung und zweitens, in 

welcher Form die Besc:hlüsse des Bunde·s

kongresses ge faßt wurden, weil vielleicht eine 

Erklärung des Herrn Abgeordneten Mock in 

der Presse zu Verwirrungen führt. Der Bundes

kongreß hat beschlossen: I IEine schrittweis'e, 

aber kons'equent,e Re.form deT direkten Be

steuerung in Osterreich. In den letzten J a'hren 
ist es zu einer deutlichen Verschiehung der 

Steuerlasten zum Nachteil der Arbeitnehmer 

·gekommen. Die Gewinnsteuern der Unter
nehmer tragen einen immer kleineren, die 
Lohnsteuer der Arbeitnehmer einen immer 
größeren Teil zum gesamten Steuer
aufkommen des Staates bei. Die bestehenden 
Ungl,eichheiten des Steuerrechtes, die zu ,einem 
Zurückbleiben der Erträge au:s den Gewinn
steuern geführt haben, müss'en daher heseiti<gt 
werden. Darüber hinaus ist durch regelmäßige 
V,eränderungen im Steuertarif und 'bei den 
Steuerfrei- und Absetzbeträgen dafür Sorge 
zu tragen, daß die Steuerbelastung an die 
Entwicklung der Kaufkraft angepaßt wird, 
damit bloß nominelle Einkommens
erhöhungen nicht progressiv besteuert 
werden. Die Einführung einer ·einmaligen grö
ßeren Zuwendung aus Anlaß der erstmalig-en 
Hausstandsgründun-g an Stelle der bisherig,en 
Förderung über Steuer.abs'etzbeträg,e." Das 
wur,de j a  bereits erfüllt. 

Der Herr Abgeordnete Mock hat mehr oder 
minder geglaubt, dem Osterre'ichischen Ge
werksdlaftsbund hier Empfehlungen geben zu 
müssen, sich mehr um ·die Interessen der 
Arbeitnehmer zu kümmern. Bei uns Hegt, Herr 
Kollege, der Unterschied darin, daß wir prak
tisch n:icht reden, sondern die Taten setzen, 
und die Erfolg,e, die wir dem Arbeitnehmer 
bringen, werden von die's'en KoUegen auch 
gewürdigt. (Beifall bei der SPO.) Es bleibt 
bei uns nic:ht bei Worten, sondern es iist bei 
uns das Resultat, das zählt. 

Meine Herren, ich möchte hier auch noch 
etwas feststellen: Bei der letzten Steuerreform, 
wo wir vom Osterreichischen Gewerkschafts
bund dem Herrn Bundeskanzl'er Klaus unsere 
Forderung 1966 überreicht haben, hat es mehr 
oder minder ,ein Jahr lang gedauert, bis wir 
überhaupt vom Herrn Finanzminister Schmitz 
nur .im Parlament ,ein Konz·ept erhalten haben. 
Di·e Vorziehung auf Oktober 1967 und das 
Resultat von 1968 war eine Steuerreform, von 
der wir gesagt haben, daß sie nicht 
unseren Vorstellungen entspricht. Ich werde 
Jhnen noch beweisen, w,arum. 

124 
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Darf ich vieUeicht noch etwas sagen: Bei der 
Einführung der Sondersteuer, die der damalige 
Finanzminrster Koren mit "Paukenschlag" 
verkündet hat, wurde niemand gefragt, auch 
das Parlament nicht! 

Nun vielleicht auch zu den Diskussionen, 
weil soviel von der schlechten Situation ge
sprochen wird. Gestatten Sie, Herr Präsident, 
daß ich zitiere : Das Jahr 1 97 1  war ein gutes 
Jahr. Sie haben sicher gut verdient. - 1 97 1  
war also ein gutes Jahr für Sie, und die Fest
stellung, daß die wirtschaftlich,e Entwicklung 
sehr positiv war, tr-effen Sie selbst in den 
"Osterreichischen Monats'heften". (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Um das geh t es gar nicht!) 

Nun ieinige Klar:stellungen. Man soll nicht 
allein über ,einen Zeitr-aum von zwei Jahren 
spredlen. Tut man das, muß man audl die 
internationale Preisentwicklung heobadlt'en. 
So ist der Statistik - weH immer wieder 
von den Prei,sen gesprochen wurde - der 
OECD zu entnehmen, daß zum Berspi'el in 
einem konservativ regierten Land, in Groß
britannien, eine Proeiserhöhung von 1 0,3 Pro
zent zu verz·eichnen war. (Abg. S t a u  d i n
g e r: Dann kommt gleich Schweden!) Nein, 
noch nicht! Frankreich hat 5,4, Finnland 7, 
Osterreich hat 4,2. Schweden habe ich au<h 
bier:  Es hat 6,5, i'st also wesentlich unter uns. 
(Abg. 0 f e n b  ö c k: Und Osterreich?) 4,2 Pro
z'ent, da·s habe im sdlon gesagt, Herr Kollege 
Ofenböck.. Ich würde :Uhnen sehr empfehlen, 
sim die Ziffern anzuschauen. 

Eine Ge-g'enübersteHung des Proeisansti'e,gs 
von März 1970 zu März 1 971 ze'lgt Osterrei<h 
an elfter Stelle unter -den dreizehn Industde
staaten. Es liegt also günstig, im letzten Vier
tel. Man muß -eben ein objektives Wirtschafts
bild geben und diese Frage ohne Emotionen 
betr,achten. 

Nun zur Fr,ag-e der Milderung des Steuer
drucks. Die Milderung des Steuerdrucks durch 
eine Änderung der Lohns'teuerprogr,ession ist 
von uns immer als vorrangig betrachtet wor
den. Der Herr Abg'eordnete Klubobmann Dok
tor Kor,en hat 'erklärt, das sei plötzlich im 
letzten Augenblick. hervorgetl'et,en. Darf ich 
hi'er sagen, daß wir 1 966 und dann wi,eder 
1 969 und der el'sten Re'gierung Kl'eisky im 
Jahre 1 970 unser-e Vorschläge unterbreit'et 
haben (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Brlolglos/), 
und Sie wissen genausogut, daß man ni<ht 
j edes Jahr eine Tarifregelung vornehmen soll. 

V:ergessen Sie ,auch nicht, daß der Herr 
Bundesminister unsefler Fraktion hier im 
Hohen Hause auch angekündigt hat, durch die 
vom OGB verlangten Verbesserungen j ene 
Korl1ektur herbeizuführen, die durm die 

schlemte Steuerpolitik Ihres Foinanzministers 
in den l,etzten Ja'hren notwendi,g wurde. In 
bezug auf die Progressionsveränderung haben 
meine Fraktion und der OGB immer auf die 
Notwendigkeit der Änderung des Einkommen
steuel'gesetzes hing,ewiesen. Auch auf den 
Bundeskongr,es,sen 1 967 und 1971 sind ent
spremende Beschlüsse gefaßt worden, di,e lich 
mir 'erlaubt habe, hier bekanntzugeben. Di,ese 
und andere Uberlegungen stammen von 
der Steuerkommission des OGB. Und hier, 
Herr Kollege Mock, irren Sie wi-eder. Jede 
Fraktion hat ihre Vorstellung,en ausgearbeitet. 
Die Steuerkommission hat dann g,emeinsam 
-ein Konz'ept 'erarbe1itet, die Grundsätze des 
Osterreichischen Gewerkschaftsbundes wur
den von der so'Z'ialistischen und der christ
liruen Fraktion g·enehmigt, und das Konzept 
wurde dann dem Herrn Finanzminister al,s 
Forderung des OGB und des Arbe'iterkammer
tage,s überl'eicht. Wir hoffen nunmehr, daß es 
bei den Beratung'en mdt den Interessenvertr,e
tun'gen, aber auch bei der Erstellung de,s 
Ge,samtentwurfes zugrunde 'g-elegt wird. Im 
ersten Punkt wüd von uns 'ein neuer SteueT
tarif verlangt, der vor allem auf di'e Mil
derung der Steuerprogr'ession zielt. Wir stehen 
auf dem Standpunkt, daß eine Tarif'konektur 
,herbeigeführt werden muß, um di'e deutlichen 
Verschiebungen der Steuerlasten zum Nachteil 
der Arbeitnehmer zu beseitigen. 

Es müssen daher die bestehenden Ungleich
'heHlen des Steuenemt,es - und dar-auf hat 
der Herr Kollege Broelsigke ja auch hinge
wiesen -, die zu einem Zurückbleiben der 
Erträge ,aus den Gewinnsteuern - das hat 
er nicht 'g,esa'gt - geführt haben, beseitigt 
werden. Es müs.s'en Maßnahmen getroff'en 
werden, die heute notwenmg ,geworden sind, 
wieder weH Sie, meine Damen und Herren, 
mit Ihrer Steuerpolitik nach 1 966 di,e Ver
lagerung des Schwergewichts der Steuerein
nahmen zuungunsten der Unselbständigen 
herbeigeführt haben. Die Reform des Doktor 
Schmitz von 1968 Ihat nämlich eine Umvertei
lung vorgenommen, eine Umverteilung, die 
wir als Sozialist,en und als Osterreichismer 
Gewerksmaftsbund kritisiert haben. 

Ich erinner'e 'hioer an di,e AbsetZ'beträge, die 
wir als nicht sozial und ung'erecht betr-amten. 
Es i,st eben praktisch ein Unterschied, Abse'lz
beträge vom Einkommen eines hohen oder 
eines geringen Ausmaßes zu haben. (Abg. 
S t a u  d i n g e r: Es soll keinen Unterschied 
zwischen Familien mit Kindern und ohne 
Kinder geben?) Selbstverständlich soll es das 
geben, Herr KoHe-g'e, nur haben wir die Auf
fassung, daß jedes Kind gleich ist und daß 
praktisch auch der Familie g-eholfen werden 
muß. Nur die Voraus'setzung·en sind andere. 
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Wiir glauben nämlich, wenn !ich einen Absetz
betrag - nehmen wir an :  AUeinverd!iener 
und drei Kinder - praktisch von 26.000 S 
hei einem sehr hohen Einkommen habe, daß 
'Sich das in der Progression w,esentlich stärker 
auswirkt als der Absetzbetrag bei dem, der 
mehr oder minder Ikceine Steuer z,ahlt . .( Abg. 
Dr. K 0 h I m a i  e r: Das gilt ja auch bei dem 
Arbeiterkammerbeitrag, das ist genau das
selbe!) Schauen Sie ,  das ist wieder eine Aus
flucht, jetzt bleibe ich bei der Steuer. Herr 
Kollege Kohlmaier, bleiben Sie bei dem, was 
ist ! 

Was wird da nicht allelS mit den Abs1etz
beträgen gemacht, Heu Kolle-ge, wekhe 'Mög
lich'keiten gibt e s !  Ich ,erlaube mir !hier viel
leicht dom ,eine Aus-gabe der "Schrtifbenreihe 
der österreichi:smen Steuer- und Wirtsch,ans
karte,i, Industrieverlag Peter Linde" zu zitie
ren. Da ,gibt es die :RlennstaUbesitzer, .d1e 
Absetzmöglichkeiten haben ; A rbeitnehmer 
haben keine Rennställe. Da gibt es für be
stimmte Gruppen von Einkommensbeziehem 
Absetzbeträge für Hundesteuer und Hunde
futter ;  die Arbeitnehmer haben nicht diese 
Möglichkeit. Da gibt es Anbahnungskosten 
und anderes mehr. Was wir wollen, ist nur 
eine möglichst gleiche, gerechte Behandlung. 
Wenn Sie wollen, studieren Sie das Büchlein, 
und Sie werden gewiß noch Unterlagen genug 
finden. (Abg. DI. N e u  n e  r: Von Ihnen kann 
ich lernen! - Heiterkeit.) 

Gerade IhJ:1e Hal'turug, meine Herren, zeigt 
eben da's schl'echt,e Gewi,ssen. Mir kommt es 
so vor: Der Zug zu einer Progr'essions
änderung, 'zu eiIliem gerechteren Steuerkonzept 
ist im Fahren, und j etzt müssen Sie auch dabei 
seinl Auch der Osterreichische Arbeiter- und 
Angestelltenbund, der sich in der Zeit von 
1 968 ganz anders verhalten hat. Deshalb ge
statten Sie mir nun, aus einer Expertise etwas 
zu verlesen. (Abg. S t a u  d i n g e l: Wir hät
ten gerne ein Konzept von Ihnen!) Das krie
gen Sie, und wir haben ja unsere Punkte vor
gelegt. Der Herr Bundesminister hat in der 
Anfragebeantwortung die Grundzüge seines 
Konzeptes mitgeteilt. 

wie ausschließlich ,auf di,e Erhöhung der Lohn
quote am Vol'ks,einkommen zurückzufühflen 
(Zunahme der Zahl der Arbeitnehmer auf 
Kosten der Selbständigen) . 

Diese langfr.istige Aussage hatte zur Vor
aussetzung, daß d:i1e stärlk:er,e Ela,st:izität der 
Lohnsteuer (von 2,3) 1n bezug auf die Lohn
summe gegenüber bloß 1 ,3 der Einkommen
steuer in bezug ,auf das Gewjnneinkommen 
durch fall wei!se Steuersenku1lig-smaßnahmen 
voll kompensiert wird. Tatsächlich haben die 
Tarifsenkungen von 1 954/55, 1 958, 1 962 und 
1968 diesen Effekt bewirkt. Im Durd:l.schnitt 
sind demnach alle vier Jahre einsdlneidende 
Tarifkorrekturen erforderlich, um die ,soziale 
Symmetrie' der Steuerbelastung, die in den 
Zwischenphasen (wegen der unterschiedlichen 
Elastizität) immer wieder verlorengeht, wie
der herzustellen. 

Das war bis etwa 1968 der Fall. Seit 1 969 
scheint sich j edoch ein Trendbruch abzuzeich
nen, der offenbar durch halbe Maßnahmen" 
- 1 968/1 969 - "oder beschränkte Tarifsen
kungen nicht mehr korrigierbar ist. 

Die Belastungsrelation zwischen Ein
kommen- und Lohnsteuerpflichtigen, die im 
Durchschni tt der Periode 1 950/68 norn. 2,26 
betragen hatte, fällt seit 1969 schlagartig ab." 
Nur eine umfassende Steuerreform - die 
vorgesehen ist - "könnte den Faktor wieder 
zugunsten der Lohnsteuerpflichtigen verschie
ben." 

Ich gehe weiter : "Seit 1 969 kam es j edoch 
zu einem Trendbruch" - wie schon zitiert -
"zu Lasten der Lohnsteuerpflichtig'en, der seit
her nicht mehr durch eine Tarifreform korre
giert wurde, Die ,kleine Steuerreform' brachte 
nur eine minimale kurzfristige Entlastung." 

Das ist jene Steuerreform, die die Regie
rung Kreisky mit 1 .  1 .  1 971  eingeführt hat. 
Sie wußten und wir wußten, daß diese Ent
wicklung mit der Lohn- und Einkommensteuer
novelle 1968 einsetzen wird, nämlich die Um
verteilung zu Lasten der wirtschaftlich Schwä
cheren, der Unselbständigen. 

Sehen Sie, meine Damen und Herrenl Hi'er 
Darf ich nunmehr die Expertis,e "Ursachen hat der Oster�€:icMsche Arbeiter- und Ang'e

der unterschiedlichen Ertragsteigerung" des stelltenbund mchts dagegen g:tan: Herr Kol
Instituts für 'Finanzwissenschaft und Steuer- I lege Mock, deshalb schauen SIe SIch das an! 
recht, Nachtrag 1 97 1  zitieren : "Das volks- Waren Sie

. 
ni�t der Sprecher für diese Grup

wirtschaftliche Einkommen aus B 'tz und pen , wo SIe SIch heute herausstellen und uns 
Unternehmung von phy:sischen Pells�s�en war p:akti�� .

mah�en .w0ll
.en? Damals hätten Sie 

zwischen 1 950 und 1 959 2 30maI und zW'i'schen dIe MoghchkeIt VIelleIcht eher noch gehabt, 
1 960 und 1 969 2,21mal

' 
ISO stark mit Hin- aber das konnten Sie und durften Sie ja nicht, 

kommensteuer (samt Zuschlägen) belastet wi'e hier eine Steuergerecbtigkeit herbeizuführen. 
die vol�swirtschaftlicbe Lohnsumme mit Lohn- Es ist unglaubwürdig, -daß Sie heute auf die 
steurer (isamt Zuschlägen) . Das stärk-elle Wachs- notwendige Änderung de's St'euellSystems hin
tUll der Lohnsteuer,erträge war bis 1968" - weilsen, welche,s Sie selbst auf Grund Ihrer 
hören Sie, meine Herren, bis 1 968 - "so gut damaUg,en Melhrbieit he'schloss'en haben. In 

125 
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diesem Zusammen\hang möChte iCh doch auch 

I 
der vor uns liegt, in Erinnerung zu rufen. 

feststellen, und das sei hier ausge'sproChen, Dieser Sad!verhalt lautet:  Durd! die ständigen 
daß die jetzige Bundesregierung angesichts I starken Preissteigerungen - ob sie jetzt höher 
der seit 1 969 eingetretenen Trendentwi<klung oder niedriger sind als im Ausland, ist in 
mit der ersten Steuerreform ab 1 .  1 .  1911 eine diesem Zusammenhang vollkommen egal -
Milderung der Steuerprogression erreicht hat. sind die Einkommensbezieher in Besteue
Es wären nicht über 1 ,2 Milliarden den Unselb- rungskategorien hineingetrieben worden, die 
ständigen doCh an Steuern erspart worden, nirn.t mehr tragbar sind. (Beifall bei der OVP.) 
wenn nirn.t diese Milderung, der erste Schritt, 
wie wir ihn bezeichnet haben, von der Bundes
regierung getan worden wäre. Das wäre die 
noch größere Belastung auf Grund Ihres Ge
setzes von 1 968 gewesen. 

Und der zweite SChritt wird nun folgen 

Ich möChte, meine Damen und Herren, ein 
ganz simples Beispiel anführen. Wenn schon 
der Herr Finanzminister keine Zahlen nennt 
außer allgemeinen volkswirtschaftlichen Da
ten, dann müssen wir es tun. 

durrn. eine weiteIie Lohn- und Einkommen- Ein Arbeitnehmer, der im Jahre 1 968 ein 
steuerreform. (Abg. S t a u  d i n g e r: Und Jahreseinkommen von 60.000 S gehabt hat, 
die Preiserhöhungen machen Sie!) "Wir I also 5000 S im Monat, ist damals mit 9,2 Pro
marn.en di'e Preilserhöhmlg'en" ,  wir wissen das, zent seines Einkommens besteuert worden. 
j a. Der zweite SChritt wird nun folgen durch Und wenn wir annehmen, daß dieser Arbeit
eine weitere Lohn- und Einkommenst'euer- nehmer jedes Jahr 5 Prozent Lohnsteigerungen 
I'eform. Wir wi,s,sen auCh, daß die gemein- im Schnitt hatte - Sie alle wissen, daß die 
sam besChlossene Forderung des OGB ,eine durchsdmittlirn.en Steigerungen sogar höher 
MHderung der Steuerbelastung 'Mitte 1 972 waren (Abg. J u n 9 w i r  t h: 10 Prozentl) ; ich 
herbeiführen wird, wie eiS auch versprochen gehe also bewußt von einem niedrigeren Satz 
wurde. aus -, so hat er im Jahre 1912 ein Jahres

einkommen von 13.000 S und mit den 5 Pro-Deshalb, meine Damen und Herren, wird 
verhandelt, ernst und ver,antwortungsbewußt zent im wesentliChen nur die Prei�steiger�n-

v,erhandelt im Int,eresse der betroffenen gen abgegolten bekommen - eme kIeme 

MensChen. Natürlich ist die Bedeutung der reale ,��hlst�ndssteigerung �ag da vielleidlt 

staatlidlen Leüstungen horn. einzusdlätzen, und I �och �bngble
.
Iben -, aber seme Besteu:rung 

es müssen diesen groß'en Leistungen auCh ent- 1st mIttlerweIle auf 12,5 Prozent gestIegen. 

sprern.ende Einnahmen gegenüberstehen. Wir Meine Damen und Herren! Darum geht es 
streben 'ein Steueraufkommen an, das die bei dieser Problematik. Es geht nidlt um eine 
wachsenden Nachte'He g,e'genüber den Arbeit- Steuersenkung, sondern es geht darum, zu 
nehmern aus Ihrer Steuerreform verhindern, daß jedes Jahr eine kalte Steuer
verhindert und die Vorteile der Unternehmer erhöhung stattfindet und daß das Tempo 
abbaut. Es g'eht ,also darum, Möglidlkeiten dieser kalten Steuererhöhung, die Sie zu
für eine Erhöhung der Steuereinnahmen aus lassen, immer mehr gesteigert wird. (Beifall 
den Untemehmergewinnen zu finden, und dies bei der OVP.) 
wird sidl dabei vor aHem auch auf ,einem 
Sektor erg,eben, nämliCh bei der FestS'tellung 
j enes Anteiles an den Gewinnen, der tatsäch
liCh der Besteuerung unterworfen wird. 

Hier ist in den vergangenen J ahr,en außer
ordenUid! viel '9'esiindigt worden. Und nun 
gilt es für die Regierungspartei, diese Ihre 
Sünden wieder gutzumachen. 

Wir glauben und wir können s·ag,en, daß 
eine Wieder,gutmachung im Interesse der Un
selbständi'gen, aber auch im Interesse der 
geisamten Wirtsch,aft erfolgen wird, (Beifall 
bei der SPO.) 

Bleiben wir beim Sadlverhalt: Der Oster
reichisdle Gewerkschaftsbund hat in dieser 
Situation - das stellen wir außer Streit, und 
das ist ja audI das elementare Anliegen der 
Interessenvertretung der Arbeitnehmer - den 
Ruf nad! einer spürbaren Entlastung der arbei
tenden Bevölkerung erhoben. 

Sie kommen um eines niCht herum, Herr 
Kollege Hofstetter. Sie haben das auch ein
deutig festgestellt, das läßt sich belegen. Es 
gibt Äußerungen des Gewerkschaftsbundpräsi
denten Benya und des Vizepräsidenten Häu
ser, daß ein AufsChub der Progressionsmilde-

Prä'S,ident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
l' st de Ab d t D K hl ' 

I h ' I  
rung auf 1913 nach ihrer Auffassung und nach r geor ne e r. 0 maler. c ertel e . . , 

es ih unserer gememsamen Auffassung mcht hm-m. . zunehmen gewesen wäre. Und mit dieser Auf-��geordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr I' fassung ist der Osterreichische Gewerksdlafts
Prasldent! Hohes Haus! Bei der heutigen bund beim Finanzminister und bei der Bundes
Debatte über die Probleme der Besteuerung I regierung abgeblitzt. Das müssen wir leider 
lohnt es sich immer wieder, den Sachverhalt, ! feststellen. (Beifall bei der OVP.) 
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Dr. Koblmaier 

Mit dem, was jetzt stattfindet, daß man 
im .. Kurier" so zizerlweise bekanntgibt, was 
alles an Änderungsvorstellungen beim Herrn 
Finanzminister besteht, wollen Sie doch nur 
erreichen, daß die Offentlichkeit von dieser 
Pleite abgelenkt und in Detaildiskussionen 
hineingezogen wird, die der Herr Finanz
minister durch gezielte Indiskretionen über 
seine angeblidlen Pläne selbst herbeiführt. 
(Beifall bei der OVP.) Das ist die Entlastung 
in der Offentlichkeit. 

Mit dieser gewollten Diskussion über ein
zelne Meldungen darüber, was also an Ände
rungen kommt, versucht man gleidlzeitig 
etwas Zweites. Ich muß es ganz hart und offen 
hier aussprechen, meine Damen und Herren. 
Sie wollen den Ärger der Staatsbürger über 
die hohe Besteuerung in Neidkomplexe der 
Staatsbürger gegen bestimmte Bevölkerungs
gruppen umfunktionieren. Das ist Ihre Taktik, 
die Sie jetzt verfolgen. (Beifall bei der OVP.) 

Warum wird denn ununterbrodlen in diesen 
Äußerungen, die jetzt kommen, gesagt: Ja, 
Progressionsmilderung nur bei den kleinen 
Einkommenstufen; die, die mehr verdienen, 
die können ruhig auch mehr Steuer zahlen, 
und dort brauchen wir keine Entlastung! ?  Das 
ist doch ganz klar : Sie wollen den Neid 
mobilisieren. 

Und gen au dasselbe bei diesem gespaltenen 
Einkommensteuertarif. Wir betrachten es . als 
untragbar - ich sage es auch von dieser 
Stelle noch einmal -, dasselbe Einkommen 
unterschiedlich zu besteuern, je nachdem, ob 
es aus unselbständiger oder selbständiger 
Arbeit bezogen wird. (Abg. Hans M a y r: Das 
gleiche Netto so}} herauskommen!) Ich halte 
das für unmöglich. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren I Sie wissen 
genau, warum in der Gesamtstatistik der 
Anteil der Arbeitnehmer am Steueraufkom
men steigt. Diese Entwicklung ist übrigens in 
der Zeit der SPO-Alleinregierung nicht ge
stoppt, sondern verstärkt worden. Warum'? 
Erster Grund: Es gibt immer mehr Unselb
ständige und immer weniger Selbständige. Es 
ist doch ganz selbstverständlich, daß eine 
größere Zahl dann auch gemeinsam eine 
höhere Steuer aufbringt. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: 
Genau das Gegenteil von dem, was Koren 
gesagt haU) Und zweitens: Die Unselbständi
gen wachsen jetzt in die Progressionsstufen 
hinein, in denen die Selbständigen schon sind. 
Es geht also nicht um die Besteuerung des 
einzelnen, ob er selbständig oder unselbstän
dig ist, sondern um globale volkswirtschaft
liche Vorgänge, die Sie hier als Begründung 
für eine Neidsteuer in die Debatte hinein
werfen. 

Meine Damen und Herren! Ich selbst gehöre 
dem unselbständig erwerbstätigen Teil der 
ästerreidlischen Bevölkerung an. Aber ich 
weiß ganz genau: Audl mein persönlicher 
Wohlstand als Unselbständiger hängt davon 
ab, daß wir in Osterreich in unserer Volks
wirtschaft auch Selbständige haben, die keinen 
Achtstundentag haben, sondern ihren persön
lichen Einsatz in eine unternehmerische und 
selbständige Tätigkeit investieren. (Beifall bei 
der OVP.) 

Ich lehne es als Arbeitnehmer ab, diese 
Selbständigen vom Gesellsdlaftspolitischen 
her durch eine stärkere Besteuerung in die 
Lohnabhängigkeit geradezu hineinzutreiben. 
Das wäre doch die Folge Ihrer Steuerpolitik, 
meine Damen und Herren ! (Beifall bei der 
OVP.) 

Uberlegen Sie doch: In Ungarn etwa, wo 
man die Selbständigenexistenzen abgeschafft 
hat, duldet heute die kommunistisdle Regie
rung wiederum eine ziemlich. große Zahl von 
selbständig Gewerbetreibenden, weil der 
Staat nicht in der Lage ist, die Bedürfnisse der 
Bevölkerung ohne den Einsatz der selbständig 
Erwerbstätigen zu befriedigen. Also selbst 
Kommunisten anerkennen, daß man diese 
selbständig Erwerbstätigen im Interesse der 
gesamten Volkswirtschaft braucht. 

Und Sie, meine Damen und Herren, als 
Sozialisten oder Sozialdemokraten wollen 
diese Erkenntnis nicht haben und wollen es 
den Leuten verleiden, daß sie selbständig 
erwerbstätig sind. Das verstehe ich nicht. 
(Beifall bei der OVP.) 

Bei diesem Sachverhalt, den ich. jetzt ge
schildert habe, Abblitzen des GewerksdIafts
bundes, 200 S Akontozahlung, das sind 1 6,60 S, 
Kollege Ulbrich, damit kann man nicht einmal 
die höheren Eisenbahntarife decken . . . (Abg. 
Brich H o f  s t e t t e r: Woher haben Sie das? 
Aus der Zeitung?) Die 200 S? IdI bin neugierig, 
ob es mehr wird, vielleicht werden es 2 1 0  S .  
Wir kennen ja  das Spiel, Herr Kollege Hof
steUer. 

Ich bin überzeugt, der Kollege Lachs vom 
OGB und der Dr. Androsch haben sich bereits 
lange ausgemacht: Wir machen eine 30pro
zentige Bausparprämie. Dann geht Herr Dok
tor Androsch her und sagt : 25 Prozent. (Abg. 
Brich H o f  s t e  t t e  r: Lesen Sie unsere An
träge vom vergangenen Jahr!) Die Bevölke
rung nimmt das zur Kenntnis. Der OGB sagt 
30 Prozent, und dann ist eine gewerkschaft
liche Forderung durchgesetzt, weil dieses 
Spiel von der Offentlichkeit offenbar nicht 
durchschaut wird. Aber das ist doch ganz 
leicht zu durchschauen. (Beifall bei der OVP.) 
Auf diese Weise verhilft der Herr Minister 
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Dr. Kohlmalel 

Androsch dem Gewerkschaftsbund zu den 
Erfolgen, die er leider im prinzipiellen nicht 
hat, meine Damen und Herren. So macht man 
es. So muß man also die Bevölkerung täu
schen. Wir wissen, daß Sie da sehr geschickt 
vorgehen. Aber es wird transparent werden. 
Vielleicht werden es hier 250 S, und dann 
ist es wieder ein ganz großer Erfolg. 

In dieser Situation, meine Damen und Her
ren, haben wir den Finanzminister gefragt: 
Was ist wirklich beabsichtigt? Denn wir glau
ben als Abgeordnete, daß wir nicht nur auf 
dem Weg der Zeitung, sondern hier in diesem 
Saal erfahren müßten, was sich an Konzepten 
abzeichnet. Denn, Herr Minister, es gibt wirk
lich, wie Mock gesagt hat, nur zwei Möglich
keiten. Entweder Sie haben etwas, was Sie 
in die Zeitungen streuen, also irgendwelche 
Vorstellungen, dann sagen Sie sie hier! Oder 
Sie haben diese Vorstellungen nicht, Herr 
Finanzminister, dann schweigen Sie aber auch 
gegenüber den Zeitungen und verhandeln Sie 
redlich mit den Interessenvertretungen ! (Bei
fall bei der OVP.) 

Und in dieser Situation, wo wir gefragt 
haben, haben Sie, Herr Minister - und das 
muß in aller Form hier festgestellt werden -, 
keine einzige Antwort auf die Fragen des 
Dr. Koren und der anderen Anfragesteller 
gegeben. Sie haben in jedem einzelnen Punkt 
nur herumgeredet. (Beifall bei der OVP.) Es 
war in weiten Passagen Ihrer Antwort nicht 
einmal klar, zu welchem Punkt der Anfrage 
Sie reden, Herr Minister. Sie haben nur von 
der Einsetzung von Expertenkommissionen 
gesprochen dort, wo wir gefragt haben: Was 
werden Sie tun? Und Sie haben wiederum auf 
Vorträge verwiesen. Und am Schluß waren 
Sie sich wahrscheinlich selbst darüber klar, 
wie kümmerlich Ihre Auskunft war, und dann 
haben Sie sich der Wirtschaftsentwick.lung 
197 1  beziehungsweise 1970 berühmt, die Sie 
von der Osterreichischen Volkspartei über
nommen haben (Zustimmung bei der OVP), 
das "schlechte Erbe' "  

Herr Ministerl Sie sind doch von Ihrem 
Beruf her, von Ihrer Ausbildung her, von 
Ihrer ganzen Person her ein präziser Denker. 
Sie wissen doch, was die Fragen Korens 
bedeutet haben. Sie wissen genau, was wir 
von Ihnen hören wollen : Was Sie dem Steuer
zahler nachlassen wollen und was nicht. Wenn 
Sie daher die Antwort nidlt geben, so kann 
ich nur annehmen, Sie haben dem Parlament 
gegenüber bewußt geschwiegen ! (Beifall bei 
der OVP.) Denn es war nicht Unfähigkeit von 
Ihnen, sondern mangelnde gute Absicht. 

Herr Minister! Ein Wort noch in diesem 
Zusammenhang. Sie haben mehrmals gesagt, 

die Staatsfinanzen müssen audl beachtet wer
den. (Abg. U 1 b r i c h: Weil Sie und Ihre 
Partei zu viele Schulden gemacht haben!) 
Selbstverständlich, Kollege Ulbridl, na klar! 
(Abg. U 1 b r i c h : Die müssen wir zahlen!) 
Wir müssen die Staatsfinanzen im Auge 
haben, und die Osterreichische Volkspartei 
wird wohl die letzte sein, die in den Ver
dacht kommt, daß sie diese Staatsfinanzen 
nicht auch im Auge hat. Aber, Herr Minister, 
wenn man Ihnen zuhört: Sie haben hier nur 
von der Bedachtnahme auf die StaaJ:sfinanzen, 
aber kein einziges Mal von der Bedachtnahme 
auf den Steuerzahler gesprochen ! (Beifall bei 
der OVP.) 

Da ergibt sich nämlich ein Vorrangproblem ! 
Was ist bei Ihnen vorrangig? Die Gemein
schaft der Staatsbürger, also der Staat, oder 
der einzelne Staatsbürger? Wir haben halt die 
Befürchtung, daß Ihr sozialistisches oder Ihr 
sozialdemokratisches Sinnen in erster Linie 
daran denkt, was der Staat bekommt, und erst 
in zweiter Linie daran, welche Opfer der 
einzelne Staatsbürger bringen muß, damit 
diese Staatseinnahmen hereingebradlt wer
den. Hier vermissen wir das Gleichgewicht, 
Herr Minister I Ein guter Minister und eine 
gute Regierung muß beides im Auge haben: 
einerseits die Gesamteinnahmen, was dem 
Staat zur Verfügung steht, und andererseits 
das persönliche Opfer des Steuerzahlers. Sie 
haben als Finanzminister j edoch nur von den 
Staatsfinanzen gesprochen, und das können 
wir nidlt hinnehmen ! (Beifall bei der OVP.) 

Wir haben leider immer wieder einen Ver
dacht, Herr Minister, den wir nicht loswerden 
und den Ihre heutige Anfragebeantwortung 
nicht hat zerstreuen können. Sie warten mit 
einer gewissen Ruhe, die wir nicht verstehen 
können, die Entwicklung ab, weil Sie wissen : 
Mit jedem Monat, den Sie später handeln, 
wird die Inflation stärker wirken und der 
Progressionsdruck. stärker werden, mit jedem 
Monat, den Sie länger warten, stehen Ihnen 
als Finanzminister mehr Mittel zur Verfügung, 
mit denen Sie dann schalten und walten kön
nen. (Abg. J u n g w i r  t h: Um eure Schulden 
zu zahlen!) 

Wir kennen genau Ihre Politik, Herr Mini
ster, Sie haben es schon einige Male gezeigt: 
Sie gehen zum Staatsbürger, lassen sich von 
ihm 1000 S geben, und zu irgendeinem Anlaß 
- sei es Bergbauemhilfe, sei es 200 S Weih
nachtszuckerl, sei es Eheschließung - geben 
Sie ihm dann von den 1000 S, die Sie ihm 
vorher weggenommen haben, wieder 100 S in 
die Hand und warten, daß ein glückliches 
Aufleuchten in den Augen der Staatsbürger 
eintritt über den noblen Finanzminister, der 
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so großzügig die Gaben an die Staatsbürger 
verteilt. Das i st Ihre sozialistisdle Taktik, 
Herr Minister! (Beifall bei der GVP.) 

Und diese Taktik werden wir aufzeigen! 
Immer wieder! Sie hoffen auf die Geduld der 
Staatsbürger, die die stille Form dieser Aus
beutung der sozialistischen Regierung nicht 
wahrnehmen. Und zur weiteren Milderung 
der Ausbeutung verteilen Sie dann einzelne 
Zuckerl. Herr Minister! Das ist in unseren 
Augen die mo�erne Variante sozialistischer 
Gesellschaftspolitik. Die Reichen sollen zah
len - es wurde heute bereits einmal gesagt. 
Wer die Frechheit hat, mehr für eine längere 
Ausbildung ausgegeben zu haben oder durch 
einen größeren Einsatz in höhere Einkommens
kategorien zu kommen, der ist für Sie offenbar 
nicht mehr berücksichtigungswürdig. Schauen 
Sie sich doch diesen 200 Sdlilling-Rabatt an, 
meine Damen und Herren ! Für den, der am 
Rande des Existenzminimums steht, der sicher
lich ein bedauernswerter Staatsbürger ist, ist 
es unter Umständen ein hundertprozentiger 
Steuernachlaß j auch 200 S! (Abg. Hans M a y r: 
Und die neiden Sie ihm!) Aber für j emanden, 
der 20, 30, 40 Prozent Steuer zahlt, ist das j a  
nur ein Promillenachlaß. Und da stehen Sie, 
Herr Minister, auf dem Standpunkt : Das ist 
sozial gerecht. 

Darüber kann man diskutieren. Aber ich 
sage Ihnen eines, meine Damen und Herren: 
Es gibt große Steuerzahler und es gibt kleine 
Steuerzahler. (Abg. S e k a n i n a: Es gibt 
pünktliche Steuerzahler und unpünktliche 
Steuerzahler! Und die unpünktlichen Steuer
zahler sind in Ihren Reihen!) Und wenn der 
Steuerdruck eben allgemein zu groß ist, dann 
muß man, meine Damen und Herren, audl 
dem, der ein großes Steueropfer erbringt, 
entsprechend entgegenkommen. Nur das ist 
gerecht, meine Damen und Herren! (Beifall 
bei der GVP.) 

Gehen Sie doch endlidl einmal davon ab. 
so zu tun, als ob die Masse der Arbeiter und 
Angestellten steuerlich nicht bedrückt würde. 
(Abg. L i  b a 1: 4 Milliarden Steuerschulden!) 
Sie wissen es alle ganz genau, meine Damen 
und Herren: Wenn sich heute j emand durch 
eine Ist-Lohnerhöhung im Kollektivvertrag 
auf eine 1prozentige Lohnerhöhung freut und 
dann auf den Lohnzettel schaut, was übrig
geblieben ist, dann sieht er, wer am meisten 
von dieser Lohnerhöhung profitiert hat: der 
dritte Partner, der nicht dabei ist, der Finanz
minister . Das ist ein Problem aller Arbeiter 
und Angestellten, und mit 200 S können Sie 
das nicht aus der Welt schaffen, sondern das 
geht nur mit einer grundlegenden Reforml 

Meine Damen und Herren ! Ich muß ab
schließend noch einmal sagen : Herr Minister! 
Sie haben heute keine Antwort gegeben, Sie 
haben herumgeredet so wie bisher und das 
Parlament nicht informiert! Wir warten weiter 
auf diese Information, und wir werden weiter 
hier die Stimme der Offentlichkeit und der 
Steuerzahler erheben, so lange, bis heraus
kommt, was Sie, Herr Minister, in einer neuen 
Steuerreform, die notwendig sein wird, wirk
lich geben wollen. Heute haben wir es nicht 
erfahren ! (Beifall bei der GVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Zum Wort gemeldet ist der Abge
ordnete Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi
dent! Meine Damen und Herren! Es ist nidlt 
leicht, in 20 Minuten auf alles das zu ant
worten, was 1 400 Fachleuten eingefallen oder 
nicht eingefallen ist und was der Herr Finanz
minister heute hier doch in einer etwas um
fangreichen Beantwortung gesagt hat - und 
noch viel schwieriger ist es, auf das einzu
gehen, was er nicht gesagt hat. Es wäre sehr 
leicht, nun etwa zu sagen, er hat nichts gesagt 
und daher braucht man ihm also nicht zu 
antworten. Aber ich glaube, so einfach, Herr 
Finanzminister, dürfen wir es uns nidlt 
machen, wie Sie sich es heute hier gemacht 
haben bei Ihrer Beantwortung. 

Sie haben Osterreich als ein Steuerparadies, 
als ein Paradies, in dem zu leben wunderbar 
ist, dargestellt. Nur sind Sie nicht der Adam. 
Außerdem hat der Adam auch um eine Frucht 
zuviel gegessen und ist deswegen aus dem 
Paradies vertrieben worden. Sie haben alles 
paradiesisch geschildert, alles was hier ge
leistet worden ist, haben Ihre und die Lei
stungen Ihrer Partei aufgezählt und dabei 
völlig übersehen, daß Sie in Gebiete hinein
gekommen sind, für die Sie gar nichts dafür
können und gegen die Sie sogar bis zuletzt 
gekämpft haben. Ich darf nur erinnern - es 
ist heute schon gesagt worden -: Sie haben 
auf Ihr Ruhmesblatt etwa geschrieben die 
Erhöhung des Kfz-Pauschales von, glaube ich, 
260 auf 325 S. Idl darf Ihrem Gedächtnis 
nadlhelfen: Dagegen haben Sie doch besonders 
als Finanzminister - Ihnen nehme idl das 
gar nicht übel -, aber auch die sozialistische 
Fraktion nicht nur gekämpft, Sie haben auch 
dagegen gestimmt! Meine Herren, so sdlnell
lebig ist die Politik! Sie stimmen als Sozia
listen dagegen, und heute sagt der Finanz
minister, es ist sein Ruhmesblatt, daß das 
Kfz-Pauschale erhöht worden ist. So wenig 
ernst, wie das war, so wenig ernst waren 
leider Gottes sehr viele Ausführungen, die 
Sie heute hier gemadlt habenl 
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Meine Damen und Herren I Wenn zwei das ster, und das ist im Moment der Finanzmini
gleiche tun, so kommt auch das gleiche dabei ster Androsch. 
heraus. Sie von der Volkspartei sind heute 
sehr erstaunt über das Ergebnis einer Steuer- Wir Freiheitlichen haben nun ein Beispiel 
politik, für die nun als verantwortlich hier im herausgenommen. Sie können es jederzeit 
Moment auf Grund des letzten Wahlergeb- überprüfen, Sie können es ergänzen. Es gibt 
nisses der sozialistische Finanzminister sitzt. auch zahlreiche andere Beispiele. Aber wir 
Im Grunde genommen macht der Androsch mödlten einmal die Progression eines Mannes 
nichts anderes als der Koren, setzt der deutlich machen, der ein Angestellter 
Androsch fort - die Herren mögen entschul- I ist, aber es könnte genauso ein Arbeiter sein 
digen, wenn ich zum leichteren verständnis ,' oder ein öffentlich Bediensteter, 
alle Titel weglasse -, was Koren seinerzeit 
erfunden hat. I Dieser Mann hatte im Jahre 1964 einen 

versteuerbaren Gehalt von 4054 S. Er hat im 
Das alles mit wechselnden Mehrheiten. Ich , Zuge d auf G d d G ld t d"  . " er run · er e wer ver unnung 

darf daran ermnern, daß SIe, �eme 
,
DaI?en und der Preissteigerungen notwendigen Ge-

und Herre� von der VolksparteI, als SIe 
,
mcht haltserhöhungen als Ausgleich jetzt ein ver

mehr welterwußten, Sondersteuern emge- steuerbares Einkommen on 6154 S 
führt haben. Die Sozialisten haben damals die 

v ,  

�onders�euern glü�end und 
,
aus grundsätz- l Idl möchte dem Herrn Finanzminister und 

l��er Emstellung fur de
,
n kl�men Man� und ' Ihnen das einmal zeigen. (Der Redner zeigt 

fur den Konsumenten, WIe WIr damals horten, ein Bündel Geldscheine vor ) D'\ M 
b k.. f S "  I '  d F' , , t 

' leser ann 
e amp t. pater, a s SIe en manzmmis er bekam auf Grund der Steuergesetze als Aus-

gestellt haben, hat sich das Blatt gewendet, . gleich für die Teuerungen für d'e S 'e  e'ne 
S' ' H  d V lk t '  h b I ' I I ,  m I 

le, meme erren von er 0 spar el, a en · 
Herren von der Volkspartei genauso verant-

pIötzlidl die Sondersteuern absdlaffen wollen. 
wortlich waren _ ich muß

' 
umdrehen sonst 

Plötzlich wußten Sie, wie man ohne Sonder- schauen soviel Tausende h 0 (ZwJschen-
k d d' S ' I ' t ' d  

r erv r 
steuern aus ommt, un le oZla IS en sm rufe bei der OVpl .  'ch paß cho auf' - f "  

h l  h' d F' 
. . " 1 s n . ,  ur 

gesc ossen mte: em 
. 
manzmmIst

.�r 
. 
g�: die gleiche Leistung am gleichen Arbeitsplatz 

standen. (Abg. M 1 n k 0 w 1 t s e h: "Plotzllch 
_ derselbe Mann' _ immerhin einen Betrag 

hat der Zeillinger dafür gestimmtl) von 2700 S mehr. Das war die Erhöhung, die 

Herr Kollege ! Es war befristet. Sie weinen 
heute noch immer, daß Sie nicht nur die abso
lute Mehrheit verloren haben, sondern daß die 
Sozialisten diese bekommen haben. Denken 
Sie doch darüber nach: Kein Mensch hat an 
Ihre Befristungen geglaubt, sondern jeder war 
davon überzeugt, daß Ihnen genausowenig 
in der Steuerpolitik etwas eingefallen ist, wie 
leider Gottes heute auch dem Finanzminister 
Androsch noch nichts Neues eingefallen ist. 

er in diesem Jahrzehnt bekommen hat. 

Diese 2700 S, die er für die Preissteigerun
gen bekommen hat, sind ihm aber nicht für die 
Preissteigerungen zugute gekommen. Ihm 
sind geblieben 1800 S, aber 900 S hat der 
Finanzminister. - Also 900 S von den 2700 S 
hat der Finanzminister an sich genommenl 

Den Vorteil hat immer der Finanzminister, 
den Vorteil hat immer der Androsch. 

Also es haben beide im Prinzip in den 
letzten Jahren immer das gleiche gemacht. Das heißt: Die Erhöhung, die der Mann 

Beide haben gesagt, daß sie getragen sind bekommen hat, betrug 66 Prozent, und 33 Pro

von der Verantwortung für die Staatsfinanzen. zent betrug die Erhöhung, die der Finanz-

Ich werde Ihnen ein einziges Beispiel brin
gen. Ich darf mir erlauben, alles, was jetzt 
gesagt worden ist, einmal zu beweisen, zu 
belegen und nachzuweisen, wie sehr in den 
letzten Jahren der Finanzminister immer der
jenige war, der bei allem immer den Vorteil 
gehabt hat. 

In den KriminalgeschiChten des Fernsehens 
gibt es einen Schlager, der heißt: "Der Täter 
ist immer der Gärtner". - Den Vorteil hat 
immer der Androsch, was immer geschieht, 

minister bekommen hat. 

Bei der Erhöhung hat man aber nicht berück
sichtigt, was der Finanzminister bekommen 
hat, sondern man hat einfach gesagt: Als 
Ausgleich für die Preissteigerungen muß der 
Mann, um sich dasselbe leisten zu können -
ich betone noch einmal : das ist der gleiche 
Mann am gleichen Arbeitsplatz mit der glei
dIen Leistung -, diesen Betrag erhalten. Aber 
davon hat der Finanzminister 33 Prozent der 
Erhöhung in seine Tasche fließen lassen. 

ganz gleichgültig, ob das Preiserhöhungen Die Bruttoerhöhung war also plus 66 Pro

sind, ob das die Geldverdünnung ist. Den z·ent, di,e Nettoerhöhung war nur mehr plus 

Vorteil hat immer der jeweilige Finanzmini- ! 5 1 ,7 Prozent. 
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Meine Herren von der Volkspartei I Das 
haben Sie so eingeführt, gemeinsam in der 
Koalition, das haben Sie in der Alleinregie
rung fortgesetzt, und genau dasselbe macht 
heute der Finanzminister Androsch. 

Die steuerliche Belastung dieses Mannes 
betrug also seinerzeit auf diesem Arbeitsplatz 
14, 1 6  Prozent, sie beträgt jetzt 2 1 ,85 Prozent; 
das heißt, früher hat der Finanzminister nicht 
ganz ein Siebentel Anteil an der Arbeitslei
stung dieses Mannes bekommen, j etzt be
kommt er bereits mehr als ein Fünftel. Bei 
j eder Erhöhung, die der gleiche Mann am 
gleichen Arbeitsplatz für die gleiche Leistung 
bekommt, steckt immer ein Drittel der Finanz
minister ein. 

Das ist also die Steuererhöhung, das ist die 
Progression, die in der Koalition eingeführt 
worden ist und die seit dieser Zeit von j edem 
Finanzminister fortgesetzt worden ist. Der 
Finanzminister oder das Finanzamt hat in die
sem Jahrzehnt ein Plus von 7,69 Prozent ge
habt oder, wenn wir anders rechnen, die 
steuerliche Belastung, der Steuersatz, der 
Prozentsatz ist um plus 54,3 Prozent im letzten 
Jahrzehnt bei dem gleichen Mann für die 
gleiche Arbeitsleistung gestiegen. 

Das, meine Damen und Herren, ist im 
Grunde die Problematik, mit der wir uns 
heute beschäftigen müssen, und das ist aber 
auch j ener Punkt, wo wir sagen müssen: Diese 
Frage, sosehr sie berechtigt war, meine Herren 
von der Volkspartei - man kann nicht oft 
genug diese Frage anschneiden -, ist eine 
Frage, auf die genausowenig, wie seinerzeit 
der Finanzminister Koren eine befriedigende 
Antwort darauf gegeben hat, der Finanz
minister Androsch eine solche Antwort geben 
wird. Denn den Rebbach macht immer der 
Androsch dabei, was immer in diesem Staate 
geschehen wird. 

Nun ist ja der Finanzminister der Ungeeig
netste, den man aufrufen könnte, tatsächlich 
eine Abhilfe zu schaffen, denn in dem Augen
blick, wo er eine Abhilfe schafft, bricht doch 
das ganze Finanzsystem zusammen! 

Wir haben heute vom Gewerkschaftsvize
präsidenten Hofstetter Forderungen des 
Gewerkschaftsbundes gehört. Durchaus be
redJ.tigte Forderungen. Natürlich müssen 
Sie dem Konsumenten, dessen Interessen Sie 
angeblich bevorzugt vertreten, natürlich 
müssen Sie vor allem dem kleinen Mann, den 
es ja am härtesten trifft, von Zeit zu Zeit 
Gehaltserhöhungen geben. Sie sagen ihm : 
Dein Geld ist um 300 S oder um 500 S weniger 
wert geworden, wir geben dir sogar um 300 S 
oder um 500 S mehr Wert. Der Betreffende 
ist im Moment zufrieden und übersieht, daß 

davon sofort ein Drittel der Finanzminister 
für sich abzweigt. 

Das ist die Problematik, vor der wir stehen, 
und in dieser Problematik sind wir heute, 
Herr Finanzminister, nicht einen Smritt 
weitergekommen. (Abg. Dr. F i s  e h e  r: Und 
Ihr Vorschlag?) Wir Ihaben 'Ankündigungen 
gehört. - Bitte, Herr Kolle'ge 1 Wenn Sie 
,einen Vorschlag haben, dann darf ich Sie 
bitten, sich zu Wort zu melden. (Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. Dr. F i 8 e h e  r.) Nein I 
Es tut mir nur leid: Wenn Si'e 'in der 
Sozialistischen Part,ei 'einen VOl1schl,ag hätten, 
warum lassen Sie das nicht 'entweder den 
Finanzminister sagen oder warum ge'ht dann 
nicht jemand von der soz,ial,i1stisch,en Fra'ktion 
heraus, um zu sagen : Jetzt mach'en wir einmal 
Schluß mit der Rederei, von jetzt ab sind wir 
wirklich ber'eit, zu erfüHen, was wir ver
sprochen haben, nämHch di,e Interessen der 
Konsumenten und des 'kle,inen Mannes zu 
schützen! .(Beifall bei der FPO. - Abg. Doktor 
F i s  e h e  r: Sie sind am Wortf) Nein! Sie 
setz'en die VolkJSpartei-iPolitik ,genauso fort, 
Si,e versprechen eine ,Besserung für den klei
nen Mann und nehmen ihm hei jedem 
Schilling, den Sie ihm geben, sofort wieder 
33 Groschen weg. :(Abg. Dr. F i s  c h e l: Was 
würden Sie machen?) Herr Kollege I Sie sind 
noch sehr jung im Parlament. Di'e Flieiheitliche 
P.artei hat eine Fülle von Vorschläg·en auf dem 
Gebiet der Steuerpol'itik g1emacht, und es ist 
seihr bedauerlich, wenn Sie nie davon Kenntnis 
genommen haben. 

Wenn wir heute 'etwa von der Doppel
besteuerung hör,en, dann I�St das doch nichts 
Neues! Das wenig,e, was der Finanzmini'ster 
heute gesagt hat, find,en Sie ,alles in Reden 
des Kollegen Broesigke, ja bis zum Kollegen 
Kandutsch zurück. Das war,en alles Vorschläge, 
nur hat man zehn Jahre gebr,aucht : In der 
Koalition waren Sie 'heide dagegen. ALs dann 
di'e OVP an der Reg-ierung war, war die SPO 
durchaus bereit, mit uns zu gehen. Aber dann 
haben die Sozialisten di'e absolute Mehrheit 
bekommen, und heute ist die . OVP bereit, 
das mit uns zu machen; aber heute hat eben 
die Sozialistische Partei die absolute Mehr
heit. 

Si'e sind um gar nichts 'besser! Sie machen 
g,enauso Finanzpolitik, Si'e nehmen genauso 
von jedem Schilling, den Sie dem kleinen 
Mann geben, ihm 33 Groschen ,aus der Tasche. 
(Zwischenrufe.) 

o doch : eine Ankündigung '1st gemacht 
worden - eine Kommission wird eingesetzt. 
W-ir w,issen, daß die geg·enwärtige Regierung 
unter der KommilSlsionitils lleidet. Immer dann, 
wenn den 1 400 Famleuben nichts eingefallen 
ist und ein brennendes Problem her an-
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gekommen ist, wird 'eoine neue R:eformkommi's
sion, e,ine neue Kommission eingesetzt. 

Aber vOl'sichti'g haben Sie die Kommi's,sion 
gemacht, daß j a  keiner von jener Gruppe 
dabei ist, die 'etwa schon diesbezügliche Vor
schläge g,emacht 'hat, di'e nämHch unang,ene�m 
wären wenn slie wieder 'gemacht werden wur
den. Man kann ,eine Kommission natürlich 
poliHsch so ,auswählen, daß nur best�mmt'e 
Leute drinnen sitzen. Ich muß nur lmmer 
w.issen, wie ich '€'s mache. W�nn .ich we:iß, 
daß das einer von ,der OVP und daß das einer 
von der SPO ,ist, dann werde ich ,eben flur 
solche Leute berufien. 

Si'e haben mit tausend Ausreden eine Kom
mission zusammengesetzt, in der friedlljch wie 
in den ZeHen der Koalition OVP und SPO 
w,ieder beisammensitz,en, und Sie haben äng,st
lich darauf achtgegeben, die Regierung 
genauso wi,e Si'e wahrsch,e1inlich von der 
Regierunqsfraktion, daß kein FreiheiU,icher 
dabei ist, d.amit nicht einmal die Vorschläge, 
die wir im Parlament g,emacht haben, viel
le'icht auch .jn der Kommission an Si'e heran
qetrag,en werden könnt'en. 

Herr Enanzministerl Das Enttäuschende für 
uns FreiheHliche - ,soweit wir überhaupt 
noch in der Lage s'ind, von der Regierung 
enttäuscht werden zu können - ist, daß nicht 
ein Sdu,üt eliwähnt worden ist - S1'e haben 
zwar von vielen SchriUen gesprochen -, de'f 
etwa neu wär-e, .der eine neue Idee wäre. 
Wenn wir die letzt'en Wochen und Monate 
betrachten, so sehen wir, daß Sie die Preis
ste,igerungspolitik - die Worte :SIind 'schon 
gefallen, wie ,ich he'runterge-gangen bin -
genauso fortsetz'en wollen und forts,etzen 
werden, wie es in der V'ergangenih,eH 
geschehen i,st: Ang,efangen von den Strom
tarifen über di,e Hahntarife, über die 
Zi'gareUentarif,e, über den Benzinpfle'is - alles 
das erhöhen Sie, weil 'es notwendig ist. Hs ist 
auch notwencHg! Das ,alles machen Si'e aber 
nur . . . (Zwischenrufe bei der SPO.) Herr 
Kollege ! ,Di,e Schulter schütteln ist sehr ein
fach. Das alles machen Sie -aber nur, -weH 
damit MHliarden ,in die Tasche des Finanz
ministers hineinfließen, weil das der einzi'ge 
Ausweg !ist. (Abg. G r a t z: In die Taschen 
nicht!) 

Herr Kollege I Effektiv ist es so : In wenigen 
Jahren fließt für die gleiche Leistung vom 
Staatsbürger - die gleiche Leistung am glei
chen Arbeitsplatz ! - statt einem Siebentel 
ein Fünftel von dem, was er erarbeitet hat, 
zum Finanzminister. 

Meine Herrenl Die sozialistische Fraktion 
hat viele Erhöhungen beantragt und beschlos
sen - das muß ich mit aller Deutlichkeit 

sagen; ich war mit der OVP genauso unnach
giebig und hart, als sie die Mehrheit hatte -, 
es ist eine Inflation von Erhöhungen in den 
letzten Wochen beschlossen worden. Letzten 
Endes ging es nur darum, von staatlicher Seite, 
gestützt auf die absolute sozialistische Mehr
heit, das Geld zu verdünnen, die Preise 
hinaufzutreiben und den Anteil des Finanz
ministers an dem Einkommen der arbeitenden 
Bevölkerung in diesem Staate zu vergrößern. 
Den Rebach, den Vorteil, hat immer der 
Finanzminister, was immer Sie machen. 
(Zwischenrufe bei der SPO.) Ja, Herr Kollege, 
es ist das viel, viel ernster. 

Ich werde Ihnen etwas sagen : Als die OVP 
die absolute Mehrheit hatte - das sage ich 
Ihnen ehrlich -, hatten wahrscheinlich viele 
arbeitende Menschen in diesem Staate gar 
keine Hoffnung gehabt, daß es besser wird. 
Das Enttäuschende ist :  Sie haben die absolute 
Mehrheit bekommen, nachdem Sie vorher eine 
relative hatten, weil viele arbeitende Men
schen in diesem Staate geglaubt haben, daß 
Sie es wirklich anders machen werden. Das 
ist meiner Ansicht nach das Ernste an dieser 
Situation, daß Sie nämlich dem arbeitenden 
Menschen, dem Konsumenten, dem kleinen 
Mann zeigen, daß Sie es auch nicht anders 
machen, daß Sie den Karren auf dem gleichen 
Weg, den wir während der Koalition kennen
gelernt haben und den die OVP fortgesetzt 
hat, heute in der SPO-Alleinregierung weiter
hin fortschieben wollen. 

Ich darf noch einmal sagen: Wir Freiheit
lichen sind durchaus zu konstruktiven Vor
schlägen bereit, meine Herren von der 
Sozialistischen Partei! Wir sind durchaus be
reit, all das, was wir im Parlament schon vom 
Rednerpult aus gesagt haben, auch einmal 
in einer Kommission zu sagen. Aber dann 
h aben Sie den Mut, nicht hinter verschlos
senen Türen nur mit der OVP zu verhandeln, 
die Kommissionen nur so zusammenzusetzen, 
daß Sie allein sind. Haben Sie einmal den 
Mut, eine alle politischen Gruppen dieses 
Staates umfassende Kommission einzusetzen. 
Vielleicht wird sich dann auch einmal heraus
stellen, daß auch die Freiheitlichen, nicht nur 
in der Vergangenheit, wie Sie noch die 
Minderheit waren, sondern auch heute gute 
Ideen haben. 

Wenn Sie sich heute etwa rühmen, daß die 
Sondersteuer für die Autos weggekommen ist, 
dann wissen Sie, daß das eine jener Forde
rungen war, die wir Ihnen damals abringen 
konnten, weil Sie eben nicht die absolute 
Mehrheit hatten. Wenn Sie damals die abso
lute Mehrheit gehabt hätten, hätten wir 
heute . . . (Zwischenruf des Abg. G I  a t z.) 
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Herr Kollege ? (Abg. G r a t  z :  Da haben die 
Konsumenten sehr viel davon gehabt, Herr 
Kollege?) 

o doch ! Ich glaube, Herr Klubobmann 
Gratz, daß das Auto heute kein Luxusgegen
stand, vorbehalten einigen wenigen Mil
lionären, mehr ist. Das Auto . . . (Abg. G r a t z: 
Haben die Konsumenten, die Autos kaufen, 
was gehabt von Ihrem Erfolg?) Die Konsu
menten? - Natürlich I (Abg. G r a t  z: Haben 
sie die lOprozentige Senkung bekommen?) 
Sicher ! Derjenige, der sich ein Auto kauft, 
ist ein Konsument, Herr Kollege ! (Abg. 
G r a t  z: Die haben 10 Prozent weniger be
zahlt?) Ich darf zum Beispiel gleich sagen, 
daß eine ganze Reihe von Autotypen nicht 
die internationale Teuerung mitgemacht 
haben, um nur ein Beispiel zu sagen. Sie 
wurden damit billiger. (Abg. M i t t e r e r: 
War das ein Fehler, Herr Gratz?) 

Aber, Herr Klubobmann Gratz : Soll ich jetzt 
daraus schließen, daß Sie das bedauern? Das 
war die einzige Steuer, die weggefallen ist. 
Der Finanzminister rühmt sich noch, daß diese 
Sondersteuer beseitigt worden ist ! Und Sie 
bedauern es offenbar, daß diese Sondersteuer 
weggekommen ist. (Allgemeine Unruhe. -
Präsiden t Dr. M a l  e t a  gibt das Glocken
zeichen.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben heute 
bei dieser Debatte eines erkannt : Wir sind 

Bodenbeschaffung gleich Diebstahl ist (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Wann habe ich das ge
sagt?), daß Steuerreform, wie wir sie in groben 
Zügen hier aufzeigen, ident ist mit der Steuer
politik volksdemokratischer Länder (Wider
spruch bei der OVP - Abg. Dr. M u s  s i  1 :  
Das hat er  nicht gesagt! Verdrehen Sie nicht 
alles! - weitere Zwischenrufe bei der OVP) 
dann haben Sie es mißverstanden! (Zwischen
rufe bei der OVP - Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
Das sind Unterstellungen!) Ihnen habe ich 
auch noch etwas zu sagen (anhaltende heftige 
Zwischenrufe bei der OVP) -, daß beispiels
weise . . .  

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Meine Damen und Herren I Bitte 
sich wieder etwas zu beruhigen I Nach allen 
Seiten hin! (Abg. Dr. B a u  e r: Wann und 
wo hat Kohlmaier das gesagt? - Anhaltende 
Zwischenrufe bei der OVP. - Präsident 
Dr. M a l  e t a  gibt wiederholt das Glocken
zeichen.) 

Am Wort ist der Abgeordnete Wille I (Abg. 
Dr. B a u  e r: Wann und wo hat Kohlmaier 
das gesagt?) 

Abgeordneter Wille (fortsetzend) : . . .  daß 
beispielsweise die steuerpolitischen Maßnah
men, die der OGB zurzeit verlangt, einer Art 
Gaukelei gleichkommen : Weil der OGB im 
prinzipiellen seine Erfolge nicht zu erreichen 
vermag, sei er genötigt, in der Steuerpolitik 
zu manipulieren. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 

augenblicklich noch nicht in der Lage, wirklich In der Steuerpolitik, jawohl! - Abg. Doktor 
neue Wege zu zeigen, um demjenigen, der M u s s i 1: Da hat er recht!) Die Manipulation 
arbeitet, auch den ihm gebührenden Lohn für 

. A b ' 
. . . wäre sozusagen das Ziel des OGB. Androsch 

seme r e11 zu geben. AugenbhcklIch 1st es mache kümmerliche Aussagen. Er nimmt 
so, daß die Steuergesetzgebung praktisch eine 1000 S und gibt 100 S zurück. (Rufe bei der 
Stra�e f�r 

.
den leistungswilligen und für den I OVP: Das stimmt! _ Abg. M i t t e  r e r: Das 

arbeItswllhgen Menschen in Osterreich ist. is t das erste, was stimmtf) 
Ich glaube, wir müssen zu einer Steuer

gesetzgebung kommen, die den Anreiz, etwas 
zu leisten und zu arbeiten, bei allen Staats
bürgern letzten Endes so weit erhöht, daß, 
im gesamten gesehen, mit der erhöhten Lei
stung auch der Wohlstand in diesem Staate 
weiter ansteigt. Die Bevölkerung, die arbei
tende Bevölkerung ist dazu durchaus bereit. 
Aber auch die Mehrheit dieses Hauses muß 
überzeugt werden, daß das ein Weg ist, dem 
sie sich auf die Dauer nicht wird verschließen 
können. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Wille. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Wille (SPO) : Hohes Haus ! Ich 
hatte vor einigen Jahren die sehr erfreuliche 
Gelegenheit, den damaligen OGB-Mitarbeiter 
Dr. Kohlmaier kennenzulernen. Ich bin sehr 
überrascht, daß ich in der kurzen Zeit, die 
ich nun in diesem Hohen Haus verbringe, 
den Vorwurf zur Kenntnis nehmen muß, daß 

Ich frage jeden ernst zu nehmenden Parla
mentarier, wo die 900 S geblieben sind, die 
dieser Finanzminister nun hat verschwinden 
lassen. Wir erleben hier seit einigen Wochen, 
daß die Opposition alle Tage den Forderungs
katalog erweitert und gleichzeitig natürlich 
auch Steuersenkungen verlangt, ohne bis jetzt 
in irgendeiner Weise klar sagen zu können, 
was sie sich darunter vorstellt. (Zustimmung 
bei der SPO. - Abg. Dr. K o r  e n: Von Ihnen 
haben wir es vorhin doch auch nicht gehört!) 

Herr Generalsekretär Dr. Kohlmaier !  Ich 
fürchte sehr, daß Sie , seit Sie Generalsekretär 
der OVP sind, unter gewissen Zwangsvor
stellungen leiden, die zu meistern Sie nicht 
in der Lage sind! (Neuerliche Zustimmung bei 
der SPO. - Abg. Dr. K o r  e n: Mit dem Vor
wurf müssen Sie jetzt schön langsam aufhören! 
Selber nichts sagen und andere auffordern, 
geht nicht! - Zwischenrufe des Abg. Doktor 
K e i  m e 1.) 
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Und nun zu den sechs Fragen der OVP. 
Ich muß sagen, ich bin angenehm überrascht, 
daß sechs so klare und für die Opposition so 
verständnisvolle Fragen heute auf dem Tisch 
liegen: Das anerkenne ich mit großem Respekt. 
(Zwischenrufe.) Das Fürchterliche dabei ist 
(Abg. M i t t e  r e r: Daß sie nicht beantwortet 
wurden!) der Hintergrund der Argumentation 
und gleichzeitig die Erinnerung an und der 
Hinweis auf Ihren November-Antrag. 

Ich habe angenommen, daß Sie selbst ver
gessen wollen, daß Sie im November einen 
Antrag gestellt haben, demzufolge bereits ab 
Dezember eine große Lohnsteuerreform hätte 
durchgeführt werden sollen. Anscheinend nur 
deswegen, weil Sie geglaubt haben, Sie müs
sen den Osterreichischen Gewerkschaftsbund 
in irgendeiner Weise überholen. Das ist eine 
gröbliche Gimpelfängerei, was Sie hier be
treibenl (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Herr Kollege, wer ist da der 
Gimpel?) Unter anderem ist für Sie, Herr 
Abgeordneter Dr. Mussil, der Gimpel die 
österreichische Offentlichkeit. Wenn Sie den 
Mut haben, im November eine Steuerreform 
zu verlangen, die ab Dezember gilt, dann 
nehme ich Sie nicht ernst I (Neuerliche Zu
stimmung bei der SPO. - Abg. Dr. M u s  s i 1: 
Die wäre schon früher, vergangen es Jahr, 
nötig gewesen!) 

Zurück zum November-Antrag. (Abg. 
K e r n: Versprochen im Antrag der SPO 1970! 
- Weitere Zwischenrufe bei der OVP. -
Präsident Dr. M a l  e t a  gibt das Glocken
zeichen.) Eine fürchterliche Sache dabei ist, 
Herr Abgeordneter Koren, daß Sie als Volks
und Weltwirtschaftler versuchen, diese An
träge mit Ziffern zu belegen, die, wenn es 
viel ist, eine halbe Wahrheit darstellen. 

Warum das so ist, das werde ich Ihnen klipp 
und klar beweisen. (Abg. M i t  t e r e r: Wer 
da der Gimpel ist, möchte ich wissen!) Einer
seits verlangen Sie Sofortmaßnahmen. Gerade 
Sie als Nationalökonom müßten wissen, daß 
wir auf Grund der Prognosen die Teuerung 
seit Jahren annähernd voraussehen können. 
(Abg. Dr. K o r  e n: Das können aber andere 
auch!) 

Es ist seit ungefähr einem Jahr sehr genau 
bekannt, wie groß die Teuerung in diesem 
J,a:hr sein wiro. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Weil Sie 
nichts dagegen unternehmen!) Sie kommen 
nun daher und tun so, als wäre hier eine 
Lawine losgebrochen, und zwar irgendwie 
völlig unerwartet. Wenn unerwartet, dann für 
Sie, Herr Professor, denn Sie haben die Ent
wicklung verschlafen. Wir wissen, wie sich 

die Preisentwicklung vollzieht. (Zustimmung 
bei der SPO. - Ironische Heiterkeit bei der 
OVP. - Abg. Dr. K o r  e n: Das war ein star
kes Eigentor!) 

Ich erinnere mich sehr gut daran, als 
Ihr Kollege Schleinzer hier gestanden ist, das 
Budget vor sich liegen gehabt und plötzlich 
die Entdeckung gemacht hat : Ja in diesem 
Budget wird bereits eine Teuerung unterstellt. 
Er hat so getan, als wäre es ein kriminalisti
scher Spürsinn, daß er die Teuerung findet. 
(Abg. K e r n: Der größte SpaßvogelI) 

In Wirklichkeit weiß jedermann, daß für 
1972 eine Teuerung im Ausmaß wie im Jahre 
197 1  prognostiziert worden ist. (Abg. Doktor 
K o r  e n: Genügt Ihnen die nicht?) Wenn Sie 
ernst und ehrlich wären, dann hätten Sie das 
gesagt und hätten sich auf die Untersudmngen 
des Instituts bezogen (Abg. Dr. K o r  e n: Ge
nügen Ihnen 5 Prozent nicht ?  Wollen Sie noch 
mehr?) und hätten nicht so getan, als wäre 
wiederum eine Dberraschung da. (Zustimmung 
bei der SPO. - Zwischenrufe der Abg. Doktor 
G r u b e r  und Dr. K e i  m e 1.) 

Wenn Sie, Kollege Koren, davon spreChen, 
daß die Kaufkraft um 4 Milliarden Schilling 
durCh die erhöhten Steuern abgeschöpft wird 
(Abg. Dr. K o r  e n: Von 80.000 Millionen sind 
5 Prozent 40001), dann geben wir Ihnen recht, 
wie wir Ihnen · in vielen Fragen recht geben 
(ironische Heiterkeit bei der OVP), weil Sie 
nicht in allen Fragen (Abg. Dr. K o r  e n: 
Ubertreiben Sie nichtI) bewußt die ganze 
Wahrheit verschweigen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: 
Da hat etwas bei dem Satz nicht gestimmt! -
Heiterkeit bei der OVP. - Abg. Ing. H ä u
s e  r: Er hat gestimmt! Nachdenken!) Aber 
wer die halbe Wahrheit sagt, der kommt 
eben immer wieder in den Verdacht, daß er 
nicht ernst genommen wird. 

Sie hätten nämlich gerade in diesem Zu
sammenhang darauf hinweisen müssen, um 
wieviel das Pro-Kopf-Einkommen in Oster
reich 1971 gestiegen ist (Abg. Dr. K o r  e n: 
Das habe ich auch gesagt! Sie haben nur 
nicht aufgepaßtl) und um wieviel im Jahre 
1972 das Pro-Kopf-Einkommen steigen wird. 
Im Jahre 197 1  nämliCh um 12 Prozent (Abg. 
Dr. K o r  e n: Lesen Sie nach, das steht im 
Protokoll!) bei einem Wachstum von S,S Pro
zent. Im Jahre 1972 bei einem prognostizierten 
Wachstum von 4 Prozent erhöht es sich um 
ungefähr 1 0  Prozent. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Sie 
liegen völlig schief, Herr Kollege! - Abg. 
Ing. H ä u s e t: Sie sitzen falsch!) Ich würde 
Sie daher sehr bitten, daß Sie das berück
sichtigen. Kollege Mussil l Wer von uns beiden 
schief liegt, darauf mödlte ich noch zurück
kommen. (Abg. Dr. M u s  s i l : Wird mich 
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freuen! - Abg. M i t  t e  r e r: Wer der Gimpel Seite der Regierung nicht einfach gesagt, daß 
ist, ist auch klar! - Heiterkeit bei der OVP.) die Steuern zu hoch sind und aus diesem 
Herr Abgeordneter Mitterer! Glauben Sie mir : Grunde eine Steuerreform nötig ist, zu der 
Sie sind damit nicht gemeint! (Abg. M i  t- wir uns bekennen, bevor Sie sim dazu be
l e r  e r: Nein, das stimmt! Ein anderer! Er kannt haben, sondern Sie unterstellen uns, 
ist ganz in Ihrer Nähe! - Heiterkeit bei der daß hier falsm gewirtschaftet wird (Abg. 
OVP.) Ein anderer !  Sehr richtig! Dr. K o r  e n: No nal - Abg. Dr. B a u  e r: 

Nun zur "größten Inflation seit 1952" . Ich Was heißt "unterstellen" ?  - Abg. Doktor 
habe "Inflation" gesagt. Im möchte in diesem K o r  e n: Das ist eine Tatsachenfeststellung! 
Zusammenhang auf eine ganze Reihe von - Abg. Dr. B a u  e r: Tatsachenbehauptung! 
führenden Wirtschaftswissenschaftlern hin- - Abg. Dr. M u s  s i 1: Das sind lauter notori
weisen (Abg. Dr. G r u b e  r: Professor Wille!), sehe Tatsachen!), obwohl in asterreich noch 
die unter anderem gerade Ihnen, Herr Abge- nie derartige Ergebnisse erzielt worden sind. 
ordneter Mussil, den Vorwurf gemacht haben, (Beifall bei der SPO.) 
daß Sie mit Ihrer Argumentation aus der In diesem Zusammenhang ist zum wieder
Bundeswirtschaftskammer eine Zweigstelle holten Male und heute bereits wieder . . .  
der OVP machen. (Zustimmung bei der SPO. I (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das sind doch lauter 
- Abg. Dr. M u s  s i 1: Ich? Das ist eine notorische Tatsachen!) Für Sie anscheinend 
Unterstellung, wie ich sie noch nie gehört nicht, sonst würden Sie das nicht ständig in 
habe! - Abg. Dipl.-Ing. T s c  h i d a: Wie is t Frage stellen. (Abg. S e  k a n i n a: Der Wille 
das in der Arbeiterkammer? - Abg. Doktor macht den Mussil fix und fertig!) 
G r u  b e  r auf die Bänke der SPO weisend: 
Da sind die Zweigstellen, da drüben! - Wei
tere Zwischenrufe. - Präsident Dr. M a l  e t a  
gibt das Glockenzeichen.) 

Unter anderem ist auch heute wieder zum 
Ausdruck gebracht worden, daß internationale 
Preisvergleiche einfach nicht in Ordnung 
wären, denn das sei ein "sozialistisches Ab
lenkungsmanöver". (Abg. Dr. G r u b e r: Na
türlich!) 

In Osterreim wie in der westlichen Welt 
weiß man sehr wohl, daß das Problem der 
Teuerung da ist, aber nimt das Problem der 
Inflation. In den letzten zehn Jahren - im Im mömte Ihnen sagen, daß zu diesem 
möchte keine prähistorismen Untersuchungen Zeitpunkt die EWG stark erweitert wird, und 
anstellen und auf 20 Jahre zurückgehen - ist im Zeitpunkt einer erweiterten Integration 
die Teuerung viermal auf über 4 Prozent ange- lehnen Sie internationale Preisvergleiche ab. 
stiegen: 1962 auf 4,4 Prozent, 1967 auf 4 Pro- Das ist ein "schwarzes Integrations-Para
zent, 1970 auf 4,4 Prozent und 197 1  auf doxon" , das Sie geboren haben. (Zustimmung 
4,7 Prozent. bei der SPtJ. - Heiterkeit bei der tJVP. -

Nun zur halben Wahrheit. Sie haben zwar Abg. Dr. M u s  s i 1: Das hat "gesessen"! -

sehr wohl verstanden, die zwei Teuerungs- Abg. M i t  t e r  e r, das Wort auf der zweiten 

raten zu addieren, aber Sie haben ganz be- Silbe betonend: In Zukunft heißt es: "Para

wußt verschwiegen daß die Teuerung natür- doxon"! - Präsident Dr. M a l  e t a  gibt das 

lim in Zusammenhang mit dem Wamstum Gl0c,kenz�iche�.) Herr A�geordneter Mit��rer ! 

zu sehen ist. (Abg. Dr. K o r  e n: Jetzt auf i Es 1st mIr em ausgezeIchnetes Vergnugen, 

einmalf) Hätten Sie nämlim dazugesagt, daß 

I 
v�� Ihnen Belehru�ge� entgege�nehmen zu 

1967 während Ihre Amtszeit bei einer Teue- mussen. Im habe namhch den Emdruck, daß 

rund von 4 Prozen; ein reale� Wachstum von S�� mir auf diesem Gebiet unerhört viel sagen 

2,7 Prozent erzielt worden ist (Abg. Doktor I konnen . . (Abg. An.ton S c  h I .a.g e r: Uber

K o r  e n: Wann denn?), dann wären Sie nicht i ha�pt In �er 
.
WJ[tschaftSPOI� t1k� - �bg. 

mehr so mutig gewesen, denn wir haben 1970 
M � t t e  r e r. S tImmt es oder mcht. - HeIter-

ein Wachstum von 7 Prozent, 1971 von kelt.) 

5,5 Prozent und 1972 von annähernd 4 Pro- Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
zent. (Abg. S c  h r o t  t e  r: Das wird immer gebend) : Also meine Damen und Herren! 
weniger!) Wirtschaftswamstum ja, aber Wamstum an 

Seit drei Jahren sind wir in Europa in der 
Teuerung an letzter Stelle und im Wachstum 
an erster Stelle. (Anhaltender Beifall bei der 
SPtJ. - Abg. Dr. M u s  s i 1: Die größte 
Gefahr ist die Bauinflation! Und jetzt beginnt 
es zu einer permanenten Inflation zu werden! 
Das ist die Gefahr!) 

Zwismenrufen neinl - Bitte ! 

Abgeordneter Wille (fortsetzend): Ein wah
res Wort zu internationalen Preisvergleichen. 
(Abg. Dr. K e i  m e  1: Jetz t kommt e i n  
wahres Wort! - Abg. Dr. G r u  b e  r: Das 
ist der letzte Wille, Herr Professor!) In den 
letzten Jahren ist zum wiederholten Male bei 

In so einer Situation - in so einer internationalen Seminaren und bei inter

Situation! - wird von Abgeordneten Ihrer nationalen Diskussionen das Problem der 

23. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 93 von 99

www.parlament.gv.at



1794 Nationalrat XIII. GP - 23. Sitzung - 3. Feber 1972 

Wille 

internationalen Teuerung diskutiert worden. waltungswirtschaft, in der man Preisstopp an
In allen Ländern wurde immer wieder darauf ordnet (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das täte er ohne
hingewiesen, daß es in Europa Preisführer- hin ganz gerne manchmalJ) oder Preisstopp 
Länder gibt und Länder, die sich dieser Preis- aufhebt. 
entwicklung zu beugen haben, weil ihre 
internen Maßnahmen, selbst wenn sie optimal 
gesetzt werden (Abg. Dr. M u s  s i 1: Ich habe 
geglaubt, Sie wollen einen eigenständigen 
Weg gehen! Das war Ihr Slogan!), die inter
nationale Teuerung nicht zu verhindern ver
mögen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Sie sprachen 
doch von der Uberho1spur im eigenständigen 
Weg! Wohin denn? In die Inflation hinein!) 
Darf ich Sie bitten, Kollege Mussil, daß Sie 
sich vom Kollegen Mitterer korrigieren lassen, 
denn er korrigiert so gerne die Fehler. (Abg. 
Anton S c  h 1 a g e r: 1967 war es der "Gipfel 
der Leichtsinnigkeit" , eine Preissteigerung von 
3 Prozent! Heute ist 5 Prozent das Normale! -
Zwischenruf des Abg. Dr. G r u b e r.) 

Darf ich Ihnen noch einmal sagen, daß eine 
3prozentige Teuerung eben dann groß ist, 
wenn das Wachstum klein ist, aber 3 Prozent 
an Teuerung verkraftet werden können, wenn 
das Wachstum groß ist und die Teuerung 
international höher ist als in Osterreich. (Abg. 
M i t  t e r e r: Glauben Sie, daß die Konsumen
ten etwas davon haben? - Abg. K e r n: 
Früher war die Regierung schuld - heute ist 
das Ausland schuld!) 

Nun zu einer weiteren Frage. Sie hätte ich 
sehr gerne gelegentlich einer derartigen Dis
kussion einmal vom Herrn Abgeordneten 
Mitterer oder vom Herrn Abgeordneten Mussil 
beantwortet gehört. Unsere großen Industrien 
exportieren zum Teil viel mehr als 90 Pro
zent ihrer Produktion. (Abg. Dr. K o r  e n:  
Viel mehr als 90 Prozent geh t nicht! - Heiter
keit.) Wohin? In die Länder in aller Welt 
und natürlich zu Preisen, die der Weltmarkt 
hergibt. Nun anzunehmen, daß diese Länder 
einfach aus irgendwelchen karitativen Grün
den auf Weltmarktpreise und dadurch womög
lich auf erhöhte Inlandspreise verzichten wür
den, ist einfach nicht möglich. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1:  Das wird sich ändern bei Ihrer 
Regierung!) Ich habe eigentlich immer ange
nommen, daß Sie auf diesen Tatbestand, der 
uns bei allen den zahlreichen Verhandlungen 
mit den Unternehmungen immer wieder er
klärt wird, gelegentlich hinweisen. Aber Sie 
haben anscheinend in Ihrer Oppositionsangst 
auf jedes vernünftige Argument für die Indu
strie vergessen. (Zustimmung bei der SPO. -
Abg. Dr. M u s s i 1: Ich habe in meinem Leben 
nie Angst gehabt!) 

Gleichzeitig tut aber die rechte Seite so, 
als wäre Kreisky der Generaldirektor der rund 
207.000 Betriebe in Osterreich und zu gleicher 
Zeit der Kanzler einer zentralistischen Ver-

Im Grunde genommen bekennen wir uns 
zu den korrigierenden Eingriffen des Staates, 
zur staatlichen Wirtschaftspolitik insgesamt 
und zur staatlichen Verantwortung. Wir be
kennen uns aber ebenso zu den Spielregeln 
eines freien Marktes und zu den Spielregeln 
eines freien, selbstverantwortlichen Unterneh
mens. (Abg. Dr. K o r  e n: Das is t ein bißchen 
ein Widerspruch!) Auch das ist in dieser 
Situation zu berücksichtigen. 

Schließlich möchte ich sagen, daß gerade 
wir Gewerkschaften in den letzten Monaten 
wieder darauf hingewiesen haben, daß Not
wendigkeiten, wo immer sie sind, von uns 
wahrgenommen werden und daß wir die Er
füllung unserer Steuerwünsche von jedem 
Finanzminister verlangen und auch von jedem 
Finanzminister erreichen werden. (Abg. 
M i t  t e  r e r: Der Wille geht fürs Werk!) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aber 
auch darauf hinweisen, daß die Belastung des 
Bruttonationalprodukts durch alle Steuern in 
Osterreich durchaus nicht am höchsten ist. 
(Abg. Dr. B I  e n k: Das sind seltsame Töne 
aus dem Munde eines Gewerkschafters, Herr 
Kollege! Wie sich die Dinge ändern!) In 
Schweden beträgt sie 41 Prozent, in Frankreich 
39 Prozent, in Norwegen 38 Prozent, in 
Holland 37 Prozent, in Osterreich 36 Prozent 
(Abg. Dr. M u s  s i 1:  Wir sind schon bei 
38 Prozent! Das ist eine alte Statistik! Sie 
ist schon überholt!), in Deutschland und in 
England unter 35 Prozent. 

Es hat also keinen Sinn, anzunehmen, daß 
der Staat nun, weil es eine sozialistische 
Regierung gibt, einfach ohne Geld wirtschaften 
könnte oder daß die öffentliche Armut zum 
Ziel der Politik gemacht wird. 

Natürlich geben wir sehr gerne zu, daß mit 
dieser Steuerpolitik Gesellschaftspolitik ge
macht werden wird. Wir halten absolut nichts 
von Freibeträgen. (Abg. Dr. B I  e n k: Sie sind 
für eine Nivellierung!) Wir sind absolut der 
Meinung, daß man so die sozialen Verhält
nisse auf den Kopf stellt. (Abg. Dr. M u s s i 1 :  
Die Steuer setzt den Hobel an und hobelt 
alle gleich!) Wenn beispielsweise der Herr 
Abgeordnete Mussil heiraten sollte, dann be
kommt er mehr als ein kleiner Arbeiter. Das 
soll nicht sein, weil der Staat nicht dazu da 
ist, die Reichen gegenüber den Armen zu be
günstigen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Was ist reich 
und was ist arm, Herr Wille?) 

Abschließend möchte ich sagen : So notwen
dig es ist, daß die Parteien in allen diesen 
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Wille 

Fragen miteinander reden, habe ich doch den 
Eindruck, daß gerade mit diesen preis- und 
steuerpolitischen Vorstellungen auf der rech
ten Seite ein Klub der paradoxen Parlamen
tarier entsteht. Nehmen Sie bitte zur Kennt
nis, daß wir diese Vorstellungen entschieden 
und freundlich ablehnen. Warten Sie, bis sich 
die Vorstellungen des Finanzministers kon
kretisieren, und wir werden darüber in aller 
Ruhe reden können. Ich danke. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Robert Graf. Ich erteile 
es ihm. (Abg. H a  a S: Die OVP ist restlos 
am Boden zerstört! - Abg. Dr. G r u  b e r: 
Eine solche Fehleinschätzung!) 

Abgeordneter Graf (OVP) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Henen! Ich könnte mir 
vorstellen, Herr KoHege, daß Sie -sich die 
V,erwiI1kl:ichung des Zwi'schenrufes, die OVP 
sei restlos am Boden z·erstört, aus mehJ1eren 
Gründen bei der heuHgen Auseinande�s-etzung 
wünschen. Das scheint ja auch Ihre Heiterke-it 
beflügelt zu haben. Es wäre Ihnen sicher 
angenehm, wenn di'e dl'ingliche Anfra:ge in 
e-iner Art besseren Bunten Abend auskl!ingt. 
Denn ich kann mir vorstellen, me�ne Damen 
und HeHen, daß eill'�ge Parlamentarier von 
Ihnen S'ich absolut be-i der Art der Iß-eantwor
tung durch den Herrn F,iIlJanzminister nicht 
besonders wohl g-efühlt haben. (Zustimmung 
bei der OVP.) Ich möchte, wenn Si'e mir 
erlauben, in ,aUer Ruhe zwei Sät�e zur R-ede 
de's Herrn Abgeordneten Wille ·s-ag,en und 
dann -einige F-estsrellungen treff'en. 

Was Ihnen an der Bundeskammer nicht 
gefällt, -ist das glekhe, was Ihnen be,i der 
Gewerkschaft und be1 der Arbedberkammer 
sehr 9,efällt: dti-e poLitische Mehrheit. Nehmen 
Sie zur K'enntnis, daß -es Mehrheiten auch zu 
unseren Gunsten gibt (Abg. Dr. F i s  c h e r: 
Noch!), und dort w€l1den 'si,e sich nicht ändern. 
Merken Si'e sich das l (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Das �wejte, was ich an den Ausführungen 
des Herrn Abg'eordneten Will'e bemerk'ens
wert gefunden habe, .ist, daß er akzepUert und 
anerkannt hat, daß wir in der dl'inglich:en 
Anfrage sehr klare und präzise Fragen gestellt 
haben. leb wäre sehr 'glück-Hcb, wenn wir 
als Opposition anerkennen könnten, daß der 
Herr Bundesminister für FinanZien d1ese sehr 
klar-en Fragen aucb sehr klar belantwortet hat. 

Dazu darf icb nun etwas :selb.r persönlich 
Ihnen, Herr Minister, s ag'en. Ich .möchte mit 
folgendem beginnen :  Ich habe beobadltet, daß 
Ihnen Ihr Freund Lane zu Ihl'ler Rede gratuliert 
hat. Ich finde das an sich lin Ordnung. Aber ich 
zHier,e Lanc aus der Sitzung .Gels Nationalrates 

vom 28. Oktober 1 970, wo ,er ankündigte 
ich darf das wörtlich zitieren -: "Aus diesem 

Grunde würd-e ,ich :den Hel'm F:inanzminister 

ersuchen, zum -g-eg-ebenen Z-eitpunkt dem 
Hdhen Haus einen Be:rlicht über di,e Arbeiten 
an ·eliner -großen Steuerreform zuzul'eiten. Erst
mals in der Geschichte der nun gar nicht mehr 
so jungen österrelidüsch'en Demokratie könnte 
dann die VolksViertretung - insbesonder,e der 
Nationalrat - eine Grund:sat�de'batte über 
e-in neues SteueIisyst'em fühf1en."  Bravo, Herr 
Lane ! Leider mußten wir den Herrn Finanz
minister mit -einer d:rlinglkhen Anfr,age zu 
zwingen versuchen, uns die Möglichkeit zu 
geben, mit ihm seine Pläne zu dilskutteren. 
Es blieb leider beim V,el1such, Herr Bundes
minister. 

Ich möchte Ihnen 'etwas sagen: Di,e Oster
reichische Volkspartei und 'ihl1e Fr-aktion in 
diesem Hause i,st wahrEch nicht ,empfindlich. 
Sie ,wurde während der Zeit, wo wir an der 
Regierung waren, von Ihnen in k,einer Weise 
verwöhnt und geschont. Daher darf ich sagen: 
Unsere Fraktion list aUes gewöhnt, was man 
einer RegierungsfrakNon biet'en kann. Sie 
haben sich Mer wahrI.ich nicht zu bekla'gen. 
Wir werden aber dafür sorgen, daß :sich das 
ändert. Sie vertragen anscheinend kein Fair 
play. Ich gestehe, daß persönliche Kontakte 
und zwischenmenschliche Beziehungen auch 
zwiischen Regierung UJIlid OpposiHon gerade in 
schwierigen Zeiten ,eines der wertvollst'en 
Dinge sein können. Ich lege per,sönlich auch 
großen Wert auf 'ein 'geWli's,ses Fa'i,r play. 

Herr Bundesm1ini:ster, Sie haben das Mini
mum dieser Art hier außer acht gelassen. 
E's gab zwei Möglichik:eitJen. Sie, Herr Mini'ster, 
haben die driUe gewählt. Sie können eine 
Anfrage in der Form be,antworten wie zum 
Beispi'el Herr Bundeskanzl'er Kre'isky. Ich kann 
Ihnen die Beantwortullig zehn dflinglicher An
fragen zusammenschleppen; sie waren - das 
attestiere ich Ihnen (zu Abg. Dr. Kreisky 
gewendet) - präzilser und nicht so urnfan·g
mich wie rhl1e Beantwortung. Das möchte ich 
hi'er sagen. (Abg. Dr. W i t h a  1 m: Das will 
beim Bundeskanzler etwas heißen! - Abg. 
Dr. K r e i s  k y: Aber lebhaft war es auch! -

Abg. R ö s c h: Es hat denselben Krawall ge
geben!) Herr InnenminiJsteT, "krawallisi'eren" 
\Sollten Si'e von Ih.I1er Fl'aktion nicht so laut
hals sag-en. (Abg. H o  r r: Mussil, ein alter 
Krawallisierer!) Hi'Ue, wenn kraw.aUis-iert 
wurde, dann k<a,nn man das beilden Seiten 
sagen. AI,so bitte, att'e1sher'en Sie- nicht uns 
a}.1e,in einen Krawall, sonst muß ich -eine 
Aufürhlung vO.I1nehmen. Ich möchte das aber 
nicht tun, Sie wüilsen -eis so gut w1e ich. 

Nun möchte ;ich aber leine-s 'sagen: Wir 
haben 's'edl:s Fragen g,es tell t. Der Herr Bundes-
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.minilSter Ihat - .ich wi,ooerhole mich - zwei 
Möglichkeiten Ig-ehabt: dielse Fra,gen sehr prä
�ise v'Ün der Reg'�erU'ng'sbank zu beantworten 
oder da'S zu tun, Wlas d;hm als Abgeordneter 
ZUlSteht, nämlich dieSle Propagandared,e mit 
aUem Zynismus, der i'hr 'innewohnte, hier beim 
Rednerpult zu halten. Okay, Herr Min!i,st'erl 
Als Abgeordneter können Sie 'Sich da's alles 
erlauben, wir haben nichts da'gegen! Sie haben 
als M-inistler unsere Langmut mißbr.aucht und 
den parlamentarischen Komment gröblichst 
verletzt; das muß Ihnen hier gesagt werden! 
(Beifall bei der OVP.) 

Sie haben ,eI1srens, Herr Bundesmini,ster, 
eine Propagandarede von der Regierungsbank 
gehalten, eine Aufzahlung von unzusammen
hängenden Pseudoleusrungen .in de'r Form 
eines gigantischen Täuschungsmanövers der 
Fraktion gegeben, Si'e haben sich geweigert, 
Aussagen zu machen. Der Punkt 6 zum Bei
spiel, ein essentieller Punkt, ob Sie eine 
Trennung des LOihn- und Einkommensteuer
tarif.es vornehmen werden, wurde von Ihnen 
mit keinem Ton auch nur berührt. Sie wollten 
�ieUeich1, Herr Bundesminister, Ding1e nicht 
sagen, die ,wü Ihr,er Partei unterstellen, daß 
Sie die Gesellschafts'Ürdnung <Sehr klassen
kämpferisch, wenn Sie wollen, verä.ndern 
möchten. 

Der Herr Kollege HofstetfJer und der Herr 
Kollege Wille haben hier am Rande ,einige 
sehr linteressante Aussagen g,emacht. Wir 
wollten e:s aber von Ihnen hören, denn Sie 
sind der Minister. Und Wlir werden uns unser 
Fragerecht nicht nur nicht nehmen lassen. 
Herr Bundelsmini,ster, Si'e und l\hre Fr:aktion 
haben die Wahl. Mamen Sie, was Si'e wollen, 
wir werden uns darauf einstellen. Sie haben 
die Wahl, uns in Hinkunft so zu behandeln, 
wie man OppOS:itioIlisabg-eordnete -behandelt, 
näml,ich an.ständig und fair. Wir halben Sie in 
der Frage weder gekränkt noch beleidigt. Ihr 
Kollege Gr,atz hat einma,l g,esagt, wen!Il man 
Regierungsmitgl'i'ed dest, muß man Ding-e ein
stecken, die 'ein ZliViiliJSt nicht einsteckt. Wir 
woUen aber g,ar nicht, daß Si,e von ,uns €'twas 
einstecken. Wir woHen V'irelmehr , daß Sie 
erwarten, daß wir nicht ge!sonnen sind, von 
Ihnen etwas ,einzusteckten. 

Ich f'Ürdere Si'e daher mit allem gebot'enen 
Ernst auf: Es -gibt €;in parlamentaflischeos Be
triebsklima - vi'eHe,icht wünsch'en Sie daJs 
nicht, Sie haben d�e Mehrheit, voHill -, wer
fen Sie di,eses Betriebsklima IlJicht mutWillig 
über Bord !  

Zum Fair play: I m  .bej ahe Verhandlu!Ilg,en 
von Sozialpartnern, si,e sind ,gut und not
wendig. Man sollte es 'sim höchlichst über
legen, Herr Bunidelsminirster, ob man L'e'lüe 
Ziitiert, die aus di,enstlrichen Gründen nicht da 

sind und ad hoc nicht Stellung nehmen kön
nen. (Beifall bei der OVP.) Ich muß das sagen, 
weil ,ich glaube, 'daß das Ihr Gesprächspartner 
nicht v'erdient hat. 

Hohe's Haus ! Ich komme schon zum Ende, 
weil -ich gesagt habe, watS ich sa'gen wollte , 
und mir e:in paar Minuten aufheben mömte. 
VlieUeicht muß ich IhnJen noch antworten, 
Herr Bundesmimster. 

Ich lade Sie namens me-iner Frakbion noch

mals ein: Sie ,sollten d!�ese Rede weder als 
Geihäss,i'gkeit empfinden. noch -abtun, weder 
von der Mimik her abtun noch vom Inhalt her. 
Nehmen Sie dalS ,so ernst, wie wir dats meinen. 
Meine Fr.aktion bietet Ihnen und Ihren Kolle
gen noch e:inmal an : Behandeln Sie uns so, 
wie Sie von uns behandelt wuroen, dann 
werden Sie den Ton hier wiederfinden. 
Wenn das ein Ver.suchsballon war, neben der 
Ankündigung von Fri:stsetzung,en, zu der der 
Herr Klubobmann Dr. Koren gestern ja Stel
lung genommen hat, wenn das der neue Weg 
auch im Parlament ,sein Iso11, dann, Regierungs
fraik11ion der SPO, ohne uns! Wenn Sie den 
KI1ie'g eröffnen waUen, bis Mnein in die per
sönlichen Behandlungsmethoden von Opposi
tion und :&egierung, dann tun Sie das, aber 
übeI'schlafen Si'e das vorher und beherzigen 
Sie das ! Wir ,sind IlIicht gesonnen, uns unfalir 
behandeln zu lasse!Il. W,enn Sie es tun - die 
Retourkutsche Wlifld Ihnen und uns nicht ange
nehm sein, aber Si'e bekommen sie ! (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Finanzminister. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohe's Haus I Gestatten Sie 
mir, daß .ich zu dem Vorwurf - �m Ang'el
sächsischen ist Mangel an Fair play ein größe
rer Vorwurf als wiederholte Vorwürfe in 
deutsch,er Sprache hillisich:tllich TäusdlUng -
folgendes feststeHe : 

Ich möchte mich. joetzt 'g,ar nicht darauf 
berufen, daß man UIl!S bei der Budgetdebatte 
des Jahre's 1 969 im Ausschuß die Orientioe
rungsgrößen über die Budgetentwicklung der 
folgenden Jahre, die der Budget,erst'ellung für 
da·s Jahr 1 910 zugrunde 'glelegen haben, wie 
der damaliige F.inanzminister lin einem Zei
tungs.intervi'ew ausgefüihrt hat, nicht hekannt
geg,eben und die Auskunft darüber verwei'gert 
ha1, obwohl dies'e Orioenti'erungsgrößen bereits 
vorhanden waren. Nun 'rst -abelr im Vleflglleim 
zu heute ein wesentl:icher Unt'erschied. 

Im mömte mich aum gar nicht darauf beru
fen, daß "Vorstellungen'" nimt Gegenstand 
der Vollziehung sind. Nur glaube .ich, da.ß da:s 
Hohe Haus 'erst dann ,eine Möglü:h�eit hat, 
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Bundesminister Dr. Androsdl. 

di,e Vor,stellungen oder Absichten elines Mini
stern k:ennenzul'ernen, wenn sie so weit aus
ger,eift sind, daß sie entweder bereHls oder 
über kurz in einem M ini'sterialentwurf einen 
Niederschlag finden. (Abg. Dr. G r u b e r: Aber 
die Zeitungen haben dieses Rechtl) 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Daß d�e 

Zeitungen über meine Vorträge verfügen, 

ist bekannt. Daß sie das j etzt zum Anlaß 

nehmen, dQese meine Uberlegungen zum Teil 

I"ichtig, zum Teil unrichtig zu kOn'kretilsieren, 

darauf hahe ich k'einen Einfluß. Si,e können 

sich vorsteHen, ,daß es gar nicht angenehm j'st, 

wenn eine unrichtige KonkretJi,S'i'erung erfolgt, 
wenn di'e Vor- odeT Nachteile unrichtig dar
g'estellt werden, weil man in einem konkreten 
Fall von leider falschen Voraus,setzungen aus
geht. Wenn man öffentlich lelinen Vortrag hält, 
i'st er e'ben ·öffentlich gehaUen. Ich habe melhT
fach schon als oppositioneUer A:bgeordneter 
g'erade zur SteuerpoLitiik offiZlieIl Vorträge 

gehalten. 

Aber darÜ'ber hinaus: Wenn ich mich be
mühe und mit den Interessenvertretungen über 
deren Wunsch in Verhandlungen eintrete 
- es ·ist, sehr .geehrter Herr Abgeordneter 
Graf, Illicht zutr,efiend, daß ich jemanden 
ziUer'e, der niCht ,anwesend list; Sie wissen selhr 
g,enau, daß es der WunsCh des Präsidenten 
Sallinger war, in solche Gespräche mit ein
rutreten, und der Herr Generalsekr,etär Doktor 
Mussil ,  der ,anW1es,end ,tst, hat an di,esen Ge
sprächen am Dienstag teilgenommen -, dann 
deswegen, um einen Ausgleich zu finden. Es 
hätte keinen Sinn, ohne bereüs die VOIisteUun
gen der Partner zu k·ennen, zu sagen: So wird 
es geschehen I Dann brauChte man ja  darüber 
in keine Verhandlungen mehr einzutr'eten. 

Ein weiteres : Si'e haben sich nach Beträgen 
erkundigt. GestaUen Sie mir di'e etwaJs sChel
misChe Festst,ellung, daß ein Schelm ist, der 

mehr gibt, als er hat. Ich gl,aube, das sollte 
ein Finanzminister IlIicht. Si,e wissen ganz 
g.enau, daß man naCh ,€linern Monat de:s laufen
den J ahr'e's noCh keinen konkret'en Uberblick 
haben kann, wi'e s'ich die Einnahmen ent
wickeln, und daher erst reCht nicht in der 
Lage ist , abge:s'ehen von dler Bereitschaft, eine 
Vorle:i,stung zu g,ehen, qu.antitati<v etwas an
zugeben. 

Es geht bei der Änderung doels St·euersysbems 
um sehr weitmiCbend'e Dinge. Ich glaube , es 
,i'st notwendig, erst 'einmal durch 'eine r,evi

ailerte Budgetvolischau den Rahmen kennen
zulernen, in dem siCh das abspilelen kann. 
Eine solche Reform kann sinnvollerweise 
nur so verwirkllicht werden, wobei an meinen 
grundsätzl1iChen Vor,stellungen kle�flIe Zweifel 
beistehen . 

Selbstverständlrich weiß ich, daß oich aus 
einer Reihe von Gründen niCht alle meine 
Vorst'eHungen werde V'erwirkliCh,en können. 
Man wird veI1sumen, über die Grundsätze 
UbereinsNmmung zu ,ernielen . Es mag audl 
sein, daß man niCht über j ede Frage Uber
einstimmung erzielt. Es ,iJst aber sChon ein 
großer Vorteil, wenn man über einen beträCht
lichen Teil UbereinstimmuIlJg erzielen kiann, 
etwa ooi den GespräChen mit den Interessen
vertretungen . 

W,enn man darübe'r Klathe1t hat, muß man 
sich Klarheit darüber ver:sdJ..affien, was das 
kosten kann. Das hat auch 'einen Einfluß 
darauf, ob man 'es <im Ein�elfall verwirkliiCh,en 
kann oder niCht. Es kann sedn, daß wir bei 
z,ehn Punkten zur Ubereinstimmung kommen, 
daß e's sinnvoll ti'st, sie zu verwirkMchen, es 
aher, wenn man ausreChnet, was das kostet, 
in den durCh die Revusion siCh er,gebenden 
Rahmen niCht hineinpaßt und man ·also sagen 
muß, wir mÜ'ssen davon Vli,er oder fünf Punkte 
abstreichen. 

Dann ist eine Frage, ,welcher Betrag ,im 
Lichte einer solch'en Reform für eine Tarif
korrektur übrigbleibt. Das war eben der 
Hinwe1i,s auf die erweiterten Proport�onal
zonen . Das, was das österreichdsche Binkom
mensteuerreCht so im Negativen auszeiChnet, 
ist niCht so sehr di'e Durchschnittsbelastung im 
einzelnen, sondern die Belastung für ein zu
sätzliChes Einkommen, dd,e den Progressions
druck so empfindllim maCht, weil zum BeLspi,el 
eine betTäChtlrirne Erosion der Bemessungs
grundlage eingetreten. 'lost. Hi'er müssen allso 
Grundsätze, Ausmaß und finanzieUer Ra:hmen 
abge'Stedd wer.den . 

Es ist niCht mein Zi'el, zu sagen : Zuerst 
müssen die Staatsfinanzen kommen. Ganz im 
Gegenteil!  Sonst würden wir nicht an eine 
Reform und niCht an eine Progressionsffililde
rung sChreiten. 

Aber iCh muß sa,g·en : Ich muß als unabding
bare Nebenbedingung die Staatsfinanzen be
achten, we:il gelsunde Staabsfinanzen eben die 
Vora:uss,etzung für ,eine weHe'Te günstige Wirt
schafts.entwicklung da:I1steUen und weil dClls 
Gegenteil e:in zUJsätzlkher InflaHonsimpul.s 
wäre, den wir dom übe'Tednstimmend alle 
v·ermeiden woUen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Stix. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO) : Herr Präsi
dent! Hohes Haus ! Laissen Sie miCh 'eingangs 
eine kleine Begebenheit 'erzähLen, die ich 
slelber vor wenig,en T,ag,en in dem Betrieb 
miterlebt habe, dem ich nom al,s Angelstelltier, 
al,so allS unselbständi'g Erwerbstät·tger, aIl.ge
hÖfoe. 
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Dr. Stix 
Wir hatten das Problem der Gehaltserhö

hung einer sehr tüchtigen jungen Schreibkraft, 
e,iner jungen Mutter, unv,erheiratet, mit einem 
K!ind . Sie bezLeht rund 4000 S Gehalt. Ich gehe 
€Iine runde Zahl ; die GrOischenbeträge tun 
nichts zu 'der Gesch!icht'e. W,eil 'si,e tüchti'g war, 
wollte ihr der Betri,eb freiwillig eine zehn
prozentig'e Erhöhung geben, al,so rund 400 S. 

Interes's'en 'eine,s nur Iselbständig Erwerbstäti
gen. Aber ich Ihabe miT ,aus den offiziellen 
StatJistik,en des ZentIia1amteIS ZWl€li Zeitre<ihen 
he'r aus ge re chnet, die 'ich Ihnen kurz auf:z;e<igen 

möchte. 

In dem Zeitraum von 1964 bis 1967 haben 
sich dli'e Einkünfte aUer Iselbständi'g Tätigen 
um 10 ,8 Prozent 'erhöht - von 1964 bis 1967 j 

Die J UIl!ge Frau hat 'Sich 'e,inen Tag Bedenk- daJS ,sind di'e �etzt,en ZaMen 'im Handbuch. Im 
z,eH ausg.eoeben und wollte uns arn nächsten gleichen Zeitraum hat l.5'ich das Bruttoeinkom
Tag dann mitte�,len, ob ahr d�ese Erhöhung men aus Gehältern und Löhnen um 33,5 Pro-
recht ist oder nicht . z,ent erhöht. 

Am nächsten �a'9 ist sie gekommen und hat Gut so. Aber ,es :ilst ·eiIl!e ga.nz Iselhstver-

folgendeis ,erklärt : Ich habe mit unser,em LO'hn- ständHche �atsach·e und KOlliSequenz, daß 

buchhalter g,esprochen und 'habe g·esehen, daß dann be.i di'esem wes'entLieh sehneHe[len 

ich von den 400 S brutto mehr nach allen Wachstum der Gehalbs- und Lohneinikommen 

Abzügen nicht ·e'inmal 200 S netto mehr her- auch die Lohnsteuer Istär':kJeT st'eigt. Es �st 

ausbekomme. Und das bei 4000 S Gehalt ! aliso, Herr KoUege Ho�stette,r, völlig v·erfehlt, 
aus diesem Anwachsen ,dJe-r Lohnsteuer den 

Wissen Si'e was, 'hat die betreffende junlge Schluß zu zi'ehen, d�e UIlJSielbständli!g,en Iseien 
Mitar'beibe�in �esa

.
gt, könne'� W1i� das nicht 

.
so I g,egenüber den Selbständigen arg benach-

machen, daß SI'e dl·e 400 S, dlie mIr der Hetneb ' t,elili gt. . 

mehr gehen will, in Form von Arbeits!Stunden 

nachlas'sen? Ich arheit'e dann abends 'etwa's 
weniger, und dann kann .ich ,e�ne SteHe al's 
Aufräumerin ,in einem Haushalt ·annehmJen , da 
kriege ich dann mehr, und dals br,auch'e ,ich 
nicht zu v,ersteuern, weil das k:€Iin Mensch 
weiß.  

Meine Damen und HefI'len! Solche He,geben
heiten aus der Praxis der Betriebe sind sym
ptomatisch für einen ganz gefährlichen Wandel 
der Einstellung der breiten M·asse der Staats
bürger zum Staat und zu seinen St'euern. 

Sie werden mich }e'tzt wahl1sch'einlkb für 
einen maßlos·en Ubertl1e1ilber 'halten, wenn ich 
sa'ge : Auch Ihre Steuerpläne werden dazu 
führen, daß ,eines TaiQ'e.s 'gan:z;e Bel,e'gschaft.en 
zu den Firmenl'ei tungen g·ehien und bi Hen 
werden, keilll!e GeihaltJs.erhöhungen. zu bekom
men, weil sie nachher 'schle,ehter dastelhien al,s 
vorher. (Zwischenrufe bei der SPO.) Dieses 
Beispiel ihabe ,ich nicht erfunden, und 'es ilst 
auch nicht übertrie'ben. Di'€lSIe's Be·i'spi,el wil1d 
als tatsächlich'e Heg'ebenbJ€li't aus Ihr·em Mu'steT
land Schweden bericht·et. 

Hs ist Tatsache, daß das wach's'ende Auf
kommen a.n Lohnsteue'r - Kolle·ge HofisteHer 
hat ja dieSle's Vorpl1esch,en, d::iJe,s'es Hochschnel

len der Lohnsteuer geg'enüber der 'Einkommen
steUier kritii's'i'ert -, es ·ist T,atsaeh,e, daß di<E�ls'es 
HochschneUen ke,ine'swegs 'etwas mit 'eineT 
Benadlt!eiligung dm Unselbständigen gegen
über den Selbständi'gen in ,der BesteueruIl!g zu 
tun hat, sondern e'inf:ach d1ie Fol'g,e GelS größe
r,en Wachstums .der Einkommen aus Löh.nen 
und Gehältern ist. 

Ich hin ·selbst Ull!selbständig Erwerbstätiger 

und vertrete ganz ,g.eWliß ruicht di'e reinen 

Wd'e g'esagt, ich 'bin 'selber Ang'elstel,lter, 
(Abg. H o  r r: Was zu bedauern istl) ,ich habe 
kein per.sönl'iches IntefielSls'e daran, hii'er für 
d,ie Selbständigen �u ,sprechen. Aber es list 
Tatsache, daß heute das Binkommen aUJs selb
ständiger Arbeit 'einer 'Stärkeren Best,euerung 
unterHegt als daJs der Unse'lbständi'gen. 

.Denken Sie bitte aUe an das 1 3. und 14. Ge
halt. Es unterHegt 'einer ,Besteuerung zu SeihT 
niedrigen, festen Steuers ätzen. Es gibt kein 
v,ergleich'bafies Sechstel, das der Selbständige 
bei ,s'einer Einkommensteuererklänm'g etwa zu 
einem be.günstigt,en St,eUeI1S1atz ans·etz·en 
könnte. 

Denken Süe an di,e . Steuerfl1ei'helit für Uber
stunden, denken Si'e an 'ClJi'e Gewer'be:st'euer und 
denkien Si'e auch biUe dar,an, daß es gerade bei 
den Freiberuflern 'Sehr Vii,ele oße'ruf·e ,gibt, wo 
da!s Verdienen überhaupt e'rst mit 30 Jahren 
beginnt. Vorher ist kein Verdienst vorhanden, 
vorher 'i:st der Mann in der A'll'sbHdung. Wenn 
er dann ,gut verd1ent von 30 Jahl1en aufwärts , 
dann unter.Hegt er der gleichen Belsbeuerung 
wie di'eJeni-geTI, di,e schon s'eit ihIiem 20. Le
bensjahr :im Verdil€lIl!st stehen, obwohl di'eser 
Mann, der bis zum 30. Leboosj'a'br in der Aus
bildung stand, ja eigentlich zehn Jahre Ver
di'eust'entgang nachhol'en müßte. 

Damit kommen wir zu dem K'ernprobloem, 
dem >ich nicht auswelichen möchte. Bs dlst ,immer 
wieder das in die Luft gestellte Wort: "Die 
Relichen 'Sollen za1lüen! " Das i,st ,ein 'Stol�els 
Wort. Ich habe mir einmal den Spaß ,gemacht, 
I1echne[li,sch, das heißt mit dem BI,eilstift, die 
Einkommen ·aUer Rleimen zu enbeignen. Ich 
darf Ihnen, wenn ,es Sie in beiiesisi·e rt , Mer 
z·ed1gen, wa·s dabei he'l'a'liskommt. Mlit einer 
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gewissen Absicht ha'be dcb. den Rieichtum. 
bereits bei Jalhreseinkünften von rund 
300.000 S beginnen l,assen. Ich werde noch 
sa'gen. warum. 

Ich bin 'al'so heflgegan!gefi und habe dde 
amtlich ausgewiesenen Einkünfte aller Lohn
steu,erpflichtigen über '300.000 S J a'hresein'kom
men und aUer Selbständigen über 300.000 S 
Jahreseinkommen zUISammengeredmet. Das 
macht 1 0,5 Malljarden SchdHing. Und j1etzt bin 
ich hergegoangen und habe recbnemsch das 
gesamte Einkommen dieser Leute bilS .auf den 
letzten SchilLing enteignet und umV1eTtetilt auf 
das Einkommen aller SeJhstänw,gen und Un
selbständigen mit einem 'IlIied:ri,geren Jahre:s
einkommen. 

W,i'ssen Sie. was daheli (he:l1a'UlSkommt? Bei 
der total,en Enteignung aller Reichen mit Ein
kommen über 300.000 S gibt es für alle ande
ren ein monatliches Plus von 349 S. Und jetzt 
sagen Sie mir bitte, ob diese Methode. di,eser 
Spruch .. DiJe Reichen ·soUen zaJhlen!" ange
sü:hts dieser nüchternen errechneten T.atJStachen 
iT'goendeine pra..ktilsch:e Bedeutung haben kann. 

Wdr können doch in Wahrheit die Probleme 
l1IlISerer VolkJSwirbschaft nimt mit solchen 
läppi1schen Sprüchen lösen. di·e bereoi t:s einer 
einfachen Durchrechnung bei Haut und Haaren 
DJicht standhalten. Es kommt doch beut'e g,anz 
entschei,dend darauf an - und nur ISO können 
wir die Probleme lösen -. ein SteueIlSystem 
zu schaffen, das nicht jeden LeilStungsmreiz 
abtötet. sond·ern das lim Gegenteil di'e Bereit
schaft weckt. mehr zu leisten für di'e Gesamt
produkHvlität. mehr zu dieser hedzutra:gen, und 
es dadurch ermög.J;icht. die Probloeme UIllSoerer 
w,achsenden Staatsa.usgaJben zu lösen. 

Ich möchte noch einmal auf die edne Zahl 
zurüc:kkommen, das J,ahreseiukommen aller 
in Osterreicb., me me'hr allS 300.000 S rim Jahr 
verdienen. Warum (h,ahe ich d�ese Zahl ge
wählt? Wenn Wlir schon dli'e Politikerbesteue
rung hätten, für die ich sehr hin, dann wären 
wlir alle. dJie wir 'hier ·'Sitzen, unter diesem 
Kreis. der unlte,r diese redmeI1ische Enteignung 
fallen würde. Und diese 101/2 Milliarden Schil
ling, die da.<OOi hera-uskommen. würden gerade 
ausreichen. um das Loch !im StaatlShaulsiharlt zu 
stopren, wenn wir aJ.le entei'gnen. ' 

Meine Damen und Herren! Ich gl.aube·. damit 
iI5t nachgewiesen. daß der Spruch "Die Reichen 
sollen zahlen '" jeder sachlichen Substanz 
entbehrt und nidlt geeignet 'ist. die Probl€llIle 
unserer Wiil'bschaft zu lösen, sondern daß es 
vielmehr darauf ankommt. ein Steuersystem' 
zu schaffen. das d'en Tüchbi·gen belolhnt und 
ihm einen Anreiz gibt zu sch·aff'ell. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. D�e Debatte ist geschlossen. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für Diens
tag. den 15. Feber. um 10 Uhr mit der Tages
ordnung: Erste Lesung des Antrages 1 6/A 
(II-260 der Beilagen) der Abgeordneten Ing. 
Helbich und Genossen betreffend ein Bundes
gesetz über die Beseitigung von Gefahren
stellen im österreichischen Bundesstraßennetz 
(Gefahrenstellenbeseitigungsgesetz) , ein. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n. 

SchInD der Sitzung: 19 Uhr 45 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 10232 
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